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I. Abhandlungen. 


Die Krisis des landesherrlichen Kirchenregiments in 
Preussen 1848-1850 und ihre kirchenrechtliche 
Bedeutung. 


Von 


Univ.-Prof. Dr. Karl Rieker in Leipzig. 


I. 


Bis zum Jahre 1848 hatte der König von Preussen sein 
landesherrliches Kirchenregiment durch den Kultusminister und 
die diesem untergeordneten Organe, die Provinzialkonsistorien 
(für die inneren kirchlichen Angelegenheiten) und die Regierungen 
(für die äusseren kirchlichen Angelegenheiten) geführt. Durch 
die Kabinetsordre vom 28. Januar 1848 wurde, einem Antrage 
der Generalsynode von 1846 entsprechend, ein Evangelisches Ober- 
konsistorium errichtet, das unter dem Vorsitze des Kultusmini- 
su13 kollegialisch arbeitend, für alle Angelegenheiten der evan- 
gelischen Kirche aus dem amtlichen Wirkungskreise der Pro- 
vinzialkonsistorien die oberste kirchliche Behörde bilden und auch 
ın Disziplinarsachen die bisherigen Befugnisse des Kultusmini- 
E übernehmen sollte, während dieser für die äusseren kirch- 
lichen Angelegenheiten aus dem amtlichen Wirkungskreise der 


Rerrierune 5 ; 
& gen nach wie vor die oberste Instanz blieh. 


Doch nun tr 


aten die grossen politischen Ereignisse des Jahres 
Deutsche Ze 


Itschr, £. Kirchenrecht. X. 1. 1 
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1848 dazwischen und drohten nicht bloss die ganze Organisation 
der evangelischen Kirche, sondern auch das landesherrliche Kır- 
chenregiment selbst hinwegzuschwemmen. 

Preussen, bis dahin absolutistisch regiert, trat jetzt in die 
Reihe der konstitutionell verfassten Staaten ein. In dem „Patent 
wegen beschleunigter Einberufung des Vereinigten Landtags“ vom 
18. März 1848 erkannte Friedrich Wilhelm IV. als notwendig 
an, dass alle deutschen Länder konstitutionelle Verfassungen er- 
hielten, und in dem „Aufruf an mein Volk und an die deutsche 
Nation“ vom 22. März bekannte er öftentlich, dass nur solche 
Verfassungen mit Verantwortlichkeit der Mı- 
nıster in allen Einzelstaaten, sowie die Gleichheit der 
politischen und bürgerlichen Rechte für alle 
religiösen Glaubensbekenntnisse im Stande sein 
würden, die angestrebte Einheit Deutschlands zu bewirken und 
zu befestigen“!, 

Bereits am 6. April 1848 wurde durch die „Verordnung über 
einige Grundlagen der künftigen preussischen Verfassung“ einmal 
die Unabhängigkeit der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte vom 
religiösen Glaubensbekenntnisse ausgesprochen und sodann den 
künftigen Vertretern des Volkes das Recht der Zustimmung zu 
allen Gesetzen sowie zur Festsetzung des Staatshaushaltsetats, 
und das Steuerbewilligungsrecht zugestanden. 

In die Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 1848 wurde 
dann ausserdem noch der Grundsatz der Selbständigkeit der evan- 
gelischen und der römisch-katholischen Kirche, sowie jeder an- 
deren Religionsgesellschaft in der Ordnung und Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten als Artikel 12 aufgenommen, womit der Artikel 15 
der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 übereinstimmt. 


Die grosse Frage war nun: welche Folgen hatte die Em- 
führung einer konstitutionellen Verfassung mit Ministerverant- 


ı Vol. das höchst dankenswerte Quellenwerk von Woltersdorf, Das 
Preussische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 54. 
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wortlichkeit, die Verkündigung der Unabhängigkeit der staats- 
bürgerlichen Rechte vom Religionsbekenntnis und der Selbstän- 
digkeit der Kirchen und Religionsgesellschaften für das Verhältnis 
der evangelischen Kirche zum Staat, insbesondere für das lan- 
desherrliche Kirchenregiment? war dieses durch die neuen poh- 
tischen Massregeln aufgehoben oder nicht? konnte es noch wei- 
terbestehen, wenn der König künftig ein Gesetz nur mit Zustim- 
mung einer Volksvertretung erlassen durfte, deren Mitglieder 
Christen, Juden, Heiden sein konnten, wenn der Kultusminister 
nicht mehr bloss vom König seine Weisungen erhielt, sondern auch 
dem Landtage verantwortlich war, wenn die evangelische Kirche 
Ihre Angelegenheiten selbständig ordnen und verwalten sollte ? 


Da ist es vor allem bemerkenswert, dass die preussische 
Staatsregierung selbst mit aller Entschiedenheit sich auf den 
Standpunkt stellte, die Zeit des landesherrlichen Kirchenregiments 
sei vorbei, wenn dieses auch für den Uebergang des evangelischen 
Kirchenregiments in die rechten Hände selbst noch zu sorgen habe. 

Bereits am 4. April 1848 erklärte der Kultusminister Graf 
Schwerin, der eben erst an die Stelle von Johann Albrecht 

Friedrich Eichhorn getreten war, vor dem Vereinigten Lanlltage: 
Seine Majestät der König hat den Grundsatz ausgespro- 
chen für seine Regierung, dass fortan die gleiche Berechtigung 
aller Glaubensbekenntnisse stattfinden soll, und eskann dem- 
nach von einer staatlichen Leitungirgend einer 
Kirchengesellschaft nicht mehr die Rede sein, viel- 
mehr wird der Staat nur sein Recht den Relisionsgesellschaften 
gegenüber wahrzunehmen haben!. 

Und als Graf Schwerin die erste (und einzige) Sitzung der 
Konmission, die er zur Beratung über die künftige Verfassung der 
evangelischen Kirche einberufen hatte, am 11. April 1848 eröfl- 
nete und die Grundsätze darlegte, die künftig für das Verhältnis des 
Staates zur Kirche massgebend sein würden, da hob er hervor, 


’ Bei Woltersdorf a. a. O. 8. 57. 
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dass der Staat in Zukunft jeder Einmischung in die in- 
neren Angelegenheiten der Kirche sich zu entlialten haben 
werde, und dass es bezüglich der evangelischen Kirche daher 
zunächst darauf ankomme, ihr durch eine aus ihr selbst her- 
vorgegangene Verfassung die Selbständigkeit zu sichern, die 
sie befähige, ihre Freiheit nach allen Seiten hin zu wahren. 
Auch die unterm 15. Aprıl 1848 verfügte Auflösung des eben 
erst errichteten Oberkonsistoriums ist nur so zu verstehen, dass 
die Regierung damit aussprechen wollte, die Verfassung der evan- 
gelischen Kirche könne jetzt nicht mehr auf dem Grunde des 
Konsistorialprinzips gestaltet werden, weil dieses die Abhängıig- 
keit der Verwaltung der evangelischen Kirche von der Staats- 
gewalt bedeute. 


Von besonderer Bedeutung sind die Erklärungen, die der 
damalige Vertrauensmann und Berater der Staatsregierung in der 
Kirchenverfassungsfrage, der Kirchenrechtslehrer Ludwig Aemi- 
lius Richter, über den Gegenstand, der uns hier beschäftigt. 
abrsab. Als Referent der vorhin genannten Kirchenverfassungs- 
kommission veröffentlichte Richter in der Allgemeinen Preussi- 
schen Zeitung vom 26. April 1848 den Entwurf einer Verord- 
nung wegen Berufung einer evangelischen Landessynode (zur Be- 
ratung der künftigen Verfassung der evangelischen Kirche). Für 
uns kommen hier nur die Erörterungen in Betracht, mit denen 
Richter die Veröffentlichung des Entwurfs begleitete!. 

Es war der beherrschende Gedanke, dass die bisherige 
Form des Regiments der evangelischen Kirche in Preussen von 
dem Augenblicke an ilıre Berechtigung verloren habe, wo das 
konstitutionelle Prinzip und die von ihm untrennbare Verant- 
wortlichkeit der Minister die Grundlage des öffentlichen Le- 


' Der Entwurf mit den Erläuterungen Richters ist bei Wolters- 
dorf a...0. 3 72f, 74 ff. abgedruckt: wir zitieren hier nach einem 
Sonderabdruck. 
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bens geworden sei. Zwar enthalten die Verfassungsurkunden 
der deutschen Staaten einstimmig auch ein Anerkenntnis der 
landesherrlichen Kirchengewalt, und es ist, wenn wir uns recht 
erinnern, in einer Ständeversammlung ausdrücklich zugegeben 
worden, dass auch die Regierung der Kirche unter Verant- 
wortlichkeit gegen die Stände geführt werde. Der näheren Be- 
trachtung kann es jedoch nicht entgehen, dass in jenem An- 
erkenntnis nur ein bewusstloses Festhalten an den gewohnten 
Zuständen, und in diesem Zugeständnis nur eine mangelhafte 
Erwägung der Konsequenzen des Prinzipes und der Lebens- 
bedingungen der Kirche zu Tage tritt. Es war gewiss ein 
mannigfach bedenklicher Zustand, dass bisher in Preussen die 
obere Leitung der Kirche allein in die Hand eines höheren 
Staatsbeamten gelegt war, und es darf zur Ehre der Wahrheit 
yesagt werden, dass dieses nicht nur von der Kirche empfunden, 
sondern von dem Regiment selbst anerkannt worden ist. Die 
unveränderte Fortdauer jenes Zustandes aber würde mit dem 
Recht der Kirche auf selbständiges Dasein unter den gegen- 
wärtig eingetretenen Verhältnissen noch viel weniger vereinbar 
sein. Um dieses zu beweisen, dürfen wir nur daran erinnern, 
dass seit die Freiheit der Religionsübung und die Gleichheit 
der bürgerlichen und politischen Rechte für die Bekenner aller 
Religionen gesetzlich ausgesprochen worden ist, die Volksver- 
tretung ihre Glieder aus Christen aller Bekenntnisse und aus 
Nichtehristen sammeln wird. Soll nun ihr der Minister der 
geistlichen Angelegenheiten für die Leitung der evangelischen 
Kirche zu Recht und Rede stehen? Soll er diejenigen, welche 
nicht auf dem Grunde der Kirche stehen, doch sich als Wächter 
gegenüber haben? und soll die Kirche ihre Verwaltung ab- 
hängig sein lassen von den Wechselfällen des politischen Le- 
bens? In der That ist hier die Antwort ausser Zweifel, so- 
lange nicht alles, was wir bis jetzt festgehalten haben, für eine 
Täuschung erklärt und der evangelischen Kirche das Recht 
auf selbständiges Dasein förmlich abgesprochen worden ist. 
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Vorläufig hat es jedoch mit diesem Territorialismus nicht nur 
keine Gefahr, sondern wir dürfen es mit aufrichtig dankbaren 
Herzen sagen, dass der gegenwärtige Träger des Regiments 
in der Erkenntnis dessen, was aus der Umwandlung der öf- 
fentlichen Zustände für die Kirche sich ergeben ınuss, uns 
allen vorangegangen ist. Verhält es sich nun so, so ergiebt 
sich das Weitere schon von selbst. Bisher haben wir uns ın 
allerhand Theorien über das Verhältnis der Kirche zu dem 
Staate versucht. Aber die Gedanken der Menschen sind ge- 
duldiger als die Thatsachen, denn mit ungeahnter Schnelligkeit 
ist der alte Grenzstreit entschieden, und das was die Einen 
ersehnt, die Anderen gefürchtet haben, verwirklicht worden: 
Das Band des Regiments, welches Jahrhun- 
derte lang die evangelische Kirche mit dem 
Staate verbunden hat, ist gelöst. Wir sagen: das 
Band des Regiments ist gelöst, in der lebendigen Hoftnung, 
dass sich um so fester ein anderes knüpfen werde, in welchen 
die Kirche dem Staate in freier Weise dient, und den Schatz. 
zu dessen Bewahrrerin sie bestellt ist, zu seinem Heil verwendet. 
Auch noch einige Monate später sehen wir Richter nm 
unserer Frage denselben Standpunkt einnehmen in seinem den 
Kultusministerium zur weiteren Veranlassung überreichten „Vor- 
trag über die Berufung einer evangelischen Lan- 
dessyno.de*“ (Berlin, 1848), worin er über die Eingaben, Vor- 
stellungen, Berichte referiert, die die Publikation jenes Entwurts 
einer Verorduung aus allen Kreisen der Kirche hervorgerufen 
hatte; eine Stelle aus diesem Vortrage werden wir später noch 
anzuführen haben. 
Nur noch Eine offizielle Aeusserung möge hier Platz finden: 
die Erläuterung, die der Nachfolger des Grafen Schwerin im 
geistlichen Ministerium, von Ladenberg, zum Artikel 12 der 
Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 1848 (s. o. 8. 2) ver 
öffentlichte: 
Der Entwurf der Verfassungskommission enthält in Ar- 
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tikel 19 [dem späteren Art. 12 der V.U.] die allgemeine Be- 
stimmung, dass jede Religionsgesellschaft in betreff ihrer in- 
neren Angelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens 
der Staatsgewalt gegenüber frei und selbständig sein solle. 
Diese Bestimmung ist offenbar eine ungeeignete, weil die Grenze 
zwischen den äusseren und inneren Angelegenheiten nirgends 
fest bestimmt ist, und weil es ein negatives Recht giebt, auf 
welches der Staat gegenüber den Religionsgesellschaften nie- 
mals verzichten kann, wenn er sich nicht selbst gefährden will. 
Deshalb hat die Verfassungs-Urkunde, in Uebereinstimmung 
mit dem von der Frankfurter Versammlung gefassten, auch 
von der ÜUentral-Abteilung angenommenen Beschlusse, den 
praktischen Gesichtspunkt festgehalten und den Religions- 
gesellschaften das Recht, ihre Angelegenheiten 
selbständig zuordnen und zu verwalten, ver- 
heissen, wonach künftig eine positive Teilnahme von Seiten der 
Staatsgewalt nicht mehr stattfinden wird. — In besonderer Be- 
ziehung auf die evangelische Kirche aber versteht es sich schon 
nach der ım Artikel 109 enthaltenen Bestimmung! von selbst, 
dass die geschichtlich entwickelte, sich an den Staat anlelınende 
Verfassung derselben, mithin auch die Wirksamkeit der der- 
maligen Behörden fortbestehen muss, bis ein anderer Rechts- 
zustand begründet sein wird”. 


Von privaten Aeusserungen, die in dieser Zeit in gleichem 
Sinne wie die offiziellen Kundgebungen laut geworden sind, seien 
vor allem die Stimmen zweier in ihren Kreisen einflussreicher 
Männer mitgeteilt. Der Geheime Oberregierungsrat von Beth- 


! Diese Bestimmung lautet: „Alle durch die bestehenden Gesetze an- 
geordneten Behörden bleiben bis zur Ausführung der sie betreffenden or- 
ganischen Gesetze in Thätigkeit.* 

2 Erläuterungen, die Bestimmungen der Verfassungs-Urkunde vom 
v. Dezember 1848 über Religion, Religionsgesellschaften und Unterrichts- 
wesen betreffend, Berlin 1848, S. 8 — Weitere offizielle Aeusserungen 
gleichen Sinnes aus dem Jahr 1848 hat Woltersdorf a. a. O. S. 58 ff. 
gesammelt. 


8 Abhandlungen. 


mann-Hollweg (von 1858—1862 Kultusminister), dessen Stimme 
am Rheine viel galt, hielt am 11. Mai 1848 auf der evangelischen 
Konferenz zu Bonn, die zum Zwecke der Beratung über die ge- 
genwärtige Lage der evangelischen Kirche veranstaltet war, einen 
Vortrag über „die evangelische Kirche nach der Staats- 
umwälzung, auch Kritik des Entwurfs einer Ver- 
ordnung, dieZusammenberufung einer evange- 
lischen Landessynode betreffend“! Nachdem er 
hier ausgeführt hatte, dass dem Kultusminister nunmehr kein 
Einfluss auf die inneren Angelegenheiten der evangelischen Kirche 
zustehen könne und dürfe, fuhr er fort: 

Was hier von dem Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten gesagt worden, gilt natürlich auch von dem Könige, 
insofern er durch den Minister beraten ist. Ja selbst abge- 
sehen hiervon und unter Voraussetzung seines ganz selbstän- 
digen Handelns oder seiner Beratung durch eine rein kirch- 
liche Behörde erscheint der Einfluss des Königs auf die inneren 
kirchlichen Angelegenheiten fortan kaum möglich. Denn in 
ersterem Falle hätte die Kirche von dem Staatsoberhaupte 
abermals rein politische Einflüsse auf ihr Inneres zu befürchten, 
und in beiden Fällen übte derselbe einen durch die konstitu- 
tionellen Gewalten nicht überwachten Einfluss auf das Volk, 
was mit dem konstitutionellen System in Widerspruch steht 
und Konflikte erzeugen müsste. Doch keiner dieser Auswege 
ist bisher versucht und die Frage daher noch nicht praktisch 
geworden ?, 


Der andere, dessen Stimme in gewissen Kreisen der Kirche 


! Abgedruckt in der Bonner Monatsschrift für die evangelische Kirche 
der Rheinprovinz und Westphalens, 1848, Il, S. 25 ft. 

?A.a. OÖ. S. 29. Weitere Acusserungen v. Bethmann-Hollwegs 
über unseren Gegenstand finden sich ebendas. S. 108, 127 f., 147. An dem 
„uletzt genannten Orte sagt er: 

„— Ich gehe hierbei von der Ansicht aus, dass, wenngleich das 
bischöfliche oder Oberültesten-Amt noch in der Hand des Königs beruht, 
dies doch in Zukunft nicht so bleiben könne.“ 
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grosses Gewicht hatte, der Kirchen- und Staatsrechtslehrer an 
der Berliner Universität, Friedrich Julius Stahl, nalım zu unserer 
Frage das Wort in einem Vortrage, den er auf der Berliner Pastoral- 
konferenz am 21. Juni 1848 „über die Stellung der Kirche in 
ihrer Trennung vom Staate“ hielt!. Wir teilen daraus folgende 
Stellen mit: 

Das worum es sich jetzt handelt, das was der Kirche zu- 
kommt zu fordern und zu bewirken, ist nicht die Trennung der 
Kirche vom Staate, sondern ihre Trennung vom landes- 
herrlichen Kirchenregiment. Für dieses sind die Voraus- 
setzungen gewichen, unter denen allein es erspriesslich, ja unter 
denen allein es zulässig ist. Es sind zwei Veränderungen in 
der Staatsverfassung, die das landesherrliche Kirchenregiment 
über die evangelische Kirche von nun an unhaltbar machen: die 
Ministerverantwortlichkeit in dem jetzt damit verbundenen Sinne, 
durch welche der entscheidende Einfluss in allen öffentlichen 
Sphären vom König auf die Volksvertretung übergeht, und der 
Eintritt der Bekenner aller möglichen Religionen in die Volks- 
vertretung. Denn damit käme offenbar das Kirchenregiment 
aus evangelischen Händen in unevangelische, Ja unchristliche ?. 

Dem naheliegenden, auch von Richter (s. oben S. 5) be- 
rührten Einwande, dass schon längst in Deutschland konstitu- 
tionelle Staaten bestehen, in denen der Landesherr dennoch nach 
wie vor das Kirchenregiment über die Protestanten inne habe, 
begegnet Stahl in anderer Weise als Richter: 

Hier |d. h. in jenen Staaten] blieb der konstitutionellen 
Verfassung ungeachtet der Fürst wirklich Regent und darum auch 
wirklich Inhaber des Kirchenregiments. Es war nach diesen 
Konstitutionen anerkannt, dass innerhalb des Gesetzes sein 
Wille entscheide, und durften deshalb die Minister, wenn sie 


’ Abgedruckt in der von Hengstenberg herausgegebenen Evangelischen 
Kirchenzeitung 1848 Nr. 55 vom 8. Juli S. 525 ff. und Nr. 55 vom 19. Juli 
S. 561 fl. 

”A.a. 0.8. 525 f. 
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anders das Gesetz nieht verletzten, sich auf diesen Willen ge- 
genüber entgegengesetzten Ansichten der Stände berufen, ohne 
ihr Amt niederzulegen, ja es gab nach diesen Konstitutionen 
einen Bereich von Gegenständen, für welche den Ständen nicht 
einmal eine Mitsprache, nicht das Recht der Anträge und der 
Interpellation zukam; dahin gehörten nach einigen Verfassungen 
die auswärtigen Angelegenheiten und wohl nach allen das innere 
Kirchenregiment über die Protestanten. Jetzt aber ist das 
Verhältnis ein anderes. Es wird die Ministerverantwortlich- 
keit in der Art aufgefasst, dass die gesamte Ausübung der 
königlichen Gewalt nach Willen und zu Billigung der Volks- 
vertretung zu erfolgen habe, die Minister daher dieser überall 
genugthun und vom Amte weichen müssen. Irgend ein Be 
reich, wo der persönliche Wille des Königs entschiede, wird 
nicht zugestanden. Damit fiele denn auch das evangelische 
Kirchenregiment notwendig unter dieselben Bedingungen: e: 
würde vom Kultusminister nach dem Willen der Volksvertre- 
tung ausgeübt, die allen Religionsbekennern geöfinet ist. Das 
ist aber unmöglich !. 


Auch die amtlichen Gutachten, die der Minister von 
Ladenberg m den ersten Monaten des Jahres 1849 von sänt- 
lichen theologischen Fakultäten und Konsistorien der Monarchie 
sowie von den Kirchenrechtslehrern Jacobson, Otto Mejer. 
Stahl, Wasserschleben über die Kirchenverfassungsfrage ein- 
forderte ?2, sprachen sich in ihrer überwiegenden Mehrheit dahm 
aus, dass nach den einschneidenden politischen Veränderungen 
des Jahres 1948 das landesherrliche Kirchenregiment nicht weiter 
bestehen könne; einige Gutachten betrachteten dies so sehr als 
selbstverständlich, dass sie sich auf eine Erörterung dieses 


A. a. 0.8. 897. 

? Sie sind von Richter herausgegeben worden unter dem Titel: Anıt- 
liche Gutachten, die Verfassung der evangelischen Kirche in Preussen be- 
treffend, Berlin und Leipzig 1549. | 
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Punktes gar nicht einliessen; andere wie insbes. die Gutachten 
von Jacobson und Mejer suchten mehr oder weniger aus- 
führlich nachzuweisen, dass die neueste Staatsveränderung den 
Wegfall des landesherrlichen Kirchenregiments in sich schliesse. 
Mejer erklärt den Sinn des Artikels 12 der VU. dahin, 
„dass der Staat nicht allein die Kirchenhoheit in ihrer 
bisherigen weitgreifenden Bedeutung, sondern auch namentlich 
die von ihm bis dahin gehandhabte Kirchengewalt (Kirchen- 
regiment, jus in sacra) aufsibt und letztere der Kirche zu 
eigener Verwaltung überliefert“. 
Jacobson führt aus?: 

Der König vereinigt in seiner Qualität als christliches 
Oberhaupt des Staats (als christliche Obrigkeit) und als vor- 
zügliches Mitglied der evangelischen Kirche die Rechte der 
Kirchenhoheit und des Kirchenregiments. Die letzteren, die 
sogenannten Episkopalrechte, soweit dieselben wirklich kirch- 
licher Natur sind, können dem Landesherrn als solchem künftig 
nicht mehr zugesprochen werden; denn das Oberhaupt des 
Staates wird in dieser Qualität nach den jetzt eingetretenen 
Aenderungen nicht mehr Mitglied einer bestimmten Religions- 
gemeinschaft?, sein und deshalb auch nicht mehr die ihn in der 
Zeit der Reformation zugefallenen sogenannten oberbischöflichen 
Rechte als Landesherr in Anspruch nehmen, und deshalb auclı 
nicht durch von ihm eingesetzte Behörden staatlichen oder 
staatskirchlichen Charakters verwalten können. Es werden da- 
her diese kirchlichen Rechte der Kirche selbst wieder zufallen 
müssen, welcher sie als ursprüngliches Eigentum zustehen. 


ı A.a. O. S. 345 f. Schon früher hatte Mejer in der Berliner alle. 
Kirchenzeitung 1848 Nr. 52 S. 483 ausgesprochen, dass, sobald die Trennung 
zwischen Staat und Kirche verkündigt sei, auch der besonders bevor- 
rechteten Stellung des Landesherrn in der Kirche ihr 
Grund schwinde (nach Woltersdorf a.a. O. S. 95 f.). 

?A.a.0.3.75. 

® Das ist die äusserste Konsequenz, die aus der Einführung einer kon- 
stitutionellen Verfassung gezogen wird! 
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Wir verzichten auf die Mitteilung weiterer Aeusserungen, 
die sich alle in der gleichen Richtung bewegen’; was wir an- 
geführt haben, das genügt zum Beweis dafür, dass nach Einführung 
der konstitutionellen Verfassung mit Ministerverantwortlichkeit, 
Unabhängigkeit der staatsbürgerlichen Rechte vom Glaubensbe- 
kenntnis, Selbständigkeit der Kirchen und Religionsgesellschaften 
in der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten die herr- 
schende Meinung ın den amtlichen und ausseramtlichen Kreisen 
dahin ging, die Zeit des landesherrlichen Kirchenregiments sei 
vorbei; wenn es auch vorläufig noch zu Recht bestehe und für 
den Uebergang des Regiments in die rechten Hände zu sorgen 
habe, so sei doch sein fernerer Bestand durch die neuen 
politischen Verhältnisse unmöglich gemacht. 

Nur eine zunächst kleine und schwache Minorität ist anderer 
Ansicht; ihr wenden wir uns jetzt zu. 


II. 


In der Nummer 43 der Evangelischen Kirchenzeitung vom 
27. Mai 1848 veröffentlichten vier Mitglieder der theo- 
logischen Fakultät an der Universität Halle 
(Herzog, Hupfeld, Müller, Tholuck) eine Kritik jenes Richterschen 
Entwurfs einer Verordnung wegen Berufung einer evangelischen 
Landessynode. Sie hatten an dem Entwurf unter anderem aus- 
zusetzen, dass er in & 11 für die Rechtsbeständigkeit der Be- 
schlüsse der Landessynode nur die Zustimmung der Repräsen- 
tation des Landes, soweit dieselbe erforderlich sein werde, vor- 
behalte: 1 
Man sollte hier vielmehr den Vorbehalt der Zustimmung 
für die Krone erwarten. Denn rechtmässiger Inhaber der 
Kirchengewalt ist in der evangelischen Kirche Preussens his 
jetzt unser König, nicht eine Repräsentation des Landes. Soll 
nun die Kirche sofort diese Gewalt überkommen und ihr Re- 
eiment selbständig verwalten durch Versammlungen und Be- 


! Vol. Woltersdorf a a. 0. 8.89 #., 477 ft. 
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hörden, so kann sie dieselbe nur aus der Hand des Königs 
empfangen. — Die Beschlüsse der Landessynode über die künf- 
tige Verfassung der Kirche bedürfen nicht nur der Geneh- 
migung des Königs kraft seines landesherrlichen Hoheitsrechtes, 
dessen Wahrnehmung durch den Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten 8 10 anordnet, sondern sie können, insofern sie 
das Kirchenregiment in andere Hände legen, nur durch freie 
Einwilligung und ausdrückliche Abtretung seines bisher allein 
berechtigten Inhabers rechtsgültig werden. Dieser Akt ist 
wesentlich verschieden von jener Genehmigung des Staatsober- 
hauptes, deren die Synode für ihre Beschlüsse auch unter einem 
katholischen Regenten in gleicher Weise bedürfen würde. Und 
es ist hier nicht blos von der Wahrung eines Rechtes der 
Krone die Rede, sondern auch von der Erfüllung einer Pflicht 
gegen die Kirche, der nichts Schliimmeres begegnen könnte, 
als wenn ihre Vertretung die neue Bahn der Verfassungsent- 
wicklung sich auf gesetzlose und anarchische Weise zu brechen 
verleitet wird). 

Auf den ersten Blick scheint diese Kundgebung sich von 
denen der Mehrheit, die wir bisher aufgezählt, nicht zu unter- 
scheiden; bei schärferem Zusehen aber finden wir: einmal dass 
das landesherrliche Kirchenregiment vorläufig noch zu Recht be- 
stehe, wird in einer Weise betont, die den Gedanken nahelegt, 
es könne auch weiterhin trotz der eingeführten Landesrepräsen- 
tation bestehen bleiben. Sodann wird nachdrücklichst darauf 
hingewiesen, dass der König allein und nicht die Repräsentation 
des Landes rechtmässiger Inhaber der Kirchengewalt sei, und 
dadurch eine Distinktion vorbereitet, die bald in der Diskussion 
über das landesherrliche Kirchenregiment berufen war eine Rolle 
zu spielen. Endlich taucht hier zuerst ein Gesichtspunkt auf, 
der in den folgenden Erörterungen stets zu Gunsten des Fort- 
bestehens des landesherrlichen Kirchenregiments in die Wagschale 
geworfen wird, dass nämlich dieses nicht blos ein Recht, sondern 

1A.2.0.8. 408 f 
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auch eine Pflicht des Landesherrn gegen die evangelische 
Kirche bedeute. 


Einen Schritt weiter geht ein anonymer Artikel in der 
evangelischen Kirchenzeitung Nr. 46 vom 7. Juni 1848 (S. 
433 fi.) und Nr. 47 vom 10. Juni 1848 (S. 443 f.): „Ueber 
dieStellungderKirchenbehörden in den Preus- 
sischen Landen bis zur neuen Kirchenverfassung*“. 
Hier wird zunächst an den Satz in jener Erklärung der Hallenser 
Theologen angeknüpft: „Rechtmässiger Inhaber der Kirchenge- 
walt ist in der evangelischen Kirche Preussens bis jetzt unser 
König, nicht eine Repräsentation des Landes“ und dies für 
eine Thatsache erklärt, die historisch und kirchenrechtlich keinem 
Zweifel unterliegen könne. Dann aber wird fortgefahren: 

Die Kirchengewalt des evangelischen Landesherrn ist an 
Bedingungen und Beschränkungen geknüpft, welche von ver- 
änderten Staatsregierungsprinzipien völlig unabhängig 
sind: sie bleibt daher ausschliesslich in den Händen des Landes- 
herrn und der verordneten Kirchenbehörden, wenn auch die 
Staatsregierungsgewalt zum Teil an eine Landesrepräsentation 
abgetreten wird; sie ist mithin durch die Bewilligung einer 
politischen Konstitution in keiner Weise alteriert, wenn auch 
die davon verschiedene Staatsaufsicht über die Kirche, 
welche sich auf staatsgefährliche Ausartungen 
beschränkt, andere und mehrere Wächter erhält. 

Weiter wird dann ausgeführt, dass die Ausmittelung der 
„rechten Hände“ nur dem Könige selbst und zwar ohne Rück- 
sicht auf die Organe der konstitutionellen Staatsregierung zustehe. 

Hier wird also aus der selbständigen rechtlichen Natur des 
landesherrlichen Kirchenregiments, die noch schärfer hervorge- 
hoben wird als in der Erklärung der Hallenser Theologen, zu- 
nächst nur der Schluss gezogen, dass die Organe der Staats- 
regierung, wobei wohl hauptsächlich an den der Landesvertretung 
verantwortlichen Kultusminister gedacht wird, nicht berechtigt 
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seien, bei der Ausmittelung der rechten Hände mitzuwirken, aber 
es liegt auf der Hand, dass von hier aus nur ein Schritt ist bis 
zu der Behauptung, die Möglichkeit und Zulässigkeit der Weiter- 
führung des evangelischen Kirchenregiments durch den König 
werde durch die veränderten Staatsregierungsprinzipien überhaupt 
nicht berührt. 


Diesen Schritt thut das Schreiben eines nicht genannten 
Verfassers an den Präses der Gnadauer Pastoral- 
konferenz, datiert von Thale a. H. 10. Juni 1848, abge- 
druckt in der Nr. 57 der Evangelischen Kirchenzeitung vom 
15. Juli 1848 S. 545 fl. Dieses Schreiben betont (in Ueberein- 
stimmung mit der Erklärung der vier Hallenser Theologen), dass 
der König nicht blos Rechte, sondern auch Pflichten gegen 
die evangelische Kirche habe und darum das evangelische Kirchen- 
regiment nur in die rechten Hände ausliefern dürfe, um so mehr 
als die evangelische Kirchengewalt unabhängig 
von der Staatsregierung dem Könige unver- 
sehrt und ungeschmälert geblieben sei und er 
davon an die Landesrepräsentation kein Titelchen veräussert 
habe, noch habe veräussern können. Die Hauptaufgabe 
des landesherrlichen Kirchenregiments sei 
daher jetzt, eine rein kirchliche, vom verant- 
wortlichen Kultusminister unabhängige Kir- 
chenverwaltung einzurichten. 

In der gleichen Richtung bewegt sich ein Aufsatz in der 
Evangelischen Kirchenzeitung Nr. 59 vom 22. Juli 1848 8. 577 
mit der Ueberschrift: „Die Professoren Richter und 
Mejer über den Entwurf einer Verordnung wegen 
Berufung einer evangelischen Landessynode*. 
Der Artikel wendet sich gegen die Grundannahme jener Profes- 
soren, dass durch die Einführung der konstitutionellen Ver- 


! Nach Woltersdorf a. a. 8. 89 f. ist es der frühere Konsistorial- 
präsident C. F. Göschel. 
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fassung das landesherrliche Kirchenregiment unhaltbar gewor- 
den sei: 

In der Stellung des Königs zur evangelischen Kirche, in 
den Befugnissen der von Ihm und nicht von den Ministerien 
bestellten Konsistorien hat sich auch noch nicht das allermin- 
deste geändert. — Was sich bisher geändert hat, ist nichts als 
die Stellung des Ministeriums zur Kirche. Dieses allerdings ıst 
durch die freiwillig übernommene Verantwortlichkeit gegen eine 
grundsätzlich konfessionslose Versammlung ipso facto unfähig 
geworden, die Evangelische Kirche nach ihrer Konfession zu 
leiten. — Wenn es keine Redensart, sondern eine ernste, sehr 
ernste Wahrheit ist, dass unser theurer König die Kirchen- 
gewalt nicht als ein fürstliches Recht, als Ausfluss seines könig- 
lichen Szepters, sondern als schwere, vielleicht die schwerste 
Ptlicht, als einen Dienst und ein Amt kraft seines Be- 
kenntnisses, dass er lediglich als das erste Glied der 
Kirche diese Gewalt zu üben hat; wenn dies keine Reden 
art ist, so ist Ja wohl offenbar, dass er sich dieser theuren Pilicht 
nicht ohne Weiteres entschlagen kann und wird. Was wäre 
denn ein Vater, der seine Kinder in der Not verliesse, was 
ein Richter, der Rechtsspruch und Rechtshilfe verweigerte, was 
ein Feldherr, der im Angesicht des Feindes seinen Abschied 
gibt! Wir behaupten, unser königlicher Herr ist kraft Jener 
Pflicht der Kirche ein evangelisches, weises und kräftiges 
Regiment schuldig, und die evangelische Kirche hat dessen 
nie dringender bedurft als gerade jetzt. Wir behaupten, er 
kann und wird daher von Gewissenswegen dieses Regiment 
nicht niederlegen, bis die rechten Hände wirklich gefunden 
sind. — Wir behaupten endlich, dass dem Staatsministerium 
jetzt die unerlässliche Bedingung, irgend welchen Rat in Kır- 
chensachen zu erteilen, abgeht, weil es als solches nicht in. 
sondern ausserhalb der Kirche steht. 

Zum Schlusse fasst der Verfasser seine Ansicht und seine 
Wünsche in folgenden Sätzen zusammen: 
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1) Wir fordern nicht Trennung der Kirche vom Staat, 
sondern von der Staatsregierung. 

2) Wir fordern nicht Aufhebung des landesherrlichen 
Kirchenregiments, sondern kräftige Ausübung desselben durch 
kirchliche Organe. 

3) Wir fordern demzufolge die sofortige Aufhebung jeg- 
licher Befassung des Staats ministeriums mit der Ausübung 
des jus in sacra, die Bestellung einer kirchlichen Oberbe- 
hörde und die Ueberweisung der Vorarbeiten für Aenderung 
der Kirchenverfassung an die kirchlichen Organe. 

Was diese Aenderung selbst betrifft, so fordern wir vor 
allen Dingen, 

4) Die Anerkennung der jetzigen Kirchenverfassung als 
zu Recht bestehend, die Anerkennung der Konfession als Basis 
jeglicher Verfassung und die schriftgemässe Unterordnung der 
Gemeinden unter Zucht und Lehre des göttlichen Worts. 

In diesem Aufsatze wie in jenem Schreiben an den Präses 
der Gnadauer Pastoralkonferenz ist zwar noch von den rechten 
Händen die Rede, an die allein der König sein evangelischen 
Kirchenregiment ausliefern könne, aber dieses Ziel erscheint hier 
in eine weite Ferne gerückt: nicht blos dass das landesherrliche 
Kirchenregiment zur Zeit noch zu Recht besteht, es ist über- 
haupt durch die Einführung einer konstitutionellen Verfassung 
nicht im Mindesten berührt oder verändert worden, weil es nicht 
ein fürstliches Recht, ein Ausfluss der königlichen Gewalt ist, 
sondern eine Pflicht, ein Amt, das der König lediglich als das 
erste Glied der Kirche zu führen hat. Nicht das landes- 
herrliche Kirchenregiment selbst ist gefallen, sondern seine Aus- 
übung durch Staatsbehörden ! 


Ein neuer Gesichtspunkt tritt in den beiden folgenden Aeusse- 
rungen zu Tage. Ein Aufsatz über „die evangelische 
Konsistorialverfassung im Konflikte mit der 
konstitutionellen Staatsregierung“ in der Evan- 
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gelischen Kirchenzeitung Nr. 63 vom 5. August 1848 und Xr. 64 
vom 9. August 1848! setzt sich mit Stahl (s. o. S. 9) auseinander: 
Gesetzt dass der Staat wirklich republikanisch geworden 
sei?, so würde die Forderung der Kirche freilich nicht dahin 
gehen können, dass der Staat für sie monarchisch, wohl aber, 
dass der konstitutionelle König für sie Monarch bleibe d. h. 
das bisherige oberste Kirchenglied, welchem das Konsistorium 
als sein Organ und zugleich zur Vertretung der Kirche, ge- 
treulich zur Seite steht. Oder bleibt der konstitu- 
tionelle König, trotz aller Schwächung der 
Staatsgewalt, nicht auch waser warin sciner 
Familie? oder auf einem Landgute? Könnte 
er es nicht nach Befinden in einem von dem 
Preussischen Reichsverbande separirten Ter- 
ritorium bleiben?®. 

Denselben Gedanken begegnen wir n einem Aufsatze 
über Richters Vortrag über die Berufung einer 
evangelischen Landessynode (s.0.8. 9) in der Evan- 
gelischen Kirchenzeitung Nr. 93 vom 18. November 1848 und 
Nr. 94 vom 22. November 1848. Hier heisst es 8. 919: 

Wie der Regent unbestritten Herr über sein Haus*, über 
Familie und Eigentum bleibt, und hiedurch eine sehr bedeu- 
tende selbständige Macht besitzen kann, ebenso gewiss kann 
er auch neben der öffentlichen Stellung als Landesherr das 
erste und mächtigste Glied der Kirche bleiben, ja er bleibt 
es, er mag wollen oder nicht, so lange bis er die Kirche ver- 
lässt, und trägt alle mit dieser Stellung in der Kirche ver- 

iı Nach Woltersdorf a.a. 0. S.90 Anın. 4 ist der Verfasser wiederum 
Göschel. 
*2 Durch die Einführung einer konstitutionellen Verfassung, wie Stahl 
behauptet hatte, 
»A.a. 0. S. 634. 
* Dazu die Anmerkung: 
Der König von Preussen hat bekanntlich auch einen unabhängigen 
Hausminister. 
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bundenen Pflichten. . Das Mass der Macht und des Schutzes 
kann sich verringern nach der neuen Verfassung, nicht aber 
die Pflicht dieses Schutzes, nicht die Macht überhaupt, 
mit welcher er zu leisten, vernichtet werden. Der König mag 
noch so sehr beschränkt werden in seinen Rechten, .er wird 
stets irgend welche Macht behalten, mit der er, wie jedes 
Glied der Kirche mit derempfangenen Gabe, 
der christlichen Gemeinde zu dienen verpflichtet ist. 

In diesen beiden Aufsätzen wird also die Stellung des Königs 
zur evangelischen Kirche in rechtlicher Hinsicht verglichen mit 
seiner Stellung als Oberhaupt der königlichen Familie oder als 
(rrossgrundbesitzer oder als Regent eines nicht zum Verband 
der preussischen Monarchie gehörigen Territoriums! Damit ist 
das landesherrliche Kirchenregiment als ein fast zufälliges An- 
hängsel, ein Annexum der Stellung des Königs als Trägers der 
Staatsgewalt bezeichnet!). 


Wenden wir uns nunmehr denjenigen der Amtlichen 
Gutachten, die Verfassung der evangelischen Kirche in 
Preussen betreffend, zu, die einen von dem der Mchrheit ab- 
weichenden Standpunkt vertreten (s. o. 8. 10 £.)! 

Das Gutachten der theologischen Fakultät zu 
Berlin vom 20. März 1849 (Amtliche Gutachten u. s. w. 8. 


! Nur nebenbei sei noch auf eine Aeusserung aufmerksam gemacht, die 
zwar keine neuen Gesichtspunkte enthält, aber um ihres Urhebers willen 
bemerkenswert ist. Auf dem Wittenberger Kirchentag vom 20. bis 23. Sep- 
tember 1848 sagte der bekannte Präsident des Appellationsgerichts in Mag- 
deburg Ernst Ludwig von Gerlach: 

„Das obrigkeitliche Kirchenregiment ist mehr eme Pflicht als ein 
Recht. Was man auch von seinem Ursprung halten mag, — der König 
hat dieses Amt als Glied der Kirche überkonmmen und ist schuldig, es 
im Dienst der Kirche und ihres Hauptes, dem er einst Rechenschaft zu 
geben haben wird, treu auszuüben. Er darf die Zügel dieses Regiments 
nicht in den Strassenkotli werfen, amı wenigsten amı Tage der Schlacht, 
wenn die Kirche von innen und aussen bedrängt ist.“ 

(Evangelische Kirchenzeitung Nr. 82 vom 11. Oktober 1848 S. 807.) 
2% 
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128—136) bekennt gerade in unserer Frage zu keiner Einigung 
gelangt zu sein. Während die Mehrheit! die bisherige Stellung 
des Landesherrn in der Kirche als ferner unhaltbar ansieht 
(a. a. O.8. 131 f.), stellt sich die Minderheit?” auf den entgegen- 
gesetzten Standpunkt. Nicht blos dass sie „die Aufgebung des 
Verhältnisses des evangelischen Landesherrn zur Kirche für höchst 
bedenklich und gefährlich“ hält, sie kann auch den Gründen 
gegen das Fortbestehen des landesherrlichen Kirchenregiments 
keine entscheidende Bedeutung beilegen: 

Dem Haupteinwande hege die Ansicht zu Grunde, dass 
die evangelischen Landesherrn das Kirchenregiment als Lan- 
desherrn geführt haben. In Bezug auf die Begründung des 
landesherrlichen Kirchenregiments haben aber von jeher ver- 
schiedene gleichberechtigte Ansichten in der Kirche stattge- 
funden. Das Feststehende sei nur die Thatsache selbst, die 
nicht auf Grund einer Theorie, sondern im Drange der Zeit- 
umstände ins Leben getreten sei und die man sich nachher 
auf mannigfache Weise zurecht gelegt habe, und es frage sich, 
ob diese Thatsache eine Auffassung zulasse, wonach ihr Fort- 
bestehen auch nach der beklagenswerten Proklamation der 
Religionslosigkeit des Staates nicht unvernünftig sei. Biete 

* sich eine solche Auffassung dar, so werde dies zur Rechtfertigung 
hinreichen, wenn sich auch andere Einrichtungen denken lassen, 
welche der Idee mehr konform seien. Denn „Notbischöfe*, 
wie die evangelischen Fürsten schon in der Zeit der Refor- 
mation genannt worden, seien sie gewiss in keiner Zeit mehr 
gewesen, wie in der jetzigen. Gehe man nun nur davon aus, 
dass der Landesherr nicht als Landesherr, sondern nur weil 
er Landesherr sei, die Spitze des Kirchenregimentes bilde, 

! Nach der Evangelischen Kirchenzeitung von 1849 S. 267 sind dies 

Neander, Twesten, Nitzsch (der letzte hat seine Ansicht noch 

des Weiteren und Genaueren in der Bonner Monatsschrift für die evange- 
lische Kirche der Rheinprovinz und Westphalens 1849, II S. 85 ff. entwickelt). 


2 Nach der Ev. Kirchenzeitung ebendas. 8. 268 sind dies Strauss und 
Hengstenberg. | 
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ferner dass er nur als Glied der Kirche diese Würde 
bekleide und durch Uebernahme derselben sich verpflichte, die 
Kirche nach ihren eigenen Grundsätzen regieren zu lassen, 
so würde zwischen der bürgerlichen und der kirchlichen Stellung 
des Königs um so weniger ein Widerspruch sein, da auch bei 
den Untertanen der Charakter eines Bürgers des religions- 
losen Staates den eines gläubigen Gliedes der Kirche nicht 
ausschliesse. — Es [dieses Verhältnis des Königs zur Kirche] 
führe nicht blos Rechte mit sich, sondern auch heilige 
Pflichten, von deren Erfüllung sich in Zeiten der Not und 
Gefahr zu dispensiren, sehr unrecht sein würde !. 

Hier begegnet uns, so viel ich sehe, zum ersten Male in 
dieser Diskussion die Formel, die einige Jahre zuvor G.F. Puchta 
in seiner „Einleitung in das Recht der Kirche* (Leipzig 1840) 
geprägt hatte: die Landesherrn führen das evangelische Kirchen- 
regiment zwar weil sie Landesherrn sind, aber nicht als Lan- 
desherrn ?! 

Die theologische Fakultät zu Halle spricht sich in 
ihrem Gutachten vom 11. April 1849 über unsere Frage in fol- 
gender Weise aus: 

Dass durch die politischen Umwälzungen des vorigen Jahres 
und die daraus hervorgegangenen neuen Grundgesetze über das 
Verhältnis zwischen Staat und Kirche das sogenannte Epis- 
kopalrecht des evangelischen Landesherrn ipso jure erloschen 
sein soll, diese neuestens zuweilen aufgestellte Behauptung ruht 
auf jener territorialistischen Ansicht von diesem Episkopalrecht, 
nach welcher es eben nur ein Attribut der obersten Staats- 
gewalt als solcher sein sollte, und nach welcher es in der evan- 


ıA.a 0.8. 132 £. 

® Puchta sagt a.a. O0. S. 166 f.: „Den Beruf zu dem Amt des Kirchen- 
regiments haben in der deutschen Kirche die Landesherren angenommen. 
Sie führen das Kirchenregiment nicht als Landesherren.. — Wenn 
nun die Landesherren das Kirchenregiment haben nicht als Landes- 
herren, so sind sie auf der anderen Seite entschieden dazu berufen 
worden, weil sie Landesherren sind.“ 
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gelischen Kirche Deutschlands zur tiefsten Herabwürdigung der- 
selben auch katholischen Landesherrn beigelegt wurde und noch 
wird. Unstreitig hat diese Kirchengewalt deutscher Landes- 
herren wie ihrem geschichtlichen Ursprung nach so auch nach 
ihrem Begriff ihre fürstliche Gewalt im Staate zur Voraus- 
setzung; nichts desto weniger ist sie doch weder ein Bestand- 
teil noch eine unmittelbare Folge dieser fürstlichen Gewalt als 
solcher, sondern ein besonderes und selbständiges 
Verhältnis zwischen dem Fürsten und der evangelischen 
Kirche seines Territoriums. Das Episkopalrecht des 
evangelischen Fürstenist eine Frage derin- 
nern Verfassung der evangelischen Kirche, 
nicht bloss eine Frage ihrer Relation zum Staat. 
Wie dies schon aus der innern Natur der Sache folgt, da ja 
die Staatsgewalt rein als solche unmöglich die eignen Ange- 
legenheiten einer Kirche, der der höchste Träger jener Gewalt 
vielleicht fremd oder selbst abgeneigt ist nach seiner eignen kirch- 
lichen Stellung, leiten kann, so wird es auch geschichtlich 
dadurch bestätigt, dass das Reformationsjahrhundert gar nicht 
daran dachte, anderen als evangelischen Fürsten dieses Regi- 
ment in der evangelischen Kirche zuzuschreiben. Hat aber 
dies Verhältnis der evangelischen Fürsten Deutschlands zur 
Kirche eine selbständige Bedeutung, so kann es auch durch 
die Lösung der bisherigen Verbindung zwischen dem Staat als 
solchem und der Kirche nicht olıne Weiteres aufgehoben sein. 
Seinen eigentlichen Ursprung hat es in dem Notstande der ent- 
stehenden evangelischen Kirche, die einer geordneten obern 
Leitung ihrer Angelegenheiten entbehrte, sowie in dem Ver- 
trauen der Kırche und ihrer vornehmsten Vertreter zu der per- 
sönlichen Gesinnung der damaligen protestantischen Fürsten, 
die ihnen für den Gebrauch dieses Eintlusses zur Förderung 
evangelischen Glaubens und Lebens bürgte; und wenn derselbe 
Notstand und dasselbe Vertrauen der evangelischen Kirche jetzt 
seinen Fortbestand fordert, so kann, so gewiss die Selbstän- 
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digkeit der evangelischen Kirche nicht eine blosse Phrase 
sein soll, keine dritte Gewalt ein Recht haben, dagegen Ein- 
spruch zu thun!. — — 

Von verschiedenen Seiten her lässt sich jetzt die Behaup- 
tung vernehmen, die Fortdauer dieser Kirchengewalt sei durch 
die Grundbegriffe des modernen konstitutionellen Staatsrechts 
ausgeschlossen, da dieselben ein Gebiet königlicher Macht, deren 
Uebung von der Volksvertretung unabhängig sein würde, schlech- 
terdings nicht zuliessen. Indessen geht diese Behauptung nicht 
zurück auf die Urkunde der preussischen Verfassung, welche 
eine derartige Festsetzung nicht enthält, auch nicht auf die 
bisherigen Konstitutionen anderer deutschen Staaten, in denen 
ja vielmehr die Fürsten die evangelische Kirchengewalt aus- 
geübt haben ohne Mitwirkung der Ständeversammlungen, son- 
dern nur auf eine dermalen eben vorherrschende Doktrin. Al- 
lein wie verbreitet immer diese Doktrin sein mag, so Ist es 
doch sehr bedenklich, das konstitutionelle Prinzip in der hier 
vorliegenden Frage so auszulegen, wie es dem Bestande eines 
wirklichen Königtuns am nachteiligsten ist, wie es den Fürsten 
zum unfreisten Mann im Staate, zu einem blossen Exekutor 
der Volksvertretung und ihres Willens herabsetzt, wie es zum 
Wesen und Inhalt der Monarchie die Republik macht. Auch 
ist unsere Meinung natürlich nicht, dass der evangelische Fürst 
eine Herrschaft ausüben sollte in der Kirche seines Landes, 
die ein Gegenstand des Argwohns und der Eifersucht werden 
könnte für die Vertretung der Nation. Wır müssen es viel- 
mehr als Störung betrachten, wenn irgend welche Besonder- 
heiten in den relisiösen und kirchlichen Ansichten desselben 
einen positiv bestimmenden Einfluss hätten auf das Leben der 
Kirche, und als entschiedene Verderbnis, wenn der Fürst die 
religiöse Macht der Kirche für bestimmte politische Zwecke, 
seien sie noch so heilsam, willkürlich benutzen und von ihr 
die Förderung derselben durch ihre geistliche Wirksanikeit 


ı A.a. 0.8. 292 f. 
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fordern wollte. Gegen Beides müsste eben die kirchliche Ver- 
fassung vornehmlich durch die den Synoden zustehenden Be- 
fugnisse in Beziehung auf die kirchliche Gesetzgebung, aber 
auch durch die geordnete Mitwirkung der Synoden bei der An- 
stellung der Mitglieder in den kirchlichen Verwaltungsbehörden 
Schutz gewähren. Was die evangelische Kirche von ihrem prae- 
cipuum membrum begehrt, wenn sie die Fortdauer des landes- 
herrlichen Kirchenregiments innerhalb der durch die Kirchen- 
verfassung zu bestimmenden Grenzen wünschen sollte, das kann 
natürlich nicht eine Macht und Herrschaft in der Kirche sein, 
wie denn eine solche durch das ausdrückliche Wort ihres Herm 
Ev. Matth. 20, 25--27 überhaupt untersagt ist, sondern nur 
ein Dienst, eine Wirksamkeit, die, ohne etwas Anderes zu 
suchen, nur ihr eignes Gedeihen auf und aus dem Grunde 
ihres evangelischen Glaubens zum Zwecke hat!. 

In diesem Gutachten wird zum ersten Male eine Formel ge- 
braucht, die seitdem Propaganda gemacht hat: das landesberr- 
liche Kirchenregiment ist eine Frage der inneren Ver- 
fassung der evangelischen Kirche, nicht bloss eine Frage ihres 
Verhältnisses zum Staat! Bemerkenswert ist es auch, dass es zu 
der in der V.U. vom 5. Dezember 1848 der evangelischen Kirche 
verheissenen Selbständigkeit gerechnet wird, ob sie das 
landesherrliche Kirchenregiment beibehalten dürfe oder nicht. 

Das interessanteste Gutachten ist jedoch das von Stahl 
(a. a. OÖ. S. 404—416). Wir erinnern uns, dass er in seinem 
Vortrag auf der Berliner Pastoralkonferenz vom 21. Juni 1848 
(s. 0. 8. 9) angesichts der neuen Verfassung den Fortbestand 
des landesherrlichen Kirchenregiments für unmöglich erklärt hat. 
Inzwischen hat er seinen Standpunkt etwas modifiziert: 

Es ist keinesweges über den Zweifel gestellt, dass die ge- 
genwärtige Verfassung des Staats das landesherrliche Kirchen- 
regiment schlechterdings und unmittelbar ausschliesse. Denn 
die Selbständigkeit der Religionsgesellschaften, welche Art. 12 

EARO.S ME 
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ausspricht, wird allen Religionsgesellschaften ohne Unterschied 
verbürgt, und ist daraus zu schliessen, dass hierdurch nur die 
Majestätsrechte über die Kirche, die da über alle geübt wurden, 
in ihrer bisherigen Ausdehnung aufhören sollen, nicht aber das 
spezifische landesherrliche Kirchenregiment über die Evange- 
lischen. Denn nur zufolge jenes ausgedehnten Majestätsrechts, 
des Rechtes der Aufsicht und Fürsorge, waren die Kirchen 
von einerihnen fremdartigen Macht, der des Staats, abhängig, 
und konnte man das als einen Mangel der Selbständigkeit be- 
trachten. Dagegen das Kirchenregiment des evange- 
lischen Landesherrn unter den gehörigen Ein- 
schränkungen wurde iin der evangelischen Kirche 
niemals als eine ihr äussere fremdartige Macht 
betrachtet, sondern vielmehr als eineinnere 
Macht, als die Macht eines ihrer eigenen und 
vorzugsweise dazu berufenen Glieder (prae- 
cipuum membrum ecclesiae), und daher in keiner Weise 
als ein Raub an ihrer Selbständiekeit. Auf die evangelische 
Kirche bezogen und nach ihren eignen Prinzipien könnte daher 
das Zugeständnis der Selbständigkeit füglich so aufgefasst 
werden, dass nur die wirklich bloss politischen Elemente und 
Einflüsse dieses landesherrlichen Kirchenregiments ausgeschieden 
würden, wie namentlich der des Kultusministers, welcher einer 
politischen, aus allen Religionen gemischten Versammlung ver- 
antwortlich ist, und nur der Einfluss des Landesherrn 
als solchen im Sinne der Reformatoren übrig bliebe, wie 
das durch die neuesten Anordnungen des Ministeriums selbst 
ja wirklich angestrebt ist, und würde die fortdauernde Erhal- 
tung dieser Stellung der protestantischen Kirche dem Art. 12 
nicht widersprechen. Ebenso wenn im Art. 15 alle „Vorschlags-, 
Wahl- und Besetzungsrechte“ für kirchliche Stellen aufgehoben 
sind, welche dem „Staate zustehen“, so kann das nach der 
strengsten Interpretation nicht auf die Bestellung der kirch- 
lichen Aemter durch den evangelischen Landesherrn bezogen 
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werden, da diese ja nie dem Staate und dem König als Staats- 
oberhaupt, sondern dem Kirchenregimente und dem König als 
Inhaber des Kirchenregiments, den Konsistorien als kirchen- 
regimentlichen Organen zustand. Dass aber überhaupt nach 
den staatsrechtlichen Begriffen in Deutschland die Attributionen 
des landesherrlichen Kirchenregiments unter den Rechten des 
Staats keinesweges mit verstanden sind, geht schon daraus her- 
vor, dass dieselben immer unter ganz andern rechtlichen Be- 
dingungen standen, dass namentlich in konstitutionellen Staaten 
die Majestätsrechte des Staats der Mitwirkung der Volksver- 
tretung unterlagen (diese z. B. für die Neuaufnahme einer Re- 
ligionsgesellschaft die Zustimmung, für die Uebung des Placet 
eine Ueberwachung und Mahnung hatte), während das Kirchen- 
regiment über die Evangelischen jeder Mitsprache der Volks 
vertretung entzogen war, — ein deutlicher Beweis, dass das- 
selbe nicht eine Gattung der Rechte der Staatsgewalt über die 
Kirche, sondern vielmehr eine eigentümliche Kirchengewalt selbst 
ist. Ist nun nicht zu leugnen, dass infolge der Ausbildung des 
Territorialsystems vielfach die Vorstellung herrschend wurde, 
als treffe der Landesherr die Anordnungen über die Kirche 
ebenso wie über andere Verhältnisse bloss kraft seiner Staats 
gewalt, und als seien die Konsistorien nichts anders als lan- 
desherrliche Behörden, und dass demgemäss auch der Sprach- 
gebrauch vielfach sich bestimmt hat, so ist doch auch das ge- 
wiss, dass eine irrige Ansicht nicht vor der richtigen zu Grunde 
gelegt werden darf, und dass in neuerer Zeit der offizielle 
Sprachgebrauch in Preussen von dieser Verwechslung entschie- 
den zurückgekonmen ist. 

Nun steht allerdings, wenn auch nach dem Gesagten nicht 
das Gesetz der neuen Verfassung, so doch der Geist der neuen 
Verfassung dem dauernden Fortbestande des landesherrlichen 
Kirchenregiments entgegen, wie das von mir schon an einen 
andern Orte gezeigt ist!. 


! Hier verweist Stahl auf seinen Vortrag vom 21. Juni 1848. 
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Denn Kammern, die aus allen möglichen Konfessionen und 
Religionen gemischt sind, werden es kaum als immerwährenden 
Zustand dulden, dass der König einer bestimmten Konfession 
gegenüber in einem besonderen Verhältnisse stehe, noch auch 
dass er einen so bedeutenden Einfluss in ihr selbst, sowie auch 
mittelst ihrer auf die öffentlichen Einkünfte, die ilır zugewiesen 
sind, übe, ohne dabei an ein den Kammern verantwortliches 
Ministerium gebunden zu sein. Umgekehrt auch von seiten der 
Kirche ist der Grund der landesherrlichen Kirchengewalt we- 
nigstens nicht mehr in seiner alten Stärke vorhanden, wenn 
der Landesherr nicht mehr im Stande ıst, der Kirche den welt- 
lichen Arm zu leihen, ihren Anordnungen die öffentliche Gel- 
tung im Staate zu schaffen, als christliche Obrigkeit ein christ- 
liches Gemeinwesen zu begründen, dessen einer Teil die Kirche 
ist. Die Möglichkeit eines dauernden Fortbestandes der lan- 
desherrlichen Kirchengewalt wird darum auch mit davon ab- 
hängen, welchen Charakter unsere Staatsverfassung, die bis jetzt 
doch nur auf dem geschriebenen Gesetz beruht, im wirklichen 
Leben erhalten wird, ob wirklich die Allgewalt der Volksver- 
tretung über den König, welche die Meisten unter dem kon- 
stitutionellen System verstehen, eintreten, ob die Volksvertre- 
tung wirklich den religiös indifferenten Charakter annehmen 
wird. Auf jeden Fall aber steht das fest: Wie es nach Ge- 
sagtem eben nicht die unmittelbare Festsetzung des Gesetzes, 
sondern vielmehr nur der Geist und die Folgen der neuen Ver- 
fassung sind, welche dem landesherrlichen Kirchenregimente im 
Wege stehen, so kann auch dasselbe nicht als unmittelbar und 
von Rechtswegen beseitigt betrachtet werden, und ist deshalb 
an ihm für jetzt noch eine innere Autorität für die 
evangelische Kirche crhalten, wenn auch mit jenen 
veränderten Formen, die auch für jetzt vom Staate anerkannt 
werden muss, ähnlich wie für die katholische Kirche 
die Autorität vonBischöfen und Pabst von ihm an- 
erkannt werden muss. 
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Auch hier also begegnen wir der Anschauung, dass das lan- 
desherrliche Kirchenregiment eine innere Macht der evange- 
lischen Kirche sei und daher durch Veränderungen der Staats- 
verfassung nicht mitbetroffen werde. Stahl fasst daher bereits 
die Möglichkeit eines dauernden Fortbestandes dieses Instituts ıns 
Auge, wenn er auch gebunden durch das was er in jenem Vor- 
trag gesagt, sie noch nicht ohne Weiteres zu behaupten wagt. 


Ausserhalb der amtlichen Gutachten begegnen wir dieser 
von Stahl zunächst nur hypothetisch vertretenen Anschauung 
von der innerkirchlichen Natur des landesherrlichen Kirchenre- 
giments in einer Rede des bereits erwähnten Ernst Ludwig von 
Gerlach in der ersten preussischen Kammer am 4. Oktober 1849 
über den Sinn des Artikels 12 der Verfassungsurkunde. Er sagt 
hier): 

Was die Sache selbst anbetrifft, die Frage: was das „Selbst“ 
der Kirche ist, auf das ihre Selbständigkeit gegründet werden 
solle, so erinnere ich daran, dass die Kirche ein Organismus 
ist. Schon der Staat ist ein Organismus, die Kirche ist es 
aber noch mehr, weil ihre Natur geistiger ist als die des Staates. 
Sie ist das Gegenteil eines blossen Haufens, das Gegenteil der 
Kopfzahl. Wende ich diesen Satz auf die evangelische Kirche 
an, so gehört zu ihrem Organismus, also zu ihrem „Selbst“ 
wesentlich ihre Verfassung, und zwar nicht eine eingebildete, 
die ihr Jemand etwa geben möchte, sondern die Verfassung, 
die sie gegenwärtig hat. Auf diese Verfassung, welche Interna 
und Externa umfasst, kommt es an, wenn von dem Selbst der 
Kirche die Rede ist, und dass diese Verfassung aufrecht zu 
erhalten ist gegen Angriffe von aussen und vorzüglich gegen 
die revolutionären Angriffe dieser Zeit, das ist, glaube ich, 
der nächste wahre Sinn dieses Artikels. Ein wesentliches 

! Stenographische Berichte über die Verhandlungen der durch das 


Allerhöchste Patent vom 5. Dezember 1848 einberufenen Kammern. Erste 
Kammer, zweiter Band 8. 1002. 
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Glied der Verfassung der evangelischen Kirche 
aber ist die christliche Obrigkeit und die mit der 
Stellung der christlichen Obrigkeit in der evangelischen Kirche 
bei uns wesentlich zusammenhängende Konsistorial-Verfassung. 
Es existieren über den Wert dieser Verfassung die verschie- 

densten Meinungen; ich fasse sie blos ins Auge als eine zur 
Persönlichkeit, zum Selbst der evangelischen 
Kirche gehörende Verfassung. Man sagt gewöhnlich, 
der Staat habe bisher die Kirche regiert. Ich glaube, in diesen 
Worten liegt ein schlimmer Irrtum verborgen. Nichts war 
den Urhebern unserer jetzigen evangelischen Kirchenfassung 
(sic) fremder als die Idee, einer ausser der Kirche stehenden 
fremden Gewalt, dem Staate, im Gegensatz zur Kirche, die 
Kirchengewalt zu übertragen. Die Urheber dieser Verfassung 
sind die Reformatoren und ihre nächsten Nachfolger im 16. 
Jahrhundert. Der (sedanke, der dieser Verfassung zum Grunde 
liegt, ist vielmehr der, dass die christliche Obrigkeit als Glied 
der Kirche das Kirchenregiment ausübt; es hat also dieses 
Regiment eine durchaus kirchliche Natur; es wird 
von einem Gliede der Kirche selbst geübt, und dass 
dieses regierende Glied nicht wesentlich geistlichen Standes 
ist, beruht auf der christlichen Idee vom Laienpriestertum. 
— Es kann nicht geleugnet werden, dass dieses Kirchenregiment 
oft dahin geführt hat, dass der Staat als solcher, als Gegen- 
satz zur Kirche gedacht, störend und willkürlich in dieselbe 
eingegriffen hat. Es ist dieses Regiment, wie jedes andere 
sündigen Menschen anvertraute Regiment, gemissbraucht worden, 
um die Kirche fremden Zwecken unterzuordnen. Allein dieser 
Missbrauch ist etwas, was der evangelischen Kirche nicht eigen- 
tümlich ist. Auch die Päpste haben zu Zeiten ihre 
kirchliche Stellung weltlichen Zwecken untertänig 
gemacht und deshalb zweifeltdoch niemanddaran, 
dass das Regiment des Papstes über die römische 
Kirche ein wesentlich und seiner Natur und Be- 
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stimmung nach kirchliches ist. Dieselbe Bewand- 
nis hat es mit der evangelischen Kirche. Hieraus 
folgere ich, dass es auf keine Weise zugelassen werden kann 
und mit dem Inhalte der Verfassungsurkunde in schneidenden 
Widerspruch treten würde, wenn die Regierung dieses Band 
zwischen der christlichen Obrigkeit und der Kirche, zu der 
diese Obrigkeit als Glied selbst gehört, auflösen wollte. Da- 
von darf nicht die Rede sein, und dagegen sichert uns, richtig 
verstanden, der Artikel 12, wenn nämlich darin das 
Selbst der Kirche als das aufgefasst wird, was es 
in der That ist, nämlich als die Kirche mit Ein 
schluss ihrer Verfassung und des Hauptes der- 
selben. 


Endlich ist hier noch eine im Jahr 1849 erschienene Schrift 


des Rostocker Professors der Theologie, Otto Krabbe, an- 
zuführen: Die evangelische Landeskirche Preussens und ihre 
öffentlichen Rechtsverhältnisse erörtert in den Massnahmen ihres 
Kirchenregiments. Berlin 1849. Auch sie steht auf dem Stand- 
punkte, dass das evangelische Kirchenregiment dem Landeslierm 
zwar zustehe, weil er Landesherr sei, dass er es aber nicht als 
einen Teil der Staatsgewalt zu führen habe. 


Es muss wohl unterschieden werden, inwiefern in dem 
Landesherrn die weltliche und die kirchliche Macht konzentnert 
ist. Derselbe übt die kirchliche Macht, wenn sie ihm nach 
protestantischer Auffassung auch zusteht kraft der Landes- 
hoheit, doch nicht als einen Zweig der Staats 
gewalt aus, sondern als eine eigentümliche, den 
Prinzipien der protestantischen Kirche ent- 
sprechende Gewalt. Daher müssen notwendig die Or- 
gane der weltlichen und der kirchlichen Gewalt des Landes- 
herrn verschieden sein!, — Die jura episcopalia, nach denen 


ı A. a. 0.8. 60. 
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die Kirchengewalt geübt wird, und durch deren Ausübung erst 
überall Kirchenregierung (regimen ecclesiasticum) entsteht, 
stehen zwar dem Regenten zu, weiler Landesherr ist, 
aber es hiesse die ganze Sachlage verkehren, wenn man diese 
Rechte als Ausfluss derStaatsgewalt anschen wollte. 
— Die rein kirchlichen Rechte, die der Landesherr als summus 
episcopus übt, haben mit den ihm als Landesherrn ebenfalls 
zustehenden Rechten der weltlichen Aufsicht nichts zu thun!). 
— Es darf nicht übersehen werden, dass der Episkopat, wie 
er den Landesherrn im Reformationszeitalter angefallen ist, 
von ihnen nicht in demselben Sinne und nicht in derselben 
Art besessen wird, wie die Staatsgewalt, also in keiner Weise 
davon die Rede sein kann, dass diejenigen Verziehte, welche 
infolge des konstitutionellen Staatsprinzipes auf landesherrliche 
Rechte eintraten, also eine Schmälerung der Souveränität und 
eine Teilung der Gewalten herbeiführen, einen Einfluss auf 
die Kirchengewalt und auf die Handhabung derselben äussern 
könnten. Zwar ist dem Landesherrn der Episkopat übertragen, 
weil er Landesherr ıst und er als praeeipuum membrum ec- 
clesiae das Schutzamt über die Kirche zu üben hat; aber es 
verdient zur richtigen prinzipiellen Erkenntnis dieses Verhält- 
nisses wohl beachtet zu werden, dass die Kirchengewalt nicht 
aus den weltlichen Hoheitsrechten herzuleiten ıst, also auch nicht 
in seiner Eigenschaft als Landesherr ruhen kann. Die Kirchen- 
gewalt wird von ilın geübt, als ein Amtin der Kirche, 
deren praecipuum membrum er ist, und gerade als dieses vor- 
zügliche Glied erweist er durch Führung dieses Amtes der 
Kirche einen Dienst, der um so grösser und bedeutungsvoller, 
je schwieriger er ı1st 2). 
Demgemäss tritt Krabbe für die Aufrechterhaltung des 
landesherrlichen Kirchenregiments und für seine Ausübung ledig- 
lich durch kirchliche Organe ein. 


ı 4.2.0.8 276. 
2A. 2.0. 8. 512 £. 
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Il. 

Sehen wir nun zu, wie sich zu dieser Auffassung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments diejenigen stellen, die dieses Institut 
für unvereinbar mit der neuen Staatsverfassung ansehen. 

Stahl selbst setzt sich ın seinem bereits mehrfach ange- 
zogenen Vortrag auf der Berliner Pastoralkonferenz (s. o. 8. 9) 
mit ihr auseinander und bezeichnet als eine Auffassung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments, die bereits lebhaft vertreten worden 
sei, die Ansicht: Das evangelische Kirchenregiment hafte schlecht- 
hin an der Person des Landesherrn als eine von seinem ander- 
weiten Verhältnis zu Staat und Volk geschiedene Sphäre; es sei 
also nach wie vor auszuüben, aber durch rein kirchliche Behörden 
die für das Innere der Kirchenregierung unmittelbar unter dem 
Könige, ohne Dazwischenkunft eines verantwortlichen Ministers, 
ständen. Dagegen bemerkt nun Stahl: 

Eine solche Exemtion von der Ministerverantwortung, wie 
sie allerdings den kirchenrechtlichen Grundsätzen ganz ent- 
sprechend wäre, gibt eben das heutige konstitutionelle Staats- 
recht nicht zu und kann sie nicht zugeben. Denn es ist sein 
innerstes Prinzip, dass das gesamte königliche Recht nicht 
ohne Ministerverantwortlichkeit ausgeübt werden, und der König 
schlechterdings keinen rein persönlichen Einfluss in irgend einer 
öffentlichen Sphäre haben darf. Nun wäre das aber in der 
That unverantwortliche Ausübung eines königlichen Rechts, 
da der König das Kirchenregiment nicht etwa als ein vor- 
nehmer Privatmann und über eine Privatgesellschaft, sondern 
kraft und in seiner staatsoberhauptlichen Stellung und als über 
eine öffentliche Anstalt besitzt, und würde auch dadurch der 
König unstreitig einen bedeutenden politischen Einfluss per- 
sönlich gewinnen, wenn er ohne verantwortliches Mittelorgan 
die Kirche, der ja ein grosser, ja der grösste Teil der Bevöl- 
kerung angehört, regierte. Ob er die Kirchenbehörden und 
Kirchenämter mit Männern der oder jener religiösen, Ja po- 
litischen Gesinnung besetzte, ob er durch die Konsistorien an- 
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ordnen liesse, die Prediger sollen die Sünde der Revolution 
strafen oder aber darüber schweigen, ob er die Feiertage ver- 
mehrte oder verminderte, in dem allem liegt ein mächtiger Ein- 
fluss auf den politischen Zustand, den im heutigen konstitu- 
tionellen Staate die Volksvertretung unmöglich von ihr unab- 
hängig durch einen unverantwortlichen König ausüben lassen 
kann. — Der gesamte Staat ist jetzt durch die Ministerver- 
antwortlichkeit in der That republikanisch geworden, wie kann 
die evangelische Kirche fordern und es für möglich halten, 
dass er für sie noch monarchisch bleibe?!. 

Denselben Standpunkt vertritt Richter in seinem „Vor- 
trag über die Berufung einer evangelischen Landessynode*“ (s. 
0. 8.6.) S. 10 £.: 

Es ist wohl auch der Gedanke ausgesprochen worden, dass, 
wenn auch die ministerielle Verwaltung ıhr Ende erreichen 
müsse, nichtsdestoweniger die Stellung des Landesherrn zu 
der Kirche unverändert ihr Recht behalte. Diese Auffassung 
leidet jedoch an einem zwiefachen Mangel, indem sie nicht nur 
die geschichtlichen Bedingungen des fürstlichen Episkopalrechtes, 
sondern auch das Wesen der konstitutionellen Monarchie ver- 
kennt. In erstem Bezuge braucht nur an die keines Beweises 
bedürftige Thatsache erinnert zu werden, dass die Reformatoren 
die Kirchengewalt den Landesfürsten nur deshalb zugeeignet 
haben, weil sie bei denselben allein den Schutz der äussern 
Macht und Rettung vor dem Verfall der Kirche finden konnten. 
Die Kirchengewalt war die Schwester derMo- 
narchie und zwarın dem Sinne, welchen die 
Reformatoren selbst in der Reaktion gegen 
die Wiedertäufer und den Bauernaufruhr 
entwickelt hatten. Gegenwärtig hat aber dieser Begriff 
aufgehört, die Basis des öftentlichen Lebens zu sein, und der 
Landesherr befindet sich nicht mehr in der Lage, seine Macht 

zum Besten der Kirche nach freiem Ermessen verwenden zu 
ı Evangelische Kirchenzeitung 1848 S. 523 f. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. 3 
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können ; der innere Grund seines Verhältnisses zur Kirche ist also 
nicht mehr vorhanden. Selbst aber, wenn man von dieser Seite der 
Betrachtung absehen wollte, würde doch ein unübersteigliches 
Hindernis aus dem Wesen der konstitutionellen Monarchie hervor- 
gehen, welches, wie z. B. von Stahl in der Evangelischen Kirchen- 
zeitung Nr.55 [s. o. S. 32] überzeugend dargethan ist, nun und 
nimmer gestattet, dass der Regent eine selbständige, von der Mit- 
wirkung des Volkes unabhängige Macht ausübe. — Wenn dennoch 
die Verfassungsurkunden einzelner deutscher Länder wirklich dem 
Monarchen die Gewalt über die evangelische Kirche beilegen, 
so wird man berechtigt sein, dieses eben nur als ein Zeichen 
bewusstlosen Festhaltens an einem unter ganz anderen Beding- 
ungen und Verhältnissen entwickelten Rechte zu bezeichnen. 
Ebenso erklärt sich der Aufsatz: Kann die drohende 
luft zwischen Staat und Kirche durch die 
erson desevangelischen Landesherrn gefüllt 


werden? in der Evangelischen Kirchenzeitung Nr. 80 vom 6. Ok- 
tober 1849 S. 737 ff. auf das Entschiedenste gegen die abstrakte Tren- 
nung des Landesherrn vom Staate, seines Verhältnisses zur Kirche 


vo 


n seiner Stellungim Staate und bezeichnet (S. 739) das persönliche 


und isolierte Kirchenregiment des Landesherrn als Cäsareopapie: 


Es hiesse in der That das Letzte ärger als das Erste 
machen, wenn wir auf die Trennung des Staats von der Kirche 
die Trennung des evangelischen Landesherrn vom Staate, auf 
den Abfall des Staats von der Kirche den Abfall der Kirche 
vom Staate zu setzen gedächten. Wohl aber ziemt es der 
evangelischen Kirche jetzt lauter denn je zu bekennen, dass 
der christliche Staat allein die Verheissung habe, und dass 
seine Obrigkeit der Kirche Stand und Glied sei’. 

Auchvon Bethmann-Hollweg spricht sich in diesem 


Sinne aus ?: 


ı A. a. 0.8. 72. 
2 In der Bonner Monatsschrift für die evangelische Kirche der Rhein- 


provinz und Westphalens 1849, I S. 87 f. 
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Das Aufhören des landesherrlichen Kirchenregiments scheint 
aus der Befreiung der Kirche von der Staatsgewalt in Bezug 
auf ihre eigentümlichen Angelegenheiten mit innerer Notwen- 
digkeit zu folgen. Denn wie sollte hiernach der Inhaber der 
Staatsgewalt als solcher ferner einen Einfluss auf diese An- 
gelegenheiten üben können? Man entgemet zwar, er tlıue 
dies nicht als Inhaber der Staatsgewalt, sondern als ein aus- 
gezeichnetes Glied der Kirche (praecipuum membrum ecclesiac). 
Aber was ist es, das diese ausgezeichnete Stellung in der 
Kirche begründet, als eben der Besitz der Staatsgewalt, wenn 
auch nicht blos die äussere Macht, doch seine Eigenschaft 
„als christliche Obrigkeit“? Zwei verschiedene 
Persönlichkeiten, eine staatliche und kiırch- 
liche, indemLandesherrn zu unterscheiden und 
der kirchlichen das Oberältesten-Amt zu re- 
serviren, scheint mir daher ebenso sehr gegen 
den Begriff der Sache, als gegen die ursprüng- 
liche Vorstellung der Reformatoren“. 


So standen sich also in den Jahren 1848 und 1849 inner- 
hal der preussischen Landeskirche zwei Anschauungen gegen- 
über. Wir fassen sie hier auf der Grundlage der oben mitge- 
teilten amtlichen und nichtamtlichen Aecusserungen noch einmal 
zusammen. 

Nach der einen ist der Fortbestand des landesherrlichen 
Kirchenregiments durch die Einführung einer konstitutionellen 
Verfassung mit Landtag, Ministerverantwortlichkeit und Gleich- 
berechtigung der religiösen Bekenntnisse unmöglich gemacht. 
Der König muss künftig seine gesamte Gewalt durch ein dem 
Landtage verantwortliches Ministerium ausüben, und da der Land- 
tag aus Mitgliedern aller Religionsbekenntnisse zusammengesetzt 
sein kann, so muss es als unzulässig betrachtet werden, dass der 
König fernerbin das Regiment der evangelischen Kirche führe. 
Eine Unterscheidung aber der staatlichen und der kirchlichen 

3* 
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Stellung des Landesherrn und die Beschränkung der Minister- 
verantwortlichkeit auf die vom König lediglich kraft seiner staat- 
lichen Stellung vorgenommenen Regierungsakte widerspricht ebenso 
sehr der Idee des landesherrlichen Kirchenregiments wie der der 
-konstitutionellen Verfassung. 

Diese Ansicht wird vertreten vor allem von der preussischen 
‚Staatsregierung selbst, weiter von einer stattlichen Anzalıl von 
‚Konsistorien und theologischen Fakultäten der Monarchie, von 
den namhaftesten Kirchenrechtslehrern der Zeit, Richter, 
Stahl, Jacobson, Mejer, Wasserschleben, endlich 
von so angesehenen und einflussreichen Männern wie v. Beth- 
mann-Hollweg, K. J. Nitzsch, J. Dorner!, Max 
Göbel: Kling’. 

Auf der anderen Seite dagegen ist man nicht geneigt, das 
landesherrliche Kirchenregiment so leichten Kaufs preiszugeben ; 
die fast allgemein behauptete und geglaubte Unverträglichkeit 
dieses Instituts mit der neuen politischen Ordnung stösst hier 
auf Widerspruch. Man greift zu einer Distinktion, die es mög- 
lich machen soll, das evangelische Kirchenregiment des Landes- 
-herrn auch fernerhin beizubehalten: man unterscheidet an der 
:gesamten Machtstellung des Königs, wie sie bis zum Jahre 
:1848 bestanden hat, eine staatliche und eine kirchliche Seite: 
nur jene ist von der politischen Umwälzung des Jahres 1848 be- 
troffen worden, nur auf sie bezieht sich die Verantwortlichkeit 
des Ministers gegen den Landtag. Die kirchliche Stellung des 
Königs dagegen ist davon nicht berührt worden, auf das Regi- 
ment der Kirche erstreckt sich weder die Verantwortlichkeit des 
Ministers noch die Mitwirkung des Landtages; denn der König 
führt es nicht in seiner Eigenschaft als Staatsoberhaupt, 

ı Vgl.J. Dorner, Sendschreiben über Reform der evangelischen Landes- 
 kirchen, Bonn 1848, S. 43 f. Anm. 

2 In der Bonner Monatsschrift für die evangelische Kirche der Rhein- 


‘provinz und Westphalens 1849, II S. 151 f£. 
[ 8 Ebendas. 1849, IS. 6 fl. 
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sondern als vornehmstes Glied der Kirche. Dieser 
aber ist das Recht der selbständigen Ordnung und Ver- 
waltung ihrer Angelegenheiten in der neuen Verfassung zuge- 
sichert. Zu diesen Angelegenheiten gehört auch ihre Verfassung, 
deren wichtigstes Stück die Führung ihres Regiments durch den 
Landesherrn bildet. So ist also das landesherrliche Kirchenre- 
giment eine innere Angelegenheit der Kirche, nicht eine Relation 
der Kirche zum Staate. Der König ist in der Ausübung der 
evangelischen Kirchengewalt von der Mitwirkung der politischen 
Faktoren gerade so unabhängig, wie er es ist in seinem Hause 
oder als Privatmann oder als Regent eines Gebietes, das mit 
dem der Monarchie nur durch Personalunion verbunden ist. Er 
hat das Kirchenregiment zu führen nicht als eine Herrschaft 
über die Kirche (in der Kirche ist er ja nicht Herrscher, nicht 
Staatsoberhaupt), sondern als einen Dienst an der Kirche, den 
er ihr als ihr vornehmstes Glied leistet, und weiter hat er es 
zu führen nicht durch staatliche Behörden, die politische Ge- 
sichtspunkte in die Verwaltung der Kirche hineintragen, sondern 
lediglich durch kirchliche Organe. | 

Auf dieser Seite stehen hauptsächlich Männer der kirch- 
lichen Rechten, deren Organ die von Hengstenberg herausge- 
gebene Evangelische Kirchenzeitung bildet, vor allem Heng- 
stenberg selbst, dann Ernst Ludwig von Gerlach, Kaıl 
Friederich Göschel, J. Müller, Tholuck, der Oberhof- 
prediger Strauss, Otto Krabbe u. a. | 


IV. 


Auf welche Seite wird sich der Sieg neigen? welcher von 
beiden Anschauungen gehört die Zukunft? Das Jahr 1850 bietet 
uns das merkwürdige Schauspiel, wie die zunächst nur von einer 
kleinen Minorität vertretene Anschauung immer mehr durchdringt 
und selbst die Gegner auf ihre Seite zieht. 

Auch bier geht wiederum die Staatsregierung voran. Schon 
die unterm 26. Januar 1849 verfügte Errichtung einer evange- 


38 Abhandlungen. 


lischen Abteilung des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten 
für die inneren Kirchensachen, die unabhängig von dem Minister 
die oberste Verwaltung der evangelischen Kirche führen soll, 
wird vom Minister von Ladenberg in einer Verfürung an 
die Konsistorien vom 7. Februar 1849! als eine Massregel er- 
klärt, die bestimint sei, die der evangelischen Kirche in der VT. 
vom 5. Dezeinber 1848 Art. 12 verheissene Selbständigkeit zur 
Wahrheit werden zu lassen, da die Leitung der Kirche durch 
den einer konfessionell gemischten Volksvertretung gegenüber- 
stehenden verantwortlichen Minister selbst auch bei dem pflicht- 
miässigen Bestreben, die Sphären der Kirche und des Staates 
unvermischt zu erhalten, den Schein des Territorialismus an sich 
tragen werde, und die evangelische Kirche ein Recht darauf 
habe zu wissen, dass ihr Regiment nicht der Gefahr ausgesetzt 
sei, nach politischen Maximen geführt zu werden. Zwar ist weiter 
davon die Rede, dass die evangelische Kirche in der engen Ver- 
bindung, in der sie bisher mit dem Staate gestanden hat, nicht 
verbleiben könne, sie sich vielmehr diejenige Verfassungsform 
aneignen müsse, welche ihr teils eine genügende Vertretung ihrer 
Rechte und Interessen nach aussen, teils eine selbständige Leitung 
ihrer Angelegenheiten im Innern sichere. Aber bezeichnenderweise 
wird die Frage des Fortbestands des landesherrlichen Kirchen- 
regiments gar nicht berührt, und die ganze Verfügung kann sehr 
wohl so verstanden werden, als handle es sich überhaupt nur 
um eine neue Organisation der Verwaltung der evangelischen 
Kirche auf dem Grunde des unangefochten weiter bestehenden 
landesherrlichen Kirchenregiments. 

In einer dem Minister von der Abteilung für die evangeli- 
schen inneren Kirchensachen unterm 18. Februar 1850 über- 
reichten Denkschrift über die Vereidigung der Kirchenbeamten 


’ Aktenstücke aus der Verwaltung der Abteilung des Ministeriums der 
geistlichen Angelegenheiten für die inneren evangelischen Kirchensachen, 
Berlin 1850, 5.5 #. 
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auf die neue Verfassung vom 31. Januar 1850! begesmen wir 
bereits der Anschauung, dass der König Träger der evangelischen 
Kirchengewalt sei nicht als Landesherr, sondern als vornehmstes 
Glied der Kirche. Hier wird ausgeführt, dass diejenigen Be- 
hörden, welche das der Kirche auf Grund des Art. 15 der VÜ. 
zuerkannte selbständige Gebiet verwalten, nicht als Staats- 
behörden, sondern nur als Kirchenbehörden angesehen werden 
können: 

Wollte man dagegen einwenden, dass die Mitglieder dieser 
Behörden vom Könige ernannt seien, so folgt daraus allein 
die Staats beamten-Qualität noch nicht, da ja nach der noch 
zu Recht bestehenden Verfassung der evangelischen Kirche 
der König, als vornehmstes Glied der Kirche, das 
Kirchenregiment führt und in dieser Eigenschaft die 
Mitglieder der Kirchenbehörden ernennt ?. 

In dem Erlass der Abteilung für die inneren evangelischen 
Kirchensachen an die Konsistorien vom 30. April 1850 lesen wir: 

Für die Gesetzgebung auf dem Rechtsgebiete des Staates 
ist der in Artikel 62 der VU. vom 31. Januar 1850 vorge- 
schriebene Weg vorgezeichnet. Die gesetzgebende Gewalt wird 
gemeinschaftlich durch den König und die beiden 
Kammern geübt. Aber diese Gesetzgebung berührt eben nur 
das Rechtsgebiet des Staates; sie übt keine Wirkung auf 
das Rechtsgebiet der Kirche, welches der Art. 15 ausdrück- 
lich und bestimmt von dem des Staates sondert. Zur Teil- 
nahme an der Gesetzgebung über kirchliche Einrichtungen 
sind die Kammern nicht berechtigt, sondern sie haben dieses 
Gebiet der selbständigen Entwickelung der Kirche und ihrer 
Verfassung überlassen. Nach dem geschichtlichen Entwicke- 


lungsgange der Kirchenverfassung befand sich nun die 
an 


' Aktenstücke aus der Verwaltung der Abteilung des Ministeriums der 
geistlichen Angelegenheiten für die inneren evangelischen Kirchensachen 


S. 12 ff. 
’A.a.0.8. 15, 
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gesetzgebende Gewalt in der Kirche bis zum 

Jahre 1848 unbestritten in der Hand des evan- 

gelischen Landesfürsten, und sie ist durch keine 

der nachfolgenden Erschütterungen und Ver- 

änderungen auf dem politischen Gebiete von 
-ıhmgenommen worden! 

Noch deutlicher ist die Abkehr der Regierung von ihrem 
bisherigen Standpunkte aus den Motiven zu ersehen, welche 
den allerhöchsten Erlass vom 29. Juni 1850, betreffend die Grunl- 
züge einer Gemeinde-Ordnung für die evangelischen Kirchenge- 
meinden der östlichen Provinzen und die Einsetzung des Evan- 
gelischen Oberkirchenrats (an Stelle der Abteilung des Mini- 
steriums der geistlichen Angelegenheiten für die inneren evange- 
lischen Kirchensachen) vor der Oeffentlichkeit zu begründen und 
zu rechtfertigen bestimmt waren. Hier wird zunächst ausge- 
sprochen, dass die Berufung einer konstituirenden Synode, von 
der viele im Jahr 1848 das Heil für die Kirche erwarteten, weder 
angemessen, noch rechtlich notwendig sei, um die Selbständigkeit 
der Kirche in Gemässheit der Verfassungsurkunde zu vermitteln, 
und dann zur Begründung des letzteren Punktes gesagt?: 

Nicht blos gefährlich ist die Berufung einer konstituirenden 
Synode, sondern sie hat nach unserer Ueberzeugung auch in 
dem Recht nirgends ihren Boden. — Die Ansicht, dass sich 
in einer verfassunggebenden Synode der Wille der Kirche zu 
bezeugen habe, gieng von der Voraussetzung aus, dass das 
bestehende Regiment der Kirche jede Berech- 
tigung verloren habe Da wir nun im Innern der 
Kirche vergeblich nach den Thatsachen suchen, durch welche 
eine Umgestaltung von so tief eingreifenden Folgen bedingt 
worden sein könnte, so werden wir auf das Gebiet des Staates 
verwiesen und mit dem allgemeinen Satze vertröstet, dass nach 


ıA.a.0.S. 46. 
? Vgl. Allerhöchster Erlass vom 29. Juni 1850 ete. nebst den dazu ge- 
hörigen Aktenstücken. Anmitlicher Abdruck, Berlin 1850, 8. 24 ft. 
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der konstitutionellen Theorie die fernere Dauer des landes- 
herrlichen Kirchenregiments nicht zulässig erscheine. In der 
That ist es jedoch jetzt, nachdem die politische Verfassung 
festgestellt ist, kaum noch nötig, auf diese Seite der Betrach- 
tung einzugehen, weil die Entscheidung der hier vorliegenden 
Frage nicht mehr blos in einer Theorie, welche Jeder sich 
nach seiner Weise zurechtlegen konnte, sondern lediglich in 
dem Gesetze zu suchen ist. Dieses hat aber nirgends die 
Unzulässigkeit des landesherrlichen Kirchenregiments ausge- 
sprochen, sondern es hat sich darauf beschränkt und beschränken 
müssen, der Kirche das Recht auf selbständige Ordnung ihres 
Lebens zu sichern. — In der Vorstellung aber, dass mit der 
Selbständigkeit der Kirche das Regiment des Landesherrn, 
oder was dasselbe sein soll, das Staats-Kirchen-Regiment nicht 
vereinbar sei, liegt ein Irrtum, dem gegenüber es nur nötig 
ist, an die Anschauungen der Reformatoren und die auf sie 
gegründeten geschichtlichen Thatsachen zu erinnern, durch 
welche das landesherrliche Kirchenregiment 
zueinem Teilder Verfassung der Kirche ge- 
wordenist. — Mit dieser Forderung (der Erhaltung des 
landesherrlichen Kirchenregiments) ist das Zugeständnis, dass 
es notwendig sei, von der Verfassung alle aus dem territo- 
rıalistischen Prinzipe hervorgegangenen Beimischungen abzu- 
streifen und das landesherrliche Regiment auf 
die Idee der Reformation zurückzuführen, 
nach welcher es nicht ein Amt der Beherr- 
schung, sondern ein Dienstist, welchervon 
dem vornehmsten Gliede der Kirche zu Ehren 
Gottes durch Schutz und Fürsorge geleistet 
wird, nicht nur wohl vereinbar, sondern es wird vielmehr 
gerade darin das Ziel der Verfassungs-Entwickelung und die 
Hilfe gegen etwaige Kontlikte, welche durch die Vereinigung 
der Staats- und Kirchengewalt in der Person des Landesherrn 
gegenüber der jetzigen Form der Staatsverfassung, allerdings 
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leichter als früher entstehen können, gesucht werden müssen. 
Die vorliin bezeichnete Stellung des Landesherrn in der Kirche 
wird nicht ein Hemmnis, sondern eine Bürgschaft der Freiheit 
der Kirche sein. 

Hieran reihen wir gleich die Erklärungen, die der Nach- 
folger v. Ladenbergs im Ministerium der geistlichen Angelegen- 
heiten, von Raumer, vor dem preussischen Landtag über 
unseren Gegenstand abgab. Amı 8. Februar 1851 sagte er: 

Es ist von der Tribüne dieses hohen Hauses die unerwar- 
tete Ansicht ausgesprochen, dass die evangelische Kirche bis 
jetzt keine Verfassung habe. Ich glaube, dass eine solche An- 
sicht schwerlich als eine begründete festgehalten werden wird. 
Die evangelische Kirche hat ihre Verfassung. Sie ist in den 
Landesgesetzen, in den Kirchenordnungen, ın den Bekenntnis- 
schriften der Reformation, in den Schriften der Rechtsgelehrten 
auf das vollständigste nachgewiesen und festgestellt. Die evan- 
gelische Kirche hat über dreihundert Jahre mit dieser Ver- 
fassung bestanden und von kleinem Anfange sich zu einem 
grossen Baue entwickelt. — Nach der bestehenden Kirchen- 
verfassung, wie sie in der evangelischen Landeskirche seit über 
dreihundert Jahren anerkannt und von niemanden mit Erfolg 
bezweifelt worden ist, hat der Landesherr das Kirchenregiment 
in der Hand. Dieses Kirchenregiment des Landesherrn ist 
auch im gegenwärtigen Augenblicke in unzweifelhafter recht- 
licher Geltung und in voller Wirksamkeit. Niemand kann 
behaupten, dass dieseslandesherrliche Kir- 
chenregiment mit eineräusseren Beherrschung 
der Kirche zuvergleichen wäre DerLandes- 
herrstehtin der Kirche Er führt das Regi- 
mentalsihrlebendiges, alsihr hervorragen- 
des Glied. Er dient der Kirche; wie andere 
Mitglieder ihr dienen mit anderen Kräften 
und anderen Gaben, so dient er der Kirche 
mit seinem Ansehen und seiner Macht. Das 
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Kirchenregiment des Landesherrn ist die feste Stütze, an die 
die evangelische Kirche sich Jahrhunderte hindurch angelehnt 
hat, auf die sie sich noch jetzt stützt, mit der sie unter Gottes 
Beistand die Stürme auch künftiger Zeiten überdauern wird. 
Die evangelische Kirche wird von dem Landesherrn regiert; 
aber nach bestimniten Gesetzen der Kirche durch festgeordnete 
Behörden. Diese Behörden, dievon dem Könige 
als dem Träger der Kirchengewalt ernannt 
werden, sindnach anerkanntem Rechte wahre 
kirchliche Behörden. Die Superintendenten, die 
Konsistorien und der Oberkirchenrat sind von dem Könige 
nach den Befugnissen seines Kirchenamts ernannt; sie sind 
die wahrhaften Organe der Kirche, ihre rechtmässigen Ver- 
treter. Was sich an weiteren Gestaltungen im Leben der 
Kirche entwickeln wird, Gemeindevertretungen etc., das wird 
sich in diese bestehende, rechtlich begründete Verfassung der 
Kirche einzureihen haben !, 

Ueber das Verhältnis des landesherrlichen Kirchenregiments 
zum Art. 15 der VU. vom 31. Januar 1850 sprach sich der 
Minister im Landtage am 18. Februar 1851 noch genauer da- 
hin aus: 

Die Frage über die Selbständigkeit der Kirche, über die 
Ausführung und Nichtausführung des Art. 15 der Verfassung 
lässt sich nicht trennen von einem materiellen Eingehen auf 
die Frage der Kirchenverfassung. Wer der Meinung ist, dass 
das landesherrliche Kirchenregiment kein berechtigtes ist, der 
wird nicht zugeben, dass die Kirche selbständig gestellt ist, 
solange dieses landesherrliche Kirchenregiment nicht beseitigt 
ist. Weraberder Ansicht ist, dass das landes- 
herrliche Kirchenregiment keine ungerechte 
Beherrschung der Kirche, dass es vielmehr 


nach geschichtlicher und rechtlicher Ent- 
ee un 


ee i vn gobuneke Berichte der Preussischen zweiten Kammer 1850—51, 
. 181. 
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wicklung ein wesentliches Element in der Ver- 
fassung unserer Kircheist, dasjenige Element, auf 
welches sie sich gestützt hat und stützen wird, der wird es 
in der Ordnung finden, dass die Selbständig- 
keitder Kirche gegründet werden kann, nicht 
durch Beseitigung, sondern unter bestimmter 
Festhaltung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments!, 

Sodann tritt der Minister wiederum der Ansicht entgegen, 
dass von einer Selbständigkeit der evangelischen Kirche zur Zeit 
schon deshalb keine Rede sein könne, weil sie ja keine Ver- 
fassung, keine berechtigten Organe habe, um die ihr von der 
Verfassung zugedachte Selbständigkeit zur Geltung zu bringen, 
und sagt: Ä 

Ich habe gesagt, die evangelische Kirche besteht schon. 
Sie besteht auf dem Grunde ihrer Verfassung und ist mit dieser 
Verfassung schon jetzt befugt und befähigt, die Selbständig- 
keit in Anspruch zu nehmen und geltend zu machen, die der 
Artikel 15 ihr zusichert. Es bedarf keiner vorgängigen Aus- 
führung dieses Artikels, um die evangelische Kirche in die 
Lage zu setzen, die Anerkennung und Anwendung dieses Ar- 
tikels auch für sich in Anspruch nehmen zu können ?. 


In jenen Motiven zum allerhöchsten Erlass vom 29. Juni 
1850 (s. o. S. 40.) hat zugleich auch Richter, der als Mit- 
glied des Oberkirchenrats sie wohl verfasst hat?, sich von seiner 
im Jahr 1848 mit so grosser Entschiedenheit vertretenen An- 
sicht losgesagt:: er, der eben erst die verfassungsmässige Monarchie 
und das landesherrliche Kirchenregiment für unvereinbare Gegen- 
sätze erklärt hat, bezeichnet jetzt diese Anschauung als eine Be- 
trachtungsweise, auf die kaum noch nötig sei einzugehen. Und 

r A. 0. 8.294 


2A. a. 0. S. 29. 
> Vol. Woltersdorfa.a. O.S. 534, Anm. 5. 
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als er am 7. Juni 1852 auf die Eisenacher Kirchenkonferenz 
über die von dem evangelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe ge- 
stellte Frage: Wie lässt sich mit Beibehaltung des Episkopats 
des evangelischen Landesherrn die Presbyterial- und Synodal- 
verfassung im Geiste der evangelischen Kirche am zweckmässig- 
sten einrichten ? einen Vortrag zu halten hatte, sagte er darin: 
Der Antrag des hochwürdigen Oberkirchenrates zu Karls- 
ruhe setzt zunächst die Aufrechterhaltung der landesherrlichen 
Kirchengewalt schlechthin voraus, eine Auffassung, welche gegen- 
wärtig kaum noch gegen eine geringe Schaar von Idealisten 
verteidigt zu werden braucht, während sie vor wenigen Jalıren 
noch gegen eine grosse Ungunst zu kämpfen hatte!, 

Dass er selbst noch vor wenigen Jahren zu diesen Idealisten 
gehört hat, verrät Richter hier mit keinem Worte ?. 

Aber auch Stahl, der schon ın seinem amtlichen Gut- 
achten über die kirchliche Verfassungsfrage (s. o. S. 24.) Nei- 
gung gezeigt hatte, zur Ansicht der Minorität überzugehen, voll- 
zieht im Jahre 1850 eine Schwenkung. In seinem Aufsatze über 
„die Grundzüge einer Gemeinde-Ordnung für die evangelischen 
Kirchengemeinden der östlichen Provinzen und die Einsetzung 
des Evangelischen Oberkirchenrats nach dem Allerhöchsten Er- 
lass vom 29. Juni 1850“ in der Evangelischen Kirchenzeitung 
Nr. 65 vom 14. August 1850 S. 633 fi. und Nr. 66 vom 17. 
August 1850 S. 641 fi. beruft er sich darauf, dass nach der 
Verfassung von 1848 der Kultusminister ein Organ und Reprä- 
sentant nicht des Königs, sondern der Kammermajorität, und 
eine unmittelbare Stellung des Königs zur evangelischen Kirche 
durch einen Oberkirchenrat nicht zulässig war, da der König 
nirgends eine gesonderte, nicht durch Ministerverantwortlichkeit 


Beim linn 


* Allgemeines Kirchenblatt für das evangelische Deutschland, 1852, 
S. 271 f£. 

* Zur Beurteilung Richters vgl. auch die Bemerkungen von Dove 
in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. VII $. 345, der gewiss gegen 
Hinschius Recht hat. 
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den Kammern dienstbare Stellung einnehmen durfte. Eine Staats 
verfassung nach solcher Theorie sei aber die gegenwärtige (vom 
31. Januar 1850) nicht mehr: 

Nach der gegenwärtigen Verfassung ist der Kultusminister 
nicht mehr ein Diener der Kammern, sondern er ist ein Diener des 
Königs, wenn auch unter einem Einfluss der Kammern und 
einer notwendigen Rücksicht auf die Kammern‘. 

Auch vonBethmann-Hollweg wurde anderen Sinns. 
Im Juliheft der Bonner Monatschrift für die evangelische Kirche 
der Rheinprovinz und Westphalens von 1851 (S. 43) sagt er: 

Deshalb, weil es 1848 schien, als werde unser Volk und 
Staat seinen christlichen Charakter abthun und eine über Ge- 
bülır beschränkte Stellung des Königs ihn bei der Uebung 
jenes Pflegeamtes in der evangelischen Kirche in unauflösliche 
Konflikte mit anderen politischen Gewalten verwickeln, hielten 
wir damals mit anderen Verteidigern des landesherrlichen 
Kirchenregiments seine Fortdauer für unmöglich. Es ist seit- 
dem anders geworden. Zwar sind wir längst nicht am Ende 
der Kämpfe, deren tiefster Grund in der versuchten Loslösung 
der Völker von der höchsten göttlichen Autorität liegt. Alleın 
wie einerseits die Obriskeiten wieder an Kraft gewonnen haben, 
so sind andrerseits Anzeichen vorhanden, dass unser Volk sich 
frei dem Evangelium wieder mehr zuwendet. Erhalten wir ıhm 
auch durch kirchliche Einrichtungen den Zusammenhang mit 
dem Christentum, der der geseenete Kern seiner ganzen Ent- 
wicklung ist. Von einer widernatürlichen Auseinanderreissung 
von Staat und Kirche ist ohnedies nicht mehr die Rede, wohl 
aber von einer richtigen Unterscheidung ihrer Sphären als einer 
unabweisbaren Bedingung der gedeihlichen Entwicklung beider: 
und dazu gehört allerdings auch eine schärfere Begrenzung 
der Rechte des evangelischen Königs. 


'A.a.0.S. 652. 
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Was nun aber noch wichtiger ist: diese Ansicht, die zu- 
nächst nur von einer kleinen Minderheit vertreten worden ist, 
bald aber auch die Gegner auf ihre Seite gezogen hat, ist die 
moderne Ansicht vom landesherrlichen Kirchenregiment ge- 
worden. Von der grössten Bedeutung war es, dass Richter, 
die erste Autorität der fünfziger Jahre auf dem Gebiete des 
evangelischen Kirchenrechtes, jene Anschauung in sein weitver- 
breitetes und hochgeschätztes Lehrbuch des Kirchenrechtes auf- 
genommen und dadurch gewissermassen kanonisiert hat. In der 
vierten Auflage von 1853, der ersten seit 1848 erschienenen, 
finden wir folgende Sätze über das landesherrliche Kirchenre- 
giment, die in den früheren Auflagen teils gar nicht, teils nicht 
in dieser Form enthalten waren: 

Dasselbe ist nicht als ein Teil des Staatsregiments anzu- 
sehen, sondern es istein Amt und Dienst in der 
Kirche, aus deren Prinzipien und in deren Namen es durch 
kirchliche Organe geführt werden soll!. — Die Kirche stellt 
eine eigentümliche Bestimmtheit des menschlichen Lebens dar. 
Sie hat darum ein Recht, aus ihrem eigenen Prinzipe und 
durch ihre eigenen Organe geleitet zu werden: das Kir- 
chenregiment gehört nicht dem Staate?. — 
Dasselbe (sc. das landesherrliche Kirchenregiment) ist kein Aus- 
fluss, sondern ein Annexum der weltlichen Souveränität und 
soll nicht in weltlicher Weise, sondern auf dem eigenen Grunde 
der Kirche und mit Hilfe kirchlicher Behörden geführt werden?. 

ı A. a. 0.S. 99. In der dritten Auflage S. 95 hiess die entsprechende 
Stelle: „Es ist kein Teil der Staatsgewalt und kann daher nicht durch welt- 
liche Behörden geübt werden, sondern es ist ein Amt in der Kirche, dessen 
Ausübung, soviel die ständige Verwaltung anlangt, auf der Grundlage der 
Bekenntnisse durch kirchliche Organe geschehen soll, damit sich die Kirche 
als eine individuelle Lebensordnung erweise“, 

® Dieser Satz findet sich in der vierten Auflage zum ersten Male. In 
einer Anmerkung hiezu verweist Richter auf Art. 15 der Preussischen 


Verfassungsurkunde. 
® Dieser Satz ist ebenfalls in den früheren Auflagen noch nicht enthalten. 
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Als die moderne Ansicht vom landesherrlichen Kirchenre- 
-gimente können wir folgende Theorie bezeichnen, die ın den von 
uns mitgeteilten Sätzen des Richterschen Lehrbuchs wenn auch 
zum Teil nur implicite enthalten ist: 

I. Das landesherrliche Kirchenregiment ist nicht ein Teil 
der Verfassung des Staates, auch nicht blos eine Relation der 
Kirche zum Staate, sondern ein Stück der Verfassung der evan- 
gelischen Kirche selbst, also ein innerkirchliches Institut. Soweit 
der evangelischen Kirche also für die Ordnung und Regelung 
ihrer (inneren) Angelegenheiten Autonomie zugestanden ist, er- 
streckt sich diese auch auf die gesetzliche Regelung dieses Rechts- 
instituts!. 


ı Vgl. z.B. Jacobson, Preussisches Kirchenrecht S. 119: „die Ge- 
schichte der Konsistorialverfassung — liefert den bündigsten Beweis dafür, 
dass das landesherrliche Kirchenregiment nicht ein Ausfluss der Staatsge- 
walt sei, sondern ein kirchliches Recht, welches der Landeshoheit 
hinzugefügt wurde, und nachdem es mit derselben fast unterschiedslos ver- 
bunden war, seit dem zweiten Dezennium des jetzigen Jahrhunderts nach 
und nach davon gelöst wird, und dem Art. 15 der V.U. gemäss vollständig 
gelöst werden soll. Dass diese Auseinandersetzung aber davon abhängig 
ist, dass dem Landesherrn kein Anteil am Kirchenregiment soll zustehen 
können, ist eine willkürliche Behauptung, für welche man sich nicht auf 
die V.U. berufen kann. Darüber, worin die Selbständigkeit 
der Kirche bestehe, gebührt nur der Kirche selbst das 
Urteil“. Auf der ausserordentlichen Generalsynode der evangelischen 
‚Landeskirche Preussens im Jahre 1875 sagte der Präsident des Evangelischen 
Oberkirchenrats Dr. Herrmann in seiner Ansprache zur Eröffnung der 
Synode (Verhandlungen S. 4 f.): „Wohl konnte in einer früheren Zeit der 
‘konfessionell exklusiven Territorien oder doch der landesherrlichen Abso- 
lutie eine Verschmelzung mit dem Staate bestehen, bei welcher die Kirche, 
‚von ihrem Lehrstande abgesehen, keine durch rein kirchliche Organe aus- 
geübte Selbstbestimmung in ihren Angelegenheiten besass. Die neuere Ge- 
schichte hat die Voraussetzungen eines solchen rein territorialistischen Kir- 
chentunis zerstört. Sie hat die Kirche genötigt, sich die ihrem Wesen 
entsprechenden Organe zu suchen, mittels deren sie ihr eigenes Leben zu 
leben und ihren anerkannten Wirkungskreis auszufüllen vermag, nicht ge- 
trennt vom Staate, sondern in dessen Rechtsordnung eingefügt. Dadurch 
wird die Kirche zwar keineswegs vor die grosse Gefahr ge- 
‚stellt, auf das ihr so wohlthätige, ja unentbehrliche 
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II. Das landesherrliche Kirchenregiment ist ein Annexum, 
ein Accessorium, nicht ein Inhärens der Stellung des Landes- 


landesherrliche Kirchenregiment verzichten zu müssen. 
Wohlaber istes unabweisbar geworden, dasselbe als 
eine wahrhaft kirchliche Institution zu erfassen und 
festzuhalten, seine Verschmelzung mit der Staatsgewalt 
auchim Bereiche der Örgane seiner Ausübung zu besei- 
tigenund es als die Spitze eines rein kirchlichen Or- 
ganismus hinzustellen, in welchem die Kirchealsein 
eigenes Gemeinwesen zur Erscheinung und Aktion 
gelangt“. — Die Ansicht, dass das landesherrliche Kirchenregiment ein 
Stück der innerkirchlichen Verfassung sei, hat auch in Württemberg 
wiederholt eine Rolle gespielt. Nachdem hier der Landesherr durch K. Ver- 
ordnung vom 20. Dezember 1867 eine Landessynode eingeführt und dadurch 
seine kirchenregimentlichen Rechte beschränkt hatte, wurde in der Kammer 
der Abgeordneten im Jahre 1874 der Antrag auf Beanstandung dieser Verord- 
nung gestellt, da die „bischöflichen Rechte“ des Königs ein verfassungs- 
mässiges wesentliches Attribut seiner königlichen Rechte bilden, daher zum 
öffentlichen Rechte des Landes gehören und es keineswegs vom Ermessen 
des Königs allein abhänge, seine königlichen, Rechte beizubehalten, auf- 
zugeben oder zu beschränken. Die Mehrheit des Landtags stellte sich 
jedoch auf den Standpunkt, dass zu der der evangelischen Kirche in der 
V.Ü. 8 71 zugesagten Autonomie auch die gesetzliche Regelung ihres Kir- 
chenregiments gehöre, und lelınte jenen Antrag ab, Und als zwei Jahr- 
zehnte später die Früge der Revision der Religionsreversalien in Württem- 
berg auf der Tagesordnung stand, liessen sich Kirchenregiment und Lan- 
dessynode, Staatsregierung und Landtag von der Anschauung leiten, das» 
das landesherrliche Kirchenregiment als ein Teil der Kirchenverfassung eine 
innerkirchliche Einrichtung sei, und seine gesetzliche Regelung den Fak- 
toren der kirchlichen Gesetzgebung zustehe, Bezeichnend hiefür ist es, wie die 
Motive zu dem vom Kirchenregimente der fünften Landessynode vorgelegten 
Entwurfe eines kirchlichen Gesetzes, betreffend die Ausübung der landes- 
herrlichen Kirchenregimentsrechte im Falle der Zugehörigkeit des Königs 
zu einer anderen als der evangelischen Konfession, sich aussprechen: „In 
(Gemässheit des & 71 der V.U. bleiben die Anordnungen in Betreff der in- 
neren kirchlichen Angelegenheiten der verfassungsmässigen Au- 
tonomie einer jeden Kirche überlassen. Die der evangelischen Kirche hie- 
durch zugesagte Autonomie umfasst als das Recht der Selbstbestimmung 
und Selbstverwaltung auf dem Gebiet der innerkirchlichen Angelegenheiten 
grundsätzlich alles, was auf die evangelische Kirche für sich allein, auf ibr 
Verhältnis zu ihren Gliedern und das Verhältnis dieser unter sich Bezug 
hat. Eine der verfassungsmässigen Autonomie der Kirche überlassene inner- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. 4 
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herrn. Der Landesherr hat zwar das evangelische Kirchenregiment 
inne, weil er Staatsoberhaupt ist, aber er führt es nicht als Staats- 
oberhaupt, sondern als vornehmstes Glied der evangelischen 
Kirche (praecipuum membrum ecclesiae). Er ist also ein anderer 
als Staatsoberhaupt, ein anderer als Kirchenoberhaupt; es findet 
hier eine Personalunion zwischen dem Staate und der evangeli- 
schen Kirche statt!. 


kirchliche Angelegenheit ist daher auch die Regelung der Verfassung 
der evangelischen Landeskirche und damit auch die Ausübung der landes- 
herrlichen Episkopalrechte“ (S. 18). — „Zu der Regelung der Ausübung der 
landesherrlichen Episkopalrechte in der evangelischen Kirche Württembergs 
als einer innerkirchlichen Angelegenheit ist somit unter allen Um- 
ständen zunächst die kirchliche Gesetzgebung für zuständig und 
berufen zu erachten“ (S. 20). Damit stimmt durchaus überein der Bericht 
der kirchenrechtlichen Kommission S. 13 f. Ebenso L. Gaupp in seinem 
als Manuskript gedruckten Gutachten über eine Neuregelung der württem- 
bergischen Religionsreversalien (vom Jahr 1893) S. 3. 5. 6. 7: „Die Dispo- 
sition über die Ausübung des Kirchenregiments in der evangelischen Kirche 
während der Regierung eines katholischen Königs ist die Normierung eines 
rein innerkirchlichen Verhältnisses“. 

1 An Belegen hiefür ist Ueberfluss. Vgl. z.B. Jacobson, Preussisches 
Kirchenrecht S. 119: „Das landesherrliche Kirchenregiment ist nicht ein 
Ausfluss der Staatsgewalt, sondern ein kirchliches Recht, welches der Lan- 
deshoheit hinzugefügt wurde“. Friedberg, das geltende Verfassungsrecht 
der evangelischen Landeskirchen in Deutschland und Oesterreich S. 102 £.: 
„Das Kirchenregiment steht dem Landesherrn nicht mit der begritllichen Not- 
wendigkeit zu wie die staatlichen Hoheitsrechte, sondern ist ihm in Folge 
einer geschichtlichen Entwicklung zugewachsen. — Da die Kirchengewalt 
kein Ausfluss der Staatsgewalt ist, sondern nur eine rechtlich notwendige 
Identität beider stattfindet (ganz wie mit dem Träger der preussischen 
Krone das deutsche Kaisertum verbunden ist), so ergiebt sich, dass der In- 
haber der Kirchengewalt auch nicht den Schranken unterworfen ist, welche 
der Handhabung seiner Staatsgewalt gezogen sind“, Zorn, Lehrbuch des 
Kirchenrechts S. 362: „Das Kirchenregiment der Landesherrn ist nicht ein 
Stück der von den Landesherrn auszuübenden Staatshoheit, sondern ein 
mit letzterer nur in üusserer Verbindung stehendes selbständiges Recht, ein 
Annexum der landesherrlichen Sourverainitätsrechte®. Köhler, Lehrbuch 
des deutsch-evangelischen Kirchenrechts S. 105: „Das landesherrliche Kir- 
chenregiment erscheint nach dem Vorhergehenden als ein mit der Staats- 
gewalt nach positivem Recht verbundenes, jedoch von ihr unterscheidbares, 
nicht nach innerer Notwendigkeit in ihr begriffenes Annexum der Staats- 
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Die Kirche ist hier gedacht als ein vom Staate unterschie- 
denes Gemeinwesen, als ein Collegium, ein Verein, eine Kor- 


gewalt“. Vgl. ausserdem Stahl, Die Kirchenverfassung nach Lehre und 
Recht der Protestanten 2. Aufl. S. 278. Höfling, Grundsätze evangelisch- 
lutherischer Kirchenverfassung 3. Aufl. S. 177 f. Kliefoth, im Allgemeinen 
Kirchenblatt für das evangelische Deutschland 1861, S. 502. v. Scheurl|], 
Die verfassungsmässige Stellung der ev.-Jutherischen Kirche in Baiern zur 
Staatsgewalt 1872, S. 90—94. Achelis, Lehrbuch der praktischen Theo- 
logie 2. Aufl. Bd. II S. 600. — Auch die Rechtsprechung hat sich die mo- 
derne Ansicht vom landesherrlichen Kirchenregiment angeeignet. In dem 
Erkenntnis des ersten Senats des Preussischen Oberverwaltungsgerichts vom 
27. September 1890 (abgedruckt in der Deutschen Zeitschrift für Kirchen- 
recht Bd. II S. 131 ff.) neisst es mit besonderer Beziehung auf Preussen: 
— „beruht schon der Allerhöchste.Erlass vom 29. Juni 1850 (s. o. S. 40) 
auf der Annahme, dass das Kirchenregiment dem Landesherrn als vornehn- 
sten Gliede der Kirche zusteht, so ist dasselbe — bei der Feststellung des 
Gesetzes vom 3. Juni 1876 von sämtlichen Faktoren der staatlichen Gesetz- 
gebung als von der Staatsgewalt abgesonderte Kirchengewalt und nicht als 
Staatsgewalt beurteilt. Zwar ist das geschichtlich gegebene Kirchenregi- 
ment als ein Annexum der landesherrlichen Souveränetät bezeichnet, jedoch 
als von dieser derart gesondert, dass im Landesherrn der Staatsregent als 
Inhaber der höchsten Staatsgewalt und der Kirchenregent als Inhaber der 
durchaus verschiedenen Kirchengewalt zu unterscheiden seien“. — Unter 
den Vertretern der modernen T'heorie waltet aber der Unterschied ob, dass 
nach den Einen das landesherrliche Kirchenregiment von Anfang an ein 
Annexum der landesherrlichen Gewalt gebildet hat, während die Anderen 
ler Ansicht sind, es sei ursprünglich ein wesentlicher Bestandteil der lan- 
desherrlichen Gewalt gewesen, habe aber in Folge der neueren Gesetzge- 
bung diese seine ursprüngliche Natur verändert und sei jetzt bloss noch 
ein Annexum derselben. So meint z. B. Friedberg (Lehrbuch des Kir- 
chenrechts 4. Aufl. S. 188), die territorialistische Ausgestaltung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments, welche die kirchliche Stellung des Landesherrn 
in seine staatliche aufgehen liess, entspreche zwar der geschichtlichen Ent- 
wicklung derselben, aber nicht mehr durchgehends dem heutigen Rechte, 
und findet den Rechtsakt, wodurch sich die Veränderung vollzogen habe, 
in den Gesetzen, durch welche die Kirchenverwaltung von der staatlichen 
getrennt und als eine eigenartige hingestellt worden sei. Auch nach Köh- 
ler, Lehrbuch des deutsch-evangelischen Kirchenrechts S. 105 f. ist das 
landesherrliche Kirchenregiment in Folge der fortschreitenden geschicht- 
lichen Entwicklung aus einem Wesensstücke des fürstlichen Berufes zu 
einem an denselben angeschlossenen eigentümlichen Be- 
rufskreise geworden. 


4* 
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poration mit eigenem Regiment und eigenem Oberhaupt‘. 

III. Das landesherrliche Kirchenregiment ist nicht eine Herr- 
schaft über die Kirche, sondern ein Amt in der Kirche, ein 
Dienst an der Kirche. Während der Landesherr als Staatsober- 
haupt herrscht, dient er als Oberhaupt der evangelischen Kirche: 
während seine staatliche Stellung eine Summe von Rechten und 
Befugnissen ist, ist seine kirchliche Stellung eine Summe von 
Pflichten und Obliegenheiten?. 


ı Kurz und treffend bezeichnet Otto Mejer, Die Grundlagen des lu- 
therischen Kirchenregimentes S. 290, das landesherrliche Kirchenregiment der 
modernen Theorie als „ Vereinsregiment“, und richtig charakterisiert Rudolf 
Sohm in seinem Kirchenrecht I S. 695 diese moderne Ansicht so: „Die 
Kirchengewalt des Landesherrn ist keine obrigkeit- 
liche Gewalt mehr. Sie ist nicht mehr gebunden an die Beschrän- 
kungen der obrigkeitlichen Gewalt des Landesherrn: die Landtage der heu- 
tigen konstitutionellen Staatsverfassung beschränken den Landesherrn nur 
noch im Staat, nicht auch in der Kirche. Sie hat ferner nicht mehr die 
Rechtskraft der obrigkeitlichen Gewalt. Die Gesetze, welche der Landes- 
herr in Ausübung seiner Kirchengewalt (mit der Synode) erlässt, baben 
keine obriekeitliche Verpflichtungskraft, und darum als solche keine Gel- 
tung im Lande (im Staat) wie dereinst. Sie haben nur noch die Kraft des 
Vereinsstatuts für die Vereinsgenossen. Die landesherrliche Kirchen- 
gewalt ist blosse Vereinsgewalt“. 

! Vol. Dove in der Zeitschrift für Kirchenrecht II S. 171: „Ist doch 
in der Kirche auch das Regiment des Landesherrn nur ein Dienst, ein 
hochwichtiger freilich, aber doch nicht ene Macht aus eigenem 
Rechte“ Die Eisenacher Kirchenkonferenz sprach im Jahre 1861 als 
Wunsch aus, „dass die evangelischen Landesherren die ihnen zustehende 
Kirchengewalt als ein Amt und einen dem Herrn an seinen Hause zu leı- 
stenden Dienst mit eigenem Wissen und Gewissen führen“ (Allgemeines 
Kirchenblatt für das evangelische Deutschland 1861 S. 560) J. Hegel. 
Die evangelische Kirchenverfassung. Ein Vortrag 1868 S. 28: „In der evan- 
gelischen Kirche besteht nicht eine Cäsareopapie, sondern der Landesherr 
verwaltet in dem äusseren Kirchenregiinent nur ein Amt im Dienste der 
Kirche Jesu Christi“. v. Scheurl, Kirchenrechtliche Abhandlungen 8. 333: 
„Das Kirchenregiment soll immer Dienst, nicht Herrschaft sein‘. Ders. 
Zur Lehre vom Kirchenregiment S. 135: „Die höchste äusserliche Kirchen- 
gewalt sollte ihrer inneren Natur nach ein Kirchenamt sein“. Von der 
Goltz in den von ihm und Wach herausgegebenen Synodalfragen Heft! 
S. 17: „Das landesherrliche Summepiskopat muss ausdrücklich den Charakter 
eines verfassungsmässig garantierten und in seinen Rechten definierten kirch- 
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IV. Der Landesherr soll das evangelische Kirchenregiment 
lediglich durch kirchliche Organe führen, und zwar so, dass jeg- 
licher politischer Einfluss insbesondere von seiten des Staatsnini- 
steriums oder des Landtags hiebei ausgeschlossen sei. Das bedeutet: 

a) die kirchliche Verwaltung soll auch an oberster Stelle 
durch eine kirchliche Behörde (Oberkonsistorium, Landeskonsi- 
storium, Oberkirchenrat) geführt werden; 

b) dieser Oberkirchenbehörde soll die oberste Verwaltung 
sämtlicher, nicht bloss der inneren, sondern auch der äusseren 
Kirchenangelegenheiten zustehen ; 

c) sie soll dem Landesherrn als Träger des evangelischen 
Kirchenregiments unmittelbar untergeordnet sein und mit ihm ın 
unmittelbarem Verkehre stehen!. 


lichen Amtes erhalten“. Vgl. ferner Steinmeyer, Der Begriff des Kir- 
chenregiments S.49 ff. Achelis, Lehrbuch der praktischen Theologie 2. Aufl. 
Ba. I S. 531 f. — Bekämpft wird die Auffassung des landesherrlichen 
Kirchenregiments als eines Dienstes von Friedberg, Das geltende Ver- 
fassungsrecht der evangelischen Landeskirchen in Deutschland und Oester- 
reich S. 103 Anm. 2, der im Uebrigen die moderne Anschauung teilt (s. 0. 
S.50), von Kliefoth, Acht Bücher von der Kirche I S. 435 ff. und von Otto 
Mejer, Das Rechtsleben der deutschen evangelischen Landeskirchen S. 58. 

I Belege hiezu anzuführen ist nicht nötig; die ganze moderne Kirchen- 
verfassungsbewegung zielt darauf. Es genüge, daran zu erinnern, dass die 
Eisenacher Kirchenkonferenz im Jahre 1861 zur Beseitigung der territoriali- 
stischen Einrichtungen folgende Wünsche ausgesprochen hat: a) dass die 
evangelischen Landesherren die ihnen zustellende Kirchengewalt als ein 
Amt und einen dem Herrn an seinem Hause zu leistenden Dienst mit ei- 
genem Wissen und Gewissen führen (s. o. S. 52); b) dass sie dieselbe nicht 
durch staatliche Organe, sondern durch von ihnen bestellte kirchliche Be- 
hörden ausüben; c) dass sie durch diese Behörden diese Kirchengewalt (jura 
in sacra, jus sacrorum) in ihrem ganzen Umfange verwalten; d) dass sie 
diesen Behörden eine nicht durch Staatsbehörden vermittelte, sondern un- 
mittelbare und direkte Stellung zu ihrer Person, als ihre Räte, durch welche 
sie die ihnen zustehende Kirchengewalt so üben, wie die ihnen zustehende 
Kirchenhoheit durch ihre Staatsministerien, geben mögen (Allgemeines Kir- 
chenblatt für das evangelische Deutschland, 1861 8. 560 £.). — Der Voll- 
ständigkeit halber sei hier noch bemerkt, dass zur modernen Ansicht des 
landesherrlichen Kirchenregiments auch die Ergänzung des kirchenregi- 
mentlichen Organismus durch eine Vertretung der Kirche und Organe der 
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Wenn wir diese Ansicht des landesherrlichen Kirchenregi- 
ments als die moderne bezeichnen, die sıch in den Jahren 
der Krisis des landesherrlichen Kirchenregiments 1848—1850 ge- 
bildet hat und seitdem zur fast unbestrittenen Herrschaft gelangt 
ist!, so wollen wir damit nicht leugnen, dass Ansätze dazu sich 
schon vor 1848 nachweisen lassen. Allein sieht man genauer zu, 
so findet man meist, dass es lediglich Anklänge sind, dass man 
mit denselben Formeln und Wendungen in der vormärzlichen Zeit 
andere Anschauungen verbunden hat als 1848 und später. 

Die Unterscheidung einer doppelten Person im Landesherrn, 
einer staatlichen und einer kirchlichen, findet sich schon bei den 
Vertretern des sog. Kollegialsystems, Christof Matthäus Pfaff, 
Georg Ludwig Böhmer u. a. Aber sie bedeutet hier doch nicht 
dasselbe wie für die Vertreter des modernen Standpunkts. Das 
Kollegialsystem Pfaffs hat den Zweck und die Aufgabe zu er- 
klären, wie es komme, dass die Landesherrn heutzutage im Be- 
sitze des evangelischen Kirchenregimentes seien, und findet die 
Erklärung darin, dass die evangelische Kirche ihre Gewalt durch 
einen stillschweigenden Vertrag an die Landesherrn übertragen 
habe. Die moderne Theorie hat diese Lösung des Rätsels der 
landesherrlichen Kirchengewalt abgelehnt, weil unser Geschlecht 
den Glauben an die wunderbare Kraft des stillschweigenden Ver- 
trags nicht mehr besitzt”; nach ihr ist der Landesherr Träger 


kirchlichen Selbstverwaltung gehört, oder wie man das auch auszudrücken 
pflegt, die Ergänzung der Konsistorialverfassung, wie sie sich in der lu- 
therischen Kirche ausgebildet hat, durch die dem reformierten Protestan- 
tisnıus eigentümliche Presbyterial- und Synodalverfassung. Doch haben wir 
hier diesen Punkt absichtlich weggelassen, da er sich von den übrigen leicht 
trennen lässt. 

‘! Womit durchaus nicht gesagt sein soll, dass der Gesetzgeber 
sie adoptiert hat. Es ist das eine Frage, die wir hier nicht zu beantworten 
haben, die aber nicht durchweg bejaht wird (vgl. z. B. Otto Mejer, Das 
Rechtsleben der deutschen evangelischen Landeskirchen 8. 52 £.). 

? In mehr oder minder verhüllter Form begegnet uns jene Theorie frei- 
lich noch hie und da: vgl Richter-Dove-Kahl, Lehrbuch des Kir- 
chenrechts, 8. Aufl. S. 505 Anm.: „Der regimentliche Beruf des Landesherrn 
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des evangelischen Kirchenregiments als vornehmstes Glied 
der Kirche; gerade diese Begründung wird aber von Pfaff aus- 
drücklich abgelehnt, weil der Fürst als Mitglied der Kirche nicht 
mehr Rechte habe denn jedes andere Mitglied’. Eine einfache 
Erneuerung des Kollegialsystems kann also in der modernen 
Theorie nicht erblickt werden. 

Ebensowenig freilich bedeutet sie eine Rückkehr zur altlu- 
therischen Anschauung. Wohl begründet diese die kirchliche 
Stellung des Landesherrn auf seine Eigenschaft als praecipuum 
membrum ecclesiae, aber doch in ganz anderem Sinne als die 
moderne Ansicht es thut: wie jedes Glied der Kirche ihr Wohl 
zu suchen und zu fördern hat mit den ihm von Gott verliehenen 
Kräften und Gaben, so soll auch der Landesherr die obrigkeit- 
liche Stellung und Gewalt, die er von Gott empfangen hat, dazu 
anwenden, in seinem Teile das Reich Gottes auf Erden zu för- 
dern, indem er reine Lehre und richtigen Gottesdienst in seinen 
Landen anrichtet, falschen Gottesdienst und falsche Lehre unter- 
drückt, die Erhaltung und stiftungsgemässe Verwendung des Kir- 
chenguts sich angelegen sein lässt, für richtige Bestellung der 
Pfarreien Sorge trägt u. s. w. Der Landesherr ist also praeci- 
puum membrum ecclesiae, indem er seine obrigkeitliche Gewalt 
in den Dienst der Kirche stellt?. So meint es aber die moderne 


ist kein eigenes, sondern ein abgeleitetes Recht, welches er als Ver- 
treter der Gesamtkirchengemeinde übt“. Achelis, Lehrbuch der prak- 
tischen Theologie 2. Aufl. Bd. II S. 520: „Die Kirche ist selbst Trägerin 
des Kirchenregiments und alle kirchenregimentlichen Aemter sind ihrem 
Begriffe nach nur Mandate der Kirche, welche die Kirche aus sich her- 
aussetzt, um von ihnen regiert zu werden“. Köhler, Lehrbuch des deutsch- 
evangelischen Kirchenrechts S. 98: „Die im Kollegialsystem gebräuchliche 
Vorstellung eines Uebertragungs- und Unterwerfungsvertrags mag in dieser 
Form unhaltbar sein, aber damit fällt nicht die ihr zu Grunde liegende Wahr- 
heit, dass das landesherrliche, wie jede andere Fornı des Kirchenregiments, 
um Rechtsordnung zu sein, sich auf die Anerkennung der Gemeinde d. h. 
die in derselben lebende Ueberzeuguug von ihrer Notwendigkeit und Heil- 
samkeit, muss stützen können“. 

ı Akademische Reden über das Kirchenrecht 1742, S. 98, 104. 

” M. a. W. die Berufung auf die Eigenschaft des Landesherrn als 
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Theorie nicht. Wenn der Fürst in die Kirche eintritt, soll er 
gerade seine obrigkeitliche Gewalt draussen lassen, soll er nicht 
Staatsoberhaupt, sondern Kirchenoberhaupt sein, eine Distinktion, 
die der altlutherischen Generation unverständlich gewesen wäre, 
während sie dem reformierten Denken entspricht!. 

Auch die Lehre, dass das landesherrliche Kirchenregiment 
lediglich einen Teil der Verfassung der evangelischen Kirche, 
ein innerkirchliches Institut darstelle, ist modernsten Ursprungs 
und vor 1848 kaum nachzuweisen. Wenn die vormärzlichen Ver- 
fassungsurkunden den christlichen Kirchen für ihre inneren An- 
gelegenheiten Autonomie zugestehen, so haben sie dabei jeden- 
falls das landesherrliche Kirchenregiment nicht im Auge gehabt, 
das für sie vielmehr ein Stück der Landesverfassung bildete und 
zum öffentlichen Rechte des Landes gehörte. Unter den inneren 
Angelegenheiten, deren Ordnung und Verwaltung einer jeden 
Kirche selbst zustehen sollte, verstand man in der vormärzlichen 
Zeit Lehre, Kultus und Disziplin; die Verfassung der Kirche 
dagegen, insbes. die der evangelischen Kirche, das landesherrliche 
Kirchenregiment und seine Organisation rechnete man zu den 
äusseren oder gemischten Kirchensachen, deren gesetzliche Regelung 
dem Staate entweder für sich oder zusammen mit den Organen 
der Kirche zustand ?. 
praecipuum miembrum ecclesiae ist keine selbständige Begründung des lan- 
desherrlichen Kirchenregiments (vgl. OÖ. Mejer, Das Rechtsleben der deut- 
schen evangelischen Landeskirchen S. 32 f.). 

! Vgl. Rieker, (Grundsätze reformierter Kirchenverfassung S. 109 f. 
184 ff. 

® Richter, Lehrbuch des Kirchenrechts, 8. Aufl. 1848, S. 100. v. Weber, 
Systematische Darstellung des im Königreiche Sachsen geltenden Kirchen- 
rechts, 2. Aufl. 1S.85. Robert v. Mohl, Das Staatsrecht des Königreiches 
Württemberg, 2. Aufl. Bd. II S. 442. Thudiehum, Deutsches Kirchen- 
recht des neunzehnten Jahrhunderts, Bd. I S. 378. Richtig wird hier be- 
merkt (mit Beziehung auf die württb. V.U.), dass es den Anschauungen der 
Gründer der Staatsverfassung ferne liegen musste, die Regelung der Kir- 
chenverfassung als eine „innere* Kirchenangelegenheit zu betrachten: „Dies 


geschah im Jahr 1819 überhaupt in Deutschland nirgends und ist hinsicht- 
lich der evangelischen Kirche auch schon früher ganz unüblich gewesen. 
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Auch die beiden Formeln, der Landesherr führe das evan- 
gelische Landesregiment zwar weil er Landesherr sei, aber nicht 
als Landesherr, und das landesherrliche Kirchenregiment sei 
nicht eine Herrschaft über die Kirche, sondern ein Dienst an 
der Kirche, tauchen in dieser Weise erst unmittelbar vor 1848 auf!. 

Endlich ist es eine durchaus moderne Anschauung, dass der 
Landesherr bei der Ausübung des evangelischen Kirchenregiments 


Erst seit 1840 und namentlich seit 1848 hat die entgegen- 
gesetzte Theorie allmählich Boden gewonnen undist 
namentlich von katholischer Seite mit Erfolg verfoch- 
ten worden“ Man vergleiche z. B. das Edikt über die äusseren Rechts- 
verhältnisse der Einwohner des Königreichs Baiern, in Beziehung auf Re- 
ligion und kirchliche Gesellschaften (zweite Beilage zur Verfassungsurkunde 
vom 26. Mai 1818) $ 38. Hier werden zu den innern Kirchen-Angelegen- 
heiten gerechnet, die Gegenstände der Glaubenslehre, der Form und Feier 
des Gottesdienstes, der geistlichen Amtsführung, des religiösen Volksunter- 
richts, der Kirchendisziplin, der Approbation und Ordination der Kirchen- 
diener, der Einweihung der zunı Gottesdienste gewidmeten Gebäude und 
der Kirchhöfe, der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistlichen Sachen. 
Grundgesetz des Königreiches Hannover vom 26. Septeimber 1833, 8& 59: 
„Die Anordnung der innern geistlichen Angelegenheiten bleibt der in 
der Verfassung jeder dieser Kirchen gegründeten Kirchengewalt überlassen “ 
(der entsprechende $ 65 des Landesverfassungsgesetzes vom 6. August 1840 
lautet: „Die Anordnung der geistlichen Angelegenheiten bleibt, unter 
Oberaufsicht des Königs, der in der Verfassung einer jeden dieser Kirchen 
gegründeten Kirchengewalt überlassen“). Verfassungsurkunde für das Kur- 
fürstentum Hessen vom 5. Januar 1831, $ 132: „Alle im Staate anerkannte 
Kirchen geniessen gleichen Schutz desselben. Ihren verfassungsmässigen 
Beschlüssen bleiben die Sachen des Glaubens und der Liturgie 
überlassen (womit $ 100 der V.U. vom 13. April 1852 wörtlich überein- 
stimmt). Neue Landschaftsordnung für das Herzogtum Braunschweig vom 
12. Oktober 1832, 8 212: „Die Anordnung der rein geistlichen An- 
gelegenheiten bleibt, unter dieser Oberaufsicht, der in der Verfassung 
jeder dieser Kirchen begründeten Kirchengewalt überlassen“. 

ı Es ist bezeichnend, dass diese beiden Formeln von einem kirchen- 
rechtlichen Dilettanten, G. F. Puchta in seiner „Einleitung in das Recht 
der Kirche“ 1840, 8. 153 f. 166 f., in die deutsche kirchenrechtliche und 
kirchenpolitische Litteratur eingeführt worden sind (vgl. oben 8. 21 Anm. 2). 
Die Anschauung, dass das Kirchenregiment ein Dienst, nicht eine Herrschaft 
sei, stammt im letzten Grunde aus der reformierten Kirche (vgl. Rieker, 
Grundsätze reformierter Kirchenverfassung S. 112 ff.). 
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von den Faktoren des staatlichen Lebens ganz und gar isoliert, 
dass er als Kirchenoberhaupt gegen jeglichen politischen Luftzug 
abgesperrt werden müsse. Wohl haben die Reformatoren die 
Forderung gestellt, dass der Landesherr die Verwaltung der 
Kirchensachen nicht durch den Hof oder eine politische Behörde, 
sondern durch kirchliche Behörden, Konsistorien führen solle, 
aber sie haben nichts Arges darin gefunden, dass der Landesherr 
dabei auch den Rat seines Kanzlers oder Landhofmeisters oder 
anderer hoher weltlicher Behörden und Beamten einhole; die 
Theorie vom isolierten Kirchenregiment des Landesherrn war 
dem Reformationszeitalter ebenso fremd wie die schroffe Ent- 
gegensetzung von Kirche und Staat als zwei völlig getrennten 
und verschiedenen Gemeinwesen. 


Man kann daher mit allem Grunde die Behauptung auf- 
stellen, dass die moderne Ansicht vom landesherrlichen Kirchen- 
regiment als eine in sich geschlossene Anschauung mit bestimmten 
praktischen Forderungen und Zielen erst seit dem Jahre 1848 
besteht. Ihr Ursprung ist, wie wir gezeigt haben, in den streng 
kirchlichen Kreisen der preussischen Landeskirche zu suchen, 
deren Organ die Hengstenbergische evangelische Kirchenzeitung 
bildete. Es ist die Theorie der modernen, nicht mehr rein lu- 
therischen, sondern pietistisch modifizierten Orthodoxie, die das 
„isolierte“ Kirchenregiment des Landesherrn, zumal eines so 
frommen und kirchlich gesinnten wie Friedrich Wilhelm IV. von 
Preussen war, viel eher hoffen durfte, ihren spezifisch kirchlichen 
Zwecken, insbes. der Aufrechterhaltung des Bekenntnisses dienst- 
bar machen zu können als das „staatliche“ Kirchenregiment. 

Wenn aber auch andere Kreise mit dieser modernen Ansicht 
des landesherrlichen Kirchenregiments sich sehr rasch befreundet 
haben, so liegt die Erklärung nahe. Jene Anschauung half ın 
der, wie es schien, einfachsten Weise das Erbe der früheren 
Jahrhunderte, die evangelische Kirchengewalt des Landesherrn, 
mit der grossen Errungenschaft des Jahres 1848, dem Grund- 
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satze der Selbständigkeit der Kirchen und Religionsgesellschaften, 
vereinigen. Man brauchte nur das Institut des landesherrlichen 
Kirchenregiments für eine innerkirchliche Einrichtung, für ein 
Stück der Verfassung der evangelischen Kirche selbst und den 
Landesherrn als Träger des evangelischen Kirchenregiments für 
eine rein kirchliche Person, das vornehmste Glied der Kirche zu er- 
klären, dann stand das landesherrliche Kirchenregiment nicht mehr 
ausserhalb, sondern innerhalb der Kirche, dann gehörte es zu dem 
„Selbst“ der Kirche und gerade darin, dass sie dieses Institut bei- 
behielt, bethätigte die evangelische Kirche ihre Selbständigkeit. 


Zum Schlusse dürfen wir aber nicht verschweigen, dass einer 
der namhaftesten Kirchenrechtslehrer der zweiten Hälfte unseres 
Jahrhunderts, Otto Mejer, sich gegen die moderne Ansicht 
des Jandesherrlichen Kirchenregiments ablehnend verhalten hat. 
Mejer ist einst auch in den Jahren 1848/49 der Meinung gewesen, 
die Zeit des landesherrlichen Kirchenregiments sei jetzt vorbei 
(s. 0. S. 11). Wie die übrigen Vertreter dieser Anschauung hat 
auch er in der folgenden Zeit eine Schwenkung vollzogen, aber 
nach einer anderen Seite hin. Der Landesherr ist auch nach 1848 
im Besitze des evangelischen Kirchenregiments geblieben: darin 
stimmt Mejer mit der modernen Theorie überein; aber — 
und hier beginnt seine Abweichung von ihr — er führt es nach 
wie vor nicht als ein Annexum, sondern, was es seit dem 16. 
Jahrhundert gewesen ist, als einen Teil seiner landesobrigkeitlichen 
Gewalt. Es kann nämlich kein Rechtsakt nachgewiesen werden, 
durch den das evangelische Kirchenregiment jene historische - 
Natur verloren und die eines selbständigen Annexums angenommen 
hätte. Wo also partikularrechtlich unbestritten ist, dass der In- 
haber der Staatsgewalt als solcher das evangelische Kirchenre- 
giment besitze, da muss nicht minder eingeräumt werden, dass 
er es nach wie vor als durch besondere Aufgaben qualifizierten 
Teil der Staatsgewalt führe !). 


ı Otto Mejer, Das Rechtsleben der deutschen evangelischen Landes- 
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kirchen S. 52 und das landesherrliche Kirchenregiment in den Preussischen 
Jahrbüchern Bd. 58, S. 467 ff. — Aber auch sonst ist da und dort ein Wi- 
derspruch gegen den Kern der modernen Ansicht, die Unterscheidung einer 
staatlichen und einer kirchlichen Person im Landesherrn, laut geworden, 
Bei der Beratung des Entwurfs eines Gesetzes betreffend die evangelische 
Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen der Monarchie, im Preussi- 
schen Abgeordnetenhaus bemerkte der Abgeordnete Miquel (in der Sitzung 
am 26. Februar 1876, Verhandlungen S. 305): „Die subtilen Unterscheidungen 
zwischen summus episcopus und der Obrigkeit und Landesherrlichkeit ver- 
schwinden doch vor der Thatsache, dass der Landesherr es ist, der 
den Träger der Kirchengewalt bildet“. Und der Abgeordnete Hänel sagte 
bei derselben Gelegenheit von der Zweiteilung des Landesherrn (in der 
Sitzung am 28. Februar 1876, Verhandlungen 8. 332): „Wenn ich auf dem 
Katheder stünde, so würde ich dem Recht geben und ich würde eine ganze 
Reihe hübscher, interessanter Deduktionen daran knüpfen. Allein wenn ich 
hier stehe, hier als Vertreter des Volkes, als Politiker, dann sage ich Ihnen: 
Diese Scheidung ist absolut nichts wert. Denn die gesamte Autorität, die 
gesamte Kraft, das gesamte Ansehen, der gesamte Einfluss, den der summus 
episcopus ausübt auf die Kirche, den borgt er sich von der Staatsgewalt“. 
Auf der dritten ordentlichen Generalsynode der evangelischen Landeskirche 
Preussens 1891, sprach sich der Synodale Beyschlag dahin aus (Ver- 
handlungen 8. 596 f.): „Ich halte es auch für eine unpraktische Abstrak- 
tion, wenn man meint, man könnte die Person des Landesherrn gleichsam 
in zwei Persönlichkeiten zerlegen und könnte die eine als Staatsoberhaupt, 
die andere aber als das Oberhaupt der Kirche auseinanderhalten und so 
eine vom „Staate* unabhängige Kirche konstruieren. Der Landesherr hat 
seine kirchliche Gewalt als Landesherr, er kann in seinem ganzen Charakter 
nur einheitlich handeln; was ihm sein Amt als Staatsoberhaupt gebietet, 
dem kann er als Haupt der Kirche nicht widersprechen. Und wenn er im 
Staate konstitutioneller Fürst ist, dann müssen Sie sich auch gefallen lassen, 
dass nicht bloss er, sondern auch sein Ministerium und sein Landtagin kirch- 
lichen Fragen mitreden“. — Ich selbst habe ebenfalls jene Distinktion ın 
meinem Buche über „die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche 
Deutschlands in ihrer geschichtlichen Entwicklung“ S. 468 fi. bekämpft 
und bin zu dem Ergebnis gekommien (8. 471): „Es ist unmöglich, diese 
Distinktion in der Praxis durchzuführen. Der Landesherr ist in seinem 
Verhältnis zur evangelischen Kirche nichts anderes als was er sonst auch 
ist, nämlich Träger der Staatsgewalt, oberster Vertreter der 
weltlichen Obrigkeit*. 
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Städtisches Kirchenregiment in Stralsund. 


Von 
D. Th. Braun, Wirkl. Oberkonsistorialrath in Berlin. 


Eine Abhandlung über die kirchenregimentlichen Verhältnisse 
in der Stadt Stralsund könnte heute überflüssig erscheinen, nach- 
dem die damit früher verknüpften Zweifel durch ein darüber im 
Jahre 1883 zu Stande gekommenes Statut im Wesentlichen be- 
seitigt sind. Allerdings ist durch das Statut den mehrhundert- 
Jährigen Streitigkeiten zwischen der Stadt und dem Landesherrn, 
in welchen die Zeiten des heiligen Römischen Reichs deutscher 
Nation bis vor Kurzem gleichsam in die Gegenwart hereinzu- 
reichen schienen, und damit dem unmittelbaren Bedürfnisse einer 
Erörterung der einschlagenden Fragen glücklich ein Ende ge- 
macht. Gleichwohl handelt es sich hier um Dinge, die an sich 
bemerkenswert genug sind, um bei den geehrten Lesern dieser 
Zeitschrift auch jetzt noch auf einiges Interesse hoffen zu können, 
um ein Bild rechtsgeschichtlicher Entwickelung zwar nur einer 
einzelnen, aber einer wichtigen Stadt, in welcher uns zugleich 
das Allgemeine im Spiegel des besondern anschaulich entgegen- 
tritt. Auch harren ähnliche Fragen, wie sie für Stralsund durch 
das Statut von 1883 erledigt sind, in andern Städten augenblick- 
lich noch der Lösung, wobei es nützlich sein wird, sich die 
Stralsunder Vorgänge gegenwärtig zu halten; und gerade darin 
liegt für mich ein Anlass zu dieser Veröffentlichung, bei der ich 
es übrigens, weit entfernt den Kennern Pommerscher Geschichte 
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etwas Neues sagen oder dem Historiker von Fach ins Amt greifen 
zu wollen, nur auf ein Referat über einen mir sozusagen akten- 
mässig gegebenen Thatbestand abgesehen habe. 

Die Stadt Stralsund hat es bekanntlich trotz ihres Ansehens 
im Mittelalter und ihrer hervorragenden Stellung im Hansabunde 
zur Reichsunmittelbarkeit nicht gebracht; sie verblieb vielmehr 
in dem Verhältnisse einer landsässigen Stadt des Herzogtums 
Pommern, wobei sie freilich, wie das ja vielfach vorkam, nur in 
einem losen, mehr äusserlichen Zusammenhange mit dem übrigen 
Territorium stand. In ihren Angelegenheiten regierte sie sich 
selbst und übte damit im weitesten Umfange diejenigen Befug- 
nisse aus, welche nach dem späteren Sprachgebrauche als die 
Rechte der bürgerlichen Obrigkeit erscheinen. Kirchlich gehörte 
die Stadt zum Sprengel des Bischofs von Schwerin, speziell zum 
Archidiakonatsbezirke Tribsees, und auch in kirchlicher Hinsicht, 
namentlich in Sachen der geistlichen Jurisdiktion, erfreute sie 
sich schon damals einer gewissen privilegierten Stellung. So trat 
sie hinein in die Zeit der Reformation. 

Die selbständigen Aufgaben der weltlichen Obrigkeit der 
Kirche gegenüber, welche schon nach den Anschauungen des 
ausgehenden Mittelalters eine keineswegs bloss theoretische An- 
erkennung gefunden hatten, und welche sich nun im Beginn des 
16. Jahrhunderts plötzlich in vorher ungeahnter Weise erweiterten, 
fielen in Deutschland, wie die Verhältnisse hier einmal lagen, 
nicht dem Reiche, sondern den territorialen Gewalten zu. Die 
Landesherren waren es und die Städte, und unter diesen nicht 
nur die reichsunmittelbaren, sondern nach dem Maasse ihrer 
Selbständigkeit auch die landsässigen Städte, welche die Ordnung 
des Kirchenwesens innerhalb ihres Gebietes kraft obrigkeitlichen 
Berufes übernahmen. 

In Stralsund fand die Reformation frühzeitig Eingang. Die 
Anfänge der Bewegung fielen schon im das Jahr 1522. Die 
Bürgerschaft drang damals auf Einführung der neuen Lehre, 
während der Rat anfangs widerstrebtee Dem eine Zeit lang 
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massgebenden Einflusse der 48, einer aus den gleichzeitigen po- 
litischen Kämpfen in der Stadt hervorgegangenen neuen Ver- 
tretung der Bürgerschaft, gelang es, die Reformation in der Stadt 
durchzusetzen, was dann allerdings unter Mitwirkung auch des 
Rates geschah. Im Jahre 1525, somit noch vor dem Speierschen 
Reichstagsabschiede, wurde die von Johannes Aepinus verfasste 
Stralsunder Kirchenordnung! vom Rate und den 48 erlassen, 
und zwar, wie darin ausdrücklich hervorgehoben war, unter Zu- 
stimmung der ganzen Gemeinde. 

Die Kirchenordnung war rechtsgeschichtlich von bahnbrechen- 
der Bedeutung, einmal weil sie überhaupt die älteste evangelische 
Kirchenordnung im Sinne einer die kirchlichen Verhältnisse eines 
Gemeinwesens in umfassender Weisse regelnden Verfassungsur- 
kunde war, und sodann weil hier zum ersten Male Bestimmungen 
über das später typisch gewordene Amt des Superintendenten ? 
getroffen wurden. Freilich fand sich in ihr nur das Amt, nicht 
der Name; die — plattdeutsch verfasste — Kirchenordnung be- 
dient sich dafür der Bezeichnung de äverste prediger, und erst 
1570 erhielt der erste Geistliche der Stadt auch den Titel Super- 
intendent. 

Die Verfassungszustände nach der K.O. sind in den Grund- 
zügen schon dieselben, wie sie später in den evangelischen Ge- 
bieten regelmässig wiederkehren. Das Kirchenwesen ist mit dem 
politischen Gemeinwesen völlig verwachsen. Die bürgerliche Obrig- 
keit vereinigt in sich das weltliche und das kirchliche Regiment. 
„Das Amt der Prediger“ heisst es, „ist Gottes Wort lauter und 
rein zu predigen; der weltlichen Obrigkeit dagegen gebührt zu 
ordnen, dass christliche Liebe und Einträchtigkeit gehalten werde, 
auch Abwehr und Strafe dessen, was Gottes Wort zuwider ist“. 
Träger des Kirchenregiments ist der Rat; er stellt den obersten 


i Richter, Kirchenordnungen 1, 8.22. Bertheau, s. v. Aepinus in 
Plitt und Herzog's Encrklopädie Bd. 1, S. 787. 

2 Richter, Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung 8. 47. 
Mejer in Plitt und Herzog’s Encyklopädie Bd. 15, S. 69. 
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Prediger und die übrigen Prediger an!, diese unter Beirat des 
obersten Predigers; ihm steht die Disziplinargewalt über die 
Geistlichen zu, insbesondere das Recht der Amtsentsetzung wegen 
unchristlichen Handelns und Lebens; er beaufsichtigt die kirch- 
liche Vermögensverwaltung, über welche die K.O. und ein dazu 
einige Jahre später vom Rate erlassener Anhang? Vorschriften 
enthielt. Die Verwaltung des Vermögens der einzelnen Kirchen 
liegt in der Hand gewählter Verweser, von denen jährlich die 
Hälfte durch Neuwahl ergänzt wird. Wegen offenbaren Ehebruchs 
und Missethat wird eine Kirchenzucht unter Mitwirkung der ganzen 
Gemeinde in Aussicht gestellt. 

Das wichtigste Glied der Kirchenverwaltung neben dem Rat 
ist der oberste Prediger. Er ist nicht Subjekt oder Mitinhaber 
der Kirchengewalt, sondern lediglich deren Organ und Beamter 
des Rats. Seine Aufgabe ist die Beaufsichtigung des gesamten 
Kirchen- und Schulwesens, insbesondere mit Rücksicht auf die 
Lehre. Er bildet die nächste Aufsichtsinstanz für die Geistlichen 
und ist befugt, ihnen Ermahnungen zu erteilen; er ist der Bei- 
rat des Rates in Sachen des Kirchenregiments, namentlich bei 
Berufung und disziplinarischer Entlastung von Geistlichen. Ihm 
ist die äussere Ordnung des Gottesdienstes übertragen, wobei er 
dann seinerseits wieder an den Beirat der übrigen Prediger ver- 
wiesen ist, worin wir bereits den Keim zu der uns später im 
geistlichen Stadtministerium begegnenden förmlichen Organisation 
der Stadtgeistlichkeit zu erkennen vermögen. Von einem Stadt- 
ministerium als solchem ist in der K.O. noch nicht die Rede; 
ebenso wenig, wie sich für diese Zeit von selbst versteht, von 
einem Konsistorium. Formell erscheint die K.O. als ein städtisches 
Statut, eine autonomische Norm des politischen Gemeinwesens, 
das heisst, sie ist mit Rücksicht auf das Subjekt, auf dessen 
Willen ihr Anspruch auf Geltung beruht, gleich den ihr ver- 


! Frantz, Evangelische Kirchenverfassungen in den deutschen Städten 
des 16. Jahrhunderts S. 63. 
® Richter, Kirchenordnungen 1, 8. 26. 
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wandten ähnlichen Ordnungen des 16. Jahrhunderts im heutigen 
Sinne ein Staatsgesetz. 

Uebrigens verschwieg die K.O. von 1525 nicht, dass sie es 
zunächst nur auf eine vorläufige Ordnung der kirchlichen Ver- 
hältnıisse abgesehen habe. Der Rat ging dabei mit einer gewissen 
Vorsicht und mit Rücksichtsnahme auf Kaiser und Reich, viel- 
leicht auch auf den eigenen Landesherrn zu Wege: „Ohne vor- 
zugreifen irgend jemandes Regalien oder Rechten bis zu der Zeit, 
wo mit christlicher und göttlicher Schrift möge gebessert werden 
oder eine andere gemeine Ordnung durch die Stände des heiligen 
Römischen Reichs gemacht werden“. Und dann weiter in dem schon 
erwähnten Anhange: „Unsere Ordnung soll nicht länger gelten, 
als bis zu der Zeit, wo eine andere Ordnung von den Ständen 
des heiligen Reichs beliebt werden sollte“. Ob dies nun ernst 
gemeint oder blosse Klugheit war, das Provisorium wurde dann 
doch zum Definitivum, wenn auch nicht ohne Kampf und nicht 
ohne Einschränkungen. Diese letzteren kamen nun freilich nicht 
von Seiten des Reichs oder eines allgemeinen Konzils. Der Gang 
der Dinge im Reiche wirkte auf dies städtische Kirchenwesen 
nicht weiter ein, wie es auch der alten Kirche niemals gelang, 
in Stralsund auch nur vorübergehend wieder festen Fuss zu fassen. 
Der Grund solcher späteren Einschränkungen lag vielmehr in den Be- 
ziehungen zu den Pommerschen Herzögen. Es hing das zusammen 
mit dem steigenden Einflusse, den der Herzog unter den veränderten 
Zeitrerhältnissen in der Stadt durchzusetzen wusste, und dem Masse 
des Widerstandes, welchen die Stadt den neuen Ansprüchen des 
Landesherrn gegenüber auch weiterhin zu leisten im Stande war. 

Das 16. Jahrhundert war für Stralsund eine Zeit lebhafter 
innerer Bewegung und gleichzeitiger Kraftmessung mit dem Landes- 
herrn. Auf beiden Gebieten gelangte der Kampf in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts zu einem gewissen Abschluss. War 
die autonome Stellung der Stadt dem Herzoge überhaupt ein 
Dorn im Auge, so war sie dies vorzugsweise grade auch auf 
kirchlichem Gebiete. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. 5 
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Dem Beispiel, welches Stralsund mit der Einführung der 
Reformation in Pommern gegeben hatte, folgte die übrige Land- 
schaft erst zehn Jahre später. Entscheidend wurde dabei die 
persönliche Stellung der Herzöge. Bogislav X. war katholisch; 
ebenso war dessen Sohn Georg der Bärtige ein Gegner des Pro- 
testantismus; weniger sein mit ihm gemeinschaftlich regierender 
Bruder Barnim IX., aber erst 1531 kam mit Georgs Sohne 
Philipp I. ein Anhänger der Reformation zur Regierung. Nach- 
dem bei der im Jahre 1532 erfolgten Teilung des Landes zwischen 
Philipp und Barnim IX. jenem Wolgast mit Stralsund, diesem 
Stettin zugefallen war, wurde auf dem gemeinschaftlichen Land- 
tage zu Treptow a. d. Rega die Reformation in Pommern ein- 
geführt und auf Grund seiner Beschlüsse die Bugenhagensche 
Kirchenordnung erlassen. Dabei kam der Umstand, dass Stral- 
sund schon protestantisch war, während der Landesherr noch 
katholisch blieb, der kirchlichen Selbständigkeit der Stadt zu Gute, 
indem der Herzog bei seinem Uebertritt zum Protestantismus ein 
bereits fertiges und ın sich befestigtes Kirchenwesen vorfand. 
Die Stadt nahm zwar am Landtage von Treptow teil, hielt sich 
auch von den späteren Verhandlungen wegen Durchführung der 
Reformation in Pommern nicht ganz fern, ohne jedoch diesen 
Vorgängen einen weiteren Einfluss auf ihr Kirchenwesen zu ge- 
statten, wie sie sich namentlich auch einer im Jahre 1535 an- 
geordneten Kirchenvisitation gegenüber ablehnend verhielt!. 

Späteren Versuchen des Herzogs, sein landesherrliches Kirchen- 
regiment und die Geltung der Pommerschen K.O. in Stralsund 
zur Anerkennung zu bringen?, setzte die Stadt wiederholt ihren 
Protest entgegen, errichtete noch im 16. Jahrhundert — 1570 — 
ein eigenes Konsistorium und fuhr fort, ihr städtisches Kirchen- 


! Ziemssen, Urkundliche Nachweisung des Grundes der Eigentüm- 
lichkeiten der Stralsunder Kirchenverfassung, 1856, S. 8 ff. — v. Medem, 
Geschichte der Einführung der evangelischen Lehre in Pommern S. 43, 191. 
— Pelt in Plitt und Herzog’s Encyklopädie v. Knipstro, Bd. 8, S. 87. 

” Vgl. das sog. Einträchtige Kirchenregiment für die Stadt Stralsund 
von 1555 bei Richter, Kirchenordnungen 2, S. 167. 
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wesen im Wege statutarischer Gesetzgebung weiterzubilden. In 
ener Verordnung vom 14. März 1603, des Rats zu Stralsund, 
Belegung der im Stadt.Ministerium entstandenen Irrungen, 
nebst einer Vorschrift, wie sich die Prediger künftig in ihrem 
Leben und Wandel zu verhalten haben!, wurde den Geistlichen 
bei Strafe der Enturlaubung nachdrücklich zur Pflicht gemacht, 
dem Rate und dessen Konsistorium gehorsam zu sein und deren 
Jurisdiktion nicht anzufechten, gleichzeitig auch dem Superinten- 
denten aufgegeben, für das geistliche Ministerium etliche leges 
zu begreifen und aufzusetzen und dem Rate zur Bestätigung zu 
unterbreiten. Daraus entstanden die zuerst von dem Superinten- 
denten Schlüsselburg unterzeichneten Leges ministerii Sundensis 
— Articuli piae consensionis in ministerio Stralsundensi unanimiter 
approbati bonaque fide servandı? —, welche seitdem jeder Geist- 
liche vocationsmässig zu beobachten verpflichtet wurde und bei 
seiner Aufnahme in das Ministerium unterschreiben musste. Eine 
am 21. März 1608 auf Ansuchen des Stadtkonsistoriums vom 
Bürgermeister und Rat erlassene Konsistorial-Instruktion? traf 
Bestimmungen über die Besetzung des Konsistoriums —- drei 
geistliche und drei weltliche ratsverwandte Mitglieder, unter diesen 
der Syndikus mit dem Rechte des Vorsitzes —, über das anzu- 
wendende materielle Recht, über die dem Konsistoriun als kirch- 
licuer Verwaltungsbehörde und als geistlichem Gerichte gebüh- 


rende Kompetenz, sowie über das Verfahren und die — nur an 
den Rat zugelassenen — Rechtsmittel gegen Konsistorial-Ent- 
scheidungen‘. 


Ueber die Geltung, welche der Rat der Pommerschen Terri- 
torialgesetzgebung zuzugestehen gemeint war, sprach sich die 
Konsistorial-Instruktion folgendermassen aus: „Was die Pommer- 
sche K.O. betrifft, so soll das Konsistorium wissen, dass wir in 


m 


! Balthasar, Jus ecclesiasticum pastorale, Bd. 2, S. 687. 

: Zıiemssen, 2.2 0.N. 9. 

® Balthasar, a. a. O. Bd. 2, S. 682. 

*Fabricius, Der Stadt Stralsund Verfassung und Verwaltung, 
1831, S. 83. 
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Stralsund unser eigenes Recht haben, dass wirnach unserer Stadt 
Belegenheit zu ändern jeder Zeit mächtig sind; diese Freiheit 
hatten wir von Alters her; durch die Reformation und die Ab- 
schüttelung der bischöflichen Tyrannei haben wir uns von Neuem 
in gebührende Libertät versetzt und bis jetzo dabei erhalten. 
Die Pommersche K.O. attendirt uns nicht. Der Landesherr, 
dessen Generalsuperintendent und Konsistorium zu Greifswald hat 
sich gegen unsere Privilegien in vermeintlicher bischöflicher Emi- 
nenz geistliche Jurisdiktionsrechte bei uns anmassen wollen; dar- 
um haben unsere Vorfahren von Anfang an gegen die K.O. 
protestirt, es ist darüber beim Reichskammergerichte processirt, 
und bis eine billige Entscheidung erfolgt ist, können wir die 
Ponmersche K.O. nicht annehmen“. Dann aber lenkt sie ein: 
„Aber um des Friedens willen mit unserem Allergnädigsten 
Herzoge wollen wir uns der Fürstlichen K.O. und Agenda, so- 
viel unsern Gerechtigkeiten und Gewohnheiten nicht zuwider ist, 
gern conformiren, und unser Konsistorium soll, soweit es unserer 
alten Gewohnheit und dieser Instruktion nicht zuwider ist, im 
Uebrigen diese Conformität halten helfen. Wir haben 1603 Iır- 
ungen zwischen etlichen Predigern aufgehoben und dabei eine 
(Generalordnung, ein ehrwürdig Ministerium und Prediger be- 
treffend, gemacht und darüber einen Bescheid, so dem Ministerium 
vorgelesen und von diesem approbirt ist, im März 1603 verfassen 
lassen ; diesen wollen wir hier repetirt und nach demselben unserm 
Konsistorium zu erkennen befohlen haben“. Im Art. IX der 
hier gemeinten Leges ministerii hiess es aber: „In usitatis mini- 
sterii conventibus ordinatio ecclesiastica et agenda ecclesiarum 
Pomeraniae ordine perlegantur, et quando vacat de aliquo doc- 
trinae Christianae articulo placide collationes instituantur. In 
reliquis omnibus rebus ministerium concernentibus sacra Scriptura 
et ordinatio Pomeraniae ecclesiastica sint pedum nostrorum lucerna 
et vitae regula. Die Pommerschen Kirchengesetze sollten also 
auch in Stralsund gelten, aber nach dem Prinzip Stadtrecht bricht 
Landrecht nur soweit die Stadt ihr Kirchenwesen nicht autonomisch 
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selbständig geregelt hatte oder künftig regeln würde. - 

Die Streitigkeiten mit dem Landesherrn dauerten inzwischen 
fort. Dem Herzog Philipp Julius gelang es, die Stadt unter 
äusserem Druck zu weitgehenden Zugeständnissen zu nötigen, 
welche in dem Interimsvertrage vom 24. Februar 1612 und einem 
weiteren Vertrage vom 10. Dezember 1612 wegen vorzunehmender 
Visitation der Kirchen, Hospitalien und geistlichen Güter’ einen 
Ausdruck fanden. Als der Herzog aber dann doch wieder zu- 
rückweichen musste, kam es zu einem schiedsrichterlichen Aus- 
gleich und damit zu dem Erbvertrage vom 11. Juli 1615°, in 
welchem der Stadt ihre bisherigen kirchlichen Rechte im Wesent- 
lichen bestätigt wurden. Der Erbvertrag wurde ein Akt von blei- 
bender Bedeutung und bildete bis in die neueste Zeit, die feste 
Grundlage, auf welche bei Entscheidung von Streitigkeiten zu- 
rückgegriffen wurde. 

In Beziehung auf die kirchlichen Angelegenheiten fanden sich 
darin folgende Bestimmungen: 

1. Der Stadtsuperintendent soll vom Rate und den kirch- 
spielsverwandten Bürgern gewählt und nach vorheriger Vernehmung 
der Bedenken und Uensur des Ministeriums de vita et moribus 
vom Rate vocirt, dem Landesherrn nominirt und von diesem ohne 
Diffikultiren confirmirt werden. Ist er noch nicht ordinirt, so 
hat der Generalsuperintendent die Ordination, immer aber, 
auch wenn er schon ordinirt ist, in Gegenwart des Rates und 
des Ministeriums die Institution vorzunehmen. 

2. Bezüglich der übrigen Geistlichen soll es einer landes- 
herrlichen Konfirmation nicht bedürfen. Sie werden vom Rate 
und den kirchspielsverwandten Bürgern gewählt und nach An- 
hörung des Ministeriums de vita et moribus vom Rate vocirt. 
Examination und Ordination noch nicht Ordinirter, ebenso in 


' Dähnert, Sammlung Pommerisch-Rügischer Landesurkunden, Bd. 2, 
Ss. 41, 50. 

2 Mit landesherrlicher Publikation vom 20. August 1616 bei Dähnert 
a. a. O. Bd. 2, S. 52. 
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allen Fällen der Institution soll durch den Generalsuperintendenten 
oder auf dessen Befehl durch den Stadtsuperintendenten inı Bei- 
sein des Rates und des Ministeriums erfolgen. 

3. Die auf Grund des Vertrags vom 10. Dezember 1612 
durch eine Commission ausgeführte Visitation in externis soll 
auf ihre Ergebnisse geprüft und 3 Jahr nach Publikation des 
darüber zu erlassenden Visitationsbescheides!, und so fort regel- 
mässig von 5 zu 5 Jahren, wiederholt werden. Der Landesherr 
aber darf dazu ausser dem Generalsuperintendenten nur einen 
Landrath und einen Hofrath adhibiren. Im Uebrigen soll diese 
Beliebung der Stadt an ihrer habenden Jurisdiktion, Disposition 
und Administration geistlicher Güter unschädlich und unpräju- 
dizirlich sein. Auch soll die Stadt an diese Festsetzungen nur 
so lange gebunden sein, als der Herzog seine Successoren und 
sein Generalsuperintendent an der Lehre der unveränderten 
Augsburgschen Confession festhält. Ebenso für den umgekehrten 
Fallauch der Landesherr: „Sollten nämlich in der Stadt Irrungen 
in der Lehre entstehen, welche der unveränderten Augsburgschen 
Confession zu wider, und Rath und Bürgerschaft mit dem Stral- 
sunder Ministerium unfähig oder säumig sein, dem zu wehren, 
so soll in diesem Falle der Generalsuperintendent und nöthigen- 
falls der Landesherr unter Zuziehung der Landstände berechtigt 
sein, zu ordnen, was Gottes Wort und der Augsburgschen Con- 
fession gemäss, und dem Herzoge für diesen Fall die Oberin- 
spektion in doctrinalibus et ceremonialibus gelassen werden“. 

4. Wie es in appellationibus in Matrimonial- und Consistorial- 
sachen zu halten, worüber man sich diesmal nicht hat vergleichen 
können, ist ad formulam conventionis ausgesetzt, jedoch der Stadt 
Stralsund an ihren habenden Rechten und Gewohnheiten un- 
schädlich. 

Dadurch war das Kirchenregiment der Stadt als zu Recht 
bestehend anerkannt und in hergebrachter Weise auch ferner ge- 


! Vergl. den am 22. Dezember 1617 erlassenen Visitationsbescheid bei 
Dähnerta. a. O. Bd. 2, S. 117. 
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sichert, aber mit der Einschränkung, dass die Wahl des Super- 
intendenten der landesherrlichen Bestätigung bedürfen, die Or- 
dination und Institution der städtischen Geistlichen dem General- 
superintendenten vorbehalten bleiben und dem Landesherrn ein 
periodisches Visitationsrecht in externis zustehen sollte. Hatte 
die Stadt sich damit im Prinzip dem landesherrlichen Kirchen- 
regimente unterworfen, so waren die Wirkungen dieser Unter- 
werfung im Einzelnen nur gering und einstweilen nicht geeignet, 
der bisherigen Autonomie der Stadt in Kirchensachen merklichen 
Abbruch zu thun. — 

Es folgte der 30jährige Krieg und der Westfälische Friede, 
welcher Stralsund mit Neuvorpommern und Rügen an Schweden 
brachte. Im Artikel X 8 16 des Osnabrücker Friedens wurden 
der Stadt ihre Rechte und Privilegien nebst der freien Religions- 
übung nach der unveränderten Augsburgschen Konfession be- 
stätigt!. Dennoch war die Lage der Stadt jetzt insofern eine 
ungünstigere geworden, als sie nun nicht mehr den kleinen Pom- 
merschen Herzögen, sondern der Regierungswalt eines damals 
mächtigen Reichs gegenüber stand. In der That wurde ihre 
kirchliche Selbständigkeit während der Schwedischen Herrschaft 
zweimal ernstlich bedroht, während die Regierung dann doch beide 
Male vor den Privilegien der Stadt schliesslich stehen blieb. 

Die Schwedische Verwaltung des 17. Jahrhunderts war mit 
Ernst darauf bedacht, die organisatorischen Aufgaben anzugreifen, 
welche sie in ihren neu erworbenen deutschen Gebieten damals 
vorfand. Die dahin zielenden Gesetze kamen jedoch nicht so- 
gleich in den ersten Jahren nach dem Frieden, sondern wie für 
Bremen-Verden, so auch für Pommern der Hauptsache nach erst 
unter der Regierung Karls XI. zu Stande. Schon in den 60er 
Jahren wurde eine Neuordnung des Pommerschen Kirchenwesens 
in Aussicht genommen, welche im Sinne einer möglichst gleich- 


ı Stintzing, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, T. 2, 
8, 116 hebt das Verdienst hervor, das Mevius sich dabei um die Stadt 
erworben. 
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mässigen Regelung der kirchlichen Verhältnisse in der ganzen 
Provinz auf der Grundlage des älteren Rechtszustandes und unter 
Wahrung der herrschenden Stellung der lutherischen Landeskirche 
erfolgen sollte!. Doch blieb Stralsund dabei zunächst noch un- 
behelligt. Bedenklicher wurde die Lage der Stadt, als nach dem 
Frieden von St. Germain Schwedischerseits eine neue kommis- 
sarische Prüfung des verfallenen Etats des Landes angeordnet, 
der sogen. Hauptkommissionsrecess vom 12. April 16812 erlassen, 
und darin auf die Notwendigkeit gleichmässiger Ordnung des 
Kirchenwesens nachdrücklich hingewiesen, namentlich aber die 
behauptete Ausnahmsstellung einzelner Korporationen, insbesondere 
Stralsunds mit grosser Ungunst behandelt wurde. Solche prä- 
tendierten Ausnahmsrechte verursachten, wie es darin hiess, Un- 
gleichheit und Konfussion und seien abzustellen, es sei denn, dass 
eine Stadt klare, nach dem Religionsfrieden erworbene Privilegien 
und Concessiones vorzubringen hätte; auch solle die von einigen 
Städten bestrittene Zulässigkeit der Appellationen an das Generäl- 
Consistorium zur Anerkennung gebracht und mit allgemeinen 
Kirchenvisitationen in Pommern vorgegangen werden. Als dann 
aber die Pommersche Regierung und das landesherrliche Konsi- 
storium auf Durchführung der Anordnungen der Kommissarien 
auch in Stralsund drangen, wandte sich dieses in seiner Not 
an den König und setzte es durch, dass eine erneuerte Prüfung 
seiner Beschwerden, und zwar in Stockholm, angeordnet, und 
die Entscheidung der Kommissarien für Stralsund vorläufig sus- 
pendiert? wurde. Damit blieb die Angelegenheit auf sich beruhen, 


! Pommerisch-Schwedische Regierungsform vom 17. Juni 1663 unter 
I, I, HI und XIbei Dähnert 1,8. 359; Hauptkommissions-Recess v. 5. Sep- 
tember 1663 und Supplement dazu vom 10. April 1669 unter II und III, 
a. a. O. S. 373, 402; Neu-Vorpommerisches Provinzialrecht Bd. 2, S. 17—21. 
Bd. 4, S. 2. 

:Dähnert, 1, 8. 402. 

® Suspensivum vom 10. April 1682, Dähnert, 2, S. 181. Wegen der 
Appellationen vom Stadtkonsistorium an das Königl. Konsistorium vergl. 
die Resolution vom 8. Oktober 1686 unter IX daselbst 2, S. 916. 
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und die späteren Könige bestätigten der Stadt ıhre Privilegien 
in geistlichen und weltlichen Sachen, insbesondere den Erbver- 
trag von 1615, wiederholt von Neuem, so Karl XO. 1715, 
Friedrich I. 1720 bezw. 1724 und Adolf Friedrich 17521. 

Erst das 19. Jahrhundert brachte die Stadt wieder in Ge- 
fahr. Mit dem Untergange des Römischen Reichs fiel der reichs- 
gerichtliche Schutz weg, welcher für die Privilegien der Stadt 
äussersten Falls vielleicht nicht ohne Bedeutung gewesen wäre. 
Als nun durch den Pressburger Frieden das Schicksal des Reichs 
besiegelt war, fand Gustav IV. sich veranlasst, durch Erlass vom 
26. Juni 1806 ? die bisherige Landesverfassung in Pommern auf- 
zuheben und die Schwedische Staatsverfassung einzuführen. Durch 
einen weiteren Erlass vom 12. Juli 1806? wurde die bisherige 
Kirchenverfassung in Pommern samt dem Stadtkonsistorium in 
Stralsund aufgehoben, und dem nun zu errichtenden Königlichen 
Konsistorium in Greifswald das Schwedische Kirchenrecht, ins- 
besondere das Schwedische Kirchengesetz von 1686 zur Richt- 
schnur vorgeschrieben; die bestehenden Patronatrechte und be- 
sondern Rechte zur Berufung der Prediger sollten dagegen, so- 
weit es mit der Schwedischen Verfassung vereinbar sei, aufrecht 
erhalten bleiben. Diese Massregeln kamen aber nicht zur Aus- 
führung. Noch vor ihrem Inkrafttreten besetzten die Franzosen 
das Land, Gustav IV. wurde enthront und sein Nachfolger Karl XIII. 
bestimmte nach Abschluss des Friedens mit Frankreich, dass es 
bei der bisherigen Verfassung und Gerichtsbarkeit des Stralsunder 
Konsistoriums verbleiben solle, und zwar, was früher streitig ge- 
wesen war, ohne Unterschied zwischen Bürgern und Einwohnern t. 
Bald darauf wurde auch der Erlass vom 12. Juli 1806 zurück- 


ı Dähnert, 2, S. 201, 202, 217, 224. 

®? Sonnenschmidt, Neuvorpommersche Gesetze aus den Jahren 
1802—1817, Bd. 2, S. 275. 

® Daselbst S. 297. 

* Verordnung vom 8. Oktober 181% bei Sonnenschmidt aa. 0. 
2, S. 165. 
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genommen !. So gieng die Stadt mit ihren alten, im letzten 
Augenblicke neu befestigten kirchlichen Rechten aus der Periode 
Schwedischer Herrschaft heraus. 

Durch den Wiener Kongress kam Stralsund an Preussen, 
In dem Preussisch-Schwedischen Vertrage vom 7. Juni 1815° 
verpflichtete sich der König von Preussen, den Einwohnern von 
Schwedisch Pommern und Rügen ihre Rechte, Freiheiten und 
Privilegien zu bestätigen, wie sie in den Jahren 1810 und I18ll 
festgesetzt waren. In dem Besitzergreifungspatente Friedrich 
Wilhelms II. vom 19. September 1815°, in welchem den Ein- 
wohnern des Landes der Schutz des Königs und jedermann der 
Besitz und Genuss seiner wohlerworbenen Privatrechte zugesichert 
wurde, war von besonderen Privilegien einzelner Korporationen 
nicht die Rede; wohl aber hiess es dann in der Proklams‘ion 
des zur Besitznahme des Landesverordneten Königlichen Commis- 
sarius, Freiherrn won Ingersleben, d. d. Stralsund, den 23. Ok- 
tober 1815*: der König sichert Euch für immer Eure wohler- 
worbenen Rechte, Privilegien und Freiheiten. 

Das Preussische Beamtentum jener Zeit aber konnte 
sich in die Zustände, welche ihm hier in der geschichtlichen In- 
dividualität eines alten Stadtregiments entgegentraten, anfangs 
durchaus nicht finden. Während die Königliche Staatsregierung 
selbst die Sache von vorn herein sehr viel unbefangener autlasste, 
wurden die Provinzialbehörden nicht müde, in umfangreichen Be- 
richten wieder und wieder die Ansicht zu entwickeln, dass die 
Stadt allenfalls weitgehende patronatische Befugnisse, wirkliche 
kirchenregimentliche aber unmöglich haben könne, mindestens 
aber nichts entgegenstehe, sich darüber im Verwaltungswege hin- 
wegzusetzen. Anderseits spannte auch die Stadt ihre Ansprüche 
gegenüber dem an sich berechtigten Bestreben der Verwaltung, 


! Königliche Verfügung vom 18. Februar 1811, daselbst 2, S. 188. 
* Gesetz-Sammlung 1818 Anhang S. 39. 

® Sonnenschmidt, a. a. O0. 2 S. 354. 

4 Daselbst 2, S. 359. 
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das dortige Kirchenwesen in die allgemeine Organisation der 
Landeskirche angemessen einzugliedern, vielfach zu hoch und er- 
schwerte dadurch auch ihrerseits einen dem beiderseitigen In- 
teresse entsprechenden friedlichen Ausgleich. Im Jahre 1817 
wurde die Verfassung der Provinzialbehörden in Preussen neu 
geregelt. Zur Durchführung dieser Verfassung auch in Neuvor- 
pommern wollte man hier die Verwaltung der kirchlichen An- 
gelegenheiten auf das Königliche Konsistorium in Stettin und 
die Regierung in Stralsund übertragen und damit zugleich die 
kirchenregimentliche Verwaltung des Rates und des, bis zu einer 
neuen Justizorganisation lediglich als Spezialgericht für kirch- 
liche Gerichtsbarkeit beizubehaltenden, Staatkonsistoriums in Stral- 
sund beseitigen. Damit drang man allerdings nicht durch; da 
jedoch der Umfang der städtischen Rechte zweifelhaft blieb, und 
eine prinzipielle Lösung des Konflikts nicht zu erreichen war, 
so entwickelte sich eine unerquickliche Behandlung der einzelnen 
Streitfragen von Fall zu Fall und ein langwieriger kleiner Krieg 
zwischen den königlichen Behörden und der Stadt über das Mass 
ihrer beiderseitigen Rechte. 

Hier sind insbesondere die Streitigkeiten zu erwähnen, welche 
in den Jahren 1818 bis 1821 über das Recht des Rates zur 
Ernennung des Stadtsuperintendenten und der übrigen Geist- 
lichen geführt und endlich durch eine Kab.O. Friedrich Wil- 
helms III. vom 12. September 1821! zu Gunsten der Stadt ent- 
schieden wurden. Der König entschied, dass es nach wie vor 
bei der landesherrlichen Anordnung verbleibe, demgemäss der 
zum Stadtsuperintendenten gewählte Pastor Droysen bestätigt 
werde, und die Einführung der übrigen gewählten Geistlichen, 
sofern gegen eine Qualifikation, Lehre und Wandel Seitens der 
Regierung? nichts zu erinnern sei, ohne ausdrückliche Bestätigung 


ı Ziemssen, a. 8. O. SS. 17. 

* Hier ist in der Kab.O. doch ein Irrtum untergelaufen. In dem, otten- 
bar gemeinten, Erbvertrage von 1615 ist zu dieser Prüfung lediglich das 
Stadtministerium, nicht aber eine landesherrliche Behörde berufen. Prak- 
tisch hat dieser Irrtum keine weitere Folgen gehabt. 
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erfolgen solle. Gleichzeitig mit dieser, an Bürgermeister, Rat 
und Bürgerschaft von Stralsund gerichteten Kab.O. erliess der 
König eine zweite an den Minister von Altenstein, worin er 
unter Hinweisung auf das der Stadt nach der landesherrlichen 
Anordnung von 1615 zustehende Recht befahl, den damals ge- 
wählten Superintendenten Droysen, gegen den die Regierung 
nichts zu erinnern habe, zu bestätigen und die übrigen Geist- 
lichen, sofern gegen sie keine Ausstellung gemacht worden sei, 
ohne ausdrückliche Bestätigung einzuführen, und in der es dann 
weiter hiess: „Wenn der Rath ausserdem noch Befugnisse in 
Absicht des städtischen Kirchen- und Schulwesens in Anspruch 
nimmt, so muss, bevor hierüber entschieden werden kann, mit 
Zuziehung des Rathes ein eigenes zeitgemäss abgefasstes Statut 
entworfen, von Ihnen geprüft und alsdann zu Meiner Bestätigung 
eingereicht werden, Ansprüche auf diesfällige Rechte und Be- 
fugnisse, welche das Kirchen- und Schulwesen in Stralsund iso- 
liren würden, sind nicht zu gewähren“. Durch diese, zwar nicht 
publizirte und der Gesetzeskraft entbehrende Kab.O. war nun- 
mehr zum Mindesten dem weiteren Vorgehen der Behörden ein 
festes Ziel gesetzt. Es konnte seitdem mit Grund nicht mehr 
bezweifelt werden, dass nach dem Willen des Königs die Stadt 
diejenigen kirchenregimentlichen Rechte, welche sie bisher gehabt 
hatte, bis zu neuer statutarischer Festsetzung behalten sollte, 
und alle Versuche, die Kab.O. gegen ihren Wortlaut so auszu- 
legen, als sei dadurch das bisherige Recht, soweit es das Stral- 
sunder Kirchenwesen isoliere, bereits aufgehoben, blieben ohne 
Erfolg. 

Dennoch wurde grade das Recht der Ernennung des Super- 
intendenten später nochmals beanstandet, indem man dem im 
Jahre 1870 vom Rate zum Stadtsuperintendenten erwählten 
Pastor Sarnow von St. Jakobi in Stralsund die Bestätigung einst- 
weilen vorenthielt. Darin nur schrittweise nachgebend gestattete 
man ihm, das Amt vorläufig zu verwalten, und stellte dann auch 
die Königliche Bestätigung unter der Bedingung eines vor dem 
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Konsistorium in Stettin zu bestehenden Colloquiums pro ephoratu 
in Aussicht. Der Rath verbot dem Pastor Sarnow, sich einem 
solchen colloquium zu unterwerfen, liess sich dann aber doch 
herbei, um Dispensation vom colloquium nachzusuchen, nach deren 
Erteilung der Gewählte im Juni 1878 als Superintendent be- 
stätigt und durch den Generalsuperintendenten instituiert wurde. 

Ein weiterer Streit knüpfte sich an die Anordnung einer 
ausserordentlichen General-Kirchenvisitation im Jahre 1856. Die 
ausserordentlichen General-Kirchenvisitationen, welche man iin den 
50er Jahren in Preussen wieder einzuführen suchte, boten neben 
Anderem die Gelegenheit zu einem näheren Einblick in die Ver- 
hältnisse des zu visitierenden Kirchenkreises. In diesem Sinne 
und um dadurch für die Verhandlungen mit der Stadt weitere 
Anknüpfungspunkte zu gewinnen, beantragte der diese Verhand- 
lungen damals als Regierungskommissar leitende dortige Regierungs- 
präsident die Abhaltung einer General-Kirchenvisitation in Stral- 
sund. Da dieser Antrag auch von den höheren Staatsbehörden 
lebhaft unterstützt wurde, bestimmte der Evangelische Oberkirchen- 
rat, dass die Visitation im Mai 1856 stattfinden sollte. Bürger- 
meister und Rat protestierten dagegen: der Erbvertrag von 1615 
statuiere lediglich ein landesherrliches Inspektionsrecht quoad ex- 
terna von 5 zu 5 Jahren und ausserdem für einen ganz beson- 
dern Fall, bei Irrungen in der Lelıre und Abfall vom Augsburg- 
schen Bekenntnis, ein Oberinspektionsrecht in doctrinalibus et 
ceremonialibus; beides sei hier nicht in Frage, und allgemeine 
Visitationen seien auf Stralsund niemals ausgedehnt. Der König 
entschied jedoch gegen die Stadt. Die Kirchenvisitation, erklärte 
die Kab.O. vom 10. Mai 1856 sei hervorgerufen durch das frischere 
Glaubensleben seit 1848, habe überall anregend gewirkt, und auch 
Stralsund könne davon nicht ausgeschlossen bleiben. Den be- 
anspruchten Gerechtsamen der Stadt in kirchlichen Angelegen- 
heiten geschehe dadurch kein Eintrag; die dieserhalb mit der 
Stadt eingeleiteten Verhandlungen sollten fortgesetzt und das 
Ergebnis dem Könige zur Bestätigung vorgelegt werden. Darauf 
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fand die Visitation im Sommer 1856 statt und verlief, abgesehen 
von einigen dabei vorkonımenden kleinen Protesten, ganz fried- 
lich, führte aber doch zu einer Anzahl von Ausstellungen, welche 
den Königlichen Behörden zu einem grösseren Einfluss auf die 
kirchlichen Angelegenheiten der Stadt Gelegenheit gab, als er 
ihnen unter anderen Umständen möglich gewesen wäre. 

Die Verhandlungen mit der Stadt, für welche nach der 
Kab.O. vom 12. September 1821 eine Kommission der Regierung 
bestellt worden war, waren inzwischen, wenn auch hin und wieder 
mit Unterbrechungen, im Gange geblieben. Sie erstreckten sich 
nicht nur auf die kirchlichen Verhältnisse, sondern auf die ge- 
samte Stadtverfassung, zogen sich endlos in die Länge und er- 
hielten nach mancherlei, hier ausser Betracht zu lassenden Wechsel- 
fällen dadurch eine neue Grundlage, dass in einem Gesetze vom 
31. Mai 1853 nunmehr für die Städte in Neuvorpommern und 
Rügen die Aufstellung besonderer, demnächst vom Könige zu 
bestätigender Stadtrecesse angeordnet wurde. Ein solcher Stadt- 
recess kam nach fast zwanzigjährigen neuen Verhandlungen mit 
der Königlichen Unterschrift d. d. Versailles, den 21. Oktober 
1870, endlich zu Stande, aber auch damals doch nur um den 
Preis des Verzichts auf die von den kirchlichen Behörden dringend 
gewünschte gleichzeitige Erledigung der kirchlichen Fragen. Nach 
8 19 des Recesses wurde die Regelung des staatlichen bzw. kirchen- 
regimentlichen Oberaufsichtsrechts gegenüber der städtischen Schul- 
und Kirchenverwaltung einem besonderen Verfahren vorbehalten. 
Damit blieb die Sache liegen. Mehr als ein halbes Jahrhundert 
hatte sich die Preussische Verwaltung bemüht, die besonderen 
kirchlichen Rechte Stralsunds zu beseitigen oder doch in einer 
dem Bedürfnisse der Landeskirche entsprechenden Weise zu um- 
schreiben: Diese Rechte standen im Prinzip im Oktober 1870 
noch so fest wie im Jahre 1811. 

Denmngeachtet blieb auch Stralsund die Erfahrung nicht 
erspart, dass partikuläre Rechtsbildungen, welche nicht mehr im 
lebendigen Zusammenhange allgemeiner Zeitanschauungen wurzeln, 


Braun, Städtisches Kirchenregiment in Stralsund. 79 


nur zu leicht der Gefahr des Rückgangs oder der Verkümmerung 
unterliegen. Die allgemeine Gesetzgebung beschneidet sie rechts 
und links, auch wenn sie darauf unmittelbar nicht ausgeht, ja 
vielleicht grade deshalb, weil niemand an sie denkt. 

Zunächst wurde hier die Aenderung der Gerichtsverfassung 
im Jahre 1849 von Bedeutung. Infolge des Gesetzes vom 2. Januar 
1849 über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des exi- 
mierten Gerichtsstandes verlor die Stadt ihre geistliche Gerichts 
barkeit, insbesondere die Jurisdiktion in Ehesachen und damit 
das Stadtkonsistorium den grössten Teil seiner bisherigen Ge- 
schäfte.e Dadurch erhielt das Konsistorium, obwohl es nicht 
förmlich aufgehoben wurde, einen solchen Stoss, dass es damals 
thatsächlich vorläufig eingegangen zu sein schien, bis es um das 
Jahr 1872 zu nicht geringer Ueberraschung der königlichen Be- 
hörden plötzlich wieder auf den Plan trat. Eine weitere Ein- 
schränkung erfuhren die Rechte der Stadt durch die Civilstands- 
gesetzgebung von 1874 und 1875!, wonach das Recht zur Dis- 
pensation von Ehehindernissen und vom Aufgebote auch in Stral- 
sund den städtischen Behörden entzogen und auf staatliche Or- 
gane übertragen wurde. 

Erheblicher noch waren die Wirkungen der durch die Gesetze 
vom 25. Mai 1874 und 3. Juni 1876 staatlich sanktionierten Ein- 
führung der Kirchengemeinde und Synodalordnung und der Ge- 
neralsynodalordnung, teils weil dadurch die bisherige städtische 
Zuständigkeit in einzelnen Beziehungen, so namentlich durch 8 7 
Nr. 6 der Generalsynodalordnung rücksichtlich des förmlichen 
Disziplinarverfahrens gegen Kirchenbeamte, wesentlich einge- 
schränkt, teils und mehr noch deshalb, weil das städtische Kir- 
chenwesen nun zunı ersten Male in die Rechtsgemeinschaft der 
Landeskirche wirklich eingefügt wurde. Schon in den 60er Jahren 
hatten die Kirchenbehörden zur Durchführung der nach dem 
Allerhöchsten Erlass vom 27. Februar 1860 damals in Aussicht 


i Preussisches Gesetz vom 9. März 1874 (G. S. 95) $ 30. Reichsgesetz 
vom 6. Februar 1875 (R.G.Bl. S. 23) $ 40, 
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genommenen Gemeindeordnung mit dem Magistrate über die 
Bildung von Gemeindekirchenräten in Stralsund verhandelt. Da 
aber der Magistrat dabei den Vorbehalt gemacht hatte, dass für 
diesen Fall die sonst den Königlichen Konsistorien zustehenden 
Rechte dem Stadtkonsistorium übertragen werden sollten, und dies 
zwar vom Öberkirchenrate für diskutabel, vom Kultusminister 
aber wegen des darin liegenden Zugeständnisses an die kirchen- 
regimentlichen Ansprüche der Stadt für bedenklich erachtet war, 
hatte man die Sache einstweilen notgedrungen auf sich beruhen 
lassen. Als dann aber die Verfassungsfrage seit 1873 vom 
Kirchenregimente zielbewusst wieder aufgenommen wurde und 
auch die Staatsgesetzgebung ihm diesmal dabei zu Hülfe kam, 
konnte sich die Stadt gegen ihre Eingliederung in die neue landes- 
kirchlichePresbyterial- und Synodalverfassung nicht länger sperren, 
und deren Einführung vollzog sich ohne weitere Hindernisse. An 
den Eintluss, welcher der Regierung durch die kirchenpolitischen 
Gesetze der 70er Jahre vorübergehend auf das städtische Kirchen- 
regiment eröffnet worden war, mag hier nachträglich wenigstens 
erinnert werden. 

Die Antwort auf die hier nahe liegende Frage, was denn 
nach solchen Schicksalen von Rechten der Stadt noch übrig ge- 
blieben sein konnte, ergiebt sich aus einem Rückblick auf die 
Ansprüche, mit denen der Rat in den seit 1818 geführten Yer- 
handlungen hervorgetreten war. Ein erschöpfender status causae 
et controversiae des gesamten Streitmaterials kann hier selbst- 
verständlich nicht gegeben werden; es wird genügen, die wich- 
tigsten Punkte kurz hervorzuheben, um welche es sich handelte. 
Es waren dies folgende: 

1. Das Recht der Stadt, ein eigenes Konsistorium und ein 
geistliches Stadtministerium zu haben; 

2. das jJus statuendi circa res ecclesiasticas des Rates! ins- 
besondere in Betref! der Einrichtung der Gottesdienste und der 


ı Fabricius, a, a. O, S. 35. 
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Aufschrift darüber, in liturgischen Sachen nach Anhörung des 
Stadtministeriums! ; 

3. das Patronatrecht, wie man es zu bezeichnen beliebte, 
über die Stadtsuperintendentur und die Stadtkirchen mit dem 
Rechte, die Geistlichen auf Grund eines für die einzelnen Pfarr- 
stellen observanzmässig feststehenden Besetzungsverfahrens nach 
vorherigem Gutachten des Ministeriums de doctrina vita et moribus 
zu vociren, bezüglich des Superintendenten unter Vorbehalt landes- 
herrlicher Bestätigung; 

4. die Disziplinargewalt über die Geistlichen und die andern 
Kirchenbeamten; 

5. das Recht die Geistlichen zu beurlauben; 

6. das Recht zur Erteilung kirchlicher Dispensationen ; 

7. das Recht zur Anordnung kirchlicher Feste, so jedoch, 
dass die von der obersten Kirchengewalt angeordneten Feste da- 
durch nicht sollten aufgehoben oder geändert werden dürfen; 

8. das Recht des Rates zur Parochialregelung und der Zu- 
stimmung zur Anlegung von Kloster- und Kollegiatkirchen im 
Stadtgebiete; 

9. die Aufsicht über sämtliche Kirchen, sowie die äussere 
Verwaltung des Kirchenvermögens durch Provisoren und Admini- 
stratoren; 

10. die Verwaltung und Beaufsichtigung der geistlichen und 
anderen milden Stiftungen; 

il. der Anspruch, dass die höheren Behörden ihre Ver- 
fügungen nicht direkt an den Stadtsuperintendenten und das 
geistliche Ministerium zu richten, sondern sich dazu der Ver- 
mittelung des Rates zu bedienen hätten. 

Die Königlichen Behörden waren schon früher bereit gewesen, 
diesen Ansprüchen vergleichsweise bis zu einem gewissen Masse 
entgegenzukommen, im Wesentlichen aber doch nur so weit, als 


ı Auf das früher beanspruchte, aberobsolet gewordene Recht der Kan- 
didatenprüfung ist der Rat später nieht zurückgekonmnen, Hier ser an 
Zinzendorf’s theologisches Examen in Stralsund erinnert. 1731. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. 6 
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ihnen dies nach ihrer, freilich auf einer Verkennung der geschicht- 
lichen Grundlagen des Verhältnisses beruhenden, Auffassung unter 
dem Gesichtspunkte eines der Stadt zuzugestehenden Patronat- 
rechts unbedenklich erschien, so namentlich bezüglich der bean- 
spruchten Collaturrechte! und eines patronatischen Mitaufsichts- 
rechts über die kirchliche Vermögensverwaltung. Seit dem Scheitern 
der Verhandlungen im Jahre 1870 geriet die Angelegenheit 
mehr und mehr in einen Zustand der Stagnation, ja es kam zu 
einem fast völligen Stillstande der Verwaltung. Die Verhältnisse 
lagen damals nicht so einfach und offen, wie es nach dem Vor- 
herigen scheinen könnte; die Behörden waren vielmehr genötigt, 
sich über jede, im einzelnen Falle akut werdende Streitfrage 
durch das Studium eines ungeheuren Aktenmaterials von Neuem 
zu orientiren, und pflegten dann aus den darin aufgehäuften 
Kontroversschriften für und wider regelmässig nur die den eigenen 
Wünschen zusagenden Gründe zu entnehmen, um schliesslich 
wieder an dem alten, mit dem des Gegners unvereinbaren Stand- 
punkte festzuhalten. 

Vor dem Versuche, in einem gegebenen Falle die eigene 
Ansicht mit Hülfe staatlicher Exekutivgewalt gegen die Stadt 
durchzusetzen, scheute man zurück, fühlte sich auch in dieser 
Hinsicht wohl durch die Kab.O. vom 12. Sept. 1821 gebunden. 
Vielleicht hätte man es einmal darauf ankonımen lassen können, 
in wie weit die Stadt demgegenüber in der Lage gewesen wäre, 
ihre auf Vertrag und altem Besitz beruhenden Rechte im Wege 
des Processes zu behaupten. Da die Zulässigkeit des Rechtswegs’ 

’ Auch noch im $ 1 des Statuts von 1883 werden diese als Patronats- 
rechte bezeichnet. Ueber ihre wirkliche Natur ist damit aber an sich nichts 
gesagt. Bei der Vieldeutigkeit des Worts Patronat, das namentlich im 
Osten Deutschlands gewissermassen ein Sammelnane für allerhand miss- 
verstandene kirchliche Rechte ist, darf daraus auf das eigentliche Wesen 
des so bezeichneten Rechts nur mit Vorsicht geschlossen werden, LUebri- 
gens kann sich ein Recht in Folge eines solchen Missverständnisses im Lanfe 
der Zeit unter Uniständen in ein wirkliches Patronatrecht verwandeln. Vergl. 
Niedner, Bd. 8, S. 256 dieser Zeitschrift, 

* Justiz-Ministerialblatt 1848, S. 285; Oppenhoff, Resort- 
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ın einem ähnlichen Falle früher einmal anerkannt war, wäre es 
immerhin nicht unmöglich gewesen, durch ein civilprozessualisches 
finiun regundorum judicium die Grenzen zwischen dem landes- 
herrlichen und dem städtischen Kirchenregimente von Fall zu 
Fall festzulegen und damit den langen Streit aus der Welt zu 
schaffen. 

Dem gegen Ende der 70er Jahre gradezu unerträglich ge- 
wordenen Zustande aber musste irgend wie abgeholfen werden, 
und dazu gab es nur zwei Wege, (sesetz oder Vertrag. Die Pflicht 
der Gesetzgebung, hier irgend wie Abhülfe zu schaften, konnte 
ebensowenig zweifelhaft sein, wie ihr formales Recht dazu, ins- 
besondere würden ihr die Bestimmungen des Westfälischen 
Friedens! und die früher erteilten landesherrlichen Privilegien 
dabei nicht hinderlich gewesen sein. Besser war es freilich, wenn 
es ohne Gesetz gieng; denn, ganz abgesehen von den Zufällig- 
keiten, denen durch die Verhandlungen im Landtage jede, zumal 
eine so verwickelte Angelegenheit ausgesetzt wird, würde einem 
solchen, wenn auch formal gesetzlichen Eingriffe in wohlerworbene 
Rechte ein gewisser Schein von Gewalt notwendig angehaftet 
haben; unter allen Umständen aber wäre grade die Stadt 
selbst dabei wahrscheinlich schlecht gefahren, weil bei der 
Stimmung unserer gesetzgebenden Faktoren auf eine besondere 
Vorliebe für Konservirung vergilbter Privilegien schwerlich 
zu rechnen gewesen wäre. Dennoch war der Weg der Ge- 
setzgebung damals nur zu umgehen, wenn es noch jetzt in letzter 
Stunde gelang, die alten Händel gütlich zu vergleichen, was na- 
türlich voraussetzte, dass man auf beiden Seiten zu erheblichen 
Zugeständnissen an den Standpunkt des Gemers entschlossen war. 

Zunächst durfte man sich auf Seiten der Stadt der Einsicht 
nicht länger verschliessen, dass es unmöglich, Ja um der Gesund- 


verhältnisse S. 6, Note 162; Richter, Geschichte der evangelischen Kir- 
chenverfassung, S. 104, 227; Allgemeine Gerichtsordnung 1. 2, 
8 46, Die Rechtsfrage selbst soll bier nicht untersucht werden. 

' Eichhorn, Verhältnis der Domgemeinde in Breimen, Hannover 1831, 
Ss. 82, 97. 'Ihudichum, Deutsches Kirchenrecht, S. 14. 
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heit des eigenen Kirchenwesens willen nicht rätlich war, unter 
den inzwischen völlig veränderten Verhältnissen in der alten 
Selbstgenügsanıkeit nach der Weise des 17. Jahrhunderts noch 
länger zu verharren, auch sich darüber nicht täuschen, dass recht- 
zeitige Reform das einzige Mittel ist, um solche halbverlorenen 
Reste landschaftlicher oder örtlicher Rechtsbildung vor dem völ- 
ligen Untergange zu retten. 

Anderseits mussten die landeskirchlichen Behörden die Ansicht 
aufgeben, dass kirchenregimentliche Rechte der Stadt überhaupt 
nicht anzuerkennen seien. Man hatte sich für diese Ansicht auch 
auf den — später aufgehobenen — Artikel 15 der Verfassungs- 
urkunde berufen, dabei aber verkannt, dass durch die Anerkennung 
des Rechts der evangelischen Kirche zur selbständigen Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten das in ihr bestehende Kirchenregiment 
nicht beseitigt war, das städtische sowenig wie das landesherr- 
liche, und dass darin keinesfalls ein Titel gefunden werden konnte, 
der den Landesherrn hätte berechtigen können, das bisherige 
städtische Recht jetzt an sich zu ziehen. Sie hatten weiter geltend 
gemacht, dass der frühere Erwerb und Besitz kirchenregimentlicher 
Rechte auf Seiten der Stadt dadurch bedingt gewesen sei, dass 
sie als solche lutherisch gewesen, dass es einen ehrbaren Rat 
und kirchspielsverwandte Bürger einer lutherischen Stadt, wie sie 
der Erbvertrag von 1615, eine durch das Bekenntnis qualifizirte 
Bürgerschaft, wie sie auch die Kab.O. von 1821! noch im Auge 
gehabt habe, heute nicht mehr gäbe, und dass deshalb jene Rechte 
hinfällig geworden seien. Aber rechtlich so wenig wie geschicht- 
lich ist die Fortdauer der einem bestimmtem Subjekte einmal er- 
worbenen Rechte durch die Fortdauer auch der Voraussetzungen 
ihrer Entstehung bedingt. Diese Waffe musste stumpf bleiben, 
so lange man nicht beweisen konnte, dass das Rechtssubjekt in 
Folge veränderter Stellung zum lutherischen Bekenntnisse ein 

' Das war ein Irrtum, Nach Art. 16 der Bundesakte war die Ausübung 


bürgerlicher und politischer Rechte auch in Stralsund durch das lutherische 
Bekenntnis schon damals nieht mehr bedingt. Provinzialrecht T.4. S. 3. 
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anderes geworden sei, und das war schon deshalb unmöglich, 
weil dieses die von einem bestimmten Bekenntnisse unabhängige, 
als solche unzweifelhaft fortbestehende politische Gemeinde war. 
Ein Abfall von der Augsburgschen Konfession aber, oder kirch- 
liche Irrungen in der Stadt im Sinne jener obenerwähnten be- 
sonderen Klausel des Erbvertrags von 1615, bei deren Eintritt 
der Landesherr an die darin der Stadt gemachten Zusagen nicht 
mehr gebunden sein sollte, konnten in dem Umstande, dass auch 
Stralsund inzwischen mit ganz Pommern und dem übrigen Lande 
aus dem exklusiven Luthertum des 17. Jahrhunderts herausge- 
wachsen war, unmöglich gefunden werden, und die Behörden 
dieser Preussischen Könige, welche selbst ihr Volk zu Toleranz 
und Parität erzogen und die Union in Preussen aufgerichtet 
hatten, wären am wenigsten berechtigt gewesen, die Teilnahme 
an dieser allgemeinen Entwickelung der Stadt gegenüber im Sinne 
eines Abfalls vom Bekenntnisse zu verwerten. In dieser Be- 
zıehung lag die Sache auf beiden Seiten zum Mindesten gleich; 
sollte doch auch die Stadt nach einer zweischneidigen Klausel nur 
so lange an den Vortrag gebunden sein, als der Herzog, seine 
Successoren und die Generalsuperintendenten an der reinen Lehre 
der unveränderten Augsburgschen Konfession festhalten würden. 
So war es jetzt an den Behörden den gegebenen rechtlichen 
Besitzstand der Stadt ehrlich anzuerkennen, und ihre Anfor- 
derungen darauf zu beschränken, dass dem landesherlichen Kirchen- 
regimente dasjenige Mass von Einfluss auf das städtische Kirchen- 
wesen eingeräumt werde, dessen es bedurfte, um, wie es in der 
Kab.O. von 1821 hiess, dessen Isolierung vorzubeugen; kurzum 
sich zu der seit Montesquieu! von den Dächern gepredigten 
Wahrheit, dass Gleichmacherei als Selbstzweck vom Uebel und 
das Geschäft beschränkter Köpfe ist, hier einmal praktisch zu 
bekennen. 

Es war eine glückliche Fügung, dass sich grade damals ın 
allen beteiligten Verwaltungen Männer fanden, welche geschicht- 


 * Esprit des loix, XXIX, 18. 
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lichen Sinn und Sachkenntnis genug besassen, um sie geneigt 
zu machen, eine Lösung der Aufgabe in diesem Sinne zu ver- 
suchen. So war es möglich, zur Erledigung des in 8 19 des Stadt- 
recesses von 1870 gemachten Vorbehalts die Verhandlungen von 
Neuem zu eröffnen, die dann zu dem Ergebnis führten, dass 
zwischen den dazu bestellten Kommissarien des evangelischen 
Oberkirchenrats, des Kultusministers und der Stadt Stralsund 
unterm 23. Juni 1882 jenes Statut! vereinbart wurde, welches, 
nachdem sich Bürgermeister und Rat unter Zustimmung des 
bürgerlichen Kollegiums damit am 4. September 1882 ausdrück- 
lich einverstanden erklärt hatten, am 25. Februar 1883 die Kö- 
nigliche Genehmigung erhielt und dem langen Streit ein Ende 
machte. 

Beide Teile hatten Ursache, sich dieses Erfolges zu freuen. 
Den Königlichen Behörden, denen es auf ein Wenig mehr von 
Rechten hüben und drüben schlechterdings nicht ankommen konnte, 
war damit der erstrebte Einfluss in der Stadt in einer im We- 
sentlichen befriedigenden Weise gesichert, sie waren hinfort der 
mühseligen und hoffnungslosen Arbeit überhoben, unter der sie 
in den Stralsunder Angelegenheiten bisher geseufzt hatten, und 
es ward ılınen dafür überdies insofern auch ein äusserer Lohn 
zu Teil, als Kaiser Wilhelm I. seine Befriedigung darüber aus- 
sprach, dass es endlich gelungen sei, mit der Stadt Stralsund 
wegen Einrichtung des dortigen evangelischen Kirchenwesens zu 
einer Einigung zu gelangen. 

Die Stadt aber hatte ihr historisches Erbe ın einer dem Be- 
dürfnis der Gegenwart entsprechenden Form gerettet und für 
die Zukunft neu befestigt. Während die patrizischen Stadtre- 
gimente älterer Zeit mit der politischen Schulung und dem 
weiteren Blick regierender Aristokratien den Wert derartiger 
althergebrachter Vorrechte auch auf kirchlichem Gebiete wohl 
zu würdigen wussten, ist dies bei Stadtverwaltungen neuerer Zeit 
nicht immer ebenso der Fall gewesen, indem sie solchen, nicht 

! Kirchliches Gesetz- u Verordnungsblatt 1883, S. 33. 
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von heute auf morgen nützlichen Besitz, vielleicht grade weil 
er ein kirchlicher war, unterschätzten. Umsomehr gereicht es 
der Stralsunder Stadtverwaltung zum Ruhme, dass sie ihren alten 
kirchlichen Besitz auch in heutiger Zeit fest und massvoll zu 
verteidigen verstand, weder kurzsichtig und eigenwillig sagte: 
Entweder Alles oder Nichts, noch wirklich wertvolle Dinge aus 
der Hand gab. Allerdings handelt es sich dabei zum Teil um 
Imponderabilien. Aber auch der Skeptiker wird anerkennen 
müssen, was es für ein städtisches Gemeinwesen bedeutet, auf 
einem thatsächlich denn doch einmal vorhandenen umfangreichen 
Gebiete öffentlicher Verwaltung durch das hier gesicherte, prak- 
tisch wichtige Recht der ersten Instanz Herr im eigenen Hause 
geblieben zu sein. | 

Ein letzter Vorschlag, das Statut wenigstens äusserlich in 
das Gewand einer aus Königlicher Entschliessung hervorgegangenen 
landesherrlichen Disposition zu kleiden, fand keinen Beifall; es 
wurde vielmehr für unerlässlich erachtet, die Vertragsnatur des 
Statuts auch in der Form zu ihrem Recht kommen zu lassen. 

Auf die getroffenen Festsetzungen im Einzelnen gehe ich 
nicht ein, kann vielmehr dieserhalb auf das auch im Allgemeinen 
Kirchenblatte, Jahrgang 1883 Seite 466 abgedruckte Statut selbst 
verweisen; doch mag hier wenigstens erwähnt werden, dass nach 
dessen & 9 das Anıtsgebiet des Stadtkonsistoriums das Gebiet 
der Stralsunder Stadtsuperintendentur, d. h. das Stadtgebiet mit 
den Ortschaften Parow und Garbodenhagen umfasst. Als man 
später dazu überging, anstatt der durch den Stadtrecess vorge- 
sehenen beiden koordinirten Bürgermeister einen ersten und einen 
zweiten Bürgermeister zu ernennen, auch im ‚Jahre 1888 den 
drei alten Stadtkirchspielen von St. Nicolai, St. Jakobi und St. 
Marien ein viertes mit der ehemaligen Heiligen-Geist-Kloster- 
kirche als Pfarrkirche hinzugetreten war, erhielten die SS 10 und 
12 des ursprünglichen Statuts auf Antrag des Magistrats durch 
Königlichen Erlass vom 5. Januar 1891! eine veränderte, den 
3 Daselbst 1891, 8. 1. 
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neuen Verhältnissen entsprechende Fassung. Dabei hat es seither 

«sein Bewenden behalten. Zweifel über die Tragweite der ar 
zelnen Bestimmungen des Statuts sind bis jetzt nicht entstanden, 
auch Streitigkeiten über die Grenzen des landesherrlichen und 
des städtischen Kirchenregiments seit 1883 nicht mehr vorge- 
kommen. Ebensowenig sind mir Wünsche, sei es der Stadt, sei 
es der Königlichen Behörden, auf Aenderung des bestehenden 
Zustandes bekannt geworden. Das so lange erstrebte Ziel ıst 
demnach, wie es scheint, im Jahre 1883 wirklich erreicht worden. 
In neccessariis unitas, in ceteris libertas. 
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Die Verzeihung im Ehescheidungsrecht des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs. 


Von 


Konsistorial-Assessor Dr. jur. Lüttgert in Coblenz. 


Einleitung. 


Das Bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsche Reich! sielıt 
die Ehe als eine von der Willkür der Ehegatten unabhängige 
sittliche und rechtliche Ordnung an, die ihrem Wesen nach un- 
auflöslich ist. Nur wenn die sittlichen Grundlagen der Ehe und 
die natürlichen Voraussetzungen dieser innigsten Lebensgemein- 
schaft durch Schuld eines Ehegatten und ausnahmsweise durch 
dauernde geistige Umnachtung zerstört sind, wird Scheidung zu- 
gelassen. Der grösste Teil der in Deutschland bisher bestehenden 
Rechte, zumeist das Preussische Allgemeine Landrecht, ging ın der 
Zulassung der Scheidung erheblich weiter, so dass für diese Rechts- 
gebiete eine Erschwerung der Ehescheidung eintreten, während 
umgekehrt das französische Rechtsgebiet eine Erleichterung der 
Scheidung erfahren wird, da der Code civil den Kreis der Schei- 
dungsgründe sehr eng gezogen hatte. Weniger einschneidend gegen 
den bisherigen Zustand scheinen die Bestimmungen des neuen 
Gesetzbuchs darüber, in welchen Fällen die Schuld des einen 
Ehegatten und damit das Recht des andern, die Scheidung darauf 
zu gründen, durch Verzeihung erlischt. Voraussichtlich wird 
aber, eben weil künftig in der Regel nur schweres Verschulden 


! Im Folgenden durch B.G.B. bezeichnet. 
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eines Ehegatten zur Scheidung berechtigt, die Frage nach der 
Verzeihung dieses Verschuldens ın den Ehescheidungsprozessen 
noch eine grössere Bedeutung als bisher erlangen und viel- 
leicht auch, entsprechend dem auf möglichste Erschwerung der 
Scheidung gerichteten Standpunkt des Gesetzbuchs, leichter mit 
Ja beantwortet werden, als es bisher in den die Scheidung be- 
günstigenden Rechtsgebieten geschah. 

Der Bestimmungen des B.G.B. über die Verzeihung sind 
verschwindend wenige. Auch hier ist, wie im ganzen Buch, 
jede Kasuistik glücklich vermieden; alle Einzelfragen werden von 
(len Motiven des Gesetzbuchs ausdrücklich der Wissenschaft und 
der Rechtsprechung zugewiesen, so dass beiden mannigfache Auf- 
gaben bleiben. Das Folgende sei ein erster Beitrag zur Lösung 
dieser vom Gesetz gestellten Aufgaben, indem wir das Verzeih- 
ungsrecht des B.G.B. im Zusammenhang und nach seinen Quellen 
betrachten und dabei in steter Parallele zu den bisherigen Rechten 
namentlich dem gemeinen Recht, dem Preussischen Allgemeinen 
Landrecht und dem Code eivil die wichtigsten der in den Mo- 
tiven des Gesetzbuchs gestreiften oder sonst auftauchenden Fragen 
zu beantworten versuchen. 


8 1. Das bisherige Recht. 


Sowohl mit dem römischen und kanonischen, wie auch nit 
dem sogenannten gemeinen protestantischen Eherecht und der ge- 
meinrechtlichen Praxis steht der Satz in Einklang, der in die 
Gesetzeskoditikationen des vorigen und dieses Jahrhunderts über- 
gegangen ist, dass das Recht auf Ehescheidung ausgeschlossen 
sein soll, wenn der berechtigte Ehegatte das schuldhafte Ver- 
halten des andern verziehen hat. Die römischen Quellen 
besagen in l. 13 $ 9 D. ad leg. Jul. de adult. (48, 5), dass ein 
Mann, der seine geschiedene Frau wieder ehelicht, während er 
weiss, dass sie in der früheren Ehe einen Ehebruch begangen 
hat, nicht die Trennung der wiederholt eingegangenen Ehe ver- 
langen könne, weil er durch diese erneuerte Verbindung jenen 
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Ehebruch verziehen habe. Allgemein erkennt auch das corpus 
juris canonici in c. 8 causa 32 qu. 1, ferner in cap. 4 X de 
donat. !(4, 20) und in cap. 25 X de jurejur. (2, 24) die Wir- 
kung der Verzeihung dem Ehebruch gegenüber an. Aus diesen 
Gesetzesstellen haben die älteren Rechtslehrer den allgemeinen 
Grundsatz hergeleitet, dass der Gatte, der vom Ehebruch des 
andern Kenntnis habe und ihm doch ehelich beiwohne, ıhın da- 
durch die Untreue verzeihe und darum sein Klagerecht verliere. 
Dieser Grundsatz hat für das katholische wie für das protestan- 
tische Eherecht Geltung erlangt. Weitere Ausbildung erfuhr er 
durch die gemeinrechtliche Praxis, die in einer überaus reichen 
Judikatur nach und nach anerkannte, dass die Einrede der aus- 
drücklichen Verzeihung stets und der stillschweigenden nicht nur 
bei Behauptung fortgesetzter ehelicher Beiwohnung, sondern auch 
bei andern schlüssigen Handlungen zuzulassen sei. Dies galt zu- 
nächst vom Ehebruch, weiterhin auch gegenüber der Scheidungs- 
klage wegen Misshandlungen und anderer auf älinlichem Ver- 
schulden beruhenden Scheidungsursachen. 

Das Preussische Allgemeine Landrecht be- 
stimmt im ersten Titel des zweiten Teils: 

& 720. Beleidigungen, welche einmal ausdrücklich  ver- 
ziehen worden, können in der Folge nicht weiter als Eheschei- 
dungsursachen gerügt werden. 

8 721. Einer ausdrücklichen Verzeihung wird gleich ge- 
achtet, wenn der beleidigte Ehegatte, nach erhaltener überzeu- 
gender Kenntnis, die Ehe Ein Jahr hindurch fortgesetzt hat. 

S 722. Bloss aus Leistung der ehelichen Pflicht, wozu beide 
Teile vor Anstellung der Klage verbunden waren, soll kein Ver- 
zicht auf das Recht zur Scheidungsklage gefolgert werden. 

Auf den ersten Blick hat es den Anschem, dass hier die 
Einrede der Verzeihung viel beschränkter zugelassen werde, als 
von den gemeinrechtlichen Gerichten; zunächst dadurch, dass 
$ 720 ausdrückliche Verzeihung fordert, und daun nament- 
lich durch den vielberufenen & 722. Diese Beschränkungen er- 
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fahren indes eine erhebliche Milderung durch die Vorschrift des 
& 721, der in allen Fällen, in denen ein Jahr lang nach Kennt- 
nis von dem Scheidungsgrund die Ehe fortgesetzt ist, eine still- 
schweigende Verzeilung annimmt, damit also die Frage nach der 
ehelichen Beiwohnung oder anderer Verzeilhungshandlungen für 
solche Fälle überflüssig macht. In den Urteilssammlungen des 
vormaligen Preussischen Obertribunals und des Reichsgerichts, 
soweit sich die Entscheidungen beider auf landrechtliches Gebiet 
beziehen, findet sich die Einrede der Verzeihung auch fast immer 
auf diesen Paragraphen gestützt. Hierbei haben die genannten 
beiden höchsten Gerichtshöfe den Satz aufgestellt, dass die ein- 
jährige Frist auch dann laufe, wenn die Ehegatten sich getrennt 
haben, und dass nur die Erhebung der Klage oder die Ladung 
zum Sühnetermin als jene Frist unterbrechend anzuerkennen seı. 
Gewiss liegt hierin eine an sich zu billigende Erleichterung der 
Verzeihungseinrede und damit des Fortbestehens der Elıe, doch 
wird zweifellos in manchen Fällen dadurch eine Wirkung her- 
beigeführt, die für den scheidungsberechtigten Teil grosse Härten 
mit sich bringt. Das B.G.B. hat denn auch, wie wir sehen wer- 
den, ausdrücklich die Bestimmung aufgenommen, dass bei that- 
sächlicher Trennung der Eheleute die Frist nicht laufe. 

Der code civil schreibt hinsichtlich der Verzeihung vor: 

Art. 272. Die Ehescheidungsklage erlischt durch die Wie- 
deraussöhnung der Ehegatten , dieselbe mag nach den Bege- 
benheiten, welche zu der Klage hätten berechtigen können, 
oder nach bereits angestellter Klage, erfolgt sein. 

Ob die eheliche Beiwohnung als Aussöhnung anzusehen, ist 
vom code civil nicht entschieden; es bleibt dem Richter über- 
lassen, je nach den Umständen zu ermessen, ob eine Versöhnung 
dadurch eingetreten ist oder nicht. Stillschweigende Verzeihung 
durch Zeitablauf hat der code civil ebenfalls nicht aufgenommen. 

Auch in andern partikulären Gesetzgebungen namentlich ım 
Sächsischen Gesetzbuch und in der Nürnberger Ehescheidungs- 
ordnung hatte das Recht der Verzeihung eine Stätte gefunden. 
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8 2. Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 


Die Scheidungsgründe des B.G.B., soweit sie auf dem Prinzip 
der Verschuldung beruhen, sind entweder absolute, nämlich 
solche, die das Recht der Scheidung lediglich durch ihr Vor- 
handensein herbeiführen, oder relative d. h. solche, die nur 
dann zur Scheidung zu führen vermögen, wenn der Richter zu- 
gleich die Ueberzeugung gewinnt, dass dadurch in dem ihm vor- 
gelegten Falle eine so tiefgehende Zerrüttung des ehelichen Ver- 
hältnisses herbeigeführt ist, dass dem klagenden Ehegatten die 
Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann. Die abso- 
luten Scheidungsgründe sind in den 88 1565 bis 1567 aufgeführt: 
Ehebruch, Lebensnachstellung und bösliche Verlassung. Die re- 
lativen Scheidungsgründe sind, da ihre Anzahl doch nie erschöpft 
werden kann, nicht einzeln bezeichnet, sondern in Unterordnung 
unter ein gemeinsames Prinzip durch eine clausula generalis in 
einen Paragraphen (1568) dahin zusammengefasst: 

Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 
Ehegatte durch schwere Verletzung der durch die Ehe begrün- 
deten Pflichten oder durch ehrloses oder unsittliches Verhalten 
eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältnisses verschuldet 
hat, dass dem Ehegatten die Fortsetzung der Ehe nicht zu- 
gemutet werden kann. Als schwere Verletzung der Pflichten 
gilt auch grobe Misshandlung. 

Diese Einteilung der Scheidungsgründe in absolute und re- 
lative enthält gegenüber der Mehrheit der bisherigen Rechte eine 
wesentliche Neuerung und beruht, wie die Motive des Näheren 
ausführen, auf der richtigen Erwägung, dass der Gesetzireber 
zwar in einzelnen Fällen beim Vorhandensein gewisser thatsäch- 
licher Voraussetzungen ohne Weiteres und allgemeim an der Hand 
der Erfahrung annehmen kann, dass die Fortsetzung der Ehe 
dadurch dem klagenden Teil unerträglich geworden ist und ihm 
deshalb als Rechtspflicht nicht ferner zugemutet werden kann, 
dass dagegen in der grossen Mehrzahl der Fälle mit Rücksicht 
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auf die Verschiedenheit der Bildung, die äussere Stellung sowie 
auf den Charakter und die Persönlichkeit der Ehegatten sich 
nicht im Voraus bestimmen lässt, ob gewisse Handlungen des 
einen Gatten, die zwar unter Umständen die eheliche Gesinnung 
ddes andern Teils zu zerstören geeignet sind, auch ın jedem Ein- 
zelfall diese Wirkung haben werden. Letzteres kann vom Richter 
nur in Berücksichtigung aller begleitenden Umstände richtig ge- 
würdigt werden. 

Unter 8 1568 würden, je nach Taage des einzelnen Falles, 
namentlich Misslandlungen, gefährliche Drohungen, Ehrenkrän- 
kungen, falsche Anschuldigung, Unverträglichkeit und Zanksucht, 
absichtliche Entziehung des Unterhalts, hartnäckige Verweigerung 
der ehelichen Pflicht, Verbrechen, die eine längere Freiheitsstrafe 
nach sich ziehen, Ergreifung eines schimpflichen Gewerbes, un- 
verbesserliche Trunksucht fallen. Alle diese Vergehungen werden 
je nach der besonderen Lebenslage der Gatten ganz verschieden 
wirken. 

Die hervorgehobenen Gesichtspunkte müssen den Richter 
zweifellos dahin führen, auch die Frage, wann eine Verzeihung 
anzunehmen ist, noch mehr wie unter den bisherigen Rechten, 
unter Vermeidung von absoluten Regeln, lediglich nach den e- 
gentümlichen Verhältnissen des ıhm vorliegenden Falles zu be- 
antworten. Hierzu zwingt schon der eingangs hervorgehobene 
Umstand, dass das B.G.B. ähnlich wie der code civil jede Auf- 
zählung einzelner Verzeihungsfälle vermeidet und in & 1570 kurz 
dahin bestimmt: 

Das Recht auf Scheidung erlischt in den Fällen der 88 1565 
bis 1598 durch Verzeihung. 


8 3. Ueber den rechtlichen Charakter der Verzeihung. 


Das B.G.B. führt in Uebereinstimmung mit den bisherigen 
Rechten schlechthin aus der Thatsache der Verzeihung den 
Verlust des Scheidungsreehts herbei. Es braucht sonach nur ein 
bestimmter Umstand vorzuliegen, aus dem der Richter entnelmen 
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kann, dass der unschuldige Ehegatte dem andern seine Schuld 
verziehen hat. Letzteres ist der Fall, wenn der unschuldige Teil 
entweder ausdrücklich oder stillschweigend erklärt hat, dass er 
die iım bekannt gewordene schuldhafte Handlung dem an- 
dern nicht oder nicht mehr anrechnen oder nachtragen wolle. 
Der Erklärende braucht hierbei nicht eine bestimmte rechtliche 
Wirkung im Auge zu haben, sondern die einfache Erklärung für 
sich allein ist hinreichend, das Erlöschen des Scheidungsgrundes 
herbeizuführen. Die Verzeihung ist demnach nicht als ein 
Rechtsgeschäft aufzufassen, das nur dann wirksam wäre, 
wenn die Parteien die Aufhebung des Scheidungsrechts auch 
wirklich und bewusst beabsichtigt hätten. Daraus folgt, dass der 
Verzeihende gar nicht über die rechtlichen Folgen seines Schrittes 
klar zu sein, insbesondere nicht zu wissen braucht, dass die ver- 
ziehene Handlung des schuldigen Gatten einen, sei es absoluten 
oder relativen, Scheidungsgrund für ılın abgegeben hätte. Der 
Einwand des auf Scheidung klagenden Ehegatten, dass er dem 
andern seine schuldhafte Handlungsweise zwar nicht weiter habe 
nachtragen, aber doch nicht auf sein Scheidungsrecht habe ver- 
zicehten wollen, ist daher nichtig, und $ 119 Abs. 1 B.G.B.: 
Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren 
Inhalt im Irrtum war oder eine Erklärung dieses Inhalts über- 
haupt nicht abgeben wollte, kann die Erklärung anfechten, 
wenn anzunehmen ist, dass er sie bei Kenntnis der Sachlage 
und bei verständiger Würdigung des Falles nicht abgegeben 
haben würde, 
ist für diesen Fall nicht anwendbar. 

Auch die Verzeihung eines minderjährigen Ehegatten ist voll- 
wirksam. Zwar schreibt $ 107 B.G.B. vor, dass der Minder- 
jährige zu einer Willenserklärung, durch die er nicht lediglich 
einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung seines gesetz- 
lichen Vertreters bedarf, doch kann diese Vorschrift hier nicht 
Platz greifen, da die Verzeihung eben keine rechtsgeschäftliche 
Willenserklärung, sondern eine Handlung des inneren Ehelebens 
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ist, zu der die minderjährige Frau auf Grund ihrer Ehemündig- 
keit für befähigt zu erachten ist. 

Inwieweit die Grundsätze über die Bedingungen auf die 
Verzeihung anwendbar sind, und eine Verzeihung unter einen 
Vorbehalt erfolgen kann, hat in Wissenschaft und Recht- 
sprechung verschiedene Antworten erfahren. Strippelmann! 
sagt schlechthin, bei der Verzeihung werde stets unterstellt, dass 
derjenige Teil, welchem verziehen sei, sein früheres schlechtes 
Verhalten nicht fortsetze, sondern sich bessere; es werde also, 
der Würde des ehelichen Verhältnisses entsprechend, nur unter 
dem stillschweigenden Vorbehalt der Besserung verziehen. Er 
führt für diese Auffassung auch gemeinrechtliche Gerichtsent- 
scheidungen aus den Jahren 1834 und 1841 an. Dem entgegen 
führt das Ober-Appellationsgericht in Rostock in einer Entschei- 
dung vom Jahre 1865? aus, der Vorbehalt, mittels dessen der 
unschuldige Gatte die in der Rückkehr zur ehelichen Gemein- 
schaft enthaltene Verzeihung für eine nur bedingte erkläre und 
ausdrücklich die Deutung derselben als einer unbedingten ablehne, 
stelle sich als eine nicht zu beachtende protestatio facto con- 
traria dar. Auch werde an dem rechtlichen Stande der Sache 
dadurch nichts geändert, dass der schuldige Teil den fraglichen 
Vorbehalt genehmige. Sei der letztere darauf gerichtet, dass die 
Verzeihung als nicht erfolgt angesehen werden solle, wenn der 
schuldige Teil von neuem seine ehelichen Pflichten verletze, so 
liege in dem Inhalt dieser Bedingung zwar an sich durchaus 
nichts Unsittliches oder Unerlaubtes. Allein ebensowenig wie bei 
der Eingehung der Ehe deren Rechtsbestand davon als von einer 
Resolutivbedingung abhängig gemacht werden könne, dass die 
Eheleute die durch die Ehe begründeten Pflichten erfüllen, seı 
es statthaft, durch eine in solcher Weise bedingte Verzeihung 
den Fortbestand einer Ehe in der Schwebe zu erhalten. Hiermit 


! Das Ehescheidungsrecht nach gemeinem und insbesondere nach hes- 
sischem Recht, Cassel 1854, S. 243. 
: Seuffert, Bd. 22 Nr. 108. 
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in Uebereinstimmung erklärt das Reichsgericht! in einem fran- 
zösisch-rechtlichen Fall, es erscheine als dem Wesen der Elıe 
und auch der Erfahrung widersprechend, jede Verzeihung eines 
Ehevergehens als an die stillschweigende, auflösende Bedingung 
geknüpft zu betrachten, dass der Beleidiger sich in aller Zu- 
kunft keiner als Scheidungsgrund geltenden Unbill wieder schuldig 
mache. Das strenge Recht der Bedingungen könne auf keinen 
Fall in Anwendung gebracht und hieraus eine völlige Beseitigung 
der Versöhnung abgeleitet werden. 

Dernburg? sieht die Hinzufügung des Vorbehalts, dass 
die Verzeihung unter der Voraussetzung der Besserung erfolge, 
für rechtsbeständig an, ebenso Hinschius?, während nach 
Förster‘ in solchem Fall die Verzeihung jedenfalls dann als 
unbedingt und vorbehaltlos angesehen werden soll, wenn die Klage 
bereits angestellt, aber darauf, wenn auch unter dem Vorbehalt 
der Besserung, zurückgenommen worden war. Letztere Auffas- 
sung gründet sich auf eine Vorschrift der Preussischen Ehever- 
ordnung vom 28. Juni 1844, auf die wir im nächsten Paragraphen 
zurückkommen werden. 

Das B.G.B. hat sich einer Entscheidung der Streitfrage ent- 
halten. Die richtige Beantwortung hängt davon ab, ob man die 
Verzeihung unter allen Umständen als etwas rein Thatsächliches 
betrachten oder oder ob man ıhr, obwohl sie kein Rechtsgeschäft 
im eigentlichen Sinn ist, doch die Bedeutung einer in jeder Be- 
ziehung dem Willen der Beteiligten unterliegenden Rechtshand- 
lung beilegen will. Im ersteren Fall duldet die Verzeihung die 
Hinzufügung einer Bedingung oder eines Vorbehaltes nicht, son- 
dern sobald die Thatsache der Verzeihung ins Leben getreten 
ist, bleibt für das eventuelle Weiterbestehen des Scheidungs- 
grundes kein Platz mehr. Denn, so muss nach dieser Auffassung 


1 Entsch. Bd. 28 S. 384. 

® Preuss. Priv.-Recht, 3. Aufl., Bd. 3 S. 63. 
° Preuss. Anwaltszeitung, 1866, S. 349. 

*% Preuss. Priv.-Recht, 3. Aufl., Bd. 3 8 212. 
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angenommen werden, der aufrichtige Wille der Versöhnung bietet 
für den Hintergedanken, dass das Vergehen künftig wiederauf- 
leben solle, keinen Platz. Sieht man dagegen die Verzeihung 
als eine dem Willen der Beteiligten unterliegende Rechtshand- 
lung an, so wird man dem zur Verzeihung bereiten Ehegatten 
mit Dernburg und Hinschius die Befugnis einräumen müssen, 
die Wirksanikeit der Verzeihung davon abhängig zu machen, dass 
der schuldige Teil kein neues Unrecht begehe. Ein viel weiterer 
Schritt dagegen ist es, mit Strippelmann behaupten zu wollen, 
dass jede Verzeihung unter dem stillschweigenden Vorbehalt des 
Nichtrückfalls zu verstehen sei. Diese Auffassung dürfte mit dem 
Wesen der Verzeihung nicht vereinbar sein, lässt auch das Be- 
stehen eines Scheidungsgrundes und damit der Ehe selber zu sehr 
in der Schwebe. In sehr vielen Fällen wird überdies der Ver- 
zeihende überhaupt nicht an die Mögdliehkeit des Rückfalls denken, 
sondern dem schuldigen Gatten eine schlechthinige Versöhnungs- 
gesinnung entgegenhbringen. Die Auffassung hat auch, soweit wir 
ermitteln konnten, heute keine Anhänger mehr, und es wird sich 
für die künftige Rechtsprechung nur noch darum handeln, ob 
man die ausdrückliche Hinzufügung einer Bedingung oder 
eines Vorbehaltes mit dem Wesen der Verzeihung für vereinbar 
halten will. 

Prüfen wir die Frage zunächst an emigen Beispielen. Sagt 
die Frau zum Mann: „Ich will dir deinen Fehltritt verzeihen, 
wenn du mir einen neuen Hut kaufst“, so erklärt sie damut, dass 
sie Ihren Maun durchaus für würdig hält, die Ehe mit ihm fort- 
zusetzen. Für den Scheidungsprozess gilt daher jene Bedingung 
als nicht hinzugefügt und die Verzeihung für vollwirksam. Er- 
klärt die Frau hingegen, indem sie sich gleichzeitig in kühler 
Entfernung vom Manne hält: „Ich werde dir deinen Ehebruch 
mit der A, nicht mehr nachtragen, wenn ich sehe, dass du mich 
noch ferner lieb hast und dich besserst*, so stellt sie damit eine 
künftige Verzeihung in Aussicht. Die Bedingung des Beweises 
fernerer Tiebe und des Sichbesserns ist als eine Suspensivbe- 
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dingung anzusehen, von deren Eintritt es abhängt, ob die Frau 
sich dem Manne wieder nähern und ihm verzeihen wird; gegen- 
wärtig ist es noch zu keiner Verzeihung gekommen, so dass der 
Scheidungsgrund auch nicht erloschen ist. In der Mitte zwischen 
diesen beiden Fällen liegt der Fall, dass die Frau dem Manne 
schreibt: „Ich verzeihe Alles, verlange aber, dass du dich ernst- 
lich besserst“. Letzteres sichert der Mann zu und die Frau 
komnit wieder zu ihm; nachher bessert er sieh doch nicht. Oder 
die Frau thut dem Manne durch sprechende Handlungen ihre 
versöhnende Gesinnung und zugleich ihre Ueberzeugung, dass er 
sich bessern werde, kund, erklärt aber später im Scheidungs- 
prozess, der Vorbehalt der Besserung sei nicht eingetreten, 
daher die frühere Handlung nicht als verziehen zu betrachten. 
Fälle dieser Art sind es, die zu obigen Kontroversen Anlass 
geben. Stellt man sich, wie das B.G.B. es thut, auf den 
Standpunkt, dass die Ehescheidung zu erschweren und in der 
Regel auf schuldhaftes Verhalten zu beschränken sei, so wird 
man folgerichtig die Verzeihung möglichst weitherzig behandeln 
und zu dem Zugeständnis gelangen müssen, dass, wo Verzeihung 
ausgesprochen, kein Verschulden mehr vorhanden ist, mithin dass 
die aufrichtige Versöhnungsgesinnung das Hinzufügen einer Be- 
dingung oder eines Vorbehalts nicht duldet. Wir würden uns 
hiernach in den beiden zuletzt angenommenen Fällen dalıin schlüs- 
sig machen, dass der Scheidungsgrund durch vollwirksame Ver- 
zeihung erloschen sei. 

Von dem Vorbehalt der Besserung bei Zurücknahme der 
Scheidungsklage wird unten noch besonders die Rede sein. 

Im UVebrigen werden die allgemeinen Vorschriften über Rechts- 
geschäfte, namentlich die von der Willenserklärung handelnden 
&S 116 fi. B.G.B. auf die Verzeihung, soweit sie an sich passen, 
entsprechende Anwendung finden können. Namentlich gilt dies 
von den Vorschriften über Mentalreservation, Irrtum, Täuschung 
und Drohung, was durch Beispiele erläutert werden möge: 

Behauptet die Frau im Scheitlungsprozesse, sie habe dem 

7* 
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Manne zwar ausdrücklich erklärt, sie wolle ıhm die Misshand- 
lungen verzeihen, doch habe ihr die ernstliche Absıcht der Aus- 
söhnung gefehlt, indem sie aus Furcht vor weiteren Misshand- 
lungen und um die heimliche Absicht des Fortgehens desto sicherer 
ausführen zu können, so gehandelt, so können diese auf Mental- 
reservation gestützten Einwendungen keine Berücksichtigung finden, 
denn nach & 116 B.G.B. ist eine Willenserklärung nicht deshalb 
nichtig, weil sich der Erklärende insgeheim vorbehält, das Er- 
klärte nicht zu wollen. Nur dann wäre die Frau zu hören, wenn 
die Niehternstlichkeit ihrer Erklärung für den Mann äusserlich 
erkennbar gewesen wäre, oder wenn sie infolge von Drohungen 
des Mannes sich in einer Zwangslage befunden hätte. Im vor- 
liegenden Fall aber wird dieser Einwand umsoweniger Beachtung 
finden, als ihr Verhalten auf eine Täuschung des Mannes hinaus- 
lief und daher wider die sittlichen Grundlagen der Ehe verstiess’. 

Eine im Irrtum gewährte Verzeihung ist nach $ 119 B.G.B. 
anfechtbar, wenn anzunehmen ist, dass sie bei Kenntnis der Sach- 
lage und bei verständiger Würdigung des Falles nicht gewährt 
sein würde; so z. B. wenn die Frau dem Manne zugiebt, nur in 
einem bestimmten Fall Ehebruch begangen zu haben, und hierfür 
von Ihm Verzeihung erlangt, während sie in Wirklichkeit fort- 
gesetzt und mit mehreren Männern ausserehelichen Verkehr ge- 
ptlogen hat. Ebenso ist die Verzeihung anfechtbar, wenn der 
Verzeihende sich durch arglistige Täuschung, z. B. vorge 
spiegelte Reue, oder durch Drohung hatte bestimmen lassen. 
Die Anfechtung geschieht in allen Fällen durch Geltendmachung 
des Einwandes im Scheidungsprozess. 


8 4. Ist in dem Verzicht auf das Scheidungsrecht oder in 
der Klagezurücknahme eine Verzeihung zu sehen ? 


1. Verzicht. 

Das Preussische Allgemeine Landrecht gebraucht die Aus- 
drücke „Verzeihung“ und „Verzicht“ als gleichbedeutend, wäh- 
ı Vergl. die Entsch. des Reichsgerichts, Bd. 37 $. 436, 
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rend das B.G.B. wie die meisten der bisherigen Rechte nur die 
Verzeihung erwähnt. Fasst man die letztere, wie wir gethan, als 
eine auf der Versöhnungsabsicht beruhende Erklärung, dass der 
unschuldige Gatte dem andern seine Schuld nieht mehr anrechnen 
wolle, so leuchtet ein, dass der blosse Verzieht auf das Schei- 
dungsrecht nicht immer gleichbedeutend mit wirklicher Verzeihung 
zu sein braucht. Es lässt sich der Fall denken, dass der un- 
schuldige Gatte aus Zweckmässigkeitsrücksichten ausdrücklich oder 
stillschweigend einen Verzicht auf das Recht der Scheidung aus- 
spricht, ohne gleichzeitig die Absicht zu haben, sich zu versöhnen. 
Die Rechtsprechung weist Fälle auf, in denen der eine Gatte 
dem andern vertragsinässig etwas dafür versprach, dass dieser 
einer wider ihn erhobenen Scheidungsklage wieder entsage. Das 
Ober-Appellationsgericht in Dresden hat in einem solchen Fall 
entschieden!, dass hierin eine den Gesetzen oder guten Sitten 
zuwiderlaufende Handlung nicht zu erblicken sei, während eine 
frühere Entscheidung des Ober-Appellationsgerichts in Darnıstadt? 
den gegenteiligen Satz aufstellte und die Klage auf Zahlung des 
stipulierten Geldbetrages abwies. Es kann hier unerörtert blei- 
ben, ob letztere Klageabweisung berechtigt war; umsomehr aber 
interessiert uns die Frage, ob auf das Recht der Scheidung durch 
einseitige Willenserklärung oder durch Vertrag wirksam verzichtet 
werden kann. Ein allgemeiner und im voraus erklärter Verzicht, 
ein pactum ne liceat divertere, ist jedenfalls heute ebenso un- 
wirksam wie un römischen Recht, da ein solcher mit den sitt- 
lichen Grundlagen der Ehe und mit der menschlichen Freiheit in 
Widerspruch stände. Hier kann es sich nur um den Verzicht 
auf Scheidung aus einem bestimmten, bereits eingetretenen Schei- 
dungsgrund handeln. Legt man das Hauptgewicht darauf, dass 
die Ebescheidung ins öffentliche Recht übergreift, von dem die 
allgemeine Regel gilt, dass es durch private Abmachungen nicht 
verändert werden kann, so wird man zur Verneinung der aufge- 
worfenen Frage neigen. Nach der Auffassung des Preussischen 


ı Seuffert 35 Nr. 134. 2 Seuffert 17 Nr. 228. 
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Allgemeinen Landrechts, das mit der naturrechtlichen Schule den 
Nutzen der Ehe in der Beförderung der Volksvermehrung_ er- 
blickte und deswegen die Erleichterung der Ehescheidung für po- 
litisch zweckmässig erachtete, würde dieser Standpunkt zu billigen 
sein. Zu einem andern Ergebnis muss die Auffassung des B.G.B. 
führen, nach der es sich, wie die Motive darlegen, bei dem Recht 
auf Scheidung zwar um eine aus allgemeinen sittlichen Gründen 
geschaffene, aber doch vorwiegend im eigensten Interesse der Ehe- 
leute gewährte private Befugnis handelt; und der Gesetzgeber, 
der die Absicht hat, die Ehescheidung zu erschweren, wird den 
Ehegatten nicht gegen ihren eigenen Willen das Recht der Schei- 
dung erhalten wollen. Indem er bestimmt, dass dieses Recht 
durch Verzeihung erlösche, spricht er dem beleidigten Gatten die 
Befugnis zu, die ihm zugefügte Kränkung entweder zu verschmer- 
zen oder die ihm daraus erwachsenen Rechte zur Geltung zu brin- 
gen. Wählt der Gatte das erstere, so liegt ein einseitiger Ver- 
zicht vor. : Warum soll nun der Verzicht nicht auch durch zwei- 
seitige Willenserklärung ausgesprochen werden können ? 

Muss man daher sowohl dem einseitigen wie dem vertrags- 
mässigen Verzicht auf einen bestimmten Scheidungsgrund für recht- 
lich zulässig erklären, so dürfte auch der fernere Schritt unbe- 
denklich sein, darin eine wirksame Verziehung zu finden. Denn 
in dem Verzicht liegt die Erklärung, dass der unschuldige Gatte 
die Ehe trotz der Verschuldungen des andern fortsetzen, ihm die 
letzteren also nicht mehr anrechnen wolle, und es hiesse den Be- 
griff der Verzeihung zu eng fassen, wenn man sie auf die wirk- 
liche und vollständige Wiederaussöhnung der Gatten, die oft erst 
der Verzeihung nachfolgt, beschränken wollte. Es ist daher den 
Motiven beizustimmen, dass regelmässig in dem Verzicht auch 
eine Verzeihung liege. 


2. Zurücknahme der Klage. 
Die Preussische Eheverordnung vom 28. Juni 1844 bestimmte 
in $ 53, dass bis zur Rechtskraft des Scheidungsurteils die Klage 
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zurückgenommen werden könne, und dass alsdann die Thatsachen, 
wegen deren die Scheidungsklage angestrengt war, späternicht mehr 
geltend gemacht werden dürften. Hiernach konnte der Richter 
dahingestellt sein lassen, ob in der Klagezurücknahme eine Ver- 
zeihung zu finden sei, da eben die betreffenden Thatsachen auf 
jeden Fall wie verziehene zu behandeln waren. Diese Ehever- 
ordnung ist, insoweit sie hier interessiert, bereits durch 8 14 des 
Einführungsgesetzes zur Reichs-Civilprozessordnung vom 30. Ja- 
nuar 1877 und durch $ 5 des Preussischen Ausführungsgesetzes 
vom 24. März 1879 beseitigt worden, und es entscheiden seitdem 
lediglich die von der Zurücknahme einer Klage und von dem 
Verfahren in Ehesachen handelnden Bestimmungen der Civil- 
prozessordnung. Nach 8 616! daselbst kann der mit einer Ehe- 
scheidungsklage abgewiesene Kläger Thatsachen, die er n 
diesem Rechtsstreit geltend gemacht hat oder hätte geltend ma- 
chen können, als selbständigen Klagegrund künftig nicht mehr 
verwenden. Dieser Paragraph findet indes, da jene Folgen nur 
bei Abweisung der Klage angedroht sind, keine Anwendung, 
wenn die Klage oder Widerklage durch Zurücknahme erledigt 
wird. Vielmehr gilt von der Zurücknahme einer Scheidungsklage 
ddie allgemein für Zurücknahme von Civilklagen gegebene Vor- 
schrift des 8 271 Abs. 3 Civilprozessordnung ?: 
Die Zurücknahme der Klage hat zur Folge, dass der Rechts- 
streit als nicht anhängig geworden anzusehen ist. 
Während nun oben von dem Verzicht auf den Rechtsan- 
spruch selber die Rede war, handelt es sich hier lediglich um 
den Verzicht auf die prozessuale Geltendmachung und Entschei- 
dung, unter Aufrechterhaltung des materiellen Anspruchs und 
unter Vorbehalt späterer Wiederaufnahme. Denn in der Zurück- 
nahme der Klare liegt nur die prozessuale Erklärung, dass auf 
die durch die Klageerhebung verlangte Entscheidung des Rechts- 


ı Gitiert in der vom 1. Januar 1900 geltenden Fassung (Reichsgesetz- 
blatt 1898 S. 410); nach der bisherigen Fassung $ 970. 
”8& 243 Abs. 3 der bisherigen Fassung. 
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streites verzichtet werde, und die Sachlage wird, wie sie vorkr- 
hebung der Klage war, wiederhergestellt. An diesen Bestin- 
mungen der Civilprozessordnung ist durch das B.G.B. nichts ge- 
ändert. Hat also die blosse Zurücknahme der Klage nicht die 
Wirkung der Verzeihung, so können doch im Einzelfall die Be- 
wergründe oder die Begleitumstände der Zurücknahme derartige 
sein, dass die Gegenpartei bei der erneuten Anstellung der Klage 
den Einwand der Verzeiliung mit Erfolg erhebt, z. B. wenn der 
Klagezurücknalmme eine aussergerichtliche Versöhnung vorange- 
gangen war, oder wenn der Kläger gleichzeitig mit der Zurück- 
nahme der Klage das eheliche Leben wiederhergestellt oder die 
Absicht der Herstellung bekundet hat. Die Klagezurücknahme 
erfordert also, um als Verzeihung verwertet werden zu können, 
stets den Hinzutritt von Thatsachen, die entweder für sich alleın 
oder doch in Verbindung mit der Zurücknahme einen sicheren 
Schluss auf die Versöhnungsgesinnung des beleidigten Teils zu- 


lassen !. 
85. Die Verzeihung nach Erhebung der Scheidungsklage. 


Aus dem Wortlaut des $ 720 Preuss. Allgem. Landrecht Il: 
Beleidieungen, welche einmal ausdrücklich verziehen worden 
sind, können in der Folge nicht weiter als Ehescheidungs- 
ursachen gerügt werden, 

istvon Koch? und Förster? die Auffassung abgeleitet, dass vom 
(zesetz eme vor Anstellung des Scheidungsprozesses stattgefundene 
Verzeihung vorausgesetzt werde, und dass daher, wenn letztere erst 
während des Prozesses erfolge, sie nur dann wirksam sei, wenn 
der beleidigte und verzeihende Ehegatte zugleich dem Prozess ent- 
sage und die Klage zurücknehme. Dieser Auffassung entspricht 
auch die Praxis des Preussischen Obertribunals*. Dernburg' 
! Vergl. das Urteil bei Seuffert Bd. 47 Nr. 199. 
? Alleem. Landrecht zu 720 111. 
iO; 
* Entsch. 18 8. 534. 

’.2.0. 


Lüttgert, D. Verzeihung im Ehescheidungsrecht d. Bürgerl. Gesetzbuchs. 105 


dagegen lässt die Verzeihung auch während des Scheidungspro- 
zesses ohne Einschränkung zu. 

Der code civil bezeichnet es ausdrücklich als gleichgültig, 
ob die Wiederaussöhnung vor oder nach bereits angestellter Klage 
erfolge. 

Es fragt sich, ob das B.G.B,, das in dieser Beziehung weder 
ene ausdrückliche Vorschrift enthält, noch aus dem Wortlaut 
der einschlägigen Paragraphen eine bestmnmte Auffassung erkenn- 
bar macht, die Berücksichtigung einer nach Anstellung der Klage 
gewährten Verzeihung zulässt. In den Motiven wird dies bejaht, 
indem es für unterschiedslos erklärt wird, ob die Verzeihung vor 
oder nach Erhebung der Klage erfolgt. Diese Auffassung ent- 
spricht der gemeinrechtlichen Praxis! und passt zu dem Geist 
des B.G.B. besser, als die strengere landrechtliche Praxis. Denn 
die Vrerzeihung wirkt, wie wir sahen, ın erster Linie als That- 
sache, ohne wie ein Rechtsgeschäft an Form oder Frist gebunden 
zu sein. Der verletzte Gatte giebt auch bei nachträglicher Ver- 
zeilung zu erkennen, dass von seinem Standpunkt aus die Elıe 
durch das Verschulden des andern Teils jetzt nicht mehr eine 
zerrüttete ist. Damit ist der Grund der Scheidung hinweggefal- 
len, und nur eine formale Rechtsprechung könnte in dem bereits 
anhängigen Prozess eine Massnahme erblicken, der man auf Jeden 
Fall ihren Lauf lassen müsse und die man nur bei Klagezurück- 
nahme als erledigt betrachten dürfe. 


ı Seuffert Bd. 10 Nr. 176. 


(Schluss folgt.) 
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II. Miscellen. 


Erwiderung auf die Berichtigung 


Bd. IX Heft 3 S. 415 betr. Abschaffung des Sachsenrechts 


von 


Pastor von Bötticher in Langenholtensen (Hannover). 


Es ist zuzugeben, dass die Verordnungen d. d. 23. Novbr. 
1593 und die Landtagsabschiede de 1597 und 1601 nicht von 
Herzog Julius, der bereits 1589 gestorben ist, sondern von Hein- 
rich Julius erlassen sınd, dass ferner Dr. B. Krusch- von der 
Erklärung des Herzog Julius auf die Beschwerde des kalenberger 
Landtages zu Gandersheim 1. J. 1585 in der Ztsehr. f. Nieder- 
sachsen 1893, 8.281, 294 u. 298 nicht unmittelbar gesprochen hat. 

Aber dennoch ist aus obigen drei Urkunden mit Sicherheit 
zu folgern, dass weder Herzog d. J., wie Dr. B. Krusch behaup- 
tet, noch die folgenden Landesherrn „principiell“ das Sachsen- 
recht haben durch das römische Recht verdrängen wollen, son- 
dern die dingliche Zubehörung der Ware zu den geistlichen und 
bäuerlichen Hofstätten bezw. Hufen, sowie die dingliche Ver- 
ptlichtung des Kirchspiels zur Erhaltung der Pfarre und des 
Pfarrwitwenhauses, d. h. also wichtige Institutionen des Sachsen- 
rechts, wie es die Verordnung de 23. Novbr. 1593 expressis ver- 
bis besagt, gemäss „Landesgebrauch“* und der „väterlichen Er- 
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klärung“ für die Zukunft geschützt und sicher gestellt haben!. 

Nur wo Zweifel waren, ob Kaiser- oder Sachsenrecht hin- 
fort gelte, sollten constitutiones mit der Landschaft gemacht wer- 
den (Gandersheimer Landtagsabschied de 10. Okt. 1601 $ 61). 

Weil aber auch bei den für römisches Recht sehr erwärm- 
ten Landesherrn kein Zweifel darüber war, dass die im Sach- 
senrecht wurzelnde Kirchspielverfassung „ewig“ festgehalten werde, 
so erfolgte über diese keine besondere Konstitution, sondern nur 
eine „gelegentliche“ Bestätigung und Anwendung dieser Kirch- 
spielverfassung hinsichtlich der Pfarrwitwenversorgung. 

Diese Kirchspielverfassung bestand darin, dass die Kirch- 
spiele nur Pfarrbezirke waren, welche im Anschluss an die (söt- 
ter- und Gerichtsbezirke als Unterabteilungen der (iohe gebildet 
waren, keine Rechte, sondern nur dauernde mit königlicher Ge- 
nehmigung auferlegte, dingliche Verpflichtungen gegen die zur 
Pastorierung des Pfarrbezirks errichteten kirchlichen Institute 
hatten. 

Der Gandersheimer Landtag de 1601 erkennt in $ 1-22 
an, dass die Kirchenordnung des Herzog Julius de 1569 in allen 


! Vergl. Hühne, “Geschichte des Königreichs Hannover und des Her- 
zogtums Braunschweig 1850. Teil II S. 458, von Heinemann, Geschichte 
von Braunschweig und Hannover 1882. Band II 8.435, Band IL S. 14. 117 
113, Stobbe, Geschichte der Rechtsquellen II 8. 127, Havemann, (te- 
schichte von Braunschweig-Lüneburg 1857. TIIS. 155, Kleinschmidt, 
Sammlung von Landtagsabschieden 1832. I]. S. 204; Ordnung des Oberap- 
pellationsgerichts Celle de 1712. Bis über die Mitte dieses Jahrhunderts 
ist festgehalten an dem Grundsätze, dass Landesgewohnheiten in Nieder- 
sachsen nicht nach römischem Recht sondern nach Sachsenrecht zu beur- 
teilen seien (Strube, rechtliche Bedenken Band I 8.202, Band III S. 85. 
337 und 539'. 
® Vergl. Kayser, Zeitschrift für niedersächsische K.tr. 1899. S. 147 
und 163; Urkunde Ottos I de 966 betr. Klerikerkonvikt in Fullersleben bei 
Sudendorf, Urkundenbuch zur Geschichte der Herzöge von Braunschweig 
Lüneburg ÖSter Teil S. 44; sonstige königliche Bestätigungen von kirchlichen 
Stiftungen siehe Lappenberg, Hamburger Urkundenbuch Nr. 46 und 
5l, Janıke, Urkundenbuch des Hochstifts Hildesheim Nr. 86, 96, 111, 
Schmidt, Halberstadt Urkundenbuch N. %&6. 
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Punkten mit der bisherigen kalenberger K.O. unter Herzog Erich 
d. J., abgesehen von den Cäremonien, übereinstimme, dass hin- 
fort die K.O. de 1569 in allen Punkten streng gehalten werde. 
Diese Kirchspielverfassung ist auch bei der kalenberger Konsti- 
tution d. d. 4./15. Dezember 1733 (d. Ztschr. f. K.R. Bd. VL 
Heit 3 8. 312 ff.) festgehalten. 

Der Ausschuss der Ritterschaft, Prälaten und Städte von 
Calenberg-Göttingen stellt d. d. 20. Novbr. 1733 gegenüber dem 
Vorschlage der Regierung, auch die bisher exemten Güter und 
Domänen zu den Kirchenlasten heranzuziehen, fest, dass „die 
Kirchspiel-Eingesessenen“, „die Eingepfarrten®, „die in unsern 
Fürstentümern belegenen Dorfschaften schuldig und gehalten 
sein“, die geistlichen Gebäude „auf ihre Kosten zu bauen und 
in Stand zu halten“, dass nur diejenigen befreit seien, welche 
„mit erweislichen Privilegien verschen und ihre Immunität nach 
rechtlicher Gebür zu erweisen vermögen“ (Staatsarchiv Hanno- 
ver Deposit. 7. II 1733 Nr. 23. 37. 40). 

Diese Privilegien, auf privatrechtlichen Titeln beruhend, 
(ef. d. br. KG. de 18. Juni 1864 8 4; d. Ztschr. f. KR. VI. 
S. 91) sind durch das haunov. L.V.Ges. d. d. 5. Septbr. 1848 
(Ehhardt HL S. 1 u. 2) zugleich mit den politischen beseitigt, 
erstere voraussichtlich ohne Prüfung des rechtsgeschichtlichen 
Zusammenhangs im Gegensatz zum Sachsenrecht. Dass aber 
die öffentlichrechtliche und dingliche Verpflichtung der alten 
Kirchspiele auf verschiedenen privatrechtlichen Titeln beruht, 
deutet an die K.O. de 1594, erlassen vom Herzog Wolfgang in 
Herzberg für Grubenhagen, cap. 7 (Kleinschmidt a. a.0O. II S. 28): 
„(ie Ortschaften, welche der Kirche Wiesen nach Ordnung ge- 
brauchen und bisher von einem Füderlein Haw fünf Körtling 
segeben haben, sollen forthin von einem Füderlein ein halben 
Gülden geben und der Kirche bestes suchen“. Ferner haben 
die Ludolfinger das Fürstentum Grubenhagen besiedelt, indem 
sie als Grundherren die Kolonisten „einpfarrten“, ilmen Land 
auf Erbpacht gaben unter der Bedingung, Kirche, Pfarre u. a. 
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dauernd in Bau und Besserung zu erhalten (Meitzen, Siedelungen 
II S. 323, 325, 343; Lamprecht, Wirtschaftsleben I S. 924 u. 929). 

Wenn das Pfarrbesoldungsgesetz d. d. 2. Juli 1898 auch 
das Pfarrgut der Verwaltung des Kirchenvorstandes unterstellt, 
ausgehend von der Annahme des preuss. Kultusininisteriums, dass 
alles Kirchen- und Pfarrgut Eigentum der Kirchengemeinde sei 
(ef. Sitzung des preuss. Herrenhauses d. d. 16. Mai 1898 S. 304 
des Protokolls) so ist diese Annahme nicht nur vom Grafen 
Schulenburg im Herrenhause (cf. S. 309 des Protokolls) bestritten 
sondern gefährlich (O. Mejer, K.R. 855 8 111, Richter, Gesch. 
d. K.V. S. 70 u. 147) und gegen alles Sachsenrecht. 
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I. Allgemeines. 

1. Sieffert, D. Recht im Neuen Testament. Rektoratsrede. 
Göttingen 99. 

2. Haring*, Der Rechts- und Gesetzesbegriff d. kath. Kirche 
und modernen Jurisprudenz. Graz 99. Ulrich Moser. 1 M. 80 Pfg. 

In der modernen katholischen Kanonistik, namentlich so weit sie 
von Theologen kultiviert wird, tritt immer stärker eine naturrechtliche 
Strömung auf, die unstreitig mit dem durch den jetzigen Papst wieder 
erweckten Thomismus in engstem Zusammenhange steht. Der Geist 
und das Wesen dieser Richtung wird von dem Verf. in lesenswerter 
Erörterung fest- und der positive Rechts- und Gesetzesbegriff dem 
gegenüber gestellt. Dabei ist es für den Verf. ausgemacht, dass es 
nur Ein wahres Naturrecht gebe, wie es die katholische Kirche aus 
den Prinzipien der christlichen Sittenlehre heraus entwickelt. Aber 
dabei ist übersehen, dass schon die evangelische Ethik in ihrer Fest- 
stellung ehristlicher Grundsätze von der katholischen abweicht und dass 
die moderne Philosophie vielfach zu beiden in scharfem Gregensatze 
steht, wie das auch ja einst bei der Naturrechtsschule des Aufklärungsge- 
dankens der Fall gewesen ist. Es giebt ebensowenig reine absolute Sitten- 
wie (rlaubensgesetze. Und weiter ist zu betonen. Gewiss soll kein 
staatliches Gesetz den sittlichen Auffassungen seiner Zeit widersprechen; 
darum braucht es aber doch nicht vollkommen den Forderungen der 
christlichen Sittenlehre zu entsprechen. Es hat den Durchschnitts-, 
nicht den idealen Menschen zur Voraussetzung. Und darum muss der 
Staat doch (tehorsam für seine Gesetze verlangen und kann auch keinen 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
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auf sittliche Motive sich stützenden Widerstand dulden. Darin liegt 
gerade das Gefährliche der neuen Richtung, dass sie sich über das 
positive Recht gegebenen Falles hinwegzusetzen für berechtigt erachtet 
und schliesslich der katholische Standpunkt für den (Gesetzgeber als 
Norm hingestellt wird. Die Lektüre der Schrift, zu deren Ergebnisse 
wir im Widerspruch stehen, ist überaus instruktiv und auch den Kreisen 
evangelischer Juristen zu empfehlen. E. Fr. 

3. Bürgerliches Gesetzbuch für d.D.Reich*: Lili- 
putausgabe mit dem amtlichen Text genau übereinstimmend, nebst 
Sachrerister. 3. Aufl. 21—32. Tausend. Berlin 99. Otto Tiebmann. 1M. 

Diese Ausgabe ist nicht nur billig, sie ist auch eminent bequem, 
und trotz des geringen Umfanges, zu welchem das Gesetzbuch zusam- 
mengepresst worden ist, muss namentlich die Deutlichkeit und Schärfe 
des Druckes rühmend hervorgehoben werden. Auch Schwachsichtige 
werden sich der Ausgabe bedienen können. E. F. 

4. G. v. Buchka* — Fr. Oetker. — K. Lehmann. 
Civilprozessordnung, Konkursordnung, Handelsgesetzbuch in alter und 
nener Gestalt. Berlin 99. Otto Liebmann. 

Das vorliegende Werk hat mit dem Kirchenrecht direkt nichts 
zu thun. Aber die Abänderung, welche die CPO. erfahren hat, kommt 
auch indirekt für das Kirchenrecht in Betracht und deshalb empfehlen 
wir das zweckmässig angelegte und klar geschriebene Buch auch an 
dieser Stelle. E. F. 

5. Gossner*, Das neue BGB. und seine Bedeutung für die 
preuss. ev. Landeskirchen. Eine Einführung kirchlicher Kreise in das 
neue Recht. Berlin 1899. J. J. Heine. 

Die kleine Schrift ist zur Erreichung ihres Zweckes wohl geeignet, 
ja geht sogar etwas über diesen hinaus, da sie auch die Rechtsver- 
hältnisse mit streift, welche sich nicht auf die Kirche, sondern auf die 
Person des Geistlichen beziehen, wie z. B. das Gesinderecht. Einige 
kleine Ungenauigkeiten kommen für das eigentliche Thema der Ab- 
handlung nicht in Betracht. . E Fr. 

6. Lasson, Die älteste Christenheit. Betrachtungen über die 
apostolische Geschichte. 1. Bd.: Die Gründung der Kirche. Güters- 
loh 99. 

7. Wörter*, Zur Dogmengeschichte des Semipelagianismus. 
Münster Heinr. Schöningh. 99. (Knöpfler, Schrörs, Sdralek, kirchen- 
geschichtl. Studien. Bd. 5. H. 2) Mk. 3,60. Subscript.pr. Mk. 2,60. 

Die vorliegende Schrift, eine Fortsetzung der vor zwei Jahren von 
demselben Verf. veröffentlichten Beiträge zur Dowmengeschichte des 
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Semipelagianismus schlägt nicht in das Kirchenrecht ein. Freilich 
darf daran erinnert werden, dass Kenner der Dogmengeschichte in den 
Interpolationen der apostolischen Konstitutionen semipelagianistische 
l,ehren wiedergefunden haben. E.. Fr; 

8. Gundlach*, Die Entstehung des Kirchenstaates u. d. curiale 
Beeriff Res publiea Romanorum. Ein Beitrag z. fränk. Kirchen- und 
Staatsrecht. Breslau, Mareus 99. (Gierke, Untersuchungen z. deutsch. 
Staats- u. Rechtsiresch. Heft 59). 

Die interessante und gelehrte Abhandlung kann doch nicht als in das 
Kirchenrecht einschlagend angesehen werden. Gewiss ist der Kirchen- 
staat nach seiner Ausbildung und bis zu seinem Untergang rechtlich 
als Kirchenzut anzusehen gewesen. Aber eben so wenig wie die Er- 
werbsarten des kirchlichen Eigenthums überhaupt dem Kirchenrecht zu- 
gehören, ebenso wenig die staats- und völkerrechtlichen Momente, welche 
zur Bildung des Kirchenstaates geführt haben. Von diesem Stand- 
punkte aus erachten wir ein näheres Eingehen auf den Inhalt der Schritt 
an dieser Stelle für ausgeschlossen. Ihr Grundgedanke ist u. E. ein 
richtiger und glücklicher. Denn es ist gewiss zutreffend, dass die 
völkerrechtlichen Anschauungen einer Zeit durch deren staats- und 
privatrechtlichen Begriffe beherrscht werden. Wie man sich im Mittel- 
alter eine rechtliche Abhängigkeit nur in Gestalt einer lehenrecht- 
lichen denken kann, und demnach der Papst das imperium in eine 
rasallistische Stellung herabzudrücken versucht, so beherrschte in der 
karolingischen Zeit Kommendation und Immunität die Rechtsbegriffe. 
Somit ist die Meinung des Verfassers: das patrimonium Petri sei zu- 
nächst zu einer byzantinischen Immunität erwachsen, dann habe der 
Papst sich dem Frankenkönige kommendirt und dementsprechend dessen 
Schutz erhalten, olıne dass die rechtliche Verbindung zum Römerreiche 
dadurch gelöst worden wäre, undendlich ser diese Lösung eingetreten und 
habe das kirchliche Gebiet. die Rechtsstellung einer fränkischen Immunität 
erhalten — im Prinzipe gewiss annehmbar, auch wenn nicht alle Aus- 
führungen des Verf. als zutreffend erachtet werden sollten. E. Fr. 

9. Weber, D. Privileg. d. alten Bist. Bamberg. Hist. Jahrb. 20,617. 

10. Meyer, Die Spalte. d. Patriarchats Aquileja Abh. d. K. 
(res. d. Wissensch. zu Gött. 1897/9. 

1l. Brackmann, Urkundl. Gesch. d. Halberst. Domkapitels i. 
M.Alter; e. Beitr. z. Verf.- u. Verw.-Gesch. d. deutsch. Domkap. Z. 
d. Harzer Ver. 32, 1 fl. 

12. Schwemer, Papstth. u. Kaiserth. Universalhistor. Skizzen. 
Stutte. 99. 
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13. Guglia, Stud. z.Gesch. d. V. Later. Conc. (1512—17). Wien 99, 

14. Hofmann, D. Stellg. d. kath. K. z. Zweikampfe bis z. Con- 
cil v. Trient. Z. f. k. Theol. 22, 455. | 

15. Justice, A propos de l’infallibil. du pape, le syllabus, le 
pouvoir des rois, le Conc. de Constance. Par. 99. 

16. Sammlung theol. Lehrbücher. Moeller*, Lehrb. d. Kirchen- 
geschichte. Bd. 3. Reformation u. Gegenreformation, bearbeitet von 
Kawerau. Zweite überarbeitete u. vermehrte Auflage. Freiburg, J. C. 
B. Mohr 1899. 

Kawerau, der schon die erste Auflage dieses vom Verf. unvollendet 
hinterlassenen Bandes besorgt hat, giebt uns jetzt auch die II. Hatte 
er die I., wie er selbst betont, etwas eilig zu Ende führen müssen, so 
hat er in den sechs inzwischen verflossenen Jahren hinreichend Zeit 
gehabt, frühere Lücken auszufüllen und die reichliche in dieser Zwischen- 
zeit erschienene Literatur zu berücksichtigen. Das ist denn auch, was 
die theologische und historische Literatur anlangt, in genügender und 
anerkennenswerther Weise geschehen. Weniger indessen betr. der kir- 
chenrechtlichen. Für die Kirchenverfassung finden wir in der Literatur 
auf S. 68 weder Sohm noch Rieker angegeben, obgleich doch dieser 
letztere ganz neue und durchaus zutreflende Gesichtspunkte für die 
ev. KVerfassung eröffnet hat, die stark von dem Seitens des Her. eitirten 
Richter abweichen. Das trifft aber auch theilweise den Inhalt des 
Buches. Was in diesem z. B. über Luthers Anschauung betreffs des 
Verhältnisses von Staat und Kirche gesagt ist, hätte unter Berück- 
sichtigung von Riekers Darlegungen nicht gesagt werden können. Auch 
sonst ist die Rechtsbildung etwas stiefmütterlich behandelt worden. 
Hoffen wir, dass der Her. dies bei einer späteren Auflage, zu der es 
Ja sicher kommen wird, nachholen werde. Und möge er dabei nament- 
lich auch Riekers neueste Schrift über die reformirte Kirchenverfassung 
zu Rathe ziehen. So wie das Buch jetzt ist, fällt seine Anzeige eigent- 
lich aus deın Rahmen einer kirchenrechtlichen Zeitschrift heraus. 

E. Fr. 

17. Wrede, D. erste Entwurf d. Wormser Eliktes. Z. f. KGesch. 
20, 546. 

18. Pfender, Les articles deSmalkalde 1537. Etude histor. Par. 99. 

19. Doumergue, Calvin le fondateur des libertes modernes. 
Rev. de th£ol. et des quest. rel. 1898, 685. 

20. Hunt, English church from its foundation to the Norman 
conquest. (597—1060) Lond. 9. 
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21. Stevenson, Robert (irosseteste Bish. of Lincoln. A contri- 
bution to the religious, political aud intelleetual history of the XIII 
century. Lond. 99. 


II, Lehr- und Handbücher. 


1. Santi Praelectiones ed. III ed. Leitner ist P. 3. (lib. IV. V.) 
erschienen. Regensb. 99. 

2, Sebastianelli, Praelect. iur. can. vol. 1. De rebus; vol. 2. 
De personis. Rom. 99. 

3. Brabandere, Juris canon. et iuris canico-civil. compendium 
praeleetionibus accommodatum quas in seminario Brugensi habuit ed. 
VIta cur. Van Collie. 1. 2. Brürge 99. 

4. Geigel*, Reichs- u. reichsländ. Kirchen- u. Stiftungsrecht 
Band 1%. Reichsländ. u. französ. Kirchenrecht f. Katholiken verglichen 
mit Belg., Luxenb., Holland u. d. Rheinlanden. Strassb. 1900. Le 
Roul & Co. 5 Mk. 

Als wir das Werk in dem letzten Bande dieser ZSchr. angezeirt 
haben, waren wir der Meinung, dass es vollendet sei. Darin hatten 
wir indessen geirrt, und so wollen wir nicht unterlassen, darauf hin- 
zuweisen, dass diese Vollendung erst mit der jetzt erschienenen Liefe- 
rung eingetreten ist, welche die SS 57’ bis 90° enthält.  E. Fr. 

5. Baustaedt, Handb. f. d. kirchl. Verwaltg. i. d. hannover. 
Landeskirche. 1. 2. Hannov. 9. 

6. Blunt, The Book of Church Law. Lond. 989, 

7. Dale, The elergymans legal handbook. Lond. 98°. (ed. Risley.) 

8. Paret, Introduet. to fifth book of Hooker, Treat. of Law of 
eceles. polity. Lond. 9. 

9, Meiertıou LKaxeAAapgoruuiAcn*, Exaxinaaotxov Lırarov VE 
Avazoiıung optodszon Evrinaızz Leipzig. In Comm. bei Otto Harrassowitz. 

Je gerinsfügiser die Literatur des griechischen Kirchenrechts ist, 
um so weniger wollen wir es unterlassen, die Leser dieser Zeitschr. 
auf das obige, freilich nicht von einem Juristen verfasste Buch hinzu- 
weisen, dessen Verf. Geistlicher der griechischen Gemeinde Münchens 


ist. E. Fr. 


III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Schultz, Ges üb. d. Beurk. d. Personenstandes u. d. Ehe- 
schliessg. in d. Fassg. v. 1./1. 1900 ab erläutert. Berl. 1900. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 115 


IV. Quellen des Kirchenrech ts. 


1. Brie*, Die Lehre vom (Grewohnheitsrecht. Eine historisch- 
dogmatische Untersuchung. Th. 1. Geschichtliche Grundlegung (bis 
zum Ausgang des Mittelalters). Breslau, M. & H. Marcus 1899. 

Die Lehre vom Gewohnheitsrechte ist seit Puchta nicht im Zu- 
saınmenhange erörtert worden. Und auch dessen Schrift liess die Dog- 
mengeschichte bei Seite. So füllt denn das Brie’sche Buch eine klaf- 
fende Lücke unserer wissenschaftlichen Kenntniss aus. Für das Kir- 
chenrecht kommt es insofern in Betracht, als der Verf. auch das kanonische 
Recht darstellt. Die Auffassung Gratians, die bekannten Stellen Gre- 
gors IX. und des liber sextus werden genau erörtert und namentlich 
für den Begriff der Rationabilität wird Neues und Wichtiges beigebracht. 
Ebenso wird S. 165—201 die Lehre der Kanonisten erörtert, was bisher 
noch nirgends in dieser Ausführlichkeit — mit dieser geht eine grosse 
Präzision der Darstellung Hand in Hand — geschehen ist. — Wir werden 
auf das wichtige Buch nach seiner Vollendung ausführlich zurück- 
kommen. E. Fr. 

2. Laemmer*, Zur Codification d. canon. Rechts. Freib. 99. 
Herder. Mk. 5. 

Eine ebenso gelehrte wie gründliche und interessante Schrift. Nach- 
dem der Verf. die Privatarbeit des Liber VII. von Matthieu beleuchtet 
hat, charakterisirt er ausführlich den Liber VII. Clemens VIII. Vielleicht 
ist dabei die Notiz nicht uninteressant, dass die Leipziger Universi- 
tätsbibliothek im Besitze eines der wenigen Druckexemplare dieser 
Sammlung ist. Es folgt die letzte authentische Dekretalensammlung 
Benedicts XIV. Den Hauptbestandtheil der Schrift bildet aber die 
genaue Darlegung der einschlagenden Thätigkeit des vatikanischen 
Conecils, sowie der auf diesem geäusserten Wünsche und Anträge, welche 
auf eine neue Codifikation des kanonischen Rechtes abzielten. Und 
da diese letzteren meist im Gefolge von Wünschen auftetreten sind, die 
sich auf Reformation einer bestimmten Rechtsmaterie bezogen, so be- 
leuchtet der Verf. auch diese und zeigt, nach welcher Richtung hin eine 
neue Codifikation des kirchlichen Rechtes sich nach der Meinung der 
Bischöfe bewegen müsste. Bekanntlich sind die Arbeiten des Coneils 
abwzebrochen worden und es haben demnach auch die von der Disci- 
plinarkonsulta berathenen Gesetzentwürfe keine Erledigung gefunden. 
Wohl aber haben mit Gaspare de Luise beginnend einzelne Autoren 
privatim Codifikationsversuche publiziert, zu welchen noch neuerdings 
ein Deutscher bezürrlich des kirchlichen Strafrechts getreten ist. Der 
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Verf. erkennt an, dass das Corpus iuris canonici zum Theil veraltet 
sei und der Revision bedürfe, welche das veraltete Recht auszuscheiden 
habe, er meint, dass der Liber septimus zu revidiren und das neue 
Recht zu kodifiziren sei. Wir unserseits glauben, dass die römische 
Kurie sich nie auf eine offizielle Codifikation des gesammten kirchlichen 
Rechtes einlassen wird, und dass der vorgeschlagene Weg ungangbar 
ist. Die Kurie würde vor der heiklen Wahl stehen, entweder prinzi- 
piell dem Staate gegenüber festgehaltene Ansprüche aufzugeben oder 
sie aufrecht zu erhalten. Das erstere kann sie nicht thun, ohne ihre 
eigenen Grundsätze zu verleugnen, das andere würde ihr den Vorwurf 
einbringen, dass sie den modernen Verhältnissen einen mittelalterlichen 
Standpunkt entgegensetze. Ihr modernes Gesetz würde die harte Be- 
kämpfung herausfordern, die jetzt dem mittelalterlichen Recht geren- 
über nicht mehr ex professo geltend gemacht wird, weil ihr stets ent- 
gegengestellt wird, dies Recht gelte nicht mehr in seiner ursprünglichen 
Bedeutung. Und dann die vigens ecclesiae disciplina, welche Latitude 
gewährt sie bei der Beurtheilung jeder konkreten Rechtslage! Wird 
man die aufgeben und sich unter ein selbst. geschmiedetes Joch beugen 
wollen? Dann aber? was heisst denn Corpus iuris canonici und was 
bedeutet dessen Revision. Soll diese sich auch auf das Deeretum Gra- 
tiani erstrecken, welches doch, obwohl Bestandtheil des offiziellen Cor- 
pus iuris, als solches gar keine rechtliche Autorität besitzt? Wie steht 
es mit den partes decisae der (regorianischen Dekretalen, die in der 
offiziellen Ausgabe fehlen, keine Gesetzeskraft besitzen und doch zum 
Verständniss unerlässlich sind? Wie sollen die Extravagantensammlungen 
behandelt werden ? Und nun gar die Textgestaltung! Dass die editio 
Romana nicht den richtigen Text giebt, ist ja ausgemacht, und doch 
gilt der falsche seit nun über 300 Jahren als der authentische. Vor 
allen Dingen aber taugt doch die Systematik der Dekretalensammlung 
und des liber VII. nichts. Sie war im XII. Jahrh. ein Fortschritt 
Heute könnte man nicht mehr den neuen Wein in diese alten Schläuche 
füllen. Die Dekretalengesetzgebung ist weiter eine kasuistische, auf 
dem Vorbilde des Corpus iuris ceivilis beruhende. Wie soll diese ver- 
altete und unbrauchbare Methode der Gesetzgebung mit der von der 
Kurie daneben beobachteten der Feststellung abstrakter Rechtssätze 
in Einklang gebracht werden? Wer wollte die Arbeit unternehmen aus 
den unzähligen konkreten Entscheidungen der römischen Kongregationen 
die generellen Rechtssätze zu formuliren? Wenn schon die Codifikatio- 
nen des staatlichen Rechtes mit unendlichen Schwierigkeiten verbunden 
waren und wie die des Deutschen bürgerlichen Gesetzbuches beweist, 
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zu keineswegs mustergiltigen Ergebnissen geführt haben: um wie viel 

schwieriger wäre diese Thätigkeit für die Kirche, die ihr altes Recht 

nicht aufgeben will und kann, die nicht den Bauplatz frei machen darf 

von vermeintlichen Ruinen, sondern auf den alten Fundamenten weiter 

bauen müsste. Diese wären den Neubau zu tragen nicht stark genug. 
E. Fr. 

3. Knopf, D. I. Clemensbrief untersucht u. her. Leipz. 99. 

4. Turner, Ecel. Oceid. Monum. Juris Antiquissima. Rezens. 
v. Jülicher theol. Lit. Z. 1899, 706. 

5. Revillout, Le C. de Nicee d’apres les textes coptes et les 
diverses collect. canon. vol. II. Disertation Critique. Par. 99. 

6. Testamentum Domini nostri Jesu Christi* Nunc 
primum edid. latine reddidit et illustravit Ignatius Ephraem II 
Rahmanı Mogunt. Franc. Kirchheim 1899. Mk. 25. 

Diese apokryphe, jetzt zum ersten Male herausgegebene Schrift 
war der Wissenschaft bisher nicht unbekannt. Ja ein Theil von ihr 
war schon durch Lagarde in griechischer Rückübersetzung publiciert 
worden, ohne dass, wie Harnack bemerkt, dadurch die Begier nach 
Kenntnis des ganzen erweckt worden wäre, obgleich auch von diesen 
eine Handschrift entdeckt wurde, die wieder unserem Her. unbekannt 
geblieben zu sein scheint. — Die Schrift ist ursprünglich griechisch, 
vielleicht in Aegypten verfasst worden, dann ins Syrische übertragen 
und wird jetzt nach zwei verhältnissmässigen jungen Codices durch 
den unirten syrischen Patriarchen von Antiochia in syrischer Sprache 
mit lateinischer Uebersetzung mit Prologomenen und sieben Abhand- 
lungen edirt. Ausser einer Apokalypse giebt sie wesentlich liturgisches 
und verfassungsrechtliches Material. (Grerade nach dem letzten lässt 
sich das Alter der Schrift bestimmen. Die Annahme des Her., dass 
sie im IL. Jahrh. entstanden sei, hat bis jetzt noch von keiner zustän- 
digen Seite Zustimmung gefunden. Und auch wir können aus ver- 
fassungsrechtlichen Gründen ihre Entstehung nur in die nachkonstan- 
tinische Zeit verlegen, in das IV., vielleicht V. Jahrh. Damit wird 
die Bedeutung der Schrift dem Urtheile des Her. gerzenüber allerdings 
stark abgeschwächt, aber immerhin kann sie mit der ägyptischen KO,, 
sowie den apostol. Konstitution doch auf gleiche Linie gestellt werden. 
Die Hierarchie ist schon ganz ausgebildet. Freilich treten uns auch 
noch Confessores und Charismatisch Begabte entgegen. Aber Har- 
nack hat schon mit Recht darauf hingewiesen, dass daraus auf eine 
frühere Entstehungszeit um so weniger geschlossen werden kann, als 
auch dogmatische Momente gegen eine solche sprechen. — Die Ueber- 
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setzung scheint getreu zu sein. Die Ausstattung des Buches ist vor- 
züglich. E. Fr. 

7. Rezens. dazu: Achelis. Theol. Lit. Z. 1899, 704. 

8. Harnack, Vorläuf. Bemerkungen zu dem jüngst syrisch u. 
latein. publizirten Testam. Dom. nostri Jesu Christi. Berl. 1900. (Aus 
Sitzgsber. d. Preuss. Akad.) 

9. Dümniler, Ueber eine Synodalrede Papst Hadrians II. (Sitzgs- 
ber. d. Preuss. Akad.). Berl. 99. 

10. Müller, Z. Verh. Nicolaus I. u. Pseudoisidors. N. Arclı. 
25, 692. 

ll. Seckel, Glossen zur Lex Dei aus Cod. Iust., Coll. Dacheriana, 
Bened. Lev. u. Pseudo-Isidor. Z. f. RGesch. Röm. Abth. 20, 241. 

12. Seckel*, Ueber drei Canones-Sammlungen des ausgehenden 
XII. Jahrh. in engl. Handschriften, in Neues Arch. Bd. 25. H. 2. 

In sehr dankenswerther Weise giebt uns Seckel Kunde von 
drei Canones-Sammlungen, die Hampe in England gefunden, und über 
welche er im N. Arch. 22 S. 317 ff. berichtet hatte. Es handelt sich 
dabei um Sammlungen, die zwischen Gratian und Bernhard v. Pavia 
fallen, so dass diese Sammlungen derselben Kategorie angehören, über 
welche ich i. J. 1897 in meinem Buche, die Canones-Sammilungen ge 
handelt habe. In wie weit das Material der neuen Sammlungen — 
Seckel benennt sie Londoniensis regia (c. 1179?), Cottoniana (1187—91). 
Cheltenhamensis (c. 1193) mit den von mir analysirten Sammlungen über- 
einstimmt, ist aus den von Seckel angefertigten Tabellen zu erschen. 
Nach ilım beträgt der Zuwachs, den wir durch diese Sammlungen von 
bisher unbekannten Dekretalen erhalten, 35, wovon 34 allein auf Alex. II. 
fallen. Möchte doch bald eine genaue Analyse dieser sämmtlich syste- 
matisch angeordneten Sammlungen von kundiger Seite erfolgen. Und 
möchte auch Seckel selbst nicht zu lange mit der Analyse einer gleich- 
artigen, von ihm in einer Berliner Handschrift entdeckten Sammlung 
zurückhalten. E. Fr. 

13. Consuetudines monasticae. Vol. I. Consuetudines Far- 
fenses, ex archetypo vaticano nunc primum recensuit: Presb. Bruno 
Albers, OÖ. S. B. Stuttgart, J. Roth (LXXI, 206 S. gr. 8). 

14. Statuta divecesis mechliniensis in synodo dioecesana anni 
1872 promulgata ab emo ac rmo Vietore Augusto Isidoro card. De- 
champs, archiepiscopo mechliniensi, quibus insertae sunt additiones ac 
emendationes ab eo in synodis A. 1873, 1876 et 1881 et ab ejus successore 
emo ac rmo Petro Lamberto card. (Foossens in synodo anni 1892 pub- 
licatae, cum variis praefatarum synodorum actis et documentis. Malines. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 119 


15. Verf. d. vereinigt. ev. protest. K. d. Grosshth. Baden v. 5. 
Sept. 1861. (Mit Berücksichtig. d. Aenderungen durch die kirchl. 
(ses. v. 14./6. 67, 29./9. 71, 21./10. 81, 21./12. 81, 18./12. 86, 14.17. 
97, 6.4. 92, 22./11. 92, 13./1. 93 u. 14./9. 99. Karlsruhe, Buchdruckerei 
J. J. Reift. 

16. Ges. u. Verordn. betr. die neue kirchl. Verf. d. ref. Ge- 
meinde ın Frankf. a./M. Das. 1900. 

17. Siebenb. A. K. Verhandlungen d. XIX. Landeskirchenver- 
sanmlg. 1899. Hermannst. 99. 

18. Holder, D. Traktat d. Propstes Peter Scheuerly (fr 1597) in 
Freiburg, üb. d. Verh. v. K. u. Staat. A. f. k. KR. 80, 18. 

19. Roth, Aus d. Leben einiger Mainzer Kirchenrechtsgelehrten 
u. Dekretalisten im XV. u. XVl. Jahrh. A. f. k. KR. 80, 189. 


V. Gechichte der katholischen Kirchenverfassung. 


l.Souchon, D. Papstwahlen in d. Zeit d. gr. Schismas. Ent- 
wickelung u. Verfassungskämpfe des Kardinalates v. 1378—1417. Mit 
einer Kardinalstabelle im Anh. Bd. 2. Braunschw. 99. 

2. Wuscher-Becchi, Ursprg. d. päpstl. Tiara (regnum) u. d. 
bischöfl. Mitra. Röm. Quart.Schr. 1899, S. 77. 

3. Sägmüller, D. Gesch. d. Congreg. Coneilii von dem Motu 
proprio Alias nos nonnullas. 2.8. 1564. A. f. k. KR. 80, 3. 

4. Bartelli, La polizia eccles. nella legislaz. carol. Roma. 

d. Stutz, Lehen u. Pfründe. Zschr. f. Rechtsgesch. 20. (Germ. 
Abth. 213, 

6. Derselbe, Lehen u. Pfründe. Eine akadem. Rede. Münch. 
39. (Sonderabdruck aus d. Beil. zur Allgem. Zeitg. no. 295. 296 v. 
27. u. 28. Dez. 1899). 

7. Sägmüller, Die Visitat. limin. apostol. bis Bonif. VIII. Theol. 
Quart.Schr. 88, 69. 91. 

8. Aldinger, Erzbischofswahl in Trier 1242. Progr. d. Schön- 
thal. ev. Sem. 

9. Hilling, D. bischöfl. Banngewalt, d. Archipresbyterat u. d. 
Archidiakonat in d. sächs. Bisth. A. f. k. KR. 80, 80. 

10. Holder, D. Patronatrecht der Gemeinde u. des Rates v. 
Freiburg u. d. Kollegialstift St. Nikolaus im XVI. Jahrh. Ein Beitr. 
z. (iesch. d. Patronatrechts in d. Schweiz, Kath. Schweiz. Blätter 
1899. S. 68. 


i ll. Merz, Simonie i. XVIII. Jahrg. Beitr. z. Bayer. KGesch. 
9, 135. 
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VI. Staat und Kirche. 


1. Mach, Z. Gesch. d. Theorie d. principiell. Verh. zw. Staat u. 
K. II. Progr. Saaz 98. 

2. Solmi, Stato e chiesa secondo gli seritti politici da Carolo 
Magno fino al Concordato di Worns. 800—1122. 

3. Castellotti, La dottrina dello stato in Massiglio di Padova. 
Astı 98. | 

4. Teichmann, Eine Rede gegen die Bischöfe aus König Sver- 
res Zeit (Rektoratsrede). Basel 99. 

5. Holberg, Kirke og Len unde Valdemarerne Kjoebenh. W. 

6. H. Böhmer*, Kirche und Staat in England und in der Nor- 
mandie im XI. und XII. Jahrh. Eine historische Studie, Leipzig 9. 

Das vorliegende Werk unfasst die Zeit von 1066, der Eroberung 
Enrlauds durch Wilhelm I. an bis 1154, dem Regierungsantritt Hein- 
richs II. Von dem reichen Inhalt des anrerend geschriebenen, auf 
sorgfältigen Quellenstudien beruhenden Buches ist es leider nicht mög- 
lich, einen auch nur gedrängten Ueberblick auf dem hier zur Verfüzrung 
stehenden Raum zu geben. Im allgemeinen lässt sich als sein Thema 
die Rezeption des Gregorianismus, das ganz allmähliche Eindringen 
der kirchlichen Reform- und Freiheitsideen in den beiden Landeskirchen 
bezeichnen, die länger als andere sich dagegen abgeschlossen hatten. 
Anfangs- und Endpunkt der hier beschriebenen geschichtlichen Ent- 
wicklung wird gebildet durch Wilhelm IL, den Eroberer, unter dessen 
thatkräftigem und doch kirchenfreundlichem Regimente jene Ideen 
weder in der Normandie noch im England Eingang finden konnten, und 
durch Stephan (1135— 1154), der den staatlichen Einfluss auf die Kirche 
zu einem Schatten herabsinken und die Kirche zu einer selbständiren 
Körperschaft, einem Staat im Staate, ebendamit freilich auch zu einer 
Provinz des päpstlichen Reiches, sich entwickeln hiess. Die literarischen 
Denkmäler dieser beiden Punkte der Entwicklung stellen die Schriften 
des Yorker Anonymus und Johanns von Salisbury dar. Von dem 
ersteren, dessen wichtiesten Stücke Verf. bereits in den Libelli de lite 
herausgegeben hat, erhalten wir hier zum ersten Male ein deutliches 
Bild. Verf. widmet ihm auf S. 177—266 eine eindringende Unter- 
suchung. Für den Anonymus ist der König gleichsam Hohepriester, 
Oberbischof des Staates, der keine anderen Ziele hat als die Kirche 
und deshalb mit ihr zusammenfällt, der viearius Dei, der legitime Re- 
gent der Kirche, neben dem das Papsttum als eine entbehrliche Ein- 
richtung, der Papst als usurpator erscheint. Dem Könige kommen 
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alle geistlichen Befugnisse zu und die bischöflichen Rechte sind ledir- 
lich aus seiner oberbischöflichen Gewalt devolvirt. Einen schärferen 
Gegensatz zu den Anschauungen Gregors VII. als diesen Cäsareopa- 
pisınus, diesen theokratischen Royalismus kann man sich nicht denken. 
Und doch beruht auch diese extreme Anschauung, wie Verf. S. 239 
bemerkt, auf einer Theorie Gregors, nämlich darauf, dass die dignitas 
sacerdotalis überall den Vorrang habe vor der auctoritas secularis. Die 
geistliche Allgewalt des Königs beruht nämlich nicht auf seiner welt- 
lichen Stellung, sondern auf dem sakramentalen Charakter, den ihm 
die Weihe mit dem Salböl verleiht! Den Antipoden des Anonymus 
bildet der Polieraticus Johanns von Salisbury, wo der König nur der 
absetzbare Liktor des sacerdotium, der Papst der legitime Regent der 
Kirche und Oberlehensherr aller Weltreiche ist. Der Yorker Anony- 
mus repräsentirt die Anschauungen der unter Wilhelm dem Eroberer 
grossgewordenen Generation der Geistlichkeit, der Polieratieus Johanns 
von Salisbury stellt den Standpunkt der Geistlichkeit dar, die unter 
Stephan die gregorianischen Ideen hat auf sich wirken lassen. — Verf. 
hat mit seinem Werke auch dem Kirchenrecht einen wertvollen Dienst 
geleistet, wenn auch freilich der Gebrauch, den er von den kirchen- 
rechtlichen Termini macht, nieht immer ganz korrekt ist. K.R. 

7. Dalla Santa, Le appellazioni della republ. di Venezia dalle 
seommuniche di Sisto IV e Giulio VI. (n. arch. Veneto P. 17, 216.) 

8 Renan, Etude sur la politique relig. du regne de Philippe le 
Bel. Paris 99. 

9. Kannengieser, Les missions cathol. France et Allemagne, 
Par. 1900. 

10. Petri, Geschichte des Placet nach Zweck u. rechtl. Ausgestal- 
tung (Erl. In.Diss.) Sorau 99. Buchhandlg. d. Vereinshauses in Leipzig. 

Neues haben wir in der kleinen Schrift nicht gefunden, vielmehr 
nur eine ganz fleissige Zusammenstellung aus der gangbaren Literatur 
Die ev. Kirche ist sehr stiefmütterlich behandelt. Hätte der Verf. 
statt meines Dekanatsprogrammes mein ihm ganz unbekannt gebliebenes 
Verfassungsrecht benutzt, in welches jenes überarbeitet übergegangen 
ist, so würde er reicheres Material gefunden haben. E. Fr. 

11. Der Begriff „Hergebrachte Prozession“. Urth. d. Preuss. O.- 
Verw.@5. A. f.k. KR. 80, 177. 

12. Roth, Sonn- u. Festtagsfeier in Bayern. Erl. 99. (In.Diss.) 

13. Max von Hussarek, Grundriss des Staatskirchenrechtes. 
(Grundriss des österreichischen Rechtes. Dritter Band, dritte Abtei- 


lung). Leipzig 99, 
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Dem Plane der Sammlung entsprechend stellt Verf. das öster- 
reichische Staatskirchenrecht dar. In einem einleitenden Para- 
graphen bezeichnet er als die Typen des Verhältnisses von Staat und 
Kirche im Rechtsleben der heutigen Kulturwelt das Koordinations- 
system (Konkordat), das System der Trennung von Staat und Kirche 
und das System des Spezialvereinsrechts für Religionsgesellschaften 
(die Kirchen als öffentlich-rechtliche Korporationen). In einem allge- 
meinen Teil werden die Grundsätze des österreichischen Spezialvereins- 
rechtes für die Religionsgesellschaften in prägnanter Kürze dargestellt. 
Wenn hier der Grundsatz der (rlaubens- und Gewissensfreiheit als ein 
Freiheitsrecht des Einzelnen auf „die im Zuge der französischen Re- 
volution nach Europa übertragene amerikanische Anschauung“ zurück- 
seführt wird (8. 6), so müsste genauer gesagt werden: englisch- 
amerikanische Anschauung, denn in England ist sie entstanden, von 
hier nach Amerika gewandert und von dort nach Frankreich gekommen. 
Eine Rechtfertigung der neuesten Verwaltungspraxis bedeutet es, wenn 
der (reistes- und Gemütszustand, der die eigene freie Ueberzeugung 
ausschliesst und demgemäss keinen rechtsgiltigen Austritt aus der bis- 
herigen Religionsgesellschaft zu Stande kommen lässt, auch „die Folge 
nationaler oder politischer Agitation“ (S. 10) sein kann. Der beson- 
dere Teil enthält die für die katholische, die griechisch-orientalische 
und die evangelische Kirche, sowie die israelitische Religionsgesellschaft 
insbesondere geltenden staatlichen Rechtssätze. Bemerkenswert ist die 
Behauptung (8. 17), dass der kathol. Kirche ein geringeres Mass an 
Bewegungsfreiheit als anderen Religionsgesellschaften gegeben sei. An 
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes wird mehrfach scharfe 
Kritik geübt (z. B. S. 18). Die treffliche Skizze muss uns die bis 
jetzt fehlende systematische Darstellung des österreichischen Staats- 
kirchenrechts ersetzen. K.R. 

14. Giobbio, A., Lezioni di diplomazia ecelesiastica dettate nella 
Pontificia accademia dei nobili ecclesiastici. Roma. 8.° p. 584. 7. 

15. Derselbe, I concordati secondo la dottrina cattolica ed il 
diritto pubblico moderno. Roma. 

16. Scaduto, Placet in materia beneficiaria nelle provincie na- 
politane prima del attuale regno d’Italia. Palermo 99. (Sep.Ab. Riv. 
di storia e filosof. e diritto.) 

17. Bertolotti, Il parroco ital. ne’ suoi rapporti colle legıı 
dello stato. Torino 98°. 
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VO. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


l. Scaduto, Capacitä della S. Sede di acquistare. Torino 99. 
(Sep.Abdr.: Giurisprud. ital. vol. 5l. 

2. Boudinhon, La Congresat. du Concile d’apres un livre re- 
cent (Parayre. La Congregat. du Concile. Paris 97). Le Can. cont. 22, 526, 

3. Peluso, I ccapitoli delle cattedrali e delle collegiate e in chiese 
ricettizie. Studio di dir. eccl. p. 1. 2. Nap. 9%. 

4. Schmalz, De instituto officialis, sive vicarli general. episcopi. 
Bresl. 1900 (In.Diss.) 

5. Brandenburg, D. Geschäftsverwaltg. d. kath. Pfarramtes i. 
(eb. d. Preuss. LR. unter Berücksichtg. d. Bestimmungen d. neuen 
BGB. mit Nachtr. f. d. Geb. d. französ. u. gem. Rechts. Berlin 1900°. 

6. Mayer, D. Wiederwahl d. Geistl. ı. d. Schweiz, Kath. Schweiz, 
Bl. 99, 343. 

7. Gillmann, D. Resignation d. Beneficien. A. f.k. KR. 80, 50. 

8. Scaduto, Competenza speciale della cassazione di Roma „ra- 
tione materiae ecclesiasticae* (parte in causa, interesse indiretto). Na- 
poli 99. (Sep.Abd. aus: Publicaz. nel 50 anno d’insegnamenti Enrico 
Pessina). 

9. Derselbe, Ancora sulla Cappellania — „titulus patrimonii 
Napoli 99. 

10. Moulart, Des fabriques d’egrlise et de !’administration de leurs 
biens. Louvain 99. 

11. Halban, Ueb. d. Verwende. d. Gemeindevermögens f. kırchl. 
Zwecke. A.f. k. KR. 80, 34. 

12. Meurer*, Aufbesserungsrecht u. Aufbesserungspolitik auf dem 
(sebiete des bayer. Pfründewesens. Stuttg. 1900. Ferd. Enke, 

Es giebt manche Ironie der Weltgeschichte. Ist es nicht eine 
solche, wenn die Centrumspartei beständig das Prinzip der Parität ver- 
fechtet, das doch für Deutschland auf dem vom Papste kassierten West- 
phälischen Frieden beruht! Freilich nimmt sie es mit dieser Parität 
nicht so genau. Sie will es nicht gewähren, wie es ja die katholische 
Kirche selbst nach ihren Grundsätzen nicht gewähren kann. Nur den 
Staate wird es immer als eine Forderung entgegengehalten, da man 
die absolute Rechtslosigkeit der Evangelischen von ihm doch nicht an- 
erkannt erhalten kann. Zuweilen macht man allerdings dabei recht 
schlechte Geschäfte. Da legt der bayerische Staat den Landständen 
einen Gesetzentwurf vor, nach welchen den katholischen und evange- 
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lischen Geistlichen aus Staatsmitteln als freie Gabe eine Gehaltsauf- 
besserung gewährt werden soll — und das Centrum lehnt ihn ab, weil 
in Verhältniss zu den Evangelischen die katholischen Geistlichen nicht 
genug bekommen. Der Verf. hat die Gelegenheit wahrgenonimen, nicht 
nur das bayerische Gehaltswesen und die bisherigen Auffassungen ja- 
ristisch und geschichtlich zu beleuchten. Er verurtheilt auch mit grossen 
Freimuth das Verhalten der bayerischen Kammermajorität und beleuch- 
tet das Wesen wahrer Parität. Ob sein Wunsch, dass das bayerische 
Ministerium dem Andrängen der Centrumspartei gegenüber sich ener- 
gisch abwehrend verhalten solle, Erfüllung finden wird? Wir sind nicht 
ganz fest davon überzeugt, aber wir wünschen, dass die kleine Schrift 
recht viele Leser und viele Beherzigung finden möge. E. Fr. 

13. Brandileone, Le spese di culto e la congrua parocchiale. 
Jl Foro ital. 24, 168. 

14. Derselbe, In Riv. de. dir. eccl. 9, 97. 

15. Kopp, Zehentwesen u. Zehentablösg. in Baden. In Velks- 
wirtschaftl. Abhandlgen d. Bad. Hochschulen. Bd. 3. H. 2. Freib. 9. 

16. Hubrich, Kontfessioneller Eid od. religionslose Beteuerung? 
Rechtshistor. u. rechtsdogmat. beleuchtet. Leipz. 1900. 


VII. Ordenswesen. 


l. Ladeuze, Etude sur le cenobitisme Pakhomien pendant le 
IVe siecle et la prem. moitie du V®, Louvain Diss. Par. 9. 

2. Besse, Les diverses sortes des moires en Orient avant le (one. 
de Chalced. (451). Rev. de V’hist. d. relig. 1899, 159. 

3. Besse, Les regles monastiques orientales anterieures au (one. 
de Chalced. Rev. de l’orient 99, 465. 

4. Clausse, Les origines benedietines. (Subiaco Mont-Cassin Mon- 
te Oliveto). Par. 9. 

5. Gerard, le P., Documents pour expliquer la regle du tiers- 
ordre de Saint-Francois-d’Assise, au point de vue spirituel, social et 
economique, reunis et mis en ordre. 1—3. Paris 99. 

6. (rerard, le P., Notice sur le tiers-ordre de Saint-Frangois 
d’Assise, Paris. 

7. Monumenta ordinis fratrum Praedicatorum historica. Tom. IV. 
Acta capitulorum generalium ordinis Praedicatorum. Vol. II. Ab anno 
1304 usque ad annum 1378, iussu reverendissimi P. Fr. Andreae Früh- 
wirth, magistri generalis, recensuit Fr. Bened. Maria Reichert, 0. P. 
Romae. Stuttgart. 

8. Annales Minorum seu trium ordinum a 8. Franeisco institu- 
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torum ab auno MDLXIV. usque ad annum MDLXXIV. Continuati 
a Lect. P.F.Caietano Michelesio Asculano et a Ex-Generaldefinit. P. F. 
Eusebio Fermendzin O. F. M. iussu P. Aloisii Lauer, ministri generalis, 
aucti et edit. Tom. XX. Ad Claras Aquas. 

9. Staehelin, Entstehung d. Jesuit.-Ord. Theol. Z. a. d. Schweiz. 
1898, 81. 

10. Holder, Notice historique sur quelques confreries et congre- 
gations du canton de Fribourg. Semaine cathol. du dioc. de Lausanne 
et de Geneve 1899. 

11. Hohn, Die Nancy-Trierer Borromäerinnen in Deutschl. 1810 
—99. Ein Beitr. z. Gesch. u. Statistik d. barmh. Schwestern, ihres 
wohlthät. u. sozial. Wirkens. Trier 99. 

12. Kloster-Schematismus, Ein Verzeichnis sämtl. Klöster, 
Hospitien, klösterl. Institutionen und Niederlassgn. Deutschlands und 


Oesterreich-Ungarns. Von Adf. Höllerl. 3. Aufl. Paderborn. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Schmidt, D. K.- u. Schulvisitat. im Herzberger Kreise v. J. 
1529 nebst Urkk. (Progr.) Berl. 99. 

2. v. Friesen, Protokolle üb. K.-Visitationen im XVI. Jahrh. 
Mitth. d. Vereins f. Sächs. Volksk. no. 9. 

3. Schnell, D. Mecklenb. K.O., Beitr. z. Gesch. d. Entstehg. 
unserer Landeskirche. Jahrb. d. V. f. mecklenb. Gesch. 63, 177. 

4. Arnd, Ev. K.O. d. EB. Siegismund f. Magdeb. u. Halberst. 
Jahrb. d. hist.-sächs. Ver. 97/98, 56. 

5. Bibl, D. Organisat. d. ev. K.Wesens in Oesterr. u. d. Enns 
v. d. Ertheilg. d. Religionskonzession bis zu Kaiser Max. II. Tode. 
(1568— 76). Aus Arch. f. Oesterr. Gesch. 18%. 

6. Egli, Prof. D. Emil, Analecta reformatoria. I. Dokumente u. 
Abhandlgn. zur Geschichte Zwinghs u. seiner Zeit. Zürich 99. 

7. Bene&zech, De l’autorite centrale de l’egl. reform. These. 
Montauban. 

8. Koch, D. Reformierten in Mecklenb. Schwerin 99. 

9. Union des eglises protest. libres de France, ses origines, son 
histoire, son oeuvre. Publie par la Con synodale A l’occasion du 50 
de !’Union 25. Octob. 1899. Par. 99. 

10. Sprenger, Hermann, Der Bekenntnisstand der evang.-protest. 
Kirche in Baden. Konsensusunion oder politische Union? Heidelb. 98. 

Die Absicht des Schriftchens geht dahin, nachzuweisen, dass die 
badische Union unzweifelhaft als Konsensusunion zu bezeichnen sei, 
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wenn man diesen Begriff im rein formal kirchenrechtlichen Sinne nimut, 
wornach darunter eine Union zu verstehen ist, bei der die Bekenntnisse 
nur nicht geradezu abgeschafft sind. Versteht man aber Konsensus- 
union im historisch-kirchenpolitischen Sinne, wie ihn Julius Müller ın 
seinem Buche über die Union als das kirchenpolitische Ideal der posi- 
tiven-unierten Partei geprägt hat, so ist die badische Union keine Kon- 
sensusunion. Dies ist der Sinn der Unionsurkunde von 1821 und die 
Generalsynode von 1855 hat daran nichts zu ändern vermocht. K.R. 


ll. Drews, Reformbeweg. f. kirchl. Verf. in Thüring., bes. ın 
Sachs.-Weimar 1856—6l. Z. f. prakt. Theol. 21, 97. 


12. Kröber, Die Schliessung eines rechtlichen Verbandes der 
deutschen evangelischen Landeskirchen nicht ein dringendes Zeitbe- 
dürfniss, sondern eine drohende Zeitgefahr. N. kirchl. Ztschr. 10. H. 12. 


13. Kahl, Die bayerische Landeskirche im XIX. Jahrhundert. 
Ebendas. 

14. Teichmann, D. Neugestaltung d. ev. K.Wesens in Frankf. 
a/M. Zt. f. prakt. Theol. XXI, H. 4. 

15. Die Verhandlungen* über meine Wahl zum Prediger der Doro- 
theenstädtischen Gemeinde in Berlin. Aktenmässig vorgelegt von Dr. 
Konrad Scipio, Prediger an St. Jacobi zu Stettin. Berlin 9. 

Verf. gibt hier eine ausführliche Darstellung der Geschichte seiner 
Wahl unter Mitteilung der Aktenstücke. Der Wahl ist bekanntlich 
vom Konsistorium der Provinz Brandenburg die Bestätigung versagt 
worden, weil gegen den Verf. auf Grund einer Festpredigt und einer 
Probepredigt, die er in der Dorotheenstädtischen Kirche gehalten hat. 
sowohl vom Gemeindekirchenrat als auch von weiteren Gemeindezlie- 
dern wegen schweren Aergernisses, das er dadurch erregt habe, Protest 
erhoben worden war. Gegen den Beschluss des Konsistoriums wurde 
sowohl vom Magistrat der Stadt Berlin als Patron als auch vom Verf. 
selbst Rekurs an den Evangelischen Oberkirchenrat ergriffen, aber ohne 
Erfolg. Da im ganzen Prozesse naturgemäss die Rechtsfrage hinter 
der Thatfrage zurücktritt, so kann es nicht unsere Aufgabe sein, zur 
Entscheidung des Konsistoriums und des Oberkirchenrats Stellung zu 


nehmen. K.R. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


l. Douais, St. Raymond de Pennaforte et les heretiques. Direc- 
toire & P’usage des inquisiteurs aragonais 1242 in Moyen äge 15% 
Juill-aoüt 326. 


Xl. Eherecht. Xl1I. Schule. 127 


2. Medina, EI Tribunal del S. Officio de la inquisicion en las 
Islas Filipinas. Lanäge 99. 

3. Aus einem Aktenst. betr. öffentl. Relig.-Uebg. reform. Gemeinden 
1624. Z. d. Berg. Gesch. Ver. XXIV, 3. 

4. Balitzer, Nicolas Antoine, un pasteur protest., brüle a Geneve 
en 1632 pour crime de judaisme. Rev. des etud. juiv. 36, 161. J. 
Weill, Nicol. Antoine ebendas. 37, 161. 


XI. Eherecht. 


1. Fisichella, Stato e Chiesa nel matrimonio. Studio cerit. di 
legislaz. matr. Torino. 

2. Nau, Ordon. de Mar Aba Patriarche Nestorien (586—582) re- 
lative aux empechements de mar. Le Can. contemp. 23, 20. 

3. Lefebure, Lecons d’introduct. de l’hist. du droit matrimon. 
franc. Par. 99. 

4. Brandileone*, Note ad un istrumento matrimoniale dell’ 
anno 1216. Siena 99. (Estr. del Bullet. Senese di Stoira patria anno 
VI. fasc. 2. 1899). 

5. Pugliati, Sponsali, matrim., divorzio, impedim. dirim. tanto 
in iure rom, quanto in iure can. e civilo.. Rom. 99. 

6. Jac, Un contrat disparu. Les fiancailles. Rev. cath. des in- 
stit. 27, 145. 

7. Thaner, D. literargeschichtl. Entwickelg. d. Lehre v. error 
qualit. redundans in pers. u. v. error condition. Wien 1900. (Sitzgbr. 
d. Ak. Bd. 142). 

8. Lavialle, Deeis. rom. sur le divorce civil. Perigueux 98. 

9. Wulfert, Aus d. Familienrecht. Vorträge. Sächs. Arch. 9, 721. 

10. Jacobi, D. persönl. Eherecht f. d. D. Reich. Berl. 99”. 


ll. Carpentier, Divorce et separat. de corps. (doctrine et juris- 


prudence. Paris. 
XI. Schule. 

4. Salvioli, VIstruz. pubbl. in Italia nei secoli VIII, IX e X. 
P. 1. Firenze. 

2. Feret, La faculte de theol. de Paris et ses docteurs les plus 
eelebres. Epoque moderne T. I. XVIe sieele. Par. 1900. 

3. Fournier, M., La condition et la premiere reforme de l’univ. 
de Bourges avant son apogee au XVIe siecle. (1463—1530). N. Rev. 
histor. 23, 541. 


4. Zenner, Aus d. theol. Vorlesungen an d. kath. Univ. Leipz. 
2. f. k. Theol. 22, 165. 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von E. Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Leo XIII. Constitutio de legibus Congregat. Anglo-Benedictinae 
III. Kal. Ful. 99. Le Can, cont. 22, 671. 

2. Leo XIIl. Brief an d. B. v. Anglona u. Tarsi über den 
Missbrauch, die Taufe aufzuschieben. 13./8. 98. Le Can. cont. 22, 572, 

3. Leo XIII. Eucykl. 8./9. 99. An d. französ. Episkop. u. Kle- 
rus über die Erziehg. d. Klerus in Fraukr. A. f. k. KR. 80, 115. 
Le Can. contemp. 22, 547. 

4. Leo XIII. Encykl. an d. Episkopat v. Brasilien üb. Erziehg., 
polit. Thätigk. u. Unterhalt d. Klerus. 18./9. 99. A. f. k. KR. %, 
134. Le Can. cont. 22, 568. 

5. Congr. Inquis. 3./5. 99: Sämmtliche v. ap. Stuhle den Or- 
dinarien für eine bestimmte Zeit oder eine bestimmte Anzahl von Fällen 
gewährten Fakultäten gehen auf die Nachfolger über. A. f. k. KR. 
80, 142. 


Gerichtssprüche. 

1. E.d. RGer. IV. Civ.Sen. 6./10. 98: Begriff d. Versorgungs- 
anstalten u. d. milden Stiftungen im Sinne d. Erbschaftssteuergesetzes. 
A. f.k. KR. 80, 170. 

2. E.d.RGer. IV. Civ.Sen. 13./3. 99. Ist der Patron verpflichtet, 
zu dem Neubau eines durch das Wachsthum der K(remeinde nöthig 
gewordenen zweiten (otteshauses neben den schon bestehenden und 
auch weiterhin zu gottesdienstlichen Zwecken bestimmten KGebäude 
beizutragen? A. LR. II, 11, 584, 720. ff. — Nein! Entsch. d. RGer. 
in Civ.S. 43, no. 78 8, 332. 
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3. E. d. RGer. III. Civ.Sen. 24./2. 99. Hat der Kirchenpatron, 
wenn ohne seine Schuld der von ihm präsentirte Prediger nicht bestä- 
tigt wird, ein Recht auf Erneuerung der inzwischen abgelaufenen 
Präsentationsfrist? (ja!) Steht ihın in solchem Falle auch wiederholt 
ein Recht auf Erneuerung der Frist zu? (nein!) Entsch. d. RGer. in 
Civ.S. 43, 172 no. 43. 

4. EOLG. Hamburg 29./4. 99: Kläger klagt auf Ehescheidung 
weil seine Frau mit 2 Personen die Ehe gebrochen habe. Das (zericht 
sieht den einen Ehebruch als erwiesen an, spricht deswegen die Scheidung 
aus, lässt aber den anderen Ehebruch unbeachtet, Kläger legt darum 
Berufung ein, weil er gerade gegen diesen Ehebrecher Strafantrag 
stellen wolle. Die Berufung wird abgelehnt. Seufferts Arch. 55, 36 no. 15. 

5. Erkenntnisse in d. Disciplinar-Untersuchungssache d. Pastor 
Weingart in Osnabrück. K. Amtsbl. d. Landeskons. in Hann. 99, S.67. 

6. E. d. Preuss. Ger. f. Kompetenzkontlikte 14/1. 99. A. 
KRl. 99, 430, betr. Unzulässigkeit des Rechtswegs gegenüber den An- 
ordnungen der (xemeinde-Kirchenräthe über den Umfang der Dienst- 
funktionen niederer Kirchenbeamten bezw. den durch eine neue (fe- 
bührenordnung bedingten Veränderungen der taxmässigen 

(sebühren dieser Beamten. 
Im Namen des Königs. 

Auf den von der K. Regierung in Breslau und dem K. Konsi- 
storium der Provinz Schlesien erhobenen Kompetenzkonflikt in der bei 
dem K. Oberlandesgericht zu Breslau anhängigen Prozesssache 

des Todtengräbermeisters (Friedhofsverwalters) H. in Breslau, 
Klägers, wider die evangelische Haupt- und Pfarrkirche zu 
St. Berhardin ebenda, vertreten durch den Gemeinde-Kirchen- 
rath, Beklagte, 
betreffend Ungültigkeit einer Dienstinstruktioun und einer 
Taxe dem Kläger gewenüber, 
hat der K. Gerichtshof zur Entscheidung der Konipetenzkonflikte in 
seiner Sitzung vom 14. Januar 1599, an welcher Theil genommen haben : 
der Wirkliche Geheime Rath, Ministerial-Direktor Schultz, 
als Vorsitzender, 
der Wirkliche Geheime Ober-Regierungsrath von Meyeren, 
der Wirkliche (feheime Ober-Justizratli, Ministerial-Direktor Dr. 
Lucas, der (reheime Ober-Justizrath Rintelen, der Geheime 
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Öberregierungsrati von Bremen, der Senatspräsident Rath- 
mann, der Kammergerichtsrath Dürf eld, als Mitelieder, 
für Recht erkamnt: 
dass der Rechtsweg in dieser Sache für unzulässig und der er- 
hobene Kompetenzkonflikt daher für begründet zu erachten. 
Von Rechts wegen. 
Gründe. 

Der Kläger ist laut Vokation des Magistrats zu Breslau als (da- 
maligen) Patrons vom 27. August 1886 zum Todtengräbermeister der 
Haupt- und Pfarrkirche zu St. Bernhardin daselbst bestellt und auf 
die genaueste Befolgung der ihm ertheilten Instruktion (Dienst-An- 
weisung vom 26. März 1886) verpflichtet. Im Jahre 1896 wurde ein 
neuer Kirchhof für die Gemeinde zu St. Bernhardin eröffnet und zwar 
bei dem Dorfe Dürrgoy, während die Schliessung des bisherigen an 
der Ohlauer Chaussee in Aussicht genommen wurde. Die Beklagte 
beabsichtigte, die Grabpflege auf dem neuen Kirchhof in eigene Regie 
zu nehmen und den Kläger, der dieselbe auf dem alten Kirchhof für 
seine Rechnung besorgte, auf Tantieme zu setzen, wurde aber daran 
durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung gehindert, die auf Klage 
des jetzigen Klägers unter dem 29. September 1896 dahin erging: 

dass dem Kläger die aus der Grabpflege des Dürrgoyer Kirch- 
hofs erwachsenden Einnahmen unverkürzt zu belassen. 

Bald darauf — am 20. November 1896 — erliess der (remeinde- 
Kirchenrath eine neue Dienstanweisung für den Friedhofsverwalter bei 
der Haupt- und Pfarrkirche zu St. Bernhardin, die ebenso wie eine 
gleichzeitig aufgestellte neue Taxordnung über die Ausschmückung der 
TLeichenhalle und die Bepflanzung der Gräber von dem Kläger als Ein- 
eriff in seine Rechte erachtet wird. In Betreff dreier Punkte hat er 
deshalb Klage gegen die Beklagte erhoben. 

l. Nach $ 18 der alten Dienstanweisung war dem Kläger nur ge 
boten, den Begräbnissen erster bis vierter Klasse „wenn irgend mög- 
lich“ beizuwohnen — im Uebhrigen wurden Stellvertreter gestattet —. 
dagegen soll er nach $ 6 der neuen Dienstanweisung bei allen Be- 
gräbnissen Erwachsener im Hause und in der Halle anwesend sein und 
den Kondukt geleiten. Dadurch wird ihm, wie er behauptet, em 
Mehrleistung zugemutet. Denn bei der Entfernung der Kirchhofs vom 
Trauerhanse, der Möglichkeit mehrerer Begräbnisse an einem Tage. 
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zumal bei ungünstigem Wetter, und bei dem eingetretenen Wachsthuin 
der Bevölkerung würden ihm, dem inzwischen älter gewordenen Maune, 
ganz erheblich mehr Verpflichtungen auferlegt, als durch die alte Dienst- 
anweisung. 

2. Nach den $S$ 19, 21 der alten Anweisung lag dem Kläger nur 
innerhalb des Kirchhofs die Reinhaltung der Wege ob, die neue be- 
stimmt in $ 25: dem Friedhofsverwalter ist die Reinhaltung der Ver- 
kehrswege vor und an den Friedhöfen geboten. Der Kläger meint, 
dass es sich dabei um eine Fläche von 18000 qm handle, dass in der 
Reinhaltung auch die Verpflichtung zur Beseitigung des Schnees und 
des Eises liege, dass bei der bevorstehenden Eingemeindung der Kirch- 
höfe (zu Breslau) noch weiter Ansprüche betreffs der Reinhaltung Sei- 
teus der Polizei erhoben werden würden, und dass daher auch durch 
diese Bestimmung das bestehende Vertragsverhältuis zu seinen Un- 
gunsten geändert werde. 

3. Nach der alten, für die Friedhöfe von St. Bernhardin, Elisabeth 
und Mardalenen festiesetzten Taxe war vorgeschrieben, was der To- 
dtengräbermeister für Grabpflege, Ausschmückung des Inneren der Lei- 
chenhalle, der Gräber und deren Berasung zu fordern hatte, während 
alles Uebrige der freien Vereinbarung zwischen Todtengräber und An- 
gehörigen überlassen gewesen ist. Es soll sich nun, wie Kläger be- 
hauptet, die Sitte ausgebildet haben, dass für das Ausschmücken der 
Leichenhalle je nach den erhobenen Ansprüchen jedesmal besonders 
liquidiert wurde, während für die Bepflanzung der Gräber von Er- 
wachsenen mit Epheu 10 M., mit Eiskraut 7 M. gezahlt wurden. Nun 
sei von der Beklagten eine neue Taxordnung aufgestellt, nach welcher 
für Ausschmückung der Leichenhalle nicht mehr als 20 M., für Be- 
pflanzung der Gräber nicht mehr als 8 bezw. 4 M. zulässig seien. Eıne 
solche, über die Befugnis des (emeinde-Kirchenrats, etwaisen Teber- 
schreitungen entgegenzutreten, weithinausgehende Beschränkung seiner 
Rechte könne er nicht anerkennen. 

Er hat deshalb in der bei dem K. Landgericht zu Breslau erho- 
benen Klage den Antrax gestellt: 

die Beklagte zu verurteilen, anzuerkennen, dass 

A. die neue Dienstanweisung vom 20. November 1896, soweit sie 

dem Kläger eine weitergehende Verpflichtung auferlegt, als: bei 
den Begräbnissen der ersten vier Klassen, wenn irgend mögzich, 
9% 
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anwesend zu sein — und soweit sie ihm vorschreibt, die Ver- 
kehrswege vor und an den Kirchhöfen bei Rotkretscham und 
Dürrgoy rein zu halten, 

B. die neue Taxe, soweit sie dem Kläger verbietet, für das Aus- 
schmücken der Leichenhalle mehr als 20 M. und für das Be- 
pflanzen der (räber von Erwachsenen mit Epheu mehr al«8M. 
und mit Eiskraut mehr als 4 M. zu liquidieren, 

dem Kläger gegenüber unverbindlich ist. 

Die Beklagte hat den Antrag, 
die Klage durch vorläufig vollstreckbares Urteil abzuweisen, 

zunächst auf die Einrede der Unzulässigkeit des Rechtswegs 
gestützt und ausgeführt, dass über die Dienstpflichten öffentlicher 
Beamten, zu denen der Kläger als niederer Kirchenbeamter gehöre, 
nur die vorgesetzte Dienstbehörde zu befinden habe, bezw. auf seine 
Beschwerde die Aufsichtsbehörde. Dempgemäss und da das Gesetz vom 
24. Mai 1861 den ordentlichen Rechtsweg nur für Vermögensansprüche 
eröffne, könne der Richter nicht mit Anträgen befasst werden, welche, 
wie der zu A, die Ausserkraftsetzung der Dienstanweisung bezweckten. 
Auch der Antrag zu B beabsichtige, die Gebührenordnung zu besel- 
tigen, wozu nur die Dienst- und Aufsichtsbehörden befugt seien. Teber- 
dies sei dem Kläger die Innehaltung der Dienstanweisung zur aus- 
drücklichen Pflicht gemacht und in derselben bestimmt: Etwaige Aeı- 
derungen in seinen Einnahmen in Folge veränderter Einrichtung der 
Kirchhöfe, Abänderung der bestehenden oder Einführung einer neuen 
Begräbnissordnung oder Stolätaxordnung hat sich der Todtengräber- 
meister ohne Anspruch auf Entschädigung gefallen zu lassen. 

Was aber die Sache selbst betreffe, so hätten sich durch die 
Schliessung des Kirchhofs bei Oswitz für die Gemeindeglieder und 
durch die Eröffnung des neuen Kirchhofs bei Dürrgoy, endlich durch 
die Ablösung der Luthergemeinde die Verhältnisse dergestalt geändert, 
dass der Gemeinde-Kirchenrath neue Ordnungen über die Begräbnisse 
und die Mitwirkung des Todtengräbers bei denselben habe erlassen 
ınüssen; dabei sei darauf Bedacht genommen, dass dem Kläger keine 
Mehrleistungen entständen, sondern Erleichterungen zu Theil würden. 

Hinsichtlich der Reinhaltung der Wege zu und an den Kirchhöfen 
sei dem Kläger nicht mehr zugemuthet, als früher bei dem Scheitniger 
Kirchhof von ihm ausgeführt und als selbstverständlich erachtet und 
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deshalb nicht in die alte Dienstanweisung aufgenommen sei. Ueber- 
dies sei von der Reinhaltung eines Terrains von 18000 qm nicht die Rede. 

Der neue Tarif endlich sei hauptsächlich in Folge der Klagen der 
(remeindeglieder und mit Rücksicht auf die niedrigeren Sätze anderer 
Kirchhöfe aufgestellt worden; die freie Vereinbarung zwischen Kläger 
und den Hinterbliebenen bezüglich der Kosten der Ausschmückung 
habe sich auch als schwerer Missstand insofern erwiesen, als die Hin- 
terbliebenen dadurch in eine Zwangslage versetzt wären. 

Der Kläger erachtet sowohl den Einwand der Unzulässigkeit des 
Rechtswegs für unbegründet, weil er nur Ansprüche aus einem Ver- 
trage erhebe, als die Bezugnahme auf seine Vokation in Betreff der 
Veränderung der Taxen für verfehlt. Denn die Befugnis der Geimeinde- 
Kirchenräthe, neue Taxen zu erlassen, berühre nur das Verhältniss zu 
den Gemeindegliedern, nicht das Verhältniss zwischen der (remeinde 
und deren Dienern; ferner sei aber in der Vokation nur vorgesehen, 
dass er wegen etwa verringerter Einnahmen keine Entschädigungsan- 
sprüche erheben dürfe; hier aber werde nur von der Beklagten ver- 
langt, dass sie sich eines Uebergriffs in seine Rechte unter dem Titel 
einer Dienstinstruktion euthalte. 

Der Kläger bestreitet unter näherer Darlegung der lokalen Ver- 
hältnisse, dass in der neuen Dienstanweisung eine Erleichterung für 
ihn zu finden sei, und behauptet, dass bei der sonstigen Unzulängrlich- 
keit seines (sehaltes die Einnahmen aus der Grabpflege seine haupt- 
sächlichsten Einkünfte gewesen seien. Er bleibt dabei, dass er in Be- 
treff der Reinhaltung der Wege durch die neue Dienstanweisung er- 
heblich beschwert sei, und meint, dass eine Vereinbarung zwischen den 
Parteien dahin bestehe, dass er die Grabpflege im Nebenamt ausüben 
solle. Dies einseitig zu ändern sei die Beklarte nicht befugt; nur 
bei Ueberschreitung der Grenzen der Mässigkeit dürfe disziplinarisch 
gegen ihn vorgegangen werden. 

Das K. Landgericht zu Breslau hat durch Urtheil vom 8. Februar 
1898 dahin erkanıt: 

I. Die Beklagte wird verurtheilt, anzuerkennen, dass die neue 
Taxe, soweit sie dem Kläger verbietet, für das Ausschmücken der Lei- 
chenhalle einen höheren Satz als 20 M., für das Bepflanzen der Gräber 
von Erwachsenen mit Epheu mehr als 8 M., mit Eiskraut mehr als 


4 M. zu liquidiren, dem Kläger gegenüber unverbindlich ist. 
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II. Mit dem weitergehenden Antrage wird Kläger abgewiesen. 

Das Landgericht erachtet den Rechtsweg bezüglich der Anträge 
zu A für ausgeschlossen, weil der Streit über die Anordnungen der 
vorgesetzten Dienstbehörde des Klägers als eines mittelbaren Staats- 
beamten und über seine Verbindlichkeit, denselben nachzukommen, dem 
Rechtswege entzogen sei, sofern die Dienstbehörde gemäss & 85 II 10 
A. L.-R. allein zuständig hierüber sei. Dagegen erachtet das Land- 
gericht den Antrag B als Ausfluss eines lediglich privat-vermögens- 
rechtlichen Anspruchs, der dem Rechtsweg nicht entzogen sei, und 
führt aus, dass dem Kläger bei seiner Anstellung auch die Einnahmen 
aus der Ausschmückung der Leichenhalle und der Pflege der Gräber 
zugesichert seien; demgegenüber sei die Beklagte trotz der etwa vor- 
gekommenen unliebsamen Ansprüche des Klägers an die Gemeinde- 
glieder nicht berechtigt, die Einnahmen desselben durch eine Taxe zu 
verkürzen. Das Landgericht lässt dahingestellt, ob die im Vorprozesse 
getroffene Entscheidung die Beklagte hindere, eine solche Taxe aufzu- 
stellen, hält aber die Bestimmung der Vokation des Klägers: 

„Etwaige Veränderungen in seiner Einnahme, veränderte Ein- 
richtungen der Begräbnissplätze, Abänderung der bestehenden oder 

Einführung einer neuen Begräbniss- oder Stolä-Taxordnung hat 

sich der Todtengräbermeister ohne Anspruch auf Entschädigung 

gefallen zu lassen“ 

deshalb für unerheblich, weil es sich hier nur um Leistungen aus dem 
Vermögen der Beklagten handle, während durch den Erlass der (neuen) 
Taxe das Vermögen der Gemeindemitglieder betroffen und in das Recht 
des Klägers, bezürlich der Ausschmückung der Leichenhalle u. s. w. 
mit den Gemeindegliedern Verträge zu schliessen, eingegriffen werde. 
Andererseits habe & 31 Nr. 7 des Gesetzes vom 25. Mai 1874 nur 
eine die Gemeindeglieder verpflichtende Auflage, nicht aber eine Ge- 
bührenordnung im Verhältniss zwischen der Kirchengemeinde und ihren 
Beamten im Auge. 

Gegen dieses Urtheil hat zunächst die Beklagte Berufung einge- 
legt und die Anberaumung eines Verhandlungstermines vor dem Kö- 
niglichen Oberlandesgericht zu Breslau auf den 18. April 1898 erwirkt; 
sodann hat auch der Kläger in einem bei demselben Gericht am 11. 
März 1898 abschriftlich eingegangenen Schriftsatz die Einlegung der 


Anschlussberufung, soweit er in erster Instanz abgewiesen ist, ange- 
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kündigt. Zur mündlichen Verhandlung ist es indessen nicht gekommen, 
weil der gedachte Termin von Amtswegen aufgehoben ist, nachdem die 
Königliche Regierung zu Breslau um Uebersendung der Akten behufs 
Prüfung der Frage, ob der Kompetenzkontlikt zu erlieben sei, ersucht 
hatte. Am 7. Mai 1898 ging dann bei dem Oberlandesgericht der 
Beschluss der K. Regierung zu Breslau vom 2. Mai 1898 ein, durch 
welchen dieselbe 

dem unter dem 28. März vom K. Konsistorium daselbst erhobenen 

Kompetenzkonflikt beitrat und den Rechtsweg auch ihrerseits für 

unzulässig erklärte. 

Dieser letztere Beschluss, dessen Ausführungen der Regie- 
rungsbeschluss überall beigetreten ist, geht davon aus, dass der Kläger 
weder mittelbarer, noch unmittelbarer Staatsbeamter, sondern Kirchen- 
beamter ist, dessen vermögensrechtliche Ansprüche dem Rechtsweg in 
keiner Weise entzogen seien, dass es sich hier aber nicht um ein Ver- 
mögeusrecht, sondern um eine von den zuständigen Behörden inner- 
halb der ihnen durch $ 31 Nr. 7 der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung verliehenen Befugniss erlassene Verfügung handle, deren Auf- 
hebung Kläger ohne Recht fordere, da die erlassene Taxordnung beide 
Parteien binde, Taxordnungen auch weniger zur Sicherung der Ein- 
nahme der Beamten, als zum Schutz des Publikums gewen Uebervor- 
theilung erlassen würden. Wenn in der früheren Taxordnung Bestim- 
mungen über gewisse Arbeiten des Klägers (Ausschmückung der Lei- 
chenhalle und Bepflanzung der Gräber) nicht enthalten seien, so hin- 
dere dies die zuständigen Behörden nicht, in einer neuen Taxordnung 
Aenderungen zu treffen — ganz abgesehen davon, dass der Kläger 
durch seine Bestallung verbunden sei, etwaige Veränderungen in seiner 
Einnahme in Folge Abänderung oder Neueinführung einer Begräbniss- 
bezw. Stolätaxordnung sich ohne Entschädigung gefallen zu lassen; die 
fraglichen Gebühren seien auch kein Theil der dem Kläger aus dem 
Vermögen der Beklagten zustehenden Leistungen, sondern vielmehr 
Forderungen des Beamten für von ihm dem Publikum, d. h. denen, 
welche seine Arbeit verlangten, geleistete Dienste. Durch seine An- 
stellung sei dem Kläger nur das Recht zur Erhebung von Gebühren 
nach den jeweilig geltenden Bestimmungen, aber nicht auf einer unab- 
änderlichen Grundlage zugesichert; daher könne er, wenn ihm das 
Recht zur Gebührenerhebung überhaupt gar nicht bestritten werde, 
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den Rechtsweg nicht beschreiten, weil im öffentlichen Interesse erlassene 
nothwendige Anordnungen der Behörden sein Recht nur modifizirten. 
Die in diesen Aenderungen liegende (Gefahr einer Minderung seines 
Einkommens theile er mit allen auf taxmässigre (rebühren angewiesenen 
Beamten. 

Die Unzulässickeit des Rechtswers folze auch daraus, dass, wenn 
der Kläger ein günstiges Urtheil erlange, dies die Aufsichtsbehörde 
nicht hindere, geren ihn disziplinarisch einzuschreiten, wenn er ihrem 


Verbote zuwider seine frühere Praxis beibehalte. 


Die K. Regierung zu Breslau hat in den Gründen ihres — dem 
K. Konsistorium auch in seinen Ausführungen beitretenden — Be- 


schlusses vom 2. Mai 1898 noch darauf hingewiesen, dass der Anspruch 
des Klägers nicht etwa Schadensersatz, sondern das Anerkenntniss be- 
zwecke, dass der Gebührentarif des Gremeinde-Kirchenraths für den 
Kläger in seinem Verhältniss zum Publikum keine Gültigkeit habe. 
Dies stelle aber einen Eingriff in die autonomische Befurmiss der Kir- 
chenzemeinde, (rebühren festzusetzen, dar. 

Daraus, dass der Kläger in seiner Vokation auf ?/3 der nach der 
Stolä-Taxordnung eingehenden Gebühren verwiesen und bestimmt sei. 
dass er sich alle Veränderungen in seinen Einnahmen, die sich aus 
verminderten (Gebührenfestsetzungen ergeben, gefallen lassen müsse, 
folge auch, dass die gesetzliche Befugniss der Beklagten zum Erlass 
von (rebührenordnungen auch zum Bestandtheil des Anstellungsver- 
trazes mit dem Beklagten gemacht sei. 

Auch die Bestimmung des $ 426 TI 11 A. L.-R., 

dass Kirchenbediente, die sich mit den ihnen zugewiesenen Gebüh- 
ren nicht beenügten, um den drei- bis zehnfachen Betraw des zu viel 
(seforderten fiskalisch bestraft werden sollten, 
schliesse die Zulässirkeit des Rechtsweges für Forderungen aus, welche 
über die bestehenden Gebührenordnungen hinausgehen. 

Die beiden Beschlüsse vom 28. März und 2. Mai 1898 sind den 
Parteien abschriftlich mitgetheilt, auch ist der K. Rerierung zu Breslau 
Nachricht von dem Eingange der beiden Beschlüsse gegeben. 

Ein Schriftsatz ist von keiner Partei innerhalb der gesetzlichen 
Frist eingereicht; hiervon ist sowohl der Regierung als dem Konsisto- 
rium Mittheilung gemacht worden, 

Seitens beider betheiligten Gerichte — des K. Landgerichts zu 
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Breslau und des K. Oberlandesgerichts daselbst — ist der Rechtsweg für 
unzulässig erachtet worden. 

Der Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten hat durch Erklärung vom 19. Oktober 1898 den vom 
K. Konsistorium zu Breslau erhobenen Kompetenzkonflikt aufrecht 
erhalten. 

Derselbe ist auch für begründet zu erachten. 

Der Kläger ist weder unmittelbarer, noch mittelbarer Staatsbe- 
amter, sondern Kirchenbeamter. 

— Vergl. Friedberg, Kirchenrecht, Anmerkung 2 zu $ 57, Braun 
in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 17 8. 281, Erkenntniss des 
Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 13 S. 433. 

Indessen kommt es für die zu treffende Entscheidung weniger auf 
die amtliche Eigenschaft des Klägers an sich, als auf das Rechtsver- 
hältniss an, welches den Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreites 
bildet. Bei der Frage, „ob der Rechtsweg ausgeschlossen ist“, muss 
diejenige Bestimmung der Vokation, laut welcher der Kläger sich jede 
Veränderung seiner Einnahmen, die sich aus anderweiter Gebühren- 
festsetzung ergiebt, gefallen lassen muss, zunächst ausser Berücksich- 
tigung bleiben ; denn diese Bestimmung ist als eine vertragliche, das 
Vermögensrecht berührende anzusehen; ein daraus zu entnehmender 
Anspruch ist dem Rechtsweg nicht entzogen. 

Vermögensrechtliche Ansprüche macht aber der Kläger in den 


von ihın gestellten Anträgen nicht geltend, vielmehr will er die von 


seiner vorgesetzten Dieustbehörde — dem (Gemeinde-Kirchenrath — 
erlassenen Anordnungen für — ihm gegenüber — unverbindlich erklärt 


wissen. Diese Anordnungen sind aber ein Ausfluss der öffentlieh- 
rechtlichen Befugniss des Gemeinde-Kirchenraths, über den Umfang 
der Dienstfunktionen des Klägers Entscheidung zu treffen, und des- 
halb der Anfechtung im Rechtswege entzogen. Wie das Allgemeine 
Landrecht im 8 565 II 11 die Pflichten und Verrichtungen der nie- 
deren Kirchenbeamten nach Massgabe der Provinzialkirchen-Ordnungen 
bestimmt sein lässt und ($ 566/7) sie der Aufsicht und Direktion des 
Pfarrers unterwirft, dessen Anweisungen sie Folge zu leisten haben, 
so ist Jetzt für den Bereich der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 10. September 1873 und des Gesetzes vom 25. Mai 1875 diese 
Kirchengemeinde-Ordnung und das auf Grund derselben Angeordnete 


138 Aktenstücke. 


massgebend für die Pflichten des Klägers, der nach Vorschrift des $ 21 
derselben unter der Dienstaufsicht des Gemeinde-Kirchenraths steht 
und daher dessen Anordnungen Folge zu leisten hat. Eine Aenderung 
derselben kann er nur bei den vorgesetzten kirchlichen Aufsichtsbe- 
hörden beantragen. 
Zunächst kann es nun keinem Zweifel unterliegen, dass die Bestim- 
mung darüber, 
welchen Begräbnissen der Todtengräber beizuwohnen hat, und wel- 
chen Umfang seine Verpflichtung zur Reinhaltung der Wege, sei es 
auf oder vor dem Kirchhofe, haben soll, 
lediglich ein Ausfluss des dienstlichen Aufsichtsrechts ist, und dass 
(diese Bestimmung also ohne Rücksicht auf etwa entgegenstehende Pr- 
‚atrechte zu treften ist, wegen deren dem dadurch angeblich Verletzten 
höchstens ein Schadensersatzanspruch zusteht, den aber der Kläger 
in den mit dem gegenwärtigen Prozess gestellten Anträgen nicht gel- 
tend macht. 
Aber auch der Antrag B, 
die neue Taxe, soweit sie dem Kläger verbietet, für das Ausschmücken 
der Jieichenhalle und das Bepflanzen der Gräber mehr als einen be- 
stimmten Betrag zu liquidiren, dem Kläger gegenüber für unverbind- 
lich zu erklären, 
ist dem Rechte der kirchlichen Behörde gegenüber im Rechtswege 
nicht zulässig. Nach $& 31 Nr. 7 der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung gehört die Veränderung bestehender und die Einführung neuer 
(sebührentaxen zur Kompetenz des Gemeinde-Kirchenraths (in Verbin- 
dung mit der Gemeindevertretung), und der Kläger beabsichtist mit 
seinem Antrage einen Eingriff in dessen öffentlich-rechtliche Befugniss. 
Verfelilt ist der Einwand, dass in diesem (Gresetze keine Bestimmung 
über das Verhältniss der Kirchengemeinde zu ihren Dienern enthalten 
sei, denn die Gebühren-Ordnungen werden für Alle erlassen, welche 
(tebühren zu zahlen oder zu erheben haben; ihre Wirksamkeit umfasst 
nicht bloss die Gemeindeglieder, als Zahlungsverpflichtete, sondern auch 
diejenigen, welche auf Grund derselben Gebühren erheben dürfen. 
Es kann auch nach den ganz allgemein lautenden Worten des ci- 
tirten Gesetzes keinem Bedenken unterliegen, dass der Gemeinde 
Kirchenrath befugt ist, da, wo noch keine Taxen bestehen, solche ein- 
zuführen oder sie auf Handlungen und Leistungen auszudehnen, in 
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Betreff deren bisher keine Bestimmung bestand. Nicht minder darf 
eine (Gebührentaxe für Kirchhöfe auch die Gebühren für Grabptlege 
und Kirchenschmuck umfassen, wie dies im $ 40 der kirchlichen Ver- 
waltungsordnung vom 17. Juni 1893 anerkannt ist. 

Schliesslich hat der Kläger den Standpunkt, den die Beklagte 
hiernach mit Recht eiunimmt, insofern selbst erkannt, als er selbst 
durch Uebernahme des Amts auf Grund der ihn ertheilten Vokation 
sich damit einverstanden erklärt hat, dass die Beklagte Aenderungen 
der damals bestehenden Taxen vornehmen kömne. 

Hiernach war, wie geschehen, zu erkennen. 

Berlin, den 14. Januar 1899. 

Königlicher Gerichtshof 
zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte. 
Schultz. 

7. E.d. Preuss. OVerwaltgsger. 13./12. 1898 Gastzemeinde- 

verhältnisse betr. A. K.Bl. 99, 409. 

Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsstreitsache 
der Kirchengemeinde Gross-Schoenebeck, vertreten durch den 
Gemeinde-Kirchenrath, Klägerin, 
wider 

l. das K. Konsistorium der Provinz Brandenburg zu Berlin, 
2. den K. Regierungspräsidenten zu Potsdam, Beklagte, 
Beigeladene: die Landgemeinden Eiechhorst und Sehluft, 

hat das K. Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner Sitzung 

vom 13. Dezember 1898, 
an welcher der Präsident, Wirkliche Geheime Rath Persius, 
und die Oberverwaltungsgerichtsräthe: Dr. Jahr, Techow, von 
Tempelhoff und (senzmer Theil genonimen haben, 

für Recht erkannt, 
dass die von dem beklarten K. Konsistorium im Einverständ- 
niss mit dem mitbeklagten K. Regierungspräsidenten erlassene 
Zwangsetatisirungsverfürung vom 30. Mai 1596, soweit sie 
angegriffen, ausser Kraft zu setzen, der Werth des Streit- 
gegenstandes auf 636 M. festzustellen und die Kosten, ein- 
schliesslich der aussergerichtlichen der beigeladenen Gemeinde 


Schluft, den Beklagten, die aussergerichtlichen Kosten der 
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(semeinde Eichhorst aber dieser selbst zur Last zu legen und 
das Pauschquantum ausser Ansatz zu lassen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Dem zweiten Prediger (Diakonus) an der evangelischen Kirche zu 
(sr. Schoenebeck und ihrer Filia Tiebenthal ist von dem K. Konst- 
storium der Provinz Brandenburg eine Gehaltszulage von 600 M. für 
die Zeit vom 1. Oktober 1895 ab bewilligt worden. Bei deren Öber- 
vertheilung auf die beiden pflichtigen Korporationen, die unstreitig 
nach dem Verhältnisse der in einer jeden von ihnen aufkommenden 
Staatseinkommensteuer vorzunehmen war, ging das Konsistorium da- 
von aus, dass die Muttergemeinde ausser dem Kirchdorfe Gr. Schoene- 
beck und der davon nach einem Brande im Aunfange dieses Jahrhun- 
derts ausgebauten Ortschaft Klandorf den Bezirk der politischen Ge- 
meinden Eichhorst und Schluft umfasse. Dementsprechend das Steuer- 
soll der evangelischen Einwohner auch dieser Ortschaften zu Lasten 
von Gr. Schoenebeck in Ansatz bringend, legte das Konsistorium der 
dortigen leistungsfähigen Kirchenkasse 572 M. und den Eingepfarrten 
von TLiebenthal 28 M. als Beitrag zu der Jahresbedarfssunme von 
600 M. auf. Der Gemeinde-Kirchenrath zu Gr. Schoenebeck stellt 
jedoch die Zugehörirkeit von Eichhorst und Schluft zu der Parochie 
(sr. Schoenebeck, mit der sie nur in einem Gastverhältnisse ständen. 
in Abrede und lehnte es ab, mehr als den auf Gr. Schoenebeck nebst 
Klandorf entfallenden Antheil, den er auf 521,12 M. berechnete, zu 
übernehmen. Nunmehr ordnete das Konsistorium im Einvernelimen 
mit dem K. Regierungspräsidenten zu Potsdam unter Bezugnahme auf 
die Art. 27 Abs. 2, 28 des Gesetzes, betr. die evangelische Kirchen- 
verfassung in den acht älteren Provinzen etc, vom 3. Juni 1876. 
(Ges.-S. S. 125) und den Art. III Nr. 4 der Allerhöchsten Verordnung 
vom 9. September 1876 (Ges.-S. S. 395) durch Verfügung vom 30. Maı 
1896 die Eintragung der angeforderten 572 M. jährlich in den Etat 
der Kirchengemeinde Gr. Schoenebeck an. 

Hiergegen hat die Kirchengemeinde, vertreten durch dei Gemeinde- 
Kirchenrath, Klage mit dem Antrage erhoben, den in den Etat ein- 
zustellenden Betrag auf 521,12 M. zu ermässigen. Die beklagten Be- 
hörden haben Abweisung der Klage beantragt. Ihnen sind, nachdem 
auf Beschluss des Gerichtshofs gemäss $ 70 des Gesetzes über die all- 
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gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Ges.-S. S. 195) die wirth- 
schaftlich selbständigen evangelischen Einwohner von Eichhorst und 
Schluft beigeladen waren, die aus Eichhorst erwählten Deputirten bei- 
getreten, während sich die Deputirten von Schluft auf die Seite von 
(ir. Schoenebeck gestellt haben. Was von beiden Theilen für und wider 
die Rechtmässigkeit der augegriffenen Verfügung geltend gemacht ist, 
wird unten Erwähnung finden. 

Auf Grund mündlicher Verhandlung, zu der nur die Vertreter der 


Klägerin und der beigeladenen Gemeinden erschienen waren, und nach 


dem Ergebnisse der Beweisaufnahme, die dabei — vorheriger Ankün- 
dirung gemäss — durch Vorlegung der beigebrachten Urkunden und 


Akten stattgefunden hat, musste die Klage als begründet anerkannt 
werden. 

Bedenken gegen die Zuständirkeit des Konsistoriums und des Re- 
sierungspräsidenten zu dem von ihnen eingeschlagenen Vorgehen walten 
nicht ob, da im Geltungsbereiche des Kirchenverfassungsgesetzes vom 
3. Juni 1876 die Konsistorien befugt sind, neue oder erhöhte (zehälter 
der evangelischen Geistlichen verbindlich für die Gemeinden festzu- 
setzen und im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten im Wege 
der Zwangsetatisirung durchzusetzen (Entscheidungen des Oberverwal- 
tungsgerichts Bd. XXVI S. 146 ff.). 

Materiell befindet sich die Festsetzung des Konsistoriums mit dem 
bestehenden Rechte insofern im Einklang, als der klagenden Kirchen- 
gemeinde die Pflicht, zu dem Diensteinkommen des Diakonus beizu- 
tragen, an sich gesetzlich obliegt ($ 164 Tit. 11 Th. Il des A.L.R.), 
was sie ebensowenig wie die Angemessenheit der verlangten Besoldunss- 
erhöhung in Zweifel zieht. 

Dagegen dürfen nach dem Steuersoll zu vertheilende Leistungen 
mit Rücksicht darauf, dass dessen Höhe jährlichen Veränderungen 
unterworfen ist, nicht für künftire Jahre im Voraus zwangsetatisirt 
werden. Schon darum war die angegriffene Verfügung insoweit ausser 
Kraft zu setzen, als sie einen mit Zugrundelerung des Staatseinkom- 
mensteuersolls für 1895/96 berechneten Beitrag der Klägerin nicht nur 
für jenes Jahr, sondern dauernd wirksam, als eine alljährlich in gleicher 
Höhe wiederkehrende Leistung erzwingen will. 

Anlangend das dann noch übrig bleibende Jahr 1895/96, so hing 


die Entscheidung davon ab, ob die evangelischen Einwohner von Eich- 
b) Im 
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horst und Schluft Mitelieder oder Gäste der Kirchengemeinde Gr. 
Schoenebeck sind. Denn gemäss den 88 297, 298 a. a. OÖ. haben Grast- 
gemeinden an den Lasten benachbarter Kirchen, denen sie zugeschlagen 
sind, nicht gleich den Eingepfarrten, sondern nur „nach Massgabe etwa 
bei der Zuschlagung unter Direktion der geistlichen Oberen errichteter 
Verträge* Theil zu nehmen und „muss, sofern keine Verträge geschlossen 
worden, die fehlende Bestimmung, in vorkommenden streitigen Fällen, 
von den geistlichen Oberen nach der Billirkeit und nach dem, was 
unter ähnlichen Umständen im Kreise oder der Provinz üblich ist. er- 
sänzt werden“. Im vorliegenden Falle verlautet nichts von Verträgen 
oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Titeln, durch die das Mass der von 
Eichhorst und Schluft zur Pfarrbesoldung zu leistenden Beiträge ein 
für alle Male gererelt wäre, und ist auch keine den Umfang ihrer Bei- 
tragspflicht grundsätzlich feststellende Bestimmung der kirchlichen Auf- 
sichtsbehörde erwangen. Besteht daher nur ein Gastverhältniss, so war 
das Konsistorium nicht ohne Weiteres befugt, die (remeinde Gr. Schoene- 
beek mit demjenigen Antheile an der Pfarrgehaltszulare zu belasten. 
welcher nach dem zwar für die Muttergemeinde und die Tochterge- 
meinde (Tiebenthal), aber nicht gegenüber den Gastgemeinden gelten- 
den Vertheilungsfusse der Staatseinkommensteuer auf die letzteren ent- 
fällt. Alsdann hätte es vielmehr zunächst der Herbeiführung einer 
Vertheilungsnorm bedurft, die in Ermangelung einer gütlichen Ver- 
ständigung von dem Konsistorium den obigen Gesichtspunkten gemäss 
zu bestimmen gewesen wäre, so aber nicht bestimmt worden ist. 

Aus dem Inbegriffe der Verhandlungen und Beweise hat der (re- 
richtshof nicht die Teberzeugung gewonnen, dass sich der Kirchen- 
gemeindeverband Gr. Schoenebeck über Eichhorst und Schluft wit 
erstrecke. 

Der Umfang der Parochie Gr. Schoenebeck ist zwischen der kirch- 
lichen Aufsichtsbehörde und den Gemeindeorganen seit ungefähr drei 
Jahrzehnten streitig. Bereits in den sechziger Jahren war er zum 
Gerenstande von Erhebungen gemacht worden. Nach deren Albschlusse 
und bis in die neueste Zeit sind Eichhorst und Schluft von dem Kon- 
sistorium ungeachtet mehrmaligen nachdrücklichen Widerspruchs der 
Gemeindekörperschaften von Gr. Schoenebeck fortgesetzt als territo- 
riale Bestandtheile des Sprengels der dortigen Kirche angesehen und 


thatsächlich behandelt worden. Daraus allein lässt sich indess — nach 
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den auf dem verwandten Gebiete der Streitigkeiten über die bestehen- 
den Grenzen der (femeinden und Gutsbezirke sowie über die Eigen- 
schaft einer Ortschaft als Landgemeinde und eines Gutes als selb- 
ständigen Gutsbezirks — nicht, wie es die Beklagten thun, der Schluss 
ziehen, als spreche eine Vermuthung für die rechtliche Zugehörig- 
keit von Eichhorst und Schluft zur Parochie Gr. Schoenebeck und 
zwar mit der Wirkung, dass die Klägerin, um obzusiegen, einen Akt 
der Staatsgewalt nachweisen müsste, durch den jene Ortschaften zu 
selbständigen Kirchengemeinden erklärt worden seien. Die Beklagten 
sind diejenigen, welche die Kirchengemeinde auf eine Leistung in An- 
spruch nehmen. Nach allgemeinen Regeln über die Beweislast, soweit 
von einer solchen in dem vorwiegend von der Untersuchungsmaxime 
beherrschten Verwaltungsstreitverfahren überhaupt die Rede sein kann, 
war es daher die Aufgabe der Beklagten, den Grund ihres Anspruchs 
und also nachzuweisen, dass Eichhorst und Schluft zum Parochialver- 
bande Gr. Schoenebeck wehören. Für alle Fälle haben denn auch die 
Beklagten versucht, eine Parochialverbindung zwischen Eichhorst und 
Schluft mit Gr. Schoenebeck darzuthun. Aber der Beweis ist ihnen 
misslungen. 

1. Bei den früheren Ermittelungen hatte sich der Landrath des 
Kreises Niederbarnim in einem Berichte vom 28. Juli 1865 dahin aus- 
gesprochen: „Eichhorst (ehedem Werbelliner Kanalkolonie oder Hol- 
ländische Papiermühle genannt) und Schluft seien zu Anfang und um 
die Mitte des vergangenen Jahrhunderts als Kolonien in der Gr. 
Schoenebecker Forst, nämlich in den Grenzen eines — einstmals 
zu Lehen verliehen gewesenen, dann an den Landesherrn wieder zu- 
rückgefallenen — Dominialbesitzes angelegt worden, der sich aus 
der G@uts- und der (remeindefeldmark Gr. Schoenebeck, 
mit einem Rittersitze im Dorfe Gr. Schoenebeck, zusammengesetzt 
habe und für den das im Dorfe von Alters her bestehende Kirchen- 
und Pfarrsystem gleichmässig bestimmt gewesen sei.“ Hierauf fus- 
seud vertreten die Beklagten in erster Linie den Standpunkt, dass 
Eichhorst und Schluft wegen ihrer Entstehung im Kirchspiele 
Gr. Schoenebeck dessen Verbande kraft Gesetzes zugewachsen 
seien. Dem ist die Klügerin entgegengetreten. Sie behauptet, der 
jetzt von den Landgemeinden Eichhorst und Schluft eingenommene ur- 
sprünglich fiskalische Grund und Boden habe weder in der Feldmark 
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von Gr. Schoenebeek noch auf einem kirchlich zu Gr. Schoenebeck 
gehörigen Gebiete gelegen, und weist darauf hin, dass sich die Kom- 
inunalbezirke mit den Parochien räumlich nicht zu decken brauchten, 
zudem auch die Grenzen der Guts- und Gremeindebezirke erst einer 
neueren Zeit ihre Entstehung verdanken. 

Von diesen beiden rechtlichen Gesichtspunkten entspricht der er- 
stere dem bestehenden Rechte ($ 237 Tit. 11 Th. II des A. L.-R.; 
vel. dazu die Mittheilungen über die Entstehungsgeschichte der ange- 
führten Gesetzesstelle bei Jacobson, evangelisches Kirchenrecht S. 229); 
der letztere ist dahin zu berichtigen, dass — wenn auch feste (sren- 
zen zwischen Guts- und (remeindebezirken erst durch die Agrargesetz- 
gebung insofern entstanden sind, als die Bauern Eigenthümer ihrer 
Höfe wurden, und wenn auch die zweifelhaft gebliebene Guts- oder 
(semeindezugehörigkeit von Vorwerksland, welches der Gutsherr noch 
nach den Edikten vom 9. Oktober 1807 und 14. September 1811 (Ges.- 
S. S. 170, 281) an Bauern ausgethan hatte, erst in der Folre durch 
die Gesetzgebung ($ 6 des Armenpflegegesetzes vom 31. Dezember 
1842 — (Gies.-S. 1843 8. 8 —) genauere Regelung gefunden hat, doch 
bereits das Allgemeine Landrecht Gemeindebezirke kannte und schon 
in vorlandrechtlicher Zeit die bäuerlichen und die gutsherrlichen Grund- 
stücke nicht Eine Masse bildeten ($$ 18, 300 Tit. 7 Th. II des A. 
1.-R., Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 11 8. 122, 
Preussisches Verwaltungsblatt Jahrg. X S. 77). 

Schon zu der Zeit, da im vorigen Jahrhundert auf domänentiska- 
lischem Forstgrunde die jetzigen Landgemeinden Eichhorst und Schluft 
als Kolonien angelegt wurden, wäre daher die Existenz eines für sich 
bestehenden Guts Gr. Schoenebeck mit obrigkeitlicher Gewalt des Be- 
sitzers über sämmtliche Bestandtheile sowohl der Gemeinde- wie der 
(utsfeldmark bezw. der Forst daselbst rechtlich möglich gewesen. Nicht 
minder hätte die Kirche zu Gr. Schoenebeck von Anbeginn dem Be- 
dürfuisse nicht allein der damaligen, sondern auch aller künftigen Au- 
siedelungen innerhalb eines solchen Guts Gr. Schoenebeck gewidmet 


sein können. Von alledem ist aber nieht das Mindeste dargethan. Die 


von dem Regierungspräsidenten dem Gerichtshofe — ohne erläuternde 
Bemerkungen — übermittelten zahlreichen Aktenstücke ergeben keines- 


wegs, dass sich unter den Realitäten, die früher vom Amte Lieben- 


walde aus verwaltet wurden, ein besonderes, als rechtliche Einheit an- 
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zusprecheudes Gut befunden hat, welches aus der Dortsfeldmark Gr. 
Schoenebeck und dem gleichnamigen Forstreviere zusammengesetzt war. 
In dem Generalpachtanschlage vom Amte Liebenwalde geschielit eines 
Vorwerks Gr. Schoenebeck keine Erwähnung und werden die Ein- 
künfte von den Bauern und Kossäthen aus Gr. Schoenebeck als solche 
des Amtes behandelt. Dorthin hatte der Papiermacher Schottler laut 
Donationsbrief und Konzessionsurkunde (vom 3. August 1740) je 20 rx. 
Pacht von der Papiermühle am Werbellin und von einer Papiermühle 
am Pechteiche, die gleich jener inmitten der Gr. Schoenebecker Forst 
und nahe der jetzt Eichhorst heissenden Werbelliner Kanalkolonie lag, 
zu entrichten, und eben dahin waren vom (zute Uhlenhof (der ältesten, 
aus dem Jahre 1715 herstammenden Ansiedelung in der Forst, an die 
sich daun die Kolonie Schluft ansetzte) die Dienstgelder abzuführen. 
Hinsichtlich der Unterthanen im Dorfe Gr. Schoenebeck besagt der 
Pachtanschlag zwar, dass sie „viele Dienste“ oder, wie es an einer 
anderen Stelle heisst, „viele Forst- und Jagddienste“, jedoch nach 
Liebenwalde Hammer und Liebenthal, in welchen Ortschaften herr- 
schaftliche Vorwerke lagen, zu leisten hatten. Als das berechtigte (ut 
gerenüber den Unterthanen in Gr. Schoenebeck (s. $$ 309, 396 ff. 
Tit.7 Th. TI des A. L.-R.) stellt sich somit nicht ein, von den übrigen 
Besitzungen un Geschäftsbereiche des Amts Liebenwalde unterschie- 
denes Vorwerk, sondern — im Rahmen der früheren Aeniterverfassung 
(vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VIII S. 44) — 
der zu dem Amitsbezirke vereinigte Domiänenbesitz dar. Ju dessen 
(irenzen gab es ferner ausser der Pfarrkirche in Gr. Schoenebeck auch 
eine Kirche zu Liebenwalde, da nach dem Pachtanschlage dieser so- 
wohl wie jener jährliche Geldleistungen vom Amte zustanden. Irgend 
welche Nachrichten aber über die Gründung beider Kirchen und na- 
mentlich darüber, dass ursprünglich der Kirche zu Gr. Schoenebeck 
neben dem Dorfe auch die Forst Gr. Schoenebeck zugewiesen worden 
sej, Hegen niclit vor. 

Damit fällt der von den Beklagten an die Spitze gestellte Beweis- 
grund für das Vorhandensein des streitigen Parochialverbandes in sich 
zusammen. 

2. Dass Eichhorst und Schluft nach ihrer Entstehung förmlich 
einparochirt seien, haben die Beklagten nicht behauptet und konnten 
sie füglich nicht behaupten. Unter den durch den Erlass des Kultus- 
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ministers vom 5. November 1855 im Einverständnisse mit dem Evan- 

gelischen Ober-Kirchenrathe der Parochie Gr. Schoenebeck (wörtlich 

der „Werbelliner Kanalkolonie*) nachträglich einverleibten, theils in. 
theils bei der Schoenebecker, der Biesenthaler oder der Grimnitzer 

Forst gelegenen neueren Etablissements waren Eichhorst und Sehluft 

nicht aufgeführt. Wenn ferner der Minister, gleichfalls im Eiuver- 

ständnisse mit der kirchlichen Centralinstanz, durch Erlass vom 8. Mai 

1866 auf einen in diesem Sinne erstatteten Bericht des Konsistoriums 

entschied: „die Annahme, dass die Parochie Gr. Schoenebeck zur Zeit 

alle ihr beigezählten Ortschaften — einschliesslich Eichhorst und 

Schluft —, „umfasse, erscheine in Anbetracht der angezeisten that- 

sächlichen Verhältnisse berründet“, so ist darin kein konstitutiver. son- 

dern ein deklaratorischer Akt zu erblicken, dem rechtliche Bedeutung 
nicht beiwohnt, sofern sich die Voraussetzungen, auf welchen er be- 
ruhte, als unhaltbar erweisen. 

Sind mithin die Grenzen des Kirchspiels Gr. Schoenebeck in öffent- 
lichen Urkunden nicht deutlich bestimmt, so greifen die $$ 242 ff. Tit. 
11 Th. II des A. L.-R. Platz, woselbst es heisst: 

8 242. Fehlt dergleichen deutliche Bestimmung, so muss die bisherigr 
(ewohnheit, zu welcher Kirche die Bewohner der streitigen 
Grundstücke sich in den letzten zehn Jahren gleichförmig ge- 
halten haben, den Ausschlag geben. 

& 243. Kann keine solche gleichförmige Observanz ausgemittelt wer- 
den, so ist keine der streitenden Parochien zum Pfarrzwange 
über dergleichen Einwohner berechtigt, sondern es finden die 
Vorschriften der $$ 293 ff. Anwendung, 

d. h. alsdann ist nach den „von vagirenden (remeinden oder Distrikten” 

handelnden Normen zu verfahren. Während von den $$ 242, 243 der 

erstere das allgemeine Prinzip enthält, spricht der zweite die sich aus 
diesem ergebende Folge für den besonderen Fall aus, dass zwei Pa 
rochien über ihre Berechtigung zum Pfarrzwange streiten. Jenem 

Prinzipe gemäss entscheidet daher die „bisherige Gewohnheit“, die 


„gleichförmige Observanz* auch dann, wenn — wie im gegenwärtigen 
Falle — der Streit die Grenzen nur Einer Parochie betrifft. Das 


Gesetz stellt also, weil sonst beim Fehlen urkundlicher Beweise die 
Feststellung des Umfangs der Parochien oftmals ein Ding der Unmög- 
lichkeit sein würde, die durch Tebung der Betheiligten erkennbar ge 
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wordenen Parochialverbindungen denjenigen gleich, welche (s. SS 237 ff. 
a. a. O.) von der zuständigen Staatsbehörde unter Zuziehung der geist- 
lichen Oberen errichtet und nach ihren Grenzen bestimmt worden sind, 
— ähnlich wie es althergebrachte Schulverbände auch ohne den Nach- 
weis förmlicher Einschulungsverfügungen als zu Recht bestehend an- 
erkennt (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XTI S. 206/7). 
Da ferner die Gesetzessprache mit Observanzen gemeinhin materiell- 
rechtliche Normen bezeichnet, während es sich bei einem Streite 
über Parochialgrenzen und kirchliche Gastverhältnisse um Fragen der 
Organisation handelt, so mag unter der „bisherigen Uebung“, 
der „gleichförmigen Observanz“ der $$ 242/3 nicht ein Gewohnheits- 
recht ım eigentlichen Sinne des Worts, d. ı. eine Uebung, durch die 
sich die Ueberzeugung der Betheiligten von ihrer rechtlichen Noth- 
wendiekeit kundgegeben hat, sondern eine rein thatsächliche Uebung 
zu verstehen sein, die ihren Grund nur in Zweckmässigkeitsrücksichten 
oder subjektiven Empfindungen zu haben braucht. Aber selbst wenn 
dem so sein sollte — abschliessender Stellungnahme dazu bedarf es 
nicht —, würde hier der Beweis, den die Beklagten an zweiter Stelle, 
entgegen den Behauptungen der Klägerin, dahin angetreten haben, dass 
aus einer gleichmässiren nicht allein während der letzten zehn ‚Jahre, 
sondern jederzeit befolgten UTebung die parochiale Zugehörigkeit von 
Eichhorst und Schluft zu Gr. Schoenebeck zu entnelmen sei, als ge- 
führt nicht angesehen werden können. — 

Fasst man die Nachrichten übersichtlich zusammen, die theils in 
den einschlägigen Akten des Konsistoriums und der das landesherr- 
liche Patronat über die Gr. Schoenebecker Kirche verwaltenden Re- 
gierung zu Potsdam, theils in den von der Klägerin beigebrachten 
Schriftstücken zerstreut angetroffen werden, so ergiebt sich folgender, 
im Wesentlichen unstreitiser Sachverhalt: 

Eichhorst und Schluft haben sich von ihrer Entstehung im 18. 
Jahrhundert an zu der Kirche Gr. Schoenebeek gehalten. Fest be- 
stimmte Kirchensitze daselbst besassen nur die Besitzer der Pa- 
piermühle und des (Guts Uhlenhof, nieht auch die anderen Kolonisten. 
Später — von wann ab, steht nicht fest — begab sich der Pfarrer 
„um der Betagten und Schwachen willen“ viermal im Jahre an Ort und 
Stelle, woselbst er in der Schule zu Eichhorst und in einem für Sehluft 
erbauten Bethause predigte und die Sakramente spendete. Das soll 

10 * 


148 Aktenstücke. 


zunächst in Folge eines Abkommens zwischen dem Pfarrer und den 
beiden Gemeinden geschehen sein; im Jahre 1850 erhielt daun der 


Pfarrer von dem Kousistorium — ohne Zustimmung der nicht erst ge- 
hörten Betheiligten — die Weisung, in Eichhorst und Schluft an je- 


dem vierten Sonntag (abwechselnd mit Klandorf und Liebenthal) Ne- 
bengottesdienst zu halten. Die Kasualfälle aus Eichhorst und 
Schluft trug der Pfarrer mn das Kirchenbuch von Gr. Schoenebeck 
ein, auch bewirkte er die sie angehenden Kanzelabkündigungen 
in der Kirche, bis das Konsistoriun 1860 oder 1866 (die Zeitangaben 
gehen auseinander) die Anlegung besonderer Kirchenbücher für beide 
Ortschaften sowie 1873 die Vornahme der Kanzelabkündigungen für 
Schluft in dem Bethause gestattete. 

Für die Predigt bei den Lokalgottesdiensten gewährten Eichhorst 
und Schluft dem Pfarrer jedesmal 1 rx. und eine Fuhrkostenentschä- 
dieung in Höhe von 10 Ser. Anscheinend erhob der Pfarrer dort 
ausserdem geringe Aceidenzien. Die wesentlichsten Einnahmequel- 
len der Pfarre bildeten die Erträge des Dotalruts in (fr. Schoene- 
beek und die ihr in der Forst zustehenden Realberechtigungen bezw. 
die an deren Stelle getretenen Ablösungskapitalien nebst Natural- und 
Baarleistungen der Grundbesitzer von Gr. Schoenebeck und Lieben- 
thal. Auf die Pfarreinküufte mit Beihülfe von Staatszuschüssen wurde 
auch die hauptsächlich um der Aussenortschaften willen im Jahre 1876 
errichtete zweite Prediger- (Diakonats-) Stelle fundiert. 

Baubeiträge leisteten Eichhorst und Schluft zur Unterhaltung 
der Kirche nicht, wohl aber zu der des Pfarrgehöfts und zwar — von 
1795 ab gleichmässig — in einem Verhältnisse, welches, entsprechend 
den Besitzklassen der Büdner, Bauern und Kossäthen von Gr. Schoene- 
beck, in der Weise abgestuft war, dass von insgesamt 1503 Teilen — 
abgesehen von den Leistungen der Besitzer der Papiermühle und des 
Guts Uhlenhof, die 10 und 36 Theile betrugen — auf Eichhorst 16, 
auf Schluft 18 Theile umgelegt wurden. 

Zur Deckung ihrer eigenen Ausgaben für gottesdienstliche Bedürf- 
nisse hatten Eichhorst und Schluft, letztere Ortschaft zusammen mit 
dem Gute Uhlenhof, je eine besondere Kirchenkasse einge- 
richtet. Durch deren, seit 1823 bezw. 1830 von der Regierung als 
Patronatsbehörde ausgefertigte Etats liefen bei Eichhorst fast nur, bei 
Schluft mit Uhlenhof ausschliesslich Beiträge der „Kolonisten und 
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Bauern“ oder der „Gemeinde“, die bestimmt waren, am Jahresschlusse 
als Ueberschüsse an den Kurmärkischen Aemterkirchenfonds — bis zu 
dessen Uebergange aus der staatlichen in die kirchliche Verwaltung 
durch Gesetz vom 22. August 1883 (Ges.-S. S. 293) — abgeführt zu 
werden. Daneben kamen mannigfache Ausgaben vor, für die — ausser- 
halb der Etats, jedoch unter rerelmässiger Rechnungskontrole der Re- 
gierung — die Mittel durch Umlagen auf die glaubensverwandte Orts- 
einwohnerschaft beschafft werden mussten, aus neuerer Zeit beispiels- 
weise die ehemals aus der Gr. Schoenebecker Kirchenkasse bezahlten 
Abendmahlsmaterialien, ferner Remunerationen für die Etatsaufstellung 
und Rechnungsführung, desgleichen Synodalkosten und Pensions- sowie 
Wittwen- und Waisenkassenbeiträge, die von dem Kreissynodalvor- 
stande auf Eichhorst und Schluft auszeschrieben wurden. Von der Be- 
lastung der Kassen mit den letztgedachten Abgaben erhielt das Kon- 
sistorium aus der ihm bestimmungsmässig alljährlich (ohne Beläge) 
vorgelerten Uebersicht über das Rechnungswesen der Parochie Kenntnis. 

Kirchenvorsteher hatten Eichhorst und Schluft bis zum Jahre 
1860 nicht gehabt. Deswegen wurden sie an der Einrichtung eines 
(Gremeinde-Kirchenraths für Gr. Schoenebeck gemäss dem Allerhöchsten 
Erlasse, betreffend die Fortbildung der evangelischen Kirchenverfassung 
in den östlichen Provinzen u. s. w., vom 27. Februar 1860 ((res.-S. 
S. 90), sowie an der Bildung der Kirchengemeindeorgane da- 
selbst nach dem Inkrafttreten der Kirchengemeinde- und Synodalord- 
nung vom 10. September 1873 (Ges.-S. 8. 417) auf Anordnung des 
Konsistoriums ebenfalls (gleich Klandorf und der Filia Liebenthal) be- 
theiligt. Im Jahre 1875 zählte der Gemeinde-Kirchenrath sechs Mit- 
glieder aus Gr. Schoenebeck, drei aus Liebenthal und je eines aus 
Klandorf, Eichhorst und Schluft, während an Gemeindevertretern jeder 
Ort die dreifache Mitgliederzahl stellte. Ebenso setzten sich die Ge- 
meindekörperschaften zur Zeit der Kirchenvisitationen 1879, 1893 und 
1897 zusammen. 

Bei der Pfarrwahl haben 1850 — Nachrichten betreffs früherer 
Jahre fehlen — Eichhorst und Schluft in Folge der auch an sie von 
der Kanzel aus gerichteten Einladung unmittelbar durch die der Ein- 
ladung nachgekonmmenen Gemeindemitglieder, 1875 und 1890 durch 
ihre in die Gemeindekörperschaften von Gr. Schoenebeck gewählten 
Aeltesten und Vertreter mitgewirkt. 
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Einverständniss bestand unter den Betheiligten von jeher darüber, 
dass an dem Vermögen der „reichen* Gr. Schoenebecker Kirche 
den Eingesessenen von Eichhorst und Schluft trotz des Anspruchs auf 
geistliche Versorgung, den sie sich der Pfarre gegenüber „ersessen“ 
hätten, keinerlei Rechte zuständen. 

Das war der Grund und Anlass für folgende Gepflogenheiten, die 
sich nach der Einsetzung einheitlicher Gemeindekörperschaften für Gr. 
Schoenebeck herausbildeten. An den Sitzungen des Gemeinde-Kirchen- 
raths und der (remeindevertretung nahmen die Aeltesten und Vertreter 
von Eichhorst und Schluft nur Theil, sofern Angelegenheiten in Frare 
standen, die als allen Ortschaften gemeinschaftliche angesehen wurden. 
Die diesen nicht beigezählten Geschäfte, insonderheit alle, bei denen 
es sich um die Substanz und die Erträge des Kirchenguts handelte, 
erledigten die Gemeindekörperschaften von Gr. Schoenebeck, ohne die 
Mitelieder aus Eichhorst und Schluft zuzuziehen. Dagegen traten zur 
Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten, die lediglich Eichhorst und 
Schluft berührten, die dort gewälllten Mitglieder für sich allein zu be- 
sonderen Körperschaften als „Gemeinde-Kirchenrath* und 
„(semeindevertretung* zusammen und zwar, nachdem 1876 die Stelle 
des Diakonus errichtet war, unter dem Vorsitze dieses Geistlichen, der 
mit der Seelsorge für die Aussenortschaften betraut war und seinen 
Wolnsitz in Eichhorst angewiesen erhalten hatte. Schriftstücke in 
Sonderangelegenheiten von Eichhorst und Schluft tragen gemeinhin 
unter der Firma des betreffenden „Gemeinde-Kirchenraths“ drei Unter- 
schriften, nämlich die des (reistlichen und zweier Aeltesten, von denen 
einer anscheinend der Vorsteher der politischen Gemeinde war, und 
sind, soweit sie Beurkundungen enthalten, mit einem Abdruck des 
Sierels der Parochie Gr. Schoenebeck versehen. Mit den sogenannten 
(remeinde-Kirchenräthen von Eichhorst und Schluft unterhielt die Re- 
gierung von Patronatswergen in den Kassen- und Rechnungssachen fort- 
gesetzt amtlichen Verkehr. Anders stellte sich hierzu das Konsisto- 
rium. Dieses hatte zwar durch eine Geschäftsordnung vom 9. März 
1576 den neu eingesetzten Diakonus ermächtigt, mit den Aeltesten und 
Vertretern „seines Parochialbezirks“ über Angelegenheiten, die den 
letzteren allein angingen und auf die anderen Theile der Parochie 
keinen Bezug hätten, Sondersitzungen abzuhalten. Auch er- 
theilte im ‚Jahre 1889, als der Diakonus und die Aeltesten von Eich- 


Gerichtssprüche. 151 


horst Vorstellungen wegen eines zu jener Zeit geplanten Kirchenbaues 
daselbst als „Semeinde-Kirchenrath“ vollzogen hatten, das Konsisto- 
rium den Antragstellern mit Beibehaltung derselben Firma Bescheid, 
— jedoch seiner Angabe nach lediglich aus Versehen. In der That 
wurden demnächst den Eichhorster Kirchenbau betreffende Eröffnungen 
des Konsistoriums nur noch an den Gemeinde-Kirchenrath zu Gr. 
Schoenebeck gerichtet. Daraus entnahm der letztere hinwiederum Ver- 
anlassung, zur Abwehr nachtheiliger Rechtsfolgen beharrlich zu ver- 
weigern, dass zu der Hauptkirchenkasse eine von dem Konsistorium 
für den Eichhorster Kirchenbau erwirkte Beihülfe von 5000 M. auch 
nur als durchlaufender Posten vereinnahmt werde. 

Zu erwähnen ist endlich, dass Eichhorst und Schluft in den Akten 
bald als Neben- und Gastgemeinden, bald als Filialen von Gr. Schoene- 
beck, bisweilen auch als nach Gr. Schoenebeck gehörige oder einge- 
pfarrte (semeinden oder Ortschaften bezeichnet werden. — 

Bei der rechtlichen Beurtheilung des dargelegten That- 
bestandes war den soeben erwähnten Kennzeichnungen der kirchlichen 
Beziehungen zwischen Eichhorst und Schluft und Gr. Schoenebeck nach 
der analog anwendbaren Bestimmung im $ 248 Tit. 11 Th. II des A. 
L.-R., sowie mit Rücksicht darauf, dass die gewählten Ausdrücke sich 
wechselseitig ausschliessen, irgend welches Gewicht nicht beizumessen. 

‚Auch die Stellungnahme der beigeladenen Gemeinden hat zur Auf- 
klärung nicht beigetragen, weil sie in entgegengesetztem Sinne und — 
ohne erhebliche neue Anführungen — anscheinend nicht sowohl auf 
dem Boden der überlieferten Verhältnisse, als vielmehr unter dem Ein- 
Husse widersprechender jetziger und künftiger Interessen (namentlich 
an einem künftigen Kirchenbaue in Eichhorst und dessen Kostenlast) 
erfolgt ist. Wenn dabei die Deputierten von Schluft für ihren Ort wie 
für Eichhorst die Eigenschaft der evangelischen Einwohnerschaft als 
einer „selbständigen“ Kirchengemeinde behauptet haben, so sind sie 
damit offenbar zu weit gegangen. Für die von ihnen versuchte Auf- 
stellung gebricht es an jedem Anhalte. Unzweifelhaft stehen Eichhorst 
und Schluft zu Gr. Schoenebeck, wenn sie nicht Glieder der Parochie 
geworden sind, zum Mindesten in einem Gastverhältnisse, da sie sich 
stets dorthin gehalten haben und zu einer anderen Kirche niemals ge- 
wiesen worden sind. 


Dem Verhältnisse der Gastgemeinden hat das A. L.-R. in den 
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ss 293 ff. Tit. 11 Th. II den Charakter eines gesetzlichen 
Instituts beigelegt. Bei dessen näherer Regelung handelte es sieh 
hauptsächlich um evangelische Gemeinden, die, in den Wirren der nach- 
reformatorischen Zeit ihrer Kirchen und Pfarrer verlustizg gegangen. 
Befriedigung der religiösen Bedürfnisse in benachbarten Kirchen suchen 
mussten und in diesen Aufnahme fanden. Zumeist werden daher Gast- 
gemeinden einstmals selbständig gewesene kirchliche Verbände sein, die 
sich eine korporative Verfassung mit Organen zur Vertretung der Ge- 
sammtheit nach Aussen noch erhalten hatten (vgl. die Begründung zu 
dem Entwurfe des am 16. Februar 1880 erlassenen (resetzes, betr. die 
Aufhebung des Verhältnisses der vagierenden Gastgemeinden in der 
evangelischen Kirche der Provinz Schlesien, — Drucksachen des Herren- 
hauses 1879/80 Bd. I Nr. 6). Unerlässliche Voraussetzung der Her- 
stellung und Fortsetzung eines Gastverhältnisses ist es aber nicht, dass 
die sich gastweise zu einer Kirche haltenden Glaubensgenossen als 
solche korporativ organisiert sind. Das erhellt klar aus den Bestin- 
mungen in den SS 293, 296 Tit. 11 Th. II des A. L.-R., wonach sich 
auch einzelne Personen, die weder einer Parochie angehören, noch 
vom Pfarrzwange befreit sind, als Gäste zu einer benachbarten Kirche 
schlagen müssen, und wonach ferner, wenn in einer Gemeinde bei ihrer 
gastweisen Zuschlagung zu einer benachbarten Kirche keine Vereini- 
gung über deren Auswahl zu Stande kommt, „die geistlichen Oberen. 
nach Bewandtniss der Umstände, einen Theil der Gemeinde zu 
dieser und die [Vebrigen zu einer anderen Kirche weisen“ können. 
Im gegenwärtigen Falle steht sonach einem (rastverhältnisse der. Um- 
stand nicht entzeren, dass Eichhorst und Schluft früher mit Kirchen- 
vorstehern nicht erweislich versehen waren und also wohl — ähnlich 
wie es in der geistlichen und Schulverwaltung auch anderwärts vor- 
kommt — die Vorsteher der politischen (Gemeinden die kirchlichen 
Angelegenheiten mit erledirt, die im Etat der Kirchenkassen stehenden 
sowie die zu den Kosten der Lokalgrottesdienste und sonst noch er- 
forderlichen Beiträge umgelegt, eingezogen und verwendet haben wer- 
den, bis die ortseingesessenen Mitglieder der für die Hauptgemeimde 
gebildeten Organe in diese Thätigrkeit ein- und zu besonderen, sich 
einem (remeinde-Kirchenrathe und einer (femeindevertretung gleich- 
achtenden Körperschaften zusammentraten. 


Die Tebung der Betheiligten aulangend (SS 242, 243 Tit. 11 Th. Il 
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des A. L.-R.), so ist besonders in das Auge zu fassen, wie sie sich in 
der Zeit vor dem, Anfangs der 60er Jahre zwischen Gr. Schoenebeck 
und der geistlichen Behörde ausgebrochenen Streite gestaltet hatte. 
Gleichwohl ist auch die neuere Entwickelung insoweit nicht unbeachtet 
zu lassen, als sie einen Rückschluss auf die Anschauungen gestattet, 
von denen die ältere Uebung beherrscht war. 

.Im einzelnen ist als belanglos auszuscheiden, was sich auf die Ein- 
richtung der Lokalgottesdienste bezieht. Auch für anerkanntermassen 
einparochierte Aussenorte werden, wenn sie von dem Kirchdorfe weit ent- 
fernt liegen, oftmals besondere Gottesdienste in Kapellen oder Schul- 
rebäuden abgehalten, und es ist nichts Ungewöhnliches, dass dann dem 
Geistlichen nur diejenigen, denen seine vermehrte Mühewaltung zu- 
statten kommt, dafür eine Vergütung gewähren. Aus den Abmachungen 
die hierüber Eichhorst und Schluft — unter Vorwissen und ohne Wi- 
derspruch von (ir. Schoenebeck — mit dem Pfarrer eingegangen waren, 
geht deshalb ein Gastverhältniss nicht hervor, zumal da sich Klandorf, 
das doch nach dem Einverständnisse der Parteien zu (#r. Schoenebeck 
gehört, eine gleiche Berücksichtisuug gesichert hatte. 

Ebensowenig bietet die Mitwirkung der Einwohner von Eichhorst 
und Schluft bei den Pfarrwahlen zuverlässigen Anhalt dafür dar, ob 
sie Mitglieder oder (räste von Gr. Schoenebeck geworden waren. Denn 
über die Zuziehung von (Gastzemeinden zur Ausübung der den Ein- 
gepfarrten hinsichtlich der Pfarrwahl gebührenden Rechte stand vor 
der neueren kirchlichen Gesetzgebung den Betheiligten eine Verstän- 
digung untereinander offen (SS 297, 370 a. a. O.). Auf einer solchen, 
wenn sie auch nur stillschweigend zu Stande gekommen war, kann es 
beruht haben, dass Eichhorst und Schluft den an sie gerichteten Ein- 
ladungen zur Pfarrwahl Folge leisteten und Gr. Schoenebeck dagegen 
nicht auftrat — wobei freilich nicht ausgeschlossen, jedoch nach dem 
Eingangs Gesarten unerheblich ist, dass die Einladung behördlich 
in der Annahme parochialer Zusammengehörigkeit ergangen sein 
kann. 

Sehr geringe, wenn überhaupt irgendwelche Beweiskraft, sei es 
für oder wider die streitire Parochialverbinduug, kommt ferner dem 
bei den Kanzelabkündigungen und den Eintragungen in die Kirchen- 
bücher eingehaltenen Verfahren zu. So lange noch nicht Lokalgottes- 
dienste in häufigerer Wiederkehr und besondere Kirchenbücher für 
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Fichhorst und Schluft eingeführt waren, blieb dem Pfarrer, da sich 
einmal die dortigen Einsassen zu seiner Kirche regelmässig hielten, 
kaum etwas Anderes übrig, als sie um der christlichen und bürger- 
lichen Ordnung willen zu den Kanzelabkündigungen und zum Kirchen- 
buch von Gr. Schoenebeck zuzulassen. Ihre Zugehörigkeit zu der 
Parochie lässt sich daraus nicht herleiten, und umgekehrt beweist es 
kein Gastverhältniss, dass später die Kanzelabkündigungen und. die 
Kirchenbuchführung in die Aussenorte verlegt wurden. 

Wichtiger erscheint die hinsichtlich der Kirchstuhlordnung beob- 
achtete Uebung. Nach den SS 676, 677 Tit. 11 Th. II des A. L.-R. 
können Kirchstühle von den Vorstehern unentgeltlich oder, wo es her- 
ebracht ist, miethsweise sowohl an Eiugepfarrte wie an Fremde zum 
(rebrauche überlassen werden, doch gehen dabei die Ersteren den Letz- 
teren vor. Haben daher -— abgesehen von dem Papiermüller und dem 
Uhlenhofer Gutsbesitzer, denen die Klägerin die Kirchengemeindemit- 
wliedschaft nicht bestreitet — Eichhorst und Schluft Kirchensitze in 
(r. Schoenebeck niemals gehabt, obschon deren Vergebung zu Besitz- 
rechten an die Eingepfarrten üblich war, so legt dies die Vermuthung 
nahe, dass sie von (ir. Schoenebeck nicht als Eingepfarrte, sondern 
als Fremde — Gäste — angesehen wurden und sich selbst dafür hielten. 
Anderenfalls würden sie, bei den in solchen Dingen auf dem platten 
Lande verbreiteten Auffassungen schwerlich Abstand davon genommen 
haben, Kirchensitze auch für sich zu verlangen. 

Nicht minder spricht für ein Gastverhältniss das die Aufbringung 
der kirchlichen Bedürfnisse regelnde Ortsrecht. In dieser Hinsicht ist 
von der Klägerin die früher aus der Gr. Schoenebecker Kirchenkasse 
geleistete Bezahlung der Abendiwmahlsmaterialien für Eichhorst und 
Schluft glaubhaft damit erklärt worden, dass sie ein Interesse daran 
ihre Befreiung von der Last zu betreiben, erst von dem Zeitpunkte 
ab erkannt habe, mit welchem die zwangsweise Abführung erzielter 
Uecberschüsse au den Aemterkirchenfonds fortfiel. Im Uebrigen ist zu- 
zugeben, dass das Gesetz in Ausehung der Unterhaltung der Kirchen- 
systeme der Autonomie der (semeinden weiten Spielraum gestattet (vgl. 
insbesondere die SS 710, 7885 ff. a.a. O.). Eichhorst und Schluft könnten 
somit in geringerem Masse als andere kirchenangehörige Ortschaften 
unterhaltungspflichtig sein, ohne dass es gerechtfertigt wäre, darauf 
allein die Feststellung ihrer nur gastweisen Zuschlagung zu der Pa- 
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rochie zu stützen. Hier reicht aber die Verschiedenheit der Bela- 
stung sehr weit und kommt ausserdem eine Verschiedenheit auch der 
ihnen zustehenden Berechtigungen in Betracht, die mit ihrer Kor- 
porationsmitgliedschaft nicht füglich vereinbar erscheint: Sie haben 
sowohl zur Besoldung des Pfarrers (abgesehen von den Kosten der 
Lokalgottesdienste) wie zur baulichen Unterhaltung des Pfarrgehöfts 
nur wenig, zu der des Kirchengebäudes überhaupt nichts beizutragen, 
und es sind ihnen Anrechte an das ansehnliche Kirchenvermögen, die 
sie übrigens niemals auch nur begehrt haben, von Gr. Schoenebeck seit 
anderthalb Jahrhunderten grundsätzlich versagt worden. Damit ist 
ihnen eine Stellung angewiesen worden, die bei Hinzutritt noch ihrer 
widerspruchslos hingenommenen Zurücksetzung bei der Kirchensitzver- 
theilung, durchaus auf ein von den Betheiligten übereinstimmend nur 
gewolltes Grastverhältniss hindeutet. 

Durchschlagend ist endlich die Art und Weise, wie die Verwal- 
tung der kirchlichen Angelegenheiten bis zum heutigen Tage herkömm- 
lich gehandhabt wird. Obwohl nach dem Inkrafttreten der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 das Konsi- 
storium eine statutarische Regelung, wie sie in $2 Nr. 4 daselbst für 
die Theilnahme zugeschlagener Gastgemeinden an dem Gemeinde- 
Kirchenrathe und der Gemeindevertretung der Pfarrgemeinde vorge- 
sehen ist, nicht in die Wege geleitet, sondern — mit einem Parochial- 
nexus rechnend — die Zuziehung von Eichhorst und Schluft zur Er- 
wählung der Gemeindeorgane für Gr. Schoenebeck angeordnet hatte, 
behielt es bei der von alters her üblich gewesenen gesonderten Ver- 
waltung der nur die Interessen entweder des Kirchdorfs oder der 
Aussenortschaften berührenden Angelegenheiten sein Bewenden. Die 
(zenehmigung, die das Konsistorium hierzu in der (zeschäftsanweisung 
vom Jahre 1876 ertheilte, wurde zwar mit der Absicht, das Vorhanden- 
sein nur eines (sastverhältnisses anzuerkennen, ganz gewiss nicht aus- 
gesprochen. Allein nach Lage der Sache konnte das Zugeständniss in 
diesem Sinne missverstanden werden, und es hat, wie die Ausführungen 
der Klägerin zeigen, die Betheiligten in den von ihnen gehegten Ueber- 
zeugungen und in ihrem Widerstreben gegen eine parochiale Zusammen- 
schliessung bestärkt. | 

Von gleicher Einwirkung ist, was nicht Wunder nehmen kann, er- 
sichtlich gewesen, dass die K. Patronatsbehörde Eichhorst und Schluft 
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bei der Kontrole über die Etats und Rechnungen ihrer Sonderkassen 
wie konstituirte Kirchengemeinden, die ortsangehörigen Aeltesten wie 
einen ordnungsmässig bestellten, zu gesetzlicher Vertretung der Ge- 
sammtheit der Glaubensgrenossen am Orte legitimirten Gemeinde- 
Kirchenrath behandelte, und dass der Kreissynodalvorstand beide ört- 
liche Gemeinschaften sogar zu Beiträgen für landeskirchliche Fonds 
heranzog. 

Das Konsistorium seinerseits hat es freilich an Bemühunzen nicht 
fehlen lassen, den Betheilirten gesenüber die Auffassung zur Geltung 
zu bringen, dass der von ihnen geleugnete Parochialverband zu Recht 
bestehe. Einen Erfolg erzielte es aber damit nicht. Gr. Schoenebeck wie 
Eichhorst und Schluft gaben aller Vorstellungen ungeachtet keins der 
eigenartiren Veranstaltungen auf, die sie in ihrer Meinung eines nur 
begründeten (rastverhältnisses und gerade zu dem Zwecke, damit dieses 
darin seinen Ausdruck finde und unverdunkelt aufrecht erhalten bleibe, 
reschaffen hatten. Dass hierüber das Konsistorium seiner Angabe nach 
nicht durchweg ausreichend unterrichtet war und dass es sonst auf 
eine Aenderung der örtlichen Verwaltungseinrichtungen gedruugen haben 
würde, ist ohne entscheidende Bedeutung. Thatsächlich haben bis zur 
(regenwart die Betheilirten, soweit sie nicht aufsichtsbehördlichen po- 
sitiven Anordnungen gehorchen mussten, nach keiner Richtung hin 
eine Uebung bethätirt, aus der darauf geschlossen werden müsste, dass 
Eichhorst und Schluft in die Parochie Gr. Schoenebeck als Korpora- 
tionsmitglieder aufgegangen seien. 

Demgemäss war der Klage stattzureben und über den Kosten- 
punkt unter Anwendung der SS 103, 107 zu 1 des Landesverwaltungs- 
resetzes vom 30. Juli 1883 in Verbindung mit Nr. VII Absatz 4 des 
Cirkularerlasses vom 27. Februar 1854 (Ministerialbl. der inneren Ver- 
waltung S. 30) wie geschehen, zu erkennen. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwaltunges- 
werichts und der verordneten Unterschrift. 

(1. S.) Persius. 


StaatlicheGesetze und Aktenstücke betr. diekath. Kirche, 
sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


l. Preussen. @. betr. den Charfreitag in Preussen. 2./9. 9. 
A. f. k. KR. 80, 158. 
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2. Baden. G. betr. die Aufbesserung gering besoldeter Pfarrer 
aus Staatsmitteln. 18./5. 99. A. f. k. KR. 80, 158. 

3. Hessen. Bek. 16./10. 99. die Bildung einer Diözesanvertre- 
tung für das Bisthum Mainz betr. 

Nachdem seine Königliche Hoheit der Grossherzog das nachsteh- 
ende Statut zur Bildung eines katholischen Diözesan-Kirchenvorstandes 
für das Bisthum Mainz in Gemässheit des Artikels 5 des Gesetzes 
vom 23. April 1875, das Besteuerungsrecht der Kirchen und Religions- 
gemeinschaften betreffend, durch Allerhöchste Entschliessung vom Heu- 
tigen zu genehmigen geruht haben, wird dies im Allerhöchsten Auf- 


trage zur allgemeinen Kenntniss gebracht. 
Darmstadt, den 16. Oktober 1899. 


Grossherzogliches Ministerium des Innern. 
Rothe. v. Werner. 


Statut für die Bildung des Diözesan-hirchentorstandes im Bis- 
thum Mainz. 


Gemäss Verfügung Grossherzoglichen Ministeriums des Innern 
vom 19. Mai If. J. soll für Beschaffung der Mittel, welche zur künf- 
tigen Regelung der Gehalte der Geistlichen vom 1. April 1900 an zur 
Bestreitung der allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse der Diözese, so- 
wie zur Rückzahlung des von den Ständekammern zur Aufbesserung 
pro 1899/1900 bewilligten Darlehens von 70000 Mk. in Raten von je 
10000 M. Mk. erforderlich sind, eine allgemeine Kirchensteuer von 
den Katholiken des Bisthunis erhoben werden. 

Ueber die Höhe dieser Steuer, über die Art ihrer Erhebung und 
Verwendung sollen alljährlich Vertreter des Laienstandes berathen und 
beschliessen. 

Diese Vertretung des Laienstandes wird nach dem Vorbilde der 
einzelnen Gemeinden den Namen Diösesan-kirchenrorstand führen. 

Ueber Bildung, Geschäftsführung und Befugnisse dieses Diözesan- 
Kirchenvorstandes sind von dem bischöflichen Ordinariat im Einver- 
ständniss mit der (Grossherzoglichen Regierung nachstehende Bestim- 
mungen getroffen worden. 

1: 
Jeder Kirchenvorstand wählt unter Leitung seines Vorsitzenden 


zu Delegirten in Kirchengemeinden 
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von 1000 Seelen oder weniger 1 Mitglied 


„  1000—2000 Seelen 2 Mit«lieder, 
„2000-3000  , 3 a 
„ mehr als 3000 „ 4 £ 


Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes zeigt das Ergebniss der Wahl 
dem Dekanate an. 
Diese Delegirten werden sodann vom Dekan zu einer Dekanats- 


versammlung eingeladen, auf welcher sie unter Leitung des Dekans ın 


Dekanaten bis 20000 Seelen 1 Mitglied, 
„ 30000 „2 Mitglieder, 
von mehr als 30000 „83 a und die 


leiche Anzahl Ersatzmänner in den Diözesan-Kirchenvorstand wählen. 
Der Dekan zeigt das Ergebniss der Wahl der Bischöflichen Behörde an. 

Als Mitglieder des Diözesan-Kirchenvorstandes können alle katho- 
lischen Männer im Alter von wenigstens dreissig Jahren gewählt wer- 
den, welche die hessische Staatsangehörirkeit besitzen, ihre Pflichten 
notorisch erfüllen und unbescholten sind. Geistliche sind weder als 
Delegirte noch als Mitglieder wählbar. 

Die Ersatzmänner treten ein, wenn ein Mitirlied die Wahl ablehnt. 
freiwillig oder weren Verlustes der Wählbarkeit austritt, stirbt , oder 
dessen Wahl für ungültig erklärt wird. 

11. 

Die Mitglieder des Diözesan-Kirchenvorstandes werden auf die 
Dauer von sechs Jahren gewählt. Alle drei Jahre scheidet die Hältte 
aus und wird durch Neuwahl ersetzt. Die erstmalig Ausscheiclenden 
werden durch das Loos bestimmt. Jeder Austretende ist wieder wzihlbar. 

Die allgemeine Neuwahl zum Diözesan-Kirchenvorstand findet erst 
auf besondere Anordnung des Bischofs statt. 

Die Mitglieder des Diözesan-Kirchenvorstandes beziehen Tage 
gelder im Betrag von 9 Mark und Ersatz ihres Fahrgeldes. Mlitglie- 
der, welche in Mainz wohnen, beziehen nur die Hälfte des festeresetz- 
ten Tagxegeldes. 

III. 

Eine Bischöfliche Kommission, bestehend aus drei Mitgliedern des 
Ördinariates, drei Dekanen und drei Laien, welche sämntlich vom Bi- 
schofe zu ernennen sind, bereitet die Vorlaren vor und wohnt den Be 


rathungen des Diözesan-Kirchenvorstandes bei. Die Bischöflichen Kom- 
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missäre, sowie die Bevollmächtigten, welche die (zrossherzogliche Staats- 
rerierung im Interesse des Staates etwa abordnet, haben das Recht, 
jederzeit das Wort zu ergreifen, nehmen aber an der Abstimmung 
nicht theil. 

IV. 

Der Diözesan-Kirchenvorstand tritt alljährlich in Mainz zusammen. 
Seine Einberufung, Vertagung und Auflösung erfolgt durch den Bi- 
schof. 

Der Diözesan-Kirchenvorstand wählt einen ersten und zweiten 
Vorsitzenden, sowie zwei Schriftführer mit einfacher Majorität; die Bi- 
schöliche Kommission hat ein Vorschlagsrecht. 

(Gegenstand der Beratung sind nur finanzielle Angelegenheiten, 
insbesondere die Aufbringung und Verwendung der Mittel zur Bestrei- 
tung der allgemeinen Bedürfnisse der Diözese. 

Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglie- 
der erforderlich. Die Beschlüsse werden mit einfacher Majorität ge- 
fasst und sodann der Bischöflichen Behörde vorgelegt. Diese bringt 
sie zur Kenntuiss des Grossherzoglichen Ministeriums des Innern. Die 
Beschlüsse erlangen erst Rechtskraft durch die Zustimmung des Bischofs. 

Für die Verhandlungen des Diözesan-Kirchenvorstandes wird die 
Bischöfliche Behörde eine (reschäftsordnung entwerfen, welche der Ver- 
sammlung zur (renehmigung vorgelegt wird. 

N; 

Die Versammlung bestellt auf Vorschlag der Bischöflichen Kom- 
mission einen Rechner, welcher mit Genehmigung des Grossherzorzlichen 
Ministeriums des Innern die Erträgnisse der Steuererhebung verein- 
nahmt und verausgabt. Der Rechner ist der Kommission verantwort- 
lich und legt ihr Rechenschaft ab. Die Höhe der Kaution des Rech- 
ners wird von der Kommission bestimmt. 

Dem Diözesan-Kirchenvorstand steht das Recht der Kontrole über 
die Vereinnahmung und Verausgabung der Erträgnisse der Steuer zu. 

Die Rechnung über die Vereinnahmung und Verausgabung der 
Erträgnisse der Kirchensteuer unterliegt der Revision durch die (ross- 
herzogliche Oberrechnungskammer. 

v1. 
Etwaige Abänderungen dieses Statuts erfolgen durch den Bischof 


im Einvernehmen mit Grossherzoglichem Ministerium des Innern. 
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VI. 
Alle Rechte, welche in dem vorstehenden Statut dem Bischofe vor- 
behalten sind, werden bei Erledigung des Bischöflichen Stuhles von 
dem Domkapitel bezw. Kapitelsvikar ausgeübt. 


Evangelische Kirchengesetze. 

l. Preussen. Allerh. Erlass betr. die Einführung v. KGess. ın 
d. Gem. Helgoland 20./12. 99. Kiel. KG. u. VBl. 1900 8. 1. 

2. Preussen. KG. 13./4.98 betr. Abänderung des & 45 der Gen.- 
Syn.d. v. 20./1. 79. A. KBl. 99, 429. 

3. Preussen. Hannover. Bek. d. Landes-Konsist. betr. d. Re- 
gulativ f. d. Verwaltung d. landeskirchl. Hilfsfonds 8./6. 99. A. KBl. 
99, 463. 

4. Preussen. Bek. d. Kons. zu Wiesbaden betr. d. Regulativ 
f. d. landeskirchl. Hilfsfonds 22./3. 99. A. KBl. 99, 448. 

5. Preussen. Kons.Bez. Wiesbaden. Abänderung der Prü- 
fungsordn. f. Kandidaten 21./7. 99. A. KBl. 99, 424. 

6. Preussen. Schleswig-Holstein. Kandidatenordng. 20./3. 
99. A. KBl. 99, 466. 

7. Preussen. Frankfurt a. M. Ausführungsbestimmungen d. 
Kons. z. KG. u. Syn.O. v. 1./12. 99. A. KBl. 99, Nr. 47. 48. 

8. Preussen. V. 6/11. 99. über d. Ausübung der Rechte des 
Staates gegenüb. d. ev. K. im Konsist.Bez. Frankfurt a. M. G.8.517. 

9. Hessen. Ausschreiben d. Oberkons. die Feuerbestattung betr. 
15.:1. 190. A. KBl. 1900 8. 116. 


—— ——— — 
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I. Abhandlungen. 


Untersuchungen über die Iudices Sacri Palatii 
Lateranensis. 


Von 
Dr phil. et iur. Sigismund Keller in Berlin. 


Il. Das sogenannte „Verzeichniss der römischen 
Richter vom Jahre 1000%®. 


Das wichtigste und umfangreichste Zeugnis, welches wir über 
die Judices s. Palatıi besitzen, ist die „Notitia® oder „das Ver- 
zeichniss der römischen Richter aus dem Jahre 1000*, wie sie 
meist genannt wird. Es sind von derselben bisher drei verschie- 
denartige Texte publiziert worden'). Der kürzeste unter ihnen 


ı Auf einen angeblichen vierten Text der Notitia aus Ceneius werden 
wir auf der folgenden Seite zu sprechen kommen. 

Einen fünften Text vermutete man (Merkel; Savigny, Gesch. d. röm. 
Rechts im MA. VII 16) in einer Handschrift der Oxforder Universitätsbi- 
bliothek (sic!), welche nach Mitteilung von Pertz (im Archiv d. Gesellschaft 
f. ält. deutsche Geschiehtskunde VII 92) unter dem Titel: „fragmentum an- 
tiquum de indicio et iudieibus [sie! im Originale iudicis]* inventarisiert 
ist. Wenn es schon riskiert ist, auf den blossen Titel hin, der überdiess 
sehr allgemein lautet, Schlüsse auf den Inhalt zu machen, so ergibt eine 
nähere Untersuchung des Textes vollends deren Unhaltbarkeit. Die Hand- 
schrift gehört der Bodleiana (Rawlins G 67) aus dem Nachlasse von Tho. 
Hearne an. Es sind neun Duodezpergamentblätter, sehr unleserlich ge- 
schrbeien, etwa aus dem Anfange des XV. Jahrh., zusammengebunden (1726) 
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ist bereits 1689 durch Mabillon bekannt geworden, welcher im 
zweiten Bande seines Museum Italicum (Seite 560—576) einen 
Liber de Eeelesia Lateranensi, den Johannes Diaconus! nn Auf- 
trage Papst Alexanders UI 1170 angefertigt hatte, als Anlıang 
zu den Ordines Romanı veröffentlichte. Daselbst findet sich das 
sogenannte römische Richterverzeichniss am Schlusse des achten 
Kapitels (p. 570): „de episcopis VII hebdomadarns aliisque ofh- 
clalibus“ von „Judieum aliı sunt palatını* angefangen bis „in 
noxios dietant sententiam® — übrigens ohne dass sich ein engerer 
Zusammenhang mit dem Vorhergehenden ? eruieren liesse®. 

Trotzdem inzwischen (1824) Pertz eine Handschrift des Pan- 
theons Gotifredos von Viterbo im fünften Bande seines Archivs 
angezeigt und dabei die Notiz in den Text eingefügt hatte: (S. 17hı 
„Bl. 170 v. Quot sunt genera Judien, in Mabillon ... abgedruckt, 
hier mit einem merkwürdigen Zusatz; eme andere Abschrift des 
schon bekannten Teils besitze ich aus Cencius®* benützten Plat- 
ner-Bunsen in ihrer Besehreibung der Stadt Rom (Band I (1830) 
221—225) doch noch einmal den Text Johanns. 

1832 gab Fr. Blume (Band V des rhein. Museums für Jurispr. 
128—138. 255) den vollständigen Text der Urkunde heraus und 
zwar nach dem Wortlaute der genannten Pantheonhandsehnitt 
aus der Vaticana. Schon damals hatte Pertz die Vermutung aus- 


mit einer Kollation von Curtius. Diese enthalten wertlose Fragmente eines 
OÖrdo iudiciorum. 

1 Kanoniker in San Giovanni; zum Unterschiede von den berühmten 
Diakonen dieses Namens aus Rom und Neapel Romanus iunior genanit. 

® Es werden im Vorausgehenden einige Altäre und Grabmüäler des La- 
teran aufgezählt. 

® Unmittelbar darauf lässt Mabillon das Kapitel XII folgen. Es bleibt 
zweifelhaft, ob diess ein Fehler in der Zählung ist oder wirklich auf eine 
Lücke im MS. hindeuten soll. Migne, welcher den Text in seiner Patrologie 
abdruckte, hat die Zählung dem Vorausgehenden angepasst (CXCIV 1594). 

* Nämlich aus einer HS. die sich früher in Avignon befand, jetzt in 
der Vaticana (Vat. 2037, XIV. s. in.) aufbewahrt wird. Diese Beinerkung 
von Pertz ist insoferne unzutreffend, als Cencius nicht den Text der No- 
titia benützte, sondern jenen der Graphia seinem Sammelwerke einver- 
leibte, auf welch letztern wir noch ausführlich zu sprechen kommen werden 
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gesprochen, dass das interessante Fragment auf Bonizo zurück- 
gehen dürfte. Gewissheit konnte man aber nicht erhalten, da 
Bonizos Kanonensammlung bis auf die Kapitelüberschriften ver- 
loren war!. Da gelang es wider Erwarten Merkel, 1846 in 
Ron diese für immer verloren geglaubte Kirchenrechtsquelle in 
einem, ehedem dem Collegzio Capranica gehörigen, damals im 
Privatbesitze des Cavaliere Torquato de Rossi, des Oheims des 
berühmten Archäologen, befindlichen Manuscripte, ungefähr aus 
dem Jahre 1100 oder wenig später, aufzufinden. 

Pertzs Hypothese wurde vollauf bestätigt. Weil aber Mer- 
kel persönlich die Benützung des Kodex nicht gestattet wurde, 
edierte er die betreffende Stelle nach einer Kopie von J.-B. de 
Rossi in Savignys Geschichte des römischen Rechts? De Rossi 
lieferte die von ihm erbetene Abschrift nur bis zu den Wor- 
ten „etideo fallitur*; sie bietet demnach etwa ?/, des gewöhnlichen 
Textes. 

Später machte noch einmal v. Bethmann-Hollweg gelegent- 
lich seiner Studien zum Zivilprozess für sich eine Abschrift aus 
dem C. Capran., und aufgrund dieser beiden Kopien aus Bonizo 
veröffentlichte Wilhelm v. Giesebrecht im Anhange des ersten 
Bandes seiner Geschichte der deutschen Kaiserzeit (1855? ; 1881° p. 
893. 894.) noch einmal die ganze Urkunde, allein ohne über die 
Kürzung des Textes de Rossis Aufklärung zu geben. Von hier 
aus gieng dieselbe 1868 in die Monumenta Germaniae über ? mit 
geringfügigen Abänderungen Fr. Blulimes, nnd ganz oder bruch- 
stüickweise in die verschiedenen wissenschaftlichen Handbücher von 
Hinschius*, Bresslau? u. s. w.®, 

ı Bonizo (Boizo, Bonitius oder Bontho, ein vielverbreiteter langobar- 
discher Name), Bischof von Sutri, vorübergehend auch von Piacenza, war 
ein Zeitgenosse des Kardinals Deusdedit; die letzte Nachricht über ihn 
datiert aus dem Jahre 10%. 

2 Band VII, Zus. zu Bd. IS 114, S. 378—384; 8. 8—16. 

® LL. IV 663. 664. In den Monumenta schreibt sich Blume Bluhme. 
3:8, 0:881% 21,0, BEIN. 2, 

A. a. O. 168. 
Die inzwischen publizierte Chrestomathie aus Bonizo durch Kardinal 


11* 
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Wir haben demnach im wesentlichen zwei Texte zu unter- 
scheiden: einen kürzeren Text, welchen uns die Handschrift des 
Diakonen bietet, und einen erweiterten, welcher sich in Bonizos 
Kanonensammlung findet, und, wenn auch mit erheblichen Varian- 
ten, in Gotifredos Pantheon wiederkehrt. An allen drei Schriften 
haftet die Eigentümlichkeit, dass das römische Richterverzeichnis 
nur ganz lose mit dem Kontexte zusammenhängt und ohne den 
organischen Aufbau zu zerstören gestrichen werden könnte. 

Bezüglich Johanns haben wir diess bereits erwähnt. Seine 
Schrift, welche er selbst compositum de archivis et antiquis ponti- 
fieum gestis nennt, besteht meist aus Auszügen topographischer 
oder theologisch-historischer Werke. Für mittelalterliche Kopisten 
lag die Versuchung nahe, gelegentlich auch aus eigener Lektüre 
das eine oder das andere hinzuzufügen, wie z. B. die Altarauf- 
schrift von 1297!; diese geht den Judices palatini unmittelbar 
vorher und passt noch eher in den Zusammenhang als das Rich- 
terverzeichniss selbst. Es muss denmach zweifelhaft bleiben, wem 
wir die Ueberlieferung der Urkunde verdanken: dem Diakonen 
Johann selbst oder einem Kopisten des späteren Mittelalters. 

Fast ebenso locker ist der Konnex bei Gotifredo. Im Jahre 
1186 hatte er König Heinrich VI eine Weltgeschichte, Memoria 
seculorum betitelt, gewidmet; da ihm aber dieselbe noch nicht 
vollendet genug erschien, so machte er sich bald darauf an eine 
neue, verbesserte und vermehrte Ausgabe und dedizierte sie — 
wenigstens die ersten Folien — dem ebenerst intronisierten Papst 
Gregor VIIL (1157). Sie erschien unter dem Titel „Pantheon“; 
unter den neu hinzugefügten Kapiteln befand sich auch jenes 
über die Pfalzrichter. Allein auch diese Edition dünkte Goti- 
fredo noch nicht allen Ansprüchen gerecht werdend ; und während 
der Kreuzzüge — noch ehe die Kunde von Barbarossas plötzlichem 


Angelo Mai, Novae Patrum Bibliothecae Tomus VII, Romae 1854, welche 
ebenfalls das Fragment über die röm. Richter enthält, darf auf diploma- 
tische Zuverlässigkeit keinen Anspruch erheben, wie schon eine oberfläch- 
liche Durchsicht des Druckes ergibt. 

ı Also ungefähr 120—130 Jahre jünger als Johanns Ausgabe. 
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Tode in die Heimat gedrungen war — vollendete er abermals 
eine Ausgabe, in welcher der Abschnitt über die Pfalzrichter wie- 
der gestrichen erscheint. 

Am ehesten passt die Notitia noch hei Bonizo in den Zu- 
sammenhang des Textes, sofern man bei derartigen vorgratia- 
nischen Kanonensammlungen überhaupt von Zusammenhang reden 
darf. Bisher sind aus Bonizos Kompilation nur Bruchstücke be- 
kannt geworden, so dass sich noch nicht einmal ein einheitlicher 
Titel für dieselbe eingebürgert hat. Kardinal Mai publizierte 
1854 einzelne Teile unter dem Titel „Ex libris Decreti Bonizonis 
episcopi excerpta“. 

Das Decretum ist in zehn Bücher geordnet, von welchen die 
ersten fünf als „Liber de christiana vita“ sich im Mittelalter grosser 
Beliebtheit erfreuten und uns mehrfach überliefert sind. Aeusser- 
lich trägt es bereits das Gepräge der gratianischen Sammlung; 
denn Bonizo bietet uns nicht nur eine einfache Zusammenstellung 
von Canones, die er aus andern Schriften exzerpierte, sondern 
er knüpft daran meist sehr langatmige Erörterungen, mehr theo- 
logischen als kanonistischen Inhaltes, die dureh ihre schwülstige 
Stilisierung und durch die zahllosen biblischen Zitate ungemein 
beeinträchtigt werden, so dass — bei aller Anerkennung der sons- 
tigen Schriften Bonizos — sein Decretum als eine der schwäch- 
sten unter den sorenannten vermittelnden Kollectionen erscheint. 

In gleicher Weise, wie der Kamaldolenser Mönch seinen 
Diceta ein „Gratianus* vorsetzte, setzt auch Bonizo seinen selb- 
ständigen Ausführungen regelmässig seinen Namen! voraus und 
spricht, sofern sich Gelegenheit bietet, dann auch in der ersten 
Person. Es sei aber ausdrücklich bemerkt: nur regelmässig. Bei 
den Einleitungen zu den einzelnen Kapiteln ist die Bezeichnung 
als Autor meist weggelassen, bisweilen auch ın der Mitte eines 
Abschnitts zwischen Gesetzesstelle und dazugehöriger Erklärung — 
sei es zufällig, etwa durch Versehen des Abschreibenden, sei es 


L Fe 
‘In der Handschrift: Bonizo, Bonizo eps oder bloss B. 
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um den Zusammenhang nicht zu stören oder aus anderen Gründen. 

Das Richterverzeichnis findet sich ım Liber VII, welchen 
Bonizo selbst De regibus et iudieibus benannt hat. Als Einleitung 
zu diesem Buche dient eine bunte Zusammenstellung „von alten 
Reichen‘, welcher eine Reihe von Zitaten aus Gregors des Grossen 
Briefen, aus Gregor von Nazianz, Augustins Schriften und Isidors 
Etymologien sich anschliesst; und dann folgt, ohne Ueberschritt, 
ohne Quellenangabe, ohne eine Andeutung von Bonizos 
Urheberschaft!: Judicum alü sunt palati ... . bis zum Schlusse 
des Ganzen: redeant unitatem. 

Die Notitia hat demnach die Präsumtion für sich, dass Bo- 
nizo sie einem andern Werke entlehnt habe. Diese Annahme wird 
pro parte zur Gewissheit, wenn wir den Stil der Urkunde näher 
untersuchen. Liest man dieselbe unbefangen durch, so fällt so- 
fort in die Augen, dass sie in einem ungekünstelten, knapp ge- 
haltenen Stile abgefasst ist. Aber nur bis zur Mitte ungefähr; 
von da ab kommt die gezierte Redeweise Bonizos, die wir durch 
alle seine Schriften hindurch verfolgen können, wieder völlig zum 
Durchbruch. 

Blume, Giesebrecht, Gregorovius, Betlimann-Hollweg, und 
alle späteren Autoren haben bisher die Urkunde vom ersten 
bis zum letzten Worte dem Zeitalter der Ottonen zu- 
geschrieben. De Rossi, dem zum erstenmale die Aufgabe gestellt 
war, die Urkunde aus dem Kontexte zu lösen, scheint allein von 
allen die Empfindung gehabt zu haben, dass das letzte Drittel 
keinesfalls zum ursprünglichen Texte gehört haben könne, trotz- 
dem es durch kein Zitat als anderswoher entlehnt bezeichnet ıst, 


i Merkel behauptet, es sei Bonizo als Autor genannt (Savigny, ]. c.). 
Diess ist weder aus De Rossis Abschrift zu ersehen, noch aus der Edition 
Angelo Mais zu entnehmen. Offenbar liess sich Merkel dadurch irreleiten, 
dass der Autor der Notitia ebenfalls in der ersten Person redet. Sollte 
übrigens auch in der HS. ein vorgesetztes B. oder Bonizo zu finden sein, 
so könnte diess nur als ein Versehen des Kopisten aufgefasst werden, 
welcher dieses Zeichen erst vor „ceterum postquam“ anzubringen gehabt 
hätte, wie das Folgende zu beweisen sucht. 
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vielmehr sich an das Vorausgehende so eng anschliesst, dass es 
ohne dasselbe völlig unverständlich bleibt. Wie bemerkt ist es 
eine Eigentümlichkeit Bonizos, bei jeder Gelegenheit Bibelzitate 
einzuflechten, und es kann kein Zweifel sein, wenn wir auch ver- 
geblich nach einem vorgesetzten Bonizo suchen, dass die beiden 
Stellen Lev. 19,15 und Matth. 7,2 vom Bischof aus eigener 
Initiative hinzugefügt wurden, womit dann auch tatsächlich der 
ganze Abschnitt: quod si mente pertractarent illud propheticum: 
iuste iudica proximo tuo u. s. w. in Wegfall kommen muss. 

De Rossi’s Fehler liegt nicht darin, dass er zu früh abbrach, 
vielmehr darin, dass er sich erst zu spät der Autorschaft Bo- 
nızos bewusst wurde; er hätte korrekter Weise bereits dort ab- 
brechen müssen, bis wohin auch Johannes Diaconus reicht. 

Denn bereits von „ceterum postquam peccatis nostris exigen- 
tibus romanum imperium barbarorum patuit gladiis feriendum“ 
angefangen beginnt die Schwülstigkeit des Bonizonischen Stiles. 
Es muss diess schon die blosse Sprachenmpfindung ergeben, ein 
strikter Beweis lässt sich für derartige Dinge kaum erbringen. 
Der Zufall will es, dass uns gerade für diesen Passus eine evi- 
dente Parallelstelle erhalten blieb, und zwar ın Liber medicinalis 
(IX). Daselbst schreibt Bonizo ım Kapitel 138!: Cum exigen- 
tibus peccatis Galliarum populi rabie acriter interimerentur, nec 
illius tlagelli ... . rel? 


! ed. Mai p. 64. 

* Indess bedarf das Ausgeführte einer Ergänzung. Es ist bekannt, dass 
Deusdedit u. a., selbst Gratian, die Kanonensammlung Anselms von 
Lucea in ausgiebiger Weise benutzten. Zu ihnen gehört auch Bonizo; 
eine Vergleichung seines Decretunis mit Anselms Collectio canonica und 
dessen Collectanea ergibt das überraschende Resultat, dass Bonizo nicht 
nur den grössten Teil seiner Rechtsmäterien von Anselm entlehnte, sondern 
sogar die ganze Diktion und Phraseologie desselben sich zu eigen gemacht 
zu haben scheint. Es kann somit zweifelhaft erscheinen, ob unsere Notitia 
nicht etwa samt der zitierten Stelle aus dem Liber medicinalis schon auf 
Anselm zurückgeht. Allein weder unter den Collectanea noch in seiner 
Collectio canonica (ich habe den Cod. Vat. lat. 4983 daraufhin durchgesehen) 
ist dieser Passus zu finden. 
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Sobald man diesen Nachweis für erbracht ansieht, erscheint 
auch der rechtshistorische Gehalt des zweiten Al- 
schnittes der Notitia mehr oder weniger illusorisch, da Bo- 
nizo als Historiker lediglich für seine zeitgenössische Geschichte 
Wert besitzt!. 

Die modernen Juristen waren auch ziemlich ratlos, wo sie 
diese Klagen über die „romanas leges penitus ignorantes illiterati 
ac barbari iudices* und über die Comites illiterati ac barbarı ein- 
reihen sollten. 

Blume z. B. meint in seiner Verlegenheit, ‘es sei auch sehr 
wohl anzunehmen, dass sich die Klagen auf das Ausland beziehen. 
Der Verfasser, jedenfalls ein klerikal gesinnter Römer, hätte es 
nicht gleichgiltig mitansehen können, wenn es Kirche und Römern 
auswärts unter germanischen Beamten schlecht ergieng‘?. Gre- 
gorovius bezieht die Schilderung Bonizos auf jene Zustände ın 
Ron, welche die Revolution des Crescentius zur Folge hatten’. 
Damit würde in der Tat auch sehr gut der Bericht des Abtes 
und Gesandten Leo aus dem Jahre 992 stimmen, welcher sieh 
über die damaligen verkommenen kulturellen Verhältnisse Roıns 
in ähnlicher Weise eingehend verbreitet*. Wieder anderer Mei- 
nung ist v. Bethmann-Hollweg’ u. s. w. Allein das Bemühen, 
die Ausführungen Bonizos, in einen natürlichen, der Rechts- und 
Kulturgeschichte entsprechenden Zusammenhang mit der sonstigen 
Ueberlieferung zu bringen, wird wohl niemals durch ein nennens- 
wertes Resultat belohnt werden. Keinesfalls aber sind wır 
berechtigt, die Klagen über die Comites illiteratı ac bar- 


! Verl. Wattenbach, Deutschlands Geschichtsquellen im Mittelalter II' 
223: “in Bezug auf die ältere Zeit sehr unwissend und mit vielen Fehlern.” 
Ich komme übrigens weiter unten noch einmal darauf zu sprechen, was 
Bonizo zu seiner Tirade veranlasst hat. 

? Rhein. Mus. V 113. 

° (seschichte der Stadt Rom im MA. III (1890) 404. 

* MMG. SS. III 686. 

5A.a.0.V 25413, 96522, (Unterwerfung Roms unter die Franken in 
achten oder unter die Sachsen im zelinten Jahrhundert.) 
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barı, so lange andere Zeugnisse mangeln, zu den Iudices 
Palatini in unmittelbare Beziehung zu bringen. 

Da Gotifredo sämtliche Zusätze Bonizos in seine verbesserte 
Pantheonausgabe aufgenommen hat, muss ihm zweifelsohne Bonizos 
Kanonensammlung selbst vorgelegen haben; diess wird ausserdem 
noch dadurch bewiesen, dass er wenige Folien später Bonizo 
nit Namen zitiert. Bei derartigen Untersuchungen muss man 
sich überhaupt ständig vor Augen halten: einmal, dass die da- 
malige Zeit weder die Sucht nach Originalität um jeden Preis, noch 
das Vergehen des Plagiates kannte; sodann: dass man es für 
durchaus überflüssig erachtete, auf die ursprünglichen Quellen 
zurückzugehen. 

Hat doch selbst Gratian, so weit sich ermitteln lässt, viele 
seiner „Dicta“ einfach aus Algerus von Lüttich abgeschrieben 
und seine „Quellencitate* durchwegs den vermittelnden Kollek- 
tionen entnommen. 

Die Varianten zwischen Bonizo und Gotifredo sind — von 
den beiden Zusätzen idest nostri Indices und idest a prebendo, 
auf welche wir noch zu sprechen konmen, abgesehen — ziemlich 
unbedeutend. „In romana vero ecelesia® scheint auf eine bereits 
im ältesten Pantheonkodex D, vorkommende Nachlässigkeit zu- 
rückzugehen, woselbst es heisst: in romana vero ecclesia et ın 
rYomana usque hodie ecclesia. Mit der Aenderung von „imperator* 
in „papa“ lässt sich nicht rechten; das eine ist so unrichtig wie 
ddas andere, denn bei Erlass von Konstitutionen hat sich weder 
der Kaiser noch der Papst um die Meinung der Pfalzrichter ge- 
kiimmert. Ebenso ist woll „cellerarius* statt „saccellarius® eme 
vermeintliche Verbesserung des Textes. Die übrigen Varianten 
sind mehr oder weniger Nachlässigkeitsfehler der Kopisten. 

Hiemit kommen wir zum zweiten Abschnitte unserer Un- 
tersuchung, nämlich zur Beantwortung der Frage, woher der 
erste undältere Teil der Notitia stammt. 

Die Ansichten hierüber sind geteilt. v. Savieny-Merkel 
lassen die Frage offen und überantworten die ganze Urkunde 
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vorerst dem Zeitalter Bonizos. Blume hat nachzuweisen ver- 
sucht, dass der Verfasser ein Ravennate gewesen sein müsse, 
‘der für seine Person jedenfalls zur Partei der Römer und wahr- 
scheinlich auch der Kirche gehört und im Jahre 962 oder wenig 
später geschrieben habe‘!. Ihm schliesst sich, was die Herkunft 
aus Ravenna betrifft, Hegel an?, während v. Bethmann- 
Hollweg zwar daran festhält, dass der Verfasser dem Exarchate 
angehört habe, zugleich aber ausführt, dass derselbe erst unter 
Otto III geschrieben haben könne. Neuerdings erklärt Bress- 
lau die Urkunde für eine in Rom um das Jahr 1000 entstan- 
dene Aufzeichnung‘. Giesebrecht, Hinschius, Phillips 
und andere beschränken sich darauf, sie dem Zeitalter Ottos I1I 
zuzuwelisen, 

Die Gründe, welche Blume dafür anführt, dass der Ver- 
fasser em Ravennate gewesen sein müsse, stützen sich auf die 
Textesworte: alii pedanei a consulibus creati idest nostri indices 
— in romana usque hodie ecclesia — seriniarüs quos nos tabelliones 
vocamus — defensoribus quos nos advocatos nommamus. Es ist 
aber dennoch fraglich, ob damit etwas Positives für die Her- 
kunft der eigentlichen Urkunde bewiesen wird. Denn darüber 
kann kein Zweifel sein, dass die beiden letztgenannten Erläute- 
rungen der seriniarıı und der defensores Zusätze sind, die aller 
Wahrscheinlichkeit nach erst später in den ursprünglichen Wort- 
laut der Urkunde aufgenommen wurden; und eine nähere Unter- 
suchung der Notitia lässt gewichtige Bedenken entstehen, ob nicht 
schon der erste Absatz ein fremder Bestandteil ist. 

Trotzdem die Einleitung bereits besagt: Judiecum aliı sunt 
palatı quos ordinarıos vocamus, wird im Nachfolgenden doch 
derselbe Gedanke noch einmal aufgenommen, und zwar mit den- 
selben Worten, aber in einem ganz anderen Sinne: in romana 


ı L.c V 133. 

Geschichte der Städteverfassung von Italien I (1847) 319. 
® Der Civilprozess des gem. Rechts V (1873) 263. 

* Handbuch der Urkundenlehre I (1889 165. 


ts 
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usque hodie ecclesia sunt VII iudices palatini qui ordinarıi no- 
minantur; daran schliesst sich noch eine, in den Kreisen welt- 
licher und geistlicher Scholastiker des Frühmittelalters so beliebte 
etymologische Erklärung an: qui [wohl besser: quia] ordinant 
imperatorem. 

Dieser grammatikalische Widerspruch ist bisher von allen 
Kommentatoren dieser Stelle übersehen worden, und der Raven- 
nate selbst scheint sich desselben nicht bewusst gewesen zu sein, 
sonst hätte es ihm kaum in den Sinn kommen können, die ex- 
klusiv römische Deutung des Wortes ordinarii, 
als der ordinatores des Kaisers — d.h. jener Hofbeamten, 
welche bei der Krönung des Kaisers zu Rom assistierten — se- 
cundo loco zu bringen, während er im vorhergehenden 
Satze den Ausdruck ordinarü für eine bei sich, d. h. in Ra- 
venna übliche Bezeichnung erklärt und für seine heimatlichen 
Richter sozusagen allein in Anspruch genommen hatte. 

Es liegt die Vermutung auf der Hand, dass der Ravennate 
die Notiz über die römischen Pfalzrichter vor sich liegen hatte, 
die er der Mitteilung in anderem Zusammenhange für wert er- 
achtete. Er benutzte offenbar die Namensgleichheit seiner hei- 
matlichen Iudices palatii sive ordinarü, um uns diese interessante 
Nachricht zu übermitteln, wobei er, in stilistisch allerdings sehr 
unglücklicher Weise, die einleitenden Worte dem Texte selbst ent- 
nahm. Dabei bleibt es noch immer zweifelhaft, ob er wirklich 
die ravennatischen Iudices mit den römischen in Parallele bringen 
wollte, oder ob es sich ihm nur um eine Anknüpfung handelte. 

Ist dieser Erklärungsversuch zutreffend, so kann die vom 
Verfasser im ersten Absatze vorgebrachte Dreiteilung des Rich- 
terstandes: 

die Judices Palatini, Richter in Zivilsachen; 
die Consules oder Consulares, Richter in Straf- 
sachen; und 
die Pedanei, eine Art Schöffen, 
sich lediglich auf seine heimatlichen Verhältnisse beziehen. 
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Allein hier begegnen wir einer Schwierigkeit, welche alle bis- 
herigen Deutungsversuche auf falsche Bahnen gelenkt hat. Der 
Text sagt ausdrücklich: pedanei a consulibus creati, idest nostri 
iudices. In dieser eingeschobenen Bemerkung: Pedanei, das sind 
unsere Richter, sah man den unwiderleglichen und nicht zu um- 
gchenden Beweis, dass der Ravennate die Einteilung einer fremden. 
und zwar der römischen Gerichtsverfassung geben wollte. 

Allerdings hat lediglich Gotifredo diesen Zusatz; für die 
Erklärung ist damit aber nichts gewonnen. 

(sotifredo schrieb auf seinem Landsitze mn Viterbo und 
da infolgedessen eine Bezugnahme auf ausserrömische Verhältnisse 
bei ılım keinen Sinn hätte, so kann er sich nur an seine Vorlare 
gehalten haben. Es darf als bekannt vorausgesetzt werden, dass 
die Konpilatoren der damaligen Zeit sich immer an die jüngsten 
Textredaktionen hielten, wenn es aber irgendwie möglich war, 
sich das Original oder wenigstens einen Archetyp verschafiten und 
darnach den jüngsten Text verbesserten!. 

Der Zufall hat uns auf Monte Cassino eine Urkunde erhalten 
welche dieses Dilemma zu lösen vermag; es ist diess ein Brief, 
welchen die Römer 1130 an Kaiser Lothar sandten. In der An- 
rede nennen sich?: 

Praefectus urbis . . et reliqui Romanae urbis potentes, sa- 
erique palatii Indices et nostri Consules et plebs omnis Ro- 
mana salutem et gloriam et de hostibus universis vietorlam. 

Aus diesem Dokumente geht mit Sicherheit hervor, dass der 
Ausdruck nostriconsules weiter nichts bedeutet als städti- 
sche Konsuln? und es ist demnach in ganz analoger Weise in 


! Darum rührt wohl auch der Zusatz idest a prebendo nicht von 
Gotifredo ber, wie man bisher angenommen hat, sondern geht auf die 
ältere Vorlage zurück. Uebrigens hat diese eigentümliche etymologische 
Erklärung der presbiteria die Anerkennung Blumes gefunden (im rhein. 
Museum V 138), wonach man eigentlich praebiteria schreiben müsste. 

? Abgedruckt in Baronn Annal. eccles. Ed. Colon, XII (1613) 202. 

° Bereits in klassischer Zeit finden wir einen ähnlichen Gebrauch des Pos- 
sessivpronomens, indem bekanntlich das tyrrhenische Meer von den Römern 


Keller, Untersuchungen über die Judices Sacrı Palatii Lateranensis. 173 


der XNotitia: idest nostriiudices, städtische Beamte oder 
städtische Richter, nur einesynonyme Bezeichnung 
für Pedanei. Damit stimmt dann auch die Erklärung, welche 
v. Savigny! von den Iudices dativi als den von aus- 
wärts bestellten Richtern gibt, sachlich und nominell durchaus 
überein. Da wir im folgenden nachweisen werden, dass die Iu- 
dices dativi in Ravenna in der von uns zu berücksichtigenden 
Periode gleichbedeutend mit Iudices palatini sind, so wären die 
Doppeltitel: dativi iudices und nostri iudices neben or- 
dinarıi und pedanei in ihrer Gegenüberstellung ebenso tref- 
fend als folgerichtig gewählt. 

„Idest nostri iudices“ kann — in gewisser Hinsicht irrtüm- 
licherweise — erst von Gotifredo hinzugefügt worden sein, es ist 
aber wahrscheinlicher, dass er diess in ebenso kritikloser Art wie 
die andern Zusätze aus dem Originaltexte herübergenommen hat ?, 

Dass Gotifredo, wie es den Anschein hat, die ravennatischen 
Beaniten für römische Beamte gehalten hat — und ihm folgend 
alle modernen Rechtshistoriker — ist leicht erklärlich. Die Auf- 
und Ineinanderpfropfung römischer, byzantinischer, langobardi- 
scher und fränkischer Rechtsinstitute hat zu Ende des X. Jahr- 
hunderts in ganz Italien ein nahezu unentwirrbares Gebilde der 
Justiz- und Verwaltungsbeamtenschaft erzeugt, und in zahlreichen 
Fiillen ist es unmöglich zu konstatieren, ob überhaupt und welche 
Funktionen dem Titel eines Beamten entsprachen. 

Ist man über diese Schwierigkeit hinweg, so erscheint es 
sanz selbstverständlich, dass der unbekannte Verfasser keine 


mare nostrum genannt wurde. 

ı v. Savieny. l. c., 1? (1834) 374: „Waren nun die Dativi die ordent- 
liche Richterobrigkeit jeder Stadt, so ist ferner die Art ihrer Ernennung 
zu untersuchen. Schon aus dem Namen Dativus ist zu vermuthen, dass sie 
nicht von der Stadt selbst erwählt, sondern von oben her ernannt 
wurden. Diese Vermuthung wird... . zur Gewissheit erhoben u. s. w.“ 

2 Derartige Ungenauigkeiten liessen sich die damaligen Schriftsteller 
vielfach zu Schulden konımen. Man vgl. zum Beispiel, was v. Bethmann- 
Hollweg, 1. c., V 20° über die Zusammenstellung von scabini und rachin- 
burgi in alemannischen u. a. Formelbüchern sagt. 
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stadtrömischen Verhältnisse im Auge gehabt haben kann: 
denn er sagt ja ausdrücklich, nachdem er uns mit der Dreitei- 
lung des Richterstandes bekannt gemacht hat: In romano vero 
imperio et in romana usıue hodie ecclesia ... rel. Der Gegen- 
satz könnte schwerlich deutlicher ausgedrückt werden. 
Damit werden alle die eingehenden Unter- 
suchungen, welche v Bethmann-Hollweg, v. Giese- 
brecht, Gregorovius u. 8. w. geliefert haben: warum 
die Urkunde keinen Präfekten erwähne, keine missi kenne, Blu- 
mes! ganz ungerechtfertigte Identifizierung der Consules mit 
den bekannten Duces, nebst den darauf basierenden Schlüssen. 
v. Savignys? durchaus verfehlte Interpretation des ersten 
Teiles der Notitia, ohne weiteres gegenstandslos. 
Es konmit ausserdem auch der Schlusssatz der Urkunde m 
Wegfall, alii vero qui dieuntur consules iudicatus regunt et reos 
legibus puniunt et pro qualitate eriminum in noxios dietant sen- 
tentiam, der allerdings scheinbar eine Ergänzung des unmittelbar 
vorhergehenden Gedankens ist, dass nämlich Palatialrichter als 
geweihte Männer keinen Blutbann ausüben dürfen® und dass der- 


ı L. c. 134. 135. 

* L. e. I2 382: „Wenn nun der Verfasser jener Stelle hinzufügt, die 
Palatini hätten keine Criminalgerichtsbarkeit, sondern diese werde von den 
Consulares verwaltet, so will er ohne Zweifel (?) durch diesen wichtigeren 
und in die Augen fallenden Teil der Gerichtsbarkeit die ganze (re 
richtsbarkeit überhaupt (!) den einen absprechen, den undern beilegen: 
wenigstens würde es ganz ohne Grund sein, die Stelle so zu verstehen, als 
werde durch einen stillschweigenden Gegensatz die Civilgerichtsbarkeit den 
Palatini zugeschrieben, da doch in ihren genau beschriebenen Aemtern 
keine Hinweisung auf ein solches Geschäft zu finden ist.“ Diese geradezu 
rabbulistische Auslegung wird allerdings dadurch hervorgerufen, dass Sa- 
vigny die Dreiteilung unbedenklich auf Rom bezog. Sie wird widerlegt 
durch die Worte des Kaisers, wenn ein Primicerius eingeschworen wurde: 
„Cave ne aliqua ocic)asione Justiniani sanctissimi antecessoris 
nostri legem subvertas“ ........ ...,„Secundum hunt 
librum (sc. Justiniani legum) iudica Romanı et Leonianam orbemque 
universum.“ (Graphia U. R.) 

»C.5X ne clerici vel mon. (3,50). C. 10 X de excessibus prael. (5,31). 
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selbe infolge dessen den Konsuln übertragen sei — für welche 
man aber niemals eine genügende Erklärung in den Quellen des 
römischen Stadtrechts zu finden vermochte. In der Tat ist dieser 
Schlusssatz weiter nichts, als eine Fortsetzung der durch die län- 
gere Einschaltung über die römischen Pfalzrichter unterbrochenen 
Ausführungen über die drei Richterkollegien. 

Nachdem wir diess festgestellt haben, kommen wir auf die 
noch zu erledigende Beweisführung zurück, dass nämlich die 
beiden Zusätze quos nos tabelliones vocamus und quos nos 
advocatos nominamus daraufhindeuten, dassihr Ver- 
fasserin Ravenna gelebt hat. Wir verbinden mit ıhr 
in Ergänzung unserer vorangehenden Ausführungen gleichzeitig 
den Nachweis, dass Iudices Palatini als höchste Zivıl- 
richter, die Consules als Strafrichter und Pedanei als eine 
Art Schöffen tatsächlich im Exarchate bestanden haben. 

Der Einrichtung der päpstlichen Kanzleien im ersten Jahr- 
tausend, dem römischen Tabellionat und verwandten Institutionen 
hat man neuerdings grosse Aufmerksamkeit geschenkt; doch gehen 
die Ansichten über das Verhältniss zwischen der Schole der rö- 
mischen Tabellionen und jener der päpstlichen Skriniare zur Zeit 
noch auseinander. Sind die stadtrömischen Notare (tabelliones) 
und die kirchlichen seriniarı im IX., X. und XI. Jahrhundert 
in ein einheitliches Scholensystem! gegliedert gewesen, oder haben 
beide Beamtenkategorien auch in: diesen drei Jahrhunderten für 
sich bestanden und in gegenseitiger Abgeschlossenheit sich sel b- 
ständig und unabhängig? entwickelt? Es wird sofort 


Vgl. dazu die ausdrückliche Bestimmung Alexanders IIL, dass delegierte 
Prälaten lediglich Geldstrafe oder Geiselung (moderatione adhibita, yuod 
fagella in vindictam sanguinis transire minime videuntur) ver- 
hängen dürfen. „Si vero ita fuerit...... quod mortem vel detruncati- 
onem membrorum debeant sustinere, vindietam ipsam exercendam reserves 
regiae potestati.*“ C.4 X de raptorıbus (5,17). Ececlesia non sitit sanguinem! 

! Diess die italienischerseits vertretene Ansicht, welcher sich neuestens 
Moriz Ludo Hartmann (Eccelesiae S. M. in Via Lata Tabularium, 1895 
p. XIII) angeschlossen hat. 

” Diess die von deutschen Gelehrten vertretene Ansicht. Bresslau 
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ersichtlich sein, wesshalb die Entscheidung dieser Streitfrage auch 
für unsere Zwecke von wesentlicher Bedeutung ist. 

Im Exarchate ist das Nebeneinanderbestehen der Scholen des 
erzbischöflichen Schreiberpersonales und der Tabellionen sowohl 
im ersten als auch noch im zweiten Jahrtausend zweifellos. Der 
srösste Teil der uns erhaltenen ravennatischen Urkunden! ist von 
Tabellionen geschrieben ; diese gebörten, wie aus ihrer Sı- 
snatur hinter den Subdiakonen hervorgeht, dem Laienstande an 
und waren als eine „Schola forensium civ. Rav. seo Class.* orga- 
nisiert, an deren Spitze ein Primicerius (oder Primarius?) stand°. 

Nur selten begegnen uns Urkunden — und dann sind es 
durchgehends solche, welche von dem Metropoliten oder für den- 
selben ausgestellt sind — die von seriniarii sancte ec- 
clesie Ravennatis geschrieben sind. Aus der Art und Weise 
der Unterschrift geht hervor, dass sie regelmässig die Diakonats- 
weihe besassen. Ganz nach byzantinischem Muster finden sich 
auch hier Primicerien und Sekundicerien als Leiter der Schola *. 
Es scheint, dass sie neben den städtischen Tabellionen niemals 
recht aufzukommen vermochten; selbst die Bulle, welche Bene- 
dikt VIL von Ravenna aus 980 einer Abtei in Forlimpopoli aus- 
stellte, ist nicht von einem erzbischöflichen Notare, sondern von 
einem städtischen Tabellionen geschrieben °. 

Wir sind aber nicht berechtigt, ohne weiteres einen analogen 
Entwicklungsgang für Rom in Anspruch zu nehmen. 

a... 0.438. Paul Kehr in den Gött. gel. Anzeigen 1896, I 1823. 
Ders. Ueber eine römische Papyrusurkunde (1896) 17—21. 

! (tesammelt von Marini, ] papiri diplomatiei.. Roma 18£05; ferner 

in dem sechsbändigen Werke des Conte Fantuzzi, Monumenti Ra- 


vennati, Venezia 1%U1l sq. Vgl. hierzu v. Savigny, 2.20.1245. 

? Die einzige uns erhaltene Urkunde hievon hat nur abbreviiert: Prim., 
s. Marini, l. e, nr. CX. 

? Regelmässig finden wir seriniarii im Lib. Pont. Eccl. Rev. des Agnel- 
lus erwähnt. So z. B. ec. 147: Ilarius seriniarius E. R.; c. 152: Epiphanius 

... €. 160 (Nota manu scribae) Michelius, sceriniarius in Ravenna, später 
electus archiepiscopus von Ravenna. (MMaG. SS. Lang.) 

* Bresslau a. a. O. 438. 439. 

®? Ushelli, Italia sacra II 59. 
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Dass daselbst bis gegen Ende des VIII. Jahrhunderts städ- 
tische und kuriale Notariatsschulen nebeneinander bestanden, ist 
kaum bezweifelt worden. Allein vom IX. Jahrhundert ab macht 
sich die auffällige Tatsache geltend, dass die römischen Tabel- 
lionen, zuerst einzeln, dann immer häufiger den Titel der 
kirchlichen Notare dem ihrigen hinzufügen, ja 
zum Schlusse sich lediglich seriniarü s. r. e. nennen. Stünden 
uns keine weiteren Hilfsmittel zu Gebote, so hätte allerdings 
die bisher vertretene Ansicht viel Wahrscheinlichkeit für sich, 
wonach im IX. X. und XI. Jh. die Scholen der städtischen No- 
tare allmählich in jenen der kirchlichen aufgegangen sind. 

Welchen Sinn hätte es aber dann, wenn der Verfasser un- 
serer Urkunde sagt: protus, qui praeest scriniarliis, quos nos 
tabelliones vocamus ? 

Wozu in so umständlicher und noch überdiess unrichtiger 
Weise die römischen seriniari den ravennatischen Tabellionen 
eleichstellen, wenn die städtischen Notare Roms in den Scholen 
der päpstlichen Skriniare aufgegangen waren, und wenn sie so- 
mit nicht allein dem Namen nach, sondern auch durch ihre amıt- 
liche und kuriale Stellung den seriniaru Ravennas durchaus ent- 
sprachen? Ganz abgesehen davon, dass es in Rom doch der 
eine oder andere Notar gelegentlich wieder riskierte, den alten 
bescheidener klingenden Titel Tabellio Urbis Romae unter seine 
Schriftstücke zu setzen, was den Verfasser der Zusätze — die 
Kenntnis der römischen Verhältnisse bei ihm vorausgesetzt — 
denn doch auf den Gedanken hätte bringen müssen, dass das 
stadtrömische Tabellionat nicht ganz abgestorben sei. 

Es ist das Verdienst Paul Kehrs, die Unhaltbarkeit 
der genannten Hypothese nachgewiesen zu haben, derzufolge die 
päpstlichen seriniarii und die städtischen Tabellionen im Laufe 

der Zeit in eine grosse Beamtenkategorie verschmolzen wären, 
und die ravennatische Glosse kann als Bestätigung der Richtig- 
keit der von ihm verteidigten Ansicht gelten. Am einleuchtend- 
sten und evidentesten von allen Gründen ist die ganz verschie- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 12 
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dene Entwickelung, welche die eigentliche kuriale,-d. h. die Schrift 
der päpstlichen Kanzleien, und die Notariatsschrift genommen 
haben — eine Divergenz, die ohne ein getrenntes Scholensvstem 
einfach nicht gedacht werden kann. 

Die Annahme des Titels scriniarii sancte romane ecclesie 
durch die römischen Tabellionen kann lediglich eine Aenderung 
in der Titulatur bedeuten, möglichenfalls darauf hinweisen, dass 
sie in nähere Beziehungen zur päpstlichen Notariatschule traten, 
insbesondere eine gemeinsame Öberleitung erhielten!, autorisiert 
aber durchaus nicht, eine Aenderung in ihren 
Funktionen daraus abzuleiten. 

Der Verfasser der Zusätze war somit, wenn wir uns die 
Mühe geben, semen Gedankengang zu verfolgen und seinen Wor- 
ten die entsprechend restriktive Interpretation angedeihen lassen, 
vollkommen berechtigt, die römischen Skriniare den 
Tabellionen von Ravenna gleichzustellen. Durch 
eine Dekretalenglosse erfahren wir ausserdem, dass der Name 
seriniarius auch sonst für spezifisch römisch galt ?. 

Weitergehend lässt sich nun aus einer Vergleichung der Ti- 
tulaturen, welcher sich die römischen Notare bedienten, mit ziem- 
licher Sicherheit die Zeitgrenze feststellen, innerhalb welcher der 
Ravennate geschrieben haben kann?. 

Bis zum Jahre 980 ungefähr findet sich noch regelmässig 
die Verbindung seriniarıus et tabellio Urbis Romae; von 980 an 
kommt der alte Titel tabellio immer mehr in Abnahme; vom 
Jahre 1010 angefangen ist er nahezu völlig in Vergessenheit ge- 


raten. 


ı Nicht ausgeschlossen wäre es m. E., dass ursprünglich ein Protus 
an der Spitze der Tabellionen, ein primiscriniarius an der Spitze 
der seriniarüi i. e. $. gestanden ist, und erst später beide Aemter perso- 
naliter und realiter uniert wurden. Die Quellen geben uns keine 
nühern Aufschlüsse. 

2 (ilosse zu ec. 13 X 2, 26: seriniarii appellantur tabelliones et est 
vulgare romanum. 

> Vgl. die Zusammenstellung der Skriniare und Tabellionen bei Hart- 
mann, Tabul.e. XIV—XXI. 
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Daraus ergibt sich, wenn wir noch berücksichtigen, dass Bo- 
nizo im vorletzten Dezennium des XI. Jh. seine Kanonensamm- 
lung schrieb!, dass das römische Richterverzeichnis 
zwischen 1010 und 1090 in die Provinzialgerichtsverfassung 
Aufnahme gefunden haben muss. — 

Was die Erläuterung der Stelle: primus defensor, qui praeest 
defensoribus, quos nos advocatos nominamus anbetrifft, so können 
wir uns kürzer fassen, da beide Rechtsinstitute allgemein be- 
kannt sind. 

Defensoren finden sich in Ravenna schon in früher Zeit. 
Aus Agnellus erfahren wir, dass sie zu Beginn des VI. Jh. in einer 
Schole mit einem Primicerius an der Spitze vereinigt waren; von ei- 
nenı Besuche bei Papst Felix IV (526—530) heisst es (c. 60): No- 
mina ... clericorum Ravennatis ecclesiae qui Roma venerunt 
cum episcopo . . . Marinus defensor. Maioranus notarius deten- 
sor. Hermolaus primocerius defensor. 

Sie lassen sich im Gebiete des Exarchates bis gegen das 
Ende des VIII. oder Anfang des IX. Jh. verfolgen. Von da ab 
scheint das Institut allmählich untergegangen zu sein. Karl d. 
Gr. ist bekanntlich der eigentliche Schöpfer und Organisator der 
kirchlichen Advokatie.e Vom Frankenreiche aus hat dieselbe 
schrittweise in Italien Eingang gefunden, indem die Bischöfe, 
Aebte und andere kirchliche Würdenträger, teils durch ge- 
setzliche Pression ?, teils dem natürlichen Bedürfnisse nachgebend, 
das fränkiche Institut der Schutzvogtei in ihrem Jurisdiktions- 
bereiche einführten. Für den Fall, dass ıhnen der Zutritt zu 


i Wattenbach, Deutschlands Geschichtsquellen II® 223. 

? In einer Testamentsurkunde aus der Mitte des VI. Jh. fungieren Cy- 
prianus et Thomas defensores S. E. Rav. mit ihren Unterschriften (Marini, 
l. c. p. 115). In einer zweiten Urkunde aus dem Jahre 575: Petrus v[ir] 
h[onestus] Collictar[is] fill. qd. Thomatis Defensorfis] (Marini, p. 117). In 
einer dritten und vierten Urkunde derselben Periode: Defensores S. E. Rav. 
(Marini, p. 135). 

® Die Kapitularien sind zusammengestellt in Ducange, Glossarium I? 
sub verbo advocati (1883 p. 104 #f.). 


12 * 
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den säkularen Placita verweigert wurde — und zwar war Ordens- 
mitgliedern das Besuchen weltlicher Gerichte schlechthin verboten, 
den Säkulargeistlichen war es nur untersagt, sich persönlich in 
weltliche Händel einzulassen! — konnten sie nunmehr ihre Rechte 
durch die Vögte ausüben lassen. Diese wurden zu allen Placita 
zugelassen, mussten das Fürsprecheramt übernehmen, Gottesurteile 
austragen und vor allem jederzeit bereit sein, mit den Waffen in der 
Hand Klöster und Kirchen vor feindlichem Ueberfall zu schützen. 
Als Entgelt für diese Dienste wurden ihnen meist die Einkünfte 
eines Kirchenanites als sogenannte Kommenda überwiesen ®. 
Wenn auch die Wahrscheinlichkeit dagegen spricht, dass die 


Vögte unmittelbar an die Stelle der Defensores traten — direkte 
(Juellenzeugnisse sind uns nicht erhalten — so sind die Rechte 


und Pflichten beider Institute doch von so auffallender Ueberein- 
stimmung, dass die Glosse des Ravennaten ‘quos nos 
advocatos nominamus’ durchaus zutreffend erscheint. 

Wir haben im Vorhergehenden die Abfassungszeit auf 1010 
bis 1090 festgestellt; als Beispiel sei darum ein Prozess vor einem 
ravennatischen Gerichte aus dem Jahre 1036 erwähnt *, in dessen 
Akten Advocatores des Klosters San Andrea vorkommen’. 

Schwieriger gestaltet sich der Nachweis, dass den Richter- 
stand des Exarchates zu Beginn des zweiten Jahrtausends Iu- 
ddices palatini, consules und pedanei gebildet haben. 

Die ravennatischen Urkunden nennen als Richter und Urteils- 
verkünder in zivilprozessualen Streitigkeiten jener Epoche regel- 
mässig einen „Iudex*, welcher manchmal ın dem Texte der Ur- 


’S. Stat. Rhisp. 799, 25 (ed. Boretius I 288). Caroli Admon. gen. 
189, 73 (ib. 60). 

®? Vering, Lehrbuch des K.R. ? 460. 

° Man vgl. die in Gregors d. Gr. Korrespondenz mehrfach erhaltenen 
Bestallungsdekrete für Defensoren (V 29, XI 38 u. a.). 

* Fantuzzı, & a. OÖ. II Nr. 31. 

® Ein anderes Beispiel aus dem Jahre 975 bei Ficker, Forschungen zur 
Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens, IV (1874) 87. 38, ferner in der Ur- 
kunde von 1001 April 4 S. 181. 
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kunde iudex palatii heisst, gleichzeitig aber in der Unterschrift 
sich selbst iudex dativus nennt. Zu feierlichen Sitzungen, in 
denen gelegentlich sogar Kaiser und Papst in Person erscheinen, 
finden sich eine Reihe von ludices, Comites und andern hohen 
Beamten ein. 

Als Belege mögen folgende Urkundenfragmente dienen: 

1. Placitum zu Ravenna 975 Dez. 19: Igitur cum Christi 
auxilium cum resideret domnus Paulus dei omnipotentis miseri- 
cordia iudex.. .! 

2. Placitum ausserhalb der Porta San Lorenzo im kaiserlichen 
Palaste, 996 Mail: Petrus Dativus qui vocatur de porta Laterani, 
Johannes Dati[v]Jus.... Andreas Dativus.... Johannes Dativus qui vo- 
catur de Calcaperto, hec sunt Iudicibus decivitateRavenna..? 

3. Feierliches Gericht in Anwesenheit des Kaisers Otto III 
und des Papstes Silvester II ebendaselbst, 1001 April 4: Adstan- 
tibus cum eis episcopis, abbatibus, diaconibus, monachis et ereimitis, 
clericis, comitibus, iudicibus atque consulibus et aliorum 
sublimium, quorum nomina hec sunt: .... . Petrus sacrosanctı 
Palatii Lateranensis comes, Aradus comes, Tarvaldus qui vocatur 
Paulus, Iudex ex genere Ducum, Petrus Iudex sacrosanctı 
Palatii, IudexetadvocatorS. Rav.E. et alius Pe- 
trus index . ... . et alio Andrea Dativo ... . Johannes dativus 
Calciapelle .. . Unter den Subskriptionen fungiert dieser Petrus 
iudex als: Ego Petrus Deo annuente Dativus huic refutationi et 
sponsioni interfui et subscripsı. 

Es nennen sich daselbst ausser ihm noch: 

T Silvester . . . 

T Octo Servus Apostolorum . . . 

+ Constantinus in Dei.noe tabellio, Civ. Rav. et Dei 
gra sacrıpalatiiiudex?. .. 


ı Ficker, a. a. O. IV 37. 38. 

2 Fantuzzi, a. a. O. V 262. 263. 

® Durch diese Subskription, sowie durch den im Texte gen. Petrus I] 
wird der Einwand beseitigt, welchen man gegen diese Beweisführung er- 
heben könnte, die Iudices s. palatii dieser Urkunden gehörten sänıtlich dem 
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T Leo eps [s. Vercellensis ecclesie]! et logotheta palacı 
Andreas Christi misericordia tabello . . „2... 

4. Königsgericht am selben Orte, 1001 April?: 

Unter den Anwesenden werden genannt: 

Bischof Leo, Logotheta sacrosancti Palati, und der Pfalz- 
graf und Protospatarius des kaiserlichen Palastes Otto, adstan- 
tibus cum eis... . inprimis Tarvaldus qui vocatur Paulus, Judex 
et de genere Ducis. | : | ! , iudex qui vocatur Liucius (?) , | | 
iudex sacripalatii, Johannes dux (dativus?) qui vocatur 
Calciapelle . . .? 

5. Gericht zu Ravenna, 1013 Aug. 27: 

Igitur cum Christi auxilio dum resideret domnus Johannes 
iudex qui dieitur Calcians pellem,' in curte Saneti Pullionis 
inartiris et ıbi cum eo bone opinionis et laudabilis fame viri . . .! 

Subscriptio: Johannes divino lumine dativus hoc iudicato, ut 
superius legitur, iudicans ssi. 

6. Königsgericht zu Ravenna, 1029 April 11: 

Dum resideret in iudicio et in generali placito Gebehardus 
archiepiscopus Ravennae adstantibus maxıma pars nobilium viro- 
rum omnmium, quorum nomina haec ..... multi iudices, 
Guido comes fil. q. Tetrigrimi et alio Guido comes gener eius, 
et Adelbertus comes .de Maynardo ... et alii multi. . . 

Ubi eum Andreas iudex praecepisset, ut Johannes tabellio 
pro domino suo calumniae iuramentum praestaret . . . refutantt. 
Subscriptionen: 

Ego Andreas Romani iudeximperii.... 

Eso Gerardus imperatorisjudex... 

Johannes magiıster militiae . . . 

Theobaldus ex genere Ducum. 

Petrus Dux de Traversaria . . .5 


Lateranpalaste an, nicht dem Palaste und Gebiete von Ravenna. 
! Die Ergänzung haben wir aus der folgenden Urkunde entnommen. 
®2 Fantuzzi a. a. OÖ. III 13. * Ficker a. a. OÖ. IV Nr. 48. 
° Fantuzzi a. a. O. 1 227. 5 Ficker a. a. O. IV 74. 70. 
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Aus diesen Zitaten ist ersichtlich, dass wir im Exarchate wohl 
Judices Palatii (oder sacrosancti palatii) finden, dass sich 
diese aber nicht ordinarıi, sondern dativi nennen!. Wenn 
man sich nicht zur Annahme entschliessen kann, dass der Grund 
für das Nichtvorkommen eines „nudex ordinarius“ lediglich 
auf der geringen Zahl der uns überlieferten Urkunden beruht, 
so muss man sich mit der Erklärung abfinden, dass „ordinarius 
iudex“ nur ein wissenschaftlicher Terminus technicus war, welcher 
als Titulatur keine Verwendung fand, sondern durch „dativus“ 
ersetzt worden ist. Dass die höchsten Beamten Ravennas schon 
frühzeitig sich „iudices“ xat’ ££041v genannt haben und in dieser 
Weise auch tituliert wurden, beweist uns die Formel LXII des 
Liber Diurnus. 

In den dreissiger Jahren des XI. Jh. verschwinden die Pfalz- 
richter im Exarchate und bald auch im übrigen Italien; an ihre 
Stelle treten neue Beamte, die sich missi et vassi impe- 
ratoris nennen?. 

Aus diesem Umstande lässt sich der Schluss ziehen, dass der 
Ravennate wohl vor dem Jahre 1030, also zwischen 
1010 und 1030 geschrieben hat. 

Ausschlaggebend in der Entscheidung, ob der erste Abschnitt 
unserer Urkunde auf Ron oder Ravenna Bezug nimmt, ist die 
Erwähnung der consules oder consulares, von denen 
es unmittelbar nach der eingeschalteten Notiz über die römischen 
Pfalzrichter heisst: iudicatus regunt et reos legibus puniunt et 
pro qualitate criminum in noxios dietant sententianı. 

In Rom war unter den fränkischen Königen die Präfektur 


! Die Stellung und Funktionen der dativi sind sehr bestritten; es würde 
zu weit vom Thema abführen, hierauf näher einzugehen. 
® In den auf Ravenna Bezug nehmenden Urkunden finden wir: 
1030 April 20: Alexander missus et vassus (Konrads Il). 
1030 April 27: denselben (Fantuzzi a. a. O. I nr. 93. 94). 
1037 Jan. 22: Cisno missus et vassus dni Cunradi imperatoris (ib. Inr. 190). 
1055 Juni 13: Comites Bertoldus et Sittibaldus, missi imperiales (ib. 1. 
nr. 107) u. a. m. 
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zu neuem Leben erwacht. Das wichtigste Amt, welches ihre In- 
haber von nun an bekleideten, war das der Ausübung des Blut- 
bannes innerhalb des römischen Stadtgebietes!. Es wird uns 
diess im Liber Pontificalis bezeugt gelegentlich des Prozesses wider 
die Mörder eines der höchsten Palastbeamten Papst Stephans Ill, 
welcher im Frühjahr 772 spielte, und auf welchen wir näher ein- 
gehen müssen, weil uns in demselben zugleich in anschaulichster 
Weise der Unterschied zwischen römischer und ravennatischer 
(serichtsverfassung vor Augen geführt wird. 

Kaum hatte Hadrian die Katlıedra Petri bestiegen, berichtet 
der Liber Pontiticalis, so befahl er die mutmasslichen Meuchel- 
mörder des einstigen Secundicerius Sergius, einen Kämmerer des 
Laterans namens Kalvulus und einen Presbyter und einen Tribun 
aus Anagni, dem Praefectus Urhi zu übergeben: ut more 
homicidantium eos coram universo populo examinaret?. Diess ge- 
schah. Das peinliche Verhör wurde im Kerker ad Ele- 
phantum vorgenommen und Kalvulus hauchte schliesslich, ohne 
sein Verbrechen zugegeben zu haben, auf der Folter seinen Geist 
aus®. Die beiden Kampagnolen legten dagegen reumütig ein un- 
fassendes Geständniss ab, so dass man ilınen in Anbetracht dieses 
mildernden Umstandes die Todesstrafe m Exil nach Byzanz um- 
wandelte. 

Die gedungenen Meuchelmörder waren damit bestraft; nur 
der Änstifter der That, ein gewisser Paul Afıarda, ein in lango- 
bardischem Solde stehender Agitator, erfreute sich noch unein- 
geschränkter Freiheit, da er in Rom einen grossen Anhang be- 
sass. ‚Jedoch war er so unvorsichtig gewesen, sich als Gesandten 
an den Hof des Königs Desiderius schicken zu lassen. 

Inzwischen sandte Hadrian die Gerichtsakten über die Aus- 
sagen, welche die Folter den Kampagnolen erpresst hatte, dem 


’ Gelegentlich konnte der Präfekt aber auch in Zivilprozessen zuge- 
zogen werden: vgl. Galletti, Del Primicero 221 (Urkunde vom Jahre 997. 
®? In Vita Hadriani (ed. Duchesne I 489. 490). 


° „Crudeli morte amisit spiritum®, 1. c. 
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Erzbischof Leo von Ravenna: ut eidem Paulo omnia per ordinem 
relegerentur. Sei es, dass die Instruktion doch etwas präziser 
lautete, als uns der Liber Pontificalis glauben machen will, seı 
es, dass der Erzbischof den eigentlichen Auftrag sehr wohl zwi- 
schen den Zeilen zu lesen verstand — jedenfalls, als Paul Afıarda 
auf seiner Rückreise von Pavia Ravenna berührte, liess jener ihn 
festnehmen und empört über die frevelhafte Tat „confestim sine 
auctoritate apostolica* einem consularis Ravennatium 
urbis ausliefern, welcher dem Anstifter des Meuchelmordes ge- 
nauin derselben Weise wie in Rom der Prae- 
fectus Urbi den andern Verbrechern den Prozess machte. 

Er liess ihn im Beisein des Volkes so lange foltern, bis er 
sich schuldig bekannte, und sodann das Todesurteil an ihm voll- 
strecken. 

Die Strafgerichtsbarkeit lag somit gegen Ende des VIII. Jh. 
in Rom in den Händen des Präfekten, in Ravenna und, wie wır 
hinzufügen können, in den übrigen Landstädten war sie Kon 
sularen oder Konsuln! anvertraut. Sowohl die Präfekten Roms 
als auch die Konsuln Ravennas können wir bis ins spätere 
Mittelalter verfolgen ?; dass man den einen oder andern vor 
dem XIL. Jh. die Blutgerichtsbarkeit entzogen hätte, ist uns nir- 
gends bezeugt und hat auch durchaus keine Wahrscheinlichkeit 
für sich. 

Dass in der Zeit, in welcher der Ravennate geschrieben ha- 
ben kann, nämlich 1010— 1030, in Rom Consules die Strafgerichts- 
barkeit gehabt hätten, dein widerspricht direkt und in eklatanter 
Weise die kurz vor dem Jahre 1000 aufgezeichnete Graphia. 
Nachdem sie über die römischen Beamten, insbesondere die Iu- 
dices palatini ausführlich gehandelt hat, fährt sie fort: 

Consules in unaquaque provincia ab imperatoribus 


' Vgl. die S. 181 zitierte Urkunde (3.). 

° In einem Placitum aus dem Ende des X. Jh. erscheinen: Leo archi- 
diaconus . 2.2.22... una cum Johanne Urbis Romae praefecto (Galletti. 
l. c. append. Nr. 21). 
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eonstituti sunt, ut subditos suo consilio regant . . 2.2... 
Ihr Zeugnis allein könnte eigentlich genügen, um jeden Zwei- 
fel zu benehmen, dasssich der Passus der Urkunde über 
die Consules als Strafrichter einzig und allein 
auf ausserrömische Verhältnisse beziehen kann. 
Zum Schlusse müssten wir noch über die Pedanei Ra- 
vennas handeln; allein hiefür lassen uns alle sonstigen Rechts- 
quellen im Stiche. Sollte die vorgebrachte Deutung von ‘idest 
nostri iudices’ richtig sein, so wäre es sehr leicht möglich, dass 
sie hie und da unter den den Placita beigezogenen Iudices 
versteckt sind. Auch v. Bethmann-Hollweg hält es für wahr- 
scheinlich, dass sie im Exarchate existiert haben, trotzdem sie 
sonst in keiner der uns erhaltenen Urkunden erwähnt sind'. 

Um die ohnelin verwickelte Beweisführung nicht zu sehr in 
ihrer Deutlichkeit zu beeinträchtigen, bin ich bei den bisherigen 
Ausführungen von der Idee Blumes und anderer ausgegangen, 
der Verfasser dieser Zusätze sei ein Ravennate gewesen; ich muss 
nachträglich diese Annahme dahin modifizieren, dass es trotz alle- 
dem noch fraglich erscheint, ob diess wirklich zutrifft und ob seine 
Schrift. gerade über die Gerichtsverfassung von Ravenna han- 
delte. Rom und Ravenna sind eben die einzigen Städte Italiens, 
iiber deren ältere Verfassungsgeschichte wir uns einigermassen 
orientieren können, alles andere ist in ein undurchdringliches 
Dunkel gehüllt. Es muss genügen, zu konstatieren, dass das 
Wenige, was wir erfahren, auf Ravenna im Grossen und Ganzen 
zutrifft. Möglicherweise könnte der Verfasser z. B. auch in Ri- 
mini gelebt haben, schwerlich aber ausserhalb des Exarchates 
oder der Pentapolis. 

Das Resultat des zweiten Abschnittes dieser Untersuchung 
ıst demnach, dass wir in der Notitia in jenem Unfange, wie sie 
uns Johannes Diaconus hinterlassen hat, wieder zwei Bestandteile 
genau zu trennen haben: 


"A. a.0. V 261. 
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1. Das eigentliche „Verzeichnis der römischen Richter“, wel- 
ches lediglich die sieben Palatialrichter in Rom betrifft. 

2. Die Zusätze, welche teils gemacht wurden, als das Ver- 
zeichniss der römischen Pfalzrichter in irgend eine Abhandlung 
über eine Gerichtsverfassung des Exarchates von Ravenna Auf- 
nahme fand!, teils überhaupt dieser Abhandlung angehören und 
zwischen den Jahren 1010 und 1030 geschrieben sein dürften ?. 

Nachdem wir so „die Urkunde aus dem Jahre 1000“ von 
allen ihren Inkrustationen befreit haben, bleibt uns als Kern ein 
Fragment zurück, welches sowohl inhaltlich als der Form nach 
mit einem Fragmente aus der Graphia und dieser ver- 
wandter Schriften eine auffallende Uebereinstimmung_ zeigt. 
Bevor wir daher dem Ursprunge jenes nachgehen, müssen wir 
dieses letztere näher untersuchen. 

Dieses Fragment über die Iudices Palatini ist uns in fünf 
verschiedenen Schriften erhalten: in Graphia Aureae Urbis 
Romae und in den Mirabilia, ın Cencius und Albinus, 
schliesslich in einem von Merkel aufgefundenen Kodex der Lau- 
rentiana (aed. 122 f. 129), der hauptsächlich das Sacramenta- 
rium Gregorii enthält. Es fragt sich nun, in was für einem 
Verhältnisse stehen die Schriften zu einander, soweit es das Frag- 
mentum angeht? Enthält eine von ihnen den Originaltext des- 
selben, oder haben sie — sei es teilweise in Abhängigkeit von 
einander, sei es unabhängig — das Verzeichnis der Palatialrichter 
einer gemeinsamen älteren Quelle entnommen ? 

Wir beginnen mit dem zuletzt genannten Sacramentar. Die 
Angabe Merkels, dass dieser Florentiner Kodex dem Beginne des 
IX. Jh. angehöre, berichtigt Bluhme in seiner Ausgabe in den 


* Dahin ist zu rechnen: In romano vero imperio et | sed et in romana 
ecclesia | Rome? | quos nos tabelliones vocamus | quos nos advocatos 
nominamus. 

” Nämlich der einleitende Satz bis zu idest nostri iudices und der 
Schlusssatz von alii vero qui dicuntur consules angefangen. 
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Monumenta dahin, dass der Kodex dem Ende des X. Jh. ent- 
stamme, und fügt hinzu, das Manuskript führe das Fragment 
zwischen jenem griechisch-römischen Ritual, welches die Krönung 
des Kaisers, der Kaiserin und .des Papstes darstellt und von 
Mabillon im zweiten Bande seines Museum Italicum (p. 397—411) 
veröffentlicht worden ist. Auch diess scheint noch unrichtig zu 
sein; das von Mabillon publizierte Zeremoniale hat den Kardinal 
Cajetan Stephaneschi (T 1343) zum Verfasser. Eine Papstkrönung 
ist daselbst nicht zu finden. Der Text auf Seite 406-411 ist 
speziell für Robert von Sicilien und dessen Gemalin unter Kle- 
mens V in Avignon angefertigt worden: nam nihil inveniebatur 
litteris traditum, qualiter reges et reginae debent inungi et coronari 
eo quod in pontificali romano non habetur nisi de unctione 
et coronatione imperatoris et imperatricis — wie der Text selbst 
(p. 406) sagt. Alle Bestandteile des Rituales deuten überhaupt 
daraufhin, dass wir einen Ordo vor unshaben, derden Verhältnissen 
seiner Zeit durchweg angepasst ist; wenn ihm auch ein älterer zu 


Grunde liegen sollte — ganz ohne Vorlage ist er natürlicherweise 
nicht entstanden — so ist der betreffende jedenfalls derart um- 


gearbeitet worden, dass von einer erkennbaren Uebereinstimmung, 
wie Bluhme will, nicht die Rede sein kann. Es folgt daraus, dass 
auch Bluhmes Altersangabe bezüglich des Codex Florentinus viel 
zu hoch gegriffen sein dürfte, und die Handschrift aus diesem 
Grunde keinen Vorzug verdient. 

Indess gibt uns doch der Umstand, dass das Fragmentum ın 
Verbindung mit dem Sakramentar Gregors d. Gr. und einem oder 
mehreren Ordines romani vorkonımt, einen Fingerzeig, wo wir mög- 
licherweise die Vorlage für die Zusammenstellung in der Florentina 
zu suchen haben. 

Bereits im V. Jh. wurde es in der römischen Kirche als grosser 
Uebelstand empfunden, dass man kein offizielles Verzeichniss aller 
ihr zinspflichtigen Domänen, Abteien u. s. w. besass; je weiter 
sich der Kirchenbesitz ausbreitete, um so schwieriger wurde selbst- 
verständlich auch die Kontrolle über die eingelaufenen Zinsgelder, 
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und es bedeutete für die römische Kirche eine namhafte Einhusse, 
solange man nicht im Stande war, auf Grund eines authhen- 
tischen Zinsbuches vielleicht schon seit Jahrzehnten aus- 
vebliebene oder bereits vergessene Abgaben an die römische Kirche 
einfordern zu können. 

Papst Gelasius unternahm es darum, ein solches Zinsbuch, 
Polypticus genannt, anzufertigen und wies zu diesem Zwecke 
seine Oekonomen, Defensoren und sonstigen Beamten an, genaue 
Rechnungsausweise über die Erträgnisse der Kirchengüter einzu- 
senden. 

„Quid utilitatis intersit, heisst es in einem solchen Zirkular- 
schreiben, romane ecclesie | | | | , turum defensor plenius novit. 
Proinde cum eorum | ! | loca que necessaria | ' | | it, accedere 
sine dilatione debebis et diligenter, cuius meriti sint 
vel quid! prestare nune possint, prudenter prospicere 
factaque fideli descriptione nos reddere certiores, ut qualiter 
de eadem re transigere debeamus, plenius nosse possi- 
nıus. Simul etiam in quot annis intra Piceni provinciam nunc 
predia venumdentur convenit declarari, ut tam possessionum, de 
quibus agitur, quantitate perpensa quam mensionis Instauratione 
comperta in nullo dispendium sustinere valeamus. Necessarium 
est ergo, ut cunceta circuminspectu inquirantur, que in- 
vestiganda mandavimus et de omnibus, que ad causam pertinent 
certiores reddamur?*. 

Was Gelasius begonnen, setzte Gregor, der grösste Or- 
ganisator seines Zeitalters, fort und fügte dem Einkünfteverzeich- 
niss noch eine Liste aller Ausgaben der römischen Kirche bei:? 
cunctorum patrimoniorum praediorumque reditus ex (selasiano 
polyptyco, cuius nimirum studiosissimus videbatur pedissequus, 
adaeravit, eoruimque pensionibus in auro argentoque — collatis 


" Andere Lesart qui (Codd. Vallic. Cass.). 

? Schreiben an den römischen Diakonen Corvinus vom 17. Jan. 494; 
abgedruckt im Neuen Archiv V 510 Ann. 

° Johannes Diac. in Vita Greg. II 24 (Migne, Patr. lat. 75, 94. 95). 
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omnibus ordinibus ecclesiasticis vel palatinis, monasteriis, ecclesiis, 
‚coemeteriis, diaconiis, xenodochüs urbanis vel suburbanis — quot 
solidi singulis quater in anno distribuerentur, Pascha sc., natalı 
apostolorum, natalı sancti Andreae natalitioque suo per polyp- 
tychum quo hactenus erogatus indixit. 

Wie der Name polyptycus besagt, bot das Zinsbuch genügend 
Raum, um nicht nur die fortlaufenden Zehnten aufzunehmen, 
sondern auch alle späteren Erwerbungen der Kirche darin ein- 
zutragen. Bis ins IX. Jh. können wir seinen Gebrauch verfolgen, 
wie aus den zuletzt zitierten Worten Johanns (T 882) hervor- 
geht — von da ab scheint es in Vergessenheit geraten zu sein. 

Erst im XI. Jh., nachdem Rom und das Papsttum die schwerste 
Krisis im Kampfe gegen äussere und innere Feinde überwunden 
hatte, versuchte man die Traditionen aus den Zeiten einstiger Grösse 
neu zu beleben. Auch das Zinsbuch wurde wiederum hervorgesucht, 
aber nur in seinem ersten Teile für die Praxis für wert 
erachtet. Man hielt es für einfacher, die Ausgaben der Kirche 
in den Ordines romani zu vermerken und letztere nebst an- 
deren Urkunden ähnlichen Inhalts dem Zinsbuche beizufügen. 

Dieses neue Zinsbuch war, wie für die damaligen litterarischen 
Verhältnisse kaum anders erwartet werden kann, sehr unbeholfen 
und wenig übersichtlich angeordnet und vieles ungehörige herein- 
gezogen worden. Aus der Art und Weise der Zusammenstellung 
in der sog. Sakramentarhandschrift dürfen wir vermuten, dass 
dem Codex Florentinus ein solcher Versuch gregoria- 
nischer Renaissance zu Grunde lag. 

Hiemit werden wir unmittelbar zur zweiten Gruppe der Ueber- 
lieferungen des Fragmentes geführt. 

Durch das Wiederaufleben des Zinsbuches der römischen 
Kirche angeregt fand sich bald eine Reihe von Klerikern, die es 
sich angelegen sein liessen, aus den reichen Schätzen der römi- 
schen Archive und Bibliotheken eine möglichst vollständige Zu- 
sammenstellung der Urkunden über Prärogative der römischen 
Kirche anzufertigen, und es zeigte sich in kurzem, dass diess ein 
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sehr dankbares Arbeitsfeld bot. 

Bereits unter Gregor VII wurde eine solche Sammlung 
publiziert, die aber für uns verloren gegangen ist!); wir kennen 
erst die Kollektionen Anselms von Lucca und Deusde- 
dits?). Keiner von beiden bringt das Fragment über die Pala- 
tialbeamten; wir finden es erst bei dem nächsten in der Reihe 
der Sammler?): bet Benedictus Presbyter. Es ist zwar 
dessen „Polypticus“ auch nicht im Original erhalten, wohl aber 
eine, wie wir vermuten dürfen, ziemlich genaue Chrestomathie des- 
selben in den Gesta pauperis scolarıis Albini m 
Codex Vaticanus 3057 (Ottobon.)*. 

Das zehnte Buch der Gesta, welches zusammen mit den fol- 
genden die Temporalien der römischen Kirche behandelt, be- 
ginnt mit den Worten (Fol. 127 a): Incipiunt excerta politicı a 
presbitero benedicto compositi de ordinibus Romanis et dignitati- 
bus Urbis et sacri palatıii. — Und um weniges später (Fol. 128a) 

de nominibus iudicum et eorum intractionibus. 

Primicerius idest prima manus. chera enim grece latine 
manus dicitur (rel... Dieser Titel entspricht völlig jenem eines 
Codex Vaticanus sine numero olim Columnensis (s. XIIL. in.) 
welcher den besten Text des Mirabilienfragmentes enthält). 


! Vgl. insbesondere Paul Fabre, Etude sur un Manuscrit du Liber 
Censuum du Cencius Camerarius [Cod. Vat. 8486] 1883 (Publ. de l’Ecole 
frang. de Rome, Melanges d’Archeol. et d’Hist. Ille annee, p. 328--372). 
Derselbe, Etude sur le Liber Censuum de l'eglise romaine, Paris 1892 (Bibl. 
des Ecoles francaises d’Athenes et de Rome LÄM). 

3 Vgl. E. Stevenson, Osservazioni sulla Collectio Canonum di Deus- 
dedit, Roma 1885 (nell’ archivio della R. Societa Romana di Storia Patriu 
VIII) 305—398. Spez.: p. 350. 354. Das, was Deusdedit mit Albinus ıden- 
tisch hat, findet sich in den Gesta pauperis scolaris Albini (Cod. Ottob. 
3057) fol. 130- 136Y (137). 

® Vgl. das Schema von Paul Fabre, a. a. O. p. 25. 

* Hiezu kommt noch eine verstümmelte HS. (Cod. 512) der Munizipal- 
bibliothek von Cambraı. 

°® Von Urlichs (Codex Urbis Romae Topographicus, 1871) Codex b ge- 
nannt. Auch der gleich zu erwähnende Liber CGensuum (Vat. lat. 8456) be- 
fand sich bis zu Beginn unseres Jahrhunderts im Besitze der Colonna. Da 
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Wenn sich auch nicht mit Sicherheit bestimmen lässt, wie 
weit die Exzerpte in der Tat aus Benedictus Presbyter her- 
rülren (Fabre vermutet bis Fol. 137), so ist doch zweifellos, 
dass das auf Foho 127 folgende Blatt noch Auszüge aus Bene- 
dikt enthält. 

Cencius, dessen eigenhändiges Exemplar des Liber Cen- 
suum ‚noch in der Vaticana (Vat. lat. 8486) aufbewahrt wird, 
hat die Gesta Albiniı ın ausgiebiger Weise benützt und führt 
unter den Urkunden itber die Prärogative der römischen Kirche 


ebenfalls unser Fragmentum — nicht etwa die Notitia wie Pertz 
meinte — und zwar als caput XXXVI. De nominibus iudieum 


et eorum intractionibus!. 

Man würde aber fehlsehen, wenn man daraus schliessen 
wollte, er habe es aus Albınus entnommen. Soweit sich ermitteln 
lässt, hat Cencius nur die Kapitel 71—164 (ausgenonmen Kapitel 
75. 76. 84. 87. 88. 121-—129) aus Albinus direkt entlehnt*). Die 
Kapitel 31—42 sind dagegen insgesamt aus der Graphia 
oder aus den Mirabilia mundi kopiert®), und somit unzweifel- 
haftauch der Abschnitt über die lIudices Pala- 
tini trotz seiner Identität mit jenem des Priesters Benedikt. 

Somit bleibt nur noch zu entscheiden, woher Benedikt das 
Fragmentum entlehnt hat. Wenn wir in der Handschrift des 


(lie Lesarten fast völlig übereinstimmen (Ausnahme: Urlichs notiert: ın- 
trationibus) vermute ich, dass jener L. C. der verschollene „Vat. b.* ıst. 
Ueber die Identität von Graphia und Mirabilia bezüglich unseres Textes 
s. u. letzten Absatz. 
! Nicht, wie Fabre Etude sur un manuscrit p. 348 unrichtiger Weise 
mitteilt, ‘de eorun instructionibus”. 
2) Paul Fabre, Etude sur le L. C. p. 11. 
») cap. 31 = $ habet autem turres (in der Graphia) 
cap. 82 foris portam Appiam . 
cap. 33 de pontibus ... 
cap. 34 in Tarpeio templum asyle ... 
cap. 35 ibi juxta sunt caballi... 
cap. 36 primicerius palatii habet.. 
cap. 37 de colupnis . colupna Ant.... 
Cap. 38 in summitate triumphalis .... u. 8. w. 


a 
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Albinus weiterblättern, finden wir auf Foho 150 v: 

Qualiter iudex et scriniarius a Romano pontifice instituatur. 
Cum presentatur domino pape ille qui iudex est ordinandus . , 
(rel... Diess stimmt, abgesehen von der später noch einmal zu 
erwähnenden Abänderung, dass hier der Papst, dort der Kaiser 
als Promotor erscheint, mit einem der Schlusskapitel der 
Graphia überein!: 

Qualiter iudex constituendus sit. Quando iudex constitui 
debet, veniat ante imperatorem (rel.). 

Allerdings gehört dieser Abschnitt nach der Berechnung 
Fabres nicht mehr der Sammlung Benedikts an, sondern bereits 
der Chrestomathie aus der Schrift des Kämmerers Boso. Allein 
abgesehen davon, dass diese Zergliederung der Gesta Albini 
durchaus nicht über alle Zweifel erhaben ist, lässt sich hieraus 
doch so viel abstrahieren, dass die Graphia, beziehungsweise 
Mirabilia, ebenso wie die Ordines romani bei allen derartigen 
Sammlungen herangezogen wurden; dass folgeweise die grösste 
Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass auch Benedictus Presbyter 
sein Fragment, wenn auch nicht direkt, so zum mindesten in- 
direkt aus der Graphia oder den Mirabilien entlehnt hat. 

Dieselben Konsequenzen ergeben sich für jenen Kleriker, 
welcher die Kollation des Codex Florentinus anfertigte. — 

Indem somit alle Spuren der Kanonisten auf die Graphia 
und Mirabilia zurückführen, wenden wir uns diesem ebenso 
eigenartigen als interessanten, ehedem vielbenützten, heute leider 
fast vergessenen Denkmale römischer Rechts- und Kulturge- 
schichte zu. — 

Die Graphia Aureae Urbis Romae? ist aus zwei, sachlich 
differierenden Teilen zusammengesetzt. Die eine Hälfte handelt 

ı Ozanam, Documents inedits pour servir äa T’histoire litteraire de 
’Italie, Paris 1850, 183. 

? Literatur: Ozanam a. a. O., 83—93. 155—184. v. Giesebrecht 
a. a. O. 1°? 879—881. 881-883. Ferner die zur „Notitia* zitierten Abhand- 


lungen von Blume im rhein. Museum V und Merkel-Savigny in der 
Gesch. d. röm. R. im MA. VII 8. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 13 
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von den Monumenten Rons, die andere enthält eine detaillierte 
Beschreibung alles Sehenswerten am kaiserlichen Hofe: der Pala- 
tialbeamten, der Theatervorstellungen, des Kaisers selbst, seiner 
Triumphzüge aufs Kapitol u. s. w. Reiht schon der Verfasser 
der Graphia die heterogensten Dinge aneinander, so erhält die 
Schrift ein noch viel bunteres Aussehen durch die Nachlässig- 
keit mittelalterlicher Kopisten, welche einheitliche Artikel ın 
ganz willkürlicher Weise zerrissen. 

Überhaupt ist es mit der Ueberlieferung der Graphia ziem- 
lich schlecht bestellt. Die von A. F. Ozanam (1850) publizierte 
Ausgabe beruht auf einem Sammelkodex des XIV. Jh.’!, wel- 
cher insbesondere gegen Schluss des Textes hin ebensoviel Lücken 
als Fehler aufweist. Da die sonstigen bekannten Codices nur 
die legendären und topographischen Teile enthalten, so kommen 
sie hier nicht weiter in Betracht?. Aus dem Texte der Graphia 
ist ersichtlich, dass sie mehrere Redaktionen erlitten hat, deren 
jüngste nach dem Jahre 1154 anzusetzen ist, deren älteste aber 
in die Zeit Ottos 111. fällt3. 

Nach Ozanam* ist die Graphia ungefähr im VII. Jh. ent- 
standen, das ist in jener Zeit, „oü Rome reconnaissait encore 
la souverainete de Byzance, en conservant son titre de capitale 
et en maintenant dans ses coutumes les honneurs reserves aux 
Cesars s’ il leur plaisait de revoir le Capitole“. „Üette provision, 
führt Ozanam fort, ne se realisa qu’une seule fois, lorsqu’en 633 
l’empereur Uonstans vint en Italie, entra solennellement dans 
Rome, lA pilla durant douze jours“. Eine Stütze für seine An- 
nalıme glaubte er vornehmlich darin gefunden zu haben, dass 
das Zeremonialbuch Konstantins VII Porphyrogennetos — auf 
dessen Anregung die sogenannten rapaypayal üv Ta2Aa.Mv, 
der offizielle Kommentar zu den Bas:x& aus den Schriften 


! Laurentiana, pl. 99 inf., 44. 

? Vgl. Trlichs a. a. O. 113. 

3 Es wird das Grabmal Anastasius’ IV. noch erwähnt, welcher 1154 starb. 
*A.2. 0.91. 
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Justinianischer Juristen geschrieben wurden! — eine auffallende 
Verwandtschaft mit der Graphia zeigte: „le ceremonial romain 
a bien plus de simplicite?.... 1’ antiquite paienne est plus 
voisine et la mythologie brode ses fables jusque sur la tunique 
du prince.“ Diess erschienen ihm genügende Gründe, um die 
Graphia für älter als das Zeremonialbuch zu halten. 

Allein mit Unrecht. 

Die byzantinische Verbrämungder Graphia berechtigt noch 
nicht dazu, ihre Entstehung vor die karlingische Epoche zu 
setzen; wenn auch die Oberhoheit der byzantinischen Herrscher 
Mitte des VIII. Jh. ihr Ende erreicht hatte, so liefen doch die 
politischen und kulturellen Beziehungen zwischen Rom und By- 
zanz noch immer fort. Charakteristisch hiefür sind insbesondere 
die Verhandlungen am Hofe von Konstantinopel mit Bischof 
Liutprand, welchen Otto I zu Nikephoros Nikas gesandt hatte 
mit dem Auftrage, für seinen Sohn Otto um die Hand Theo- : 
phanos zu werben? Er wurde sehr ungnädig empfangen und 
musste ohne die Königsbraut wieder abziehen. Erst der nächste 
Usurpator unter dem Trullus gab der Bitte Gehör; 962 kam 
Theophano nach Rom, wurde von Johann XII zur Kaiserin 
gekrönt und Otto I. angetraut: von da ab war byzantinischen 
Einflüssen wieder Tür und Tor geöffnet. 

Die Erwähnung des Grafen von Tusculum als Dictator, 
eines Praefectus navalis®, des Prothospatharius, des Logothe- 


ı Konstantin war dem Namen nach Kaiser von 912—959. Zu seinen 
Schriften siehe Krumbacher, Geschichte der byzant. Literatur ? (1897) 
254— 256. 

* Eine. Argumentierung, die sich mit derselben Berechtigung um- 
drehen liesse. 

® Uns erhalten in Liudprandi episcopi Cremonensis relatio de legatione 
Constantinopolitana (968), MMG. SS. IlI 347-—363. — Als weiteres Charak- 
teristikon möge angeführt sein, dass man noch lange Zeit von Rom nach 
Byzanz, von Byzanz nach Rom in Verbannung schickte, wofür ich oben 
bereits ein Beispiel (die beiden Kampagnolen) angeführt habe. 

* Das Regestenkopialbuch von Farfa hat uns ein Placitum Ottos IIL 
von 999 aufbewahrt, in welchem es heisst: residentibus ibi .. . Leone et 


13 * 
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ta! und viele andere Einzelheiten, welche der Verfasser der 
(sraphia bringt, lassen keinen Zweifel darüber, dass letztere in 
die Regierungszeit Ottos II fällt. 

Die von ÖOzanam richtig erkannte Tatsache, dass das 
Christentum darin den Heidentum gegenüber völlig in Schatten 
tritt, ist mit dieser Epoche sehr wohl vereinbar. Diess war die 
unausbleibliche Folge des kulturellen Rückganges, um nicht zu 
sagen der Verwilderung Roms im IX. und X. Jahrhundert; es 
möge genügen an die Anklagen zu erinnern, welche man wider 
Papst Iohann XII erhob2, oder an die Schilderungen des mön- 
chischen Lebens in damaliger Zeit, wie sie uns der Libellus 
destructionis Farfensis des Reichsabtes Hugo°® erhalten hat. 

Darum ist die Graplia weder eingegen dieKirche 
gerichtetes Tendenzwerk, wie man schon behauptete 
— schwerlich hätten sie sonst Benedikt und Cencius so aus- 


Johanne prefecto dativis iudieibus, Paulo eodem dativo iudice Gerardo gra- 
tia Dei inclito comite atque imperialis militie magistro, Gregorio ex- 
cellentissimo viro qui vocatur de Tusculana atque pre 
fecto navali, Gregorio viro elarissimo qui vocatur Miccinus atque ve- 
starario sacri palatii, Alberico filio Gregorii atque impe 
rialis palatii magistro (rel.). 

Einen Dietator Tusculanensis kennt auch die Chronik von 
M’Cassino (Muratori, Seriptores IV 089; dazu v. Savigny l. c. I? 375). Ueber 
dieGrafenvon Tusculum ». insb. J. Jung, Organisationen Italiens 
von Augustus bis auf Karl d. Gr. in d. Mitth. d. Inst. f. ö. Geschichtsforsch. 
(1896) V EB. 1, 50. 51. 

i Bezüglich des Logotheta und Prothospatharius vgl. die Urkunden von 
1901 (S. 182). 

? Incendia fecisse, esse accinetum galea et lurica indutum esse, testatı 
sunt [sc. cardinales]. diaboli in amorem vinum bibisse, omnes tam clenicı 
quam laici acelamarunt. in ludo aleae Jovis, Veneris, cetera- 
rumque demonum adiutorium poposcisse dixerunt. matu- 
tinas et canonicas horas non enim celebrasse, nec signo crucis se monisse 
professi sunt (Luidprandus de reb. gest. Ottonis IIL cap. X). Wir dürfen 
nicht daran zweifeln, dass unter diesen allzu laut sich vordrängenden Be- 
lastungszeugen manche gewesen sind, die keinen bessern Lebenswandel als 
ihr Primas führten. 

3 Vgl. über diese „Idylle von Farfa* Jung in den Forschungen zur 
deutschen Gesch. AIV 426. 
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giebig benützt — noch ist es ausschlieslich der Persönlichkeit 
des Verfassers zuzuschreiben, dass die ganze Schrift ein ausge- 
sprochen heidnisch-byzantinisches Gepräge trägt. 

Wenn wir hiemit die Entstehungszeit der Graphia auf das 
Ende des ersten Jahrtausends fixiert haben, so bleibt immer noch 
die Frage often: geben uns die vielfach phantastisch klingenden 
Schilderungen der Graphia wirklich ein naturgetreues Bild des 
damaligen kulturellen Lebens in Rom, oder ist dieselbe vielmehr 
nur ein Ausdruck der Ideen begeisterter Anhänger des jugend- 
lichen deutschen Kaisers, die allerdings für die römisch-byzanti- 
nische Hofhaltung Ottos III vorbildlich geworden wäre, wenn 
dessen allzufrüher Tod es nicht verhindert hätte? 

Erweist sich die letztgenannte Hypothese als richtig, so ist 
der Wert unseres Fragmentes über die Pfalzrichter äusserst pre- 
kär. Für sie spricht insbesondere die auffallende Aehnlichkeit, 
welche die Graphia mit den bereits genannten "ExYears Ts Bx- 
o:kelov tXEews und mit den Origines Isidors besitzt. Sieht man 
aber näher zu, so sind jene Artikel, welche mehr oder weniger 
wörtlich aus den Etymologien stammen, von ganz allgemeinem 
Inhalt, wie sie ein Schriftsteller heutigentags in einen solchen 
Falle auch ohne Bedenken aus irgend einer Encyklopädie ab- 
schreiben würde!. Und was die angeblichen Entlehnungen oder 
Nachbildungen aus dem konstantinischen Zeremonialbuche betrifft, 
so ist hier die Uebereinstimmung nicht grösser und nicht ge- 
ringer, als wie sie sich für eine wahrheitsgetreue Schilderung 
des zu Ende des X. Jh. äusserlich vielfach orientalisierten Ron 
von selbst ergab. Es ist uns kein einziges Zeugnis erhalten, 
welches den Verfasser in irgend einer Hinsicht widerlegen könnte; 
vielmehr sind manche seiner romanhaften Angaben anderwärts 
direkt oder indirekt als richtig erwiesen °. 


! Die betreffenden Artikel sind in der Ausgabe Ozanams näher be- 
zeichnet (p. 1723. 175. 177°. 178% 179%. 2). 

* Die weissen Gewänder, welche Ozanam als Gegenbeweis anführt 
(p- 181), sind längst eine Auszeichnung der hohen römischen Beamten und 
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Wır haben demnach eine Schrift vor uns, welche Roms 
kulturelles Leben zur Zeit Ottos Ill schildert, und 
zwar, wie ihre äussere und innere Gestaltung ergibt, eines jener 
Handbücher, wie sie den Pilgern schon seit Jahrhunderten als 
Führer dienten, bald Notitiae, bald Regionaria, bald 
Graphiae u. ä. genannt, und nicht nur die Monumente Roms 
beschrieben, sondern auch über Theateraufführungen, öffentliche 
Umzüge und alle daran beteiligten Personen: den Kaiser, den 
Papst, die hohen Beamten u. s. w., die damals wie heute — d.h. 
bis zum Falle der Porta Pia — das meiste Interesse erregten, 
Aufschluss gaben. — 

Uebrigens lässt sich gerade für das Fragment über die Pfalz- 
richter keine Quelle nachweisen. Ein Analogon findet sich 
weder in der Ekthesis, noch in der Pfalzordnung Hinkmars, noch 
ist es den Etymologien Isidors entlehnt; dass es irgend einem 
Ordo romanus entnommen oder nachgebildet ist, wie man z. B. 
aus dem Vorkommen des Fragmentes in der gregorianischen 
Sammlung schliessen könnte, lässt sich ebensowenig erweisen. 
Darum ist auch kein positiver Grund vorhanden, dem Verfasser 
der Graphia die Originalität an dieser Mitteilung streitig zu 
machen, umsoweniger, als sie auch stilistisch mit der sonstigen 
eigentümlichen Diktion der Graphia völlig im Einklange steht. 


— 


des hohen Klerus gewesen. Die unter Hadrian in Rom entstandene Con- 
stitutio domni Constantini Imperatoris enthält die Be- 
stimmung: ut celerici eiusdem S. R.E. mappulis et linteamentibus, 
idest candidissimo colore decorari equos et ita equitarı. Der 
Liber Pontificalis beweist uns, dass diess keine Erfindung des Pseudographen, 
sondern tatsächlich ein langgeübtes Vorrecht der römischen Kleriker war: 
Hic [sc. Conon] ultra consuetudinem absque consensu cleri... . Constan- 
tinum diaconum .. rectorem in patrimonio Sıciliae constituit, hominem 
perperum et tergiversutun; sed et mappulum ad caballicandum uti 
lıcentiam ei concessit (Ed. Duchesne I 369). Ferner vgl. man die 
bereits zitierte Stelle aus dem L. P. über den Einzug Papst Konstantins und 
seiner Gefährten in weissen Gewändern in Konstantinopel. Die Beschreibung 
des Mantels des Kaisers (Ozanam 174—176) findet ihre Bestätigung in den 
Miracula Sancti Alexiı (MMG. SS. IV 619, 620). 
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Ihresgleichen hat sie eben nur in jener Notitia über die 
römischen Palastbeamten, welche im zweiten oder dritten Dezennium 
des zweiten Jahrtausends in irgend eine Provinzialgerichtsver- 
fassung Aufnahme fand, und auf welche wir nunmehr zurück- 
kommen müssen. 

Aeusserlich sind beide Richterverzeichnisse von so frappanter 
Aehnlichkeit, dass die grösste Wahrscheinlichkeit 
dafür spricht, dass sie ein und derselben Quellengattung ange- 
hören — oder anders ausgedrückt: dass auch die Notitia 
aus einem solchen Regionare herrührt. Innerlich 
differieren sie allerdings bedeutend. Während die Graphia die 
Iudices palatini lediglich als höchste Beamte des römischen Kai- 
sers kennt und mit keiner Silbe andeutet, dass sie vonhauseaus 
eigentlich Kleriker sind und ebensogut dem Papste zur Treue ver- 
pflichtet werden!, erscheinen dieselben in der Notitia vorwiegend, 
wenn auch nicht ausschliesslich, als Minister des römischen Bischofs?. 


! Hlotharii I. Constitutio Romana (Tagesbefehl, November 824): Placuit 
Nobis, ut cuncti iudices sive hi qui cunctis praeesse debet, per quos 
iudiciaria potestas in hac urbe Romana agi debent, in praesentia nostra 
veniant: volentes numerum et nomina eorum scire, et 
singulis de ministerio sibi credito admonitionem fa- 
cere (MMG. LL. I 241, No. VIII. Dass unter diesen „Iudices* einzig und 
allein die Iudices de clero verstanden sein können, bestätigt auch v. 
Giesebrechta. a. O. 1? 872. 

? Die Eidesformel und das zugehörige Zeremoniell ist für Kaiser und 
Papst so ziemlich gleich. 

Für den Kaiser galt folgendes (Graphia, vorletztes Kapitel): Quando 
iudex constitui debet, veniat ante imperatorem et ducat eum primichertius. 
Tune dicat imperator: »Primicheri, vide ut non sit servus alicuius, neque 
itapauper, ut meam perdatanimamin acquirendasibi 
pecunia«e (Man erinnere sich bei dieser Stelle an die Klagen, welche 
Bonizo über die Bestechlichkeit der Richter anstimmt 
Iuste iudica proximo tuo et non accipies in iudicio personam pauperis nec 
honores vultum potentis. mallent ab omni munere manus excutere quam 
per cecam animi cupiditatem inlecti dei se facere reos esse judicio di- 
centis: qua mensura mensi fueritis remetietur vobis. Und bereits früher 
hi accepta hac abusiva potestate, dum stipendia a republica 
non accipiunt, avaritie face succensi ius omne con- 
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Aus diesem Umstande lässt sich der Schluss ziehen, dass der 
Verfasser der Graphia, speziell des in ihr enthaltenen Richterver- 
zeichnisses, ein kaiserlich gesinnter Laie war, vielleicht 
ein Grammatiker, dessen mangelhafte Kenntniss kirchlicher Ver- 
hältnisse man gerne in Kauf nahm bei der Fülle seines antiqua- 
rischen und legendären Wissens; jener der Notitia dagegen 
ein Kleriker, möglicherweise ein deutscher Pilger‘. 

Die Zeit der Enstehung der Notitia lässt sich schwer be- 
stimmen. Die politischen Anspielungen sind so vag, dass sie fast 
ebensogut schon auf die Aera Karls des Grossen passen können ?. 


fundunt. M. E. liegt der Schluss sehr nahe, dass Bonizo seinen Klagen 
über die comites illiterati ac barbarı den Wortlaut der Eidesformel für die 
Pfalzrichter zugrunde gelegt hat, woraus sich in weiterer Konsequenz die 
Bestätigung dessen ergeben würde, was wir soeben im Texte ausee- 
führt haben, dass nümlich die „Notitia“ ebenfalls aus einer „Graphia“ her- 
rührt.) Tune dicat imperator iudici: »Cave ne aliqua ocasione Justi- 
niani sanctissimi antecessoris nostri legem subvertas.« 
Et ille contra: »Perpetuis maledietionibus percutiar, si hoc faciam.e Tune 
-imperator faciat eum iurare, quod nulla occasione subvertat legem. Tune 
induat eum imperator mantum et convertat fibulam ad dextram partem, et 
clausuram manti ad sinistram, significans quod lex ei debeat esse aperta 
et falsum testimonium clausum. Et det ei in manum librum codieum et 
dieat: »Secundum hune librum iudica Romam et Leonianam 
orbemque universum;«< et det ei osculum et dimittat eum. 

Eine ganz ähnliche Eidesformel ınit entsprechendem Zeremoniell hat. 
wie schon erwähnt, Benedietus Presbyter (Gesta Albini fol. 150v), nur dass 
es bei ihm der Papst und nicht der Kaiser ist, welcher die feierliche 
Handlung vornimnit. 

i Jedenfalls war es kein römischer Kleriker; dagegen spricht 
seine Diktion, die mit der des Liber Pontificalis aus jener Zeit 
oder beispielsweise der des Benedikt von Soracte nichts gemein 
hat; ferner seine fehlerhafte Angabe, dass die Primicerien die achte Lektion 
lesen, was uns durch keinen Ordo Romanus bezeugt wird. Gerade die 
deutschen Pilger aber brachten der Stadt Rom das grösste Interesse 
entgegen. Vgl. Gregorovius a.a. ©. II 547. 

* Albinus (Alkuin) berichtet in seinen Kolleetanea über den Einzug 
Karls d. Gr. in Rom 774: 

Romanı veniens a monte qui dieitur Gaudii usque ad Sancti Petri ec- 
clesiam pedes properavit. «mem beatissimus Papa in gradibus Sancti Petri 
praestolatus est et venientem usque ad confessionem Sancti Petri cum 
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Nur die Erwähnung, dass Primicerius und Secundicerius rechts 
und links vom Kaiser einherschreiten, sowie die grosse Aehnlich- 
keit mit dem Fragmente der Graphia machen es wahrscheinlich, 
dass sie ebenfalls aus der Zeit Ottos III herrührt. 

Zum Schlusse dieser Abhandlung erübrigt uns noch von den 
Mirabilia zu sprechen, von welchen einige Exemplare das Frag- 
ment der Graphia über die Palatini mit geringfügigen Varianten 
bringen. M. E. hat man sich die Entstehung der Mirabilia fol- 
gendermassen zu denken!: 

Der zweite Teil der Graphia kann nur sehr kurze Zeit prak- 
tischen Zwecken gedient haben. Otto ILI war der einzige deutsche 
Kaiser, welcher sich mit einem byzantinischen Hofstaate umgab; 
er war der letzte deutsche Kaiser, welcher überhaupt. für längere 
Zeit in Rom residierte. 

Von alledem, was uns die Graphia beschreibt, haben fast nur 
die Judices palatini das völlige Scheitern der von Otto erträum- 
ten Ideen eines Weltreiches überlebt. Sie allein sind darum 
auch noch in spätere Exemplare der römischen Führer aufgenom- 
men worden, während alles übrige wegfallen musste. 


hymnisetlaudibuset psalmis elericorumet laudibus 
iudieum romanorum, ut mos est, decenter produxit (Bonizo 
in hist. Pontif. bei Migne, Patrol. lat. CL 868). 

Im Jahre 1000 war es ganz ähnlich: Quando auteım omnium dominator 
Capitolium Saturni et Jovis | | | conscendere voluerit ..... . omnibus gene- 
rıbus musicorum vallatus, hebraice, grece et latine fausta acclamantıbus, 
Capitolium aureum conscendat. Ibique ab omnibus usquead terram 
tribus vieibus salutatus (Graphia). 

! Damit ist zugleich gesagt, wo Gregorovius (a. a. O. IV ? 610!) seinen 
Originaltext hätte suchen müssen; sodann, dass die Mirabilientexte, soweit 
sie aus älteren Exemplaren der Graphia hervorgehen, keine geringere 
Beachtung verdienen, als das MS. der Graphia selbst. Gänzlich verfehlt 
ist die Untersuchung von Bock im Bonner theol. Literaturbl. 1870, ın 
welcher nachzuweisen versucht wird, dass die Mirabilia von einem gewissen 
Gregorius magister nach der Eimäscherung Roms durch Robert 
Guiscard zusammengeschrieben worden seien, und dass die Graphia U. R. 
nur eine Jüngere (!), dem XIV. Jh. angepasste (!) Rezension der Mirabilien 
vorstelle (Spalte 354 a. a. O.). 
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Die heidnischen und christlichen Bauten standen noch in 
ihrer unerreichbaren Grösse da als » Wunderwerke der Erde«, aber 
der von Gold und Purpur glänzende byzantinische Flitterstaat, den 
Kaiser Otto seinem schwämerisch geliebten Rom umgehängt hatte, 
war zerrissen — in alle Winde verweht. Darum waren es auch 
keine »Graphiae Aureae Urbis« mehr, es waren nur noch 
»Mirabilia Romae«. 

Anhang. 

Das Fragmentum nach Cod. Ottob. 3057 der Vaticana, 
‘Gesta pauperis scholaris Albin! fol. CXXVIII mit den Va- 
rianten der Abschrift von Cencius Savellı im Liber Censuum, 
Cod. Vat. lat. 8486, fol. LXXVI (infolge falschen Einbindens 
gleich den übrigen Graphiafragmenten zwischen fol. CCOXV und 
CCXVI. zu finden). 

de nominibus judicum 
et eorum intractionibus. 

Primicerius 
idest prima manus. Chera enim grece. latine manus di- 
eitur. primicerius apud grecos papia uocatur. Ipse debet 
habere curam de clauibus totius palatiil. et esse ibi honora- 
bilis apud imperatorem die noctuque in palatio existere debet. 

Secundicereus idest secunda manus. apud grecos uocatur. dep- 
tereu. ın palatio honorabilis est. et ıbi esse debet die et 
nocte corone. et omnium uestimentorum que per festiui- 
tates induuntur. ipse debet habere curam. 

Nuinenculator Latine apud grecos questor dieitur. ipse debet 
habere curam de uiduis et orphanis et omnibus xenodochiis. 
et apud eum debet disputari de testamentis. 

Primus defensor latıne. apud grecos prohecdicos uocatur. Debet 
habere homines sub se, qui defendant sedem imperii. 
Archarius qui ab archano dicitur. debet scire secreta consilia 

imperatoris et colligere censum. 

Sacellanus debet habere curam Monasteriorum ancillarum deı. 
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et in festiuitatibus debet introducere ante Imperatorem. 
Protoscriniarius idest primus scriniariorum. 
Bibliothecarius. apud grecos logothenos. 
Referendarius. ipse debet renuntiare omnem scriptionem 
imperatorem. 


Varia lectio: 
Primicerius] Primicerus. 
nocte corone.] noctu. corone 
xenodochiis.] senodochiis 
imperatoris] impris. 


ad 
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Zur Entstehungsgeschichte der Religions-Reverse. 


Ein Beitrag aus der hess. Kirchengeschichte 
von 


Lic. Dr. Wilhelm Diehl, 


evangel. Pfarrer zu Hirschhorn a.N. 


Ueber die Entstehungsgeschichte der Religionsreverse herrscht 
bis auf diese Stunde vielfach noch eine grosse Unklarheit. Es 
zeigte sich dies zum ersten Mal in besonders deutlicher Weise, 
als man in der rationalistischen Periode den altüberlieferten re- 
versalischen Verpflichtungen zu Leibe ging und sie auch zum 
grossen Teil abschaffte. Die Gründe, welche damals den Unter- 
gang der Reverse herbeiführten, waren Vernunftgründe, 
keine historischen Gründe Man griff nicht auf die Ge- 
schichte zurück, weil sie auf diesem Gebiete nicht günstig 
zu sein schien. So geht es bis auf diese Stunde. Die Geschichte 
der Reverse ist Vielen, Theologen und Juristen, noch heute ein 
„Noli me tangere*. 

Trotzdem ist es Zeit, auch dies Gebiet in der Lokalforschung 
anzubauen. Sollen wir denn bis in alle Zukunft vor Gebilden 
zittern, die nur Wahngebilde sind? Für die kirchenrechtliche 
Betrachtung ist es vielfach feststehender Grundsatz: Die allge- 
meine reversalische Verpflichtung der Geistlichen ist so alt wie 
die Kirche. Diese Anschauung trifft für viele Gebiete die ge- 
schichtliche Wahrheit nicht. Es sei mir gestattet, dies an der 
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(seschichte des hessischen Religionsreverses, um den schon un- 
endlich viel gestritten worden ist, auf Grund reichhaltiger Akten- 
materialien aus dem Darmstädter Geh. Staatsarchiv zu erweisen. 
Erreiche ich damit nur das eine, dass man einmal der Frage 
im Grossen nachgeht, so habe ich mein Ziel erreicht. 

Wenn wir der Geschichte der im ganzen 17. und 18. Jahır- 
hundert in Hessen-Darmstadt allgemein üblichen Religionsreverse 
nachgehen, so muss vorderhand festgehalten werden, dass weder 
die hessische Agende von 1574 noch eine der früheren Kirchen- 
ordnungen etwas von einem Religions-Revers weiss. Was die 
Agende von 1574, auf die wir uns ja in erster Linie zu beziehen 
haben, betritit, so redet weder der Abschnitt „Forma der Ordi- 
nation eines Pfarrherrn oder Kirchen-Dieners* noch auch die 
sehr ausführlichen Vorschriften darüber „was die Superinten- 
denten in ihren ordentlichen Visitationibus führnehmen und ver- 
richten sollen“, von der Notwendigkeit einer reversartigen Ver- 
pflichtung der Geistlichen, ja sie lassen ganz deutlich erkennen, 
dass eine solche damals, als die Agende in Kraft trat, nicht all- 
gemein in Brauch gewesen sein kann und auch nicht zur Ein- 
führung in Aussicht genommen war. Denn wäre das der Fall 
gewesen, dann würden die Superintendenten, die grade über die 
Reinheit der Lehre als Wächter gesetzt sind und dieser Aufgabe 
gemäss ihre Visitationsfragen gestalten, sicherlich bei ihren Vi- 
sitationen auch danach zu fragen haben, ob der betrettende Geist- 
liche seinen Revers unterschrieben habe und würden sie sich vor 
jeder Ordination nicht bloss (was geschehen soll) nach dem Vor- 
handensein eines Testimonium examinationis und nach der Ehr- 
barkeit von des Kandidaten Leben und Wandel erkundigen, 
sondern auch verlangen, dass er zuerst den üblichen Revers 
unterzeichne. Anders steht es mit dem Religions-Revers im Jahır 
1629. Die „Erklärung Unser Georgen u. s. w.“ verlangt, dass 
„hinführo keine zu Pfarr-, Caplaney- oder Schuldiensten vorge- 
schlagene Person“ zu diesen Dienste „eingeführt werde, sie habe 
dann vor der Einführung den gewöhnlichen Religion-Re- 
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vers mit ihren eigenen Händen geschrieben, unterschrieben und 
mit der Sieglung bekräfttiget und sich dardurch zu unserer Christ- 
lichen Religion verbunden“. Aus diesen Worten ergibt sich ein 
Doppeltes. Zuerst: es muss schon 1629 eine Form des Religi- 
ons-Reverses vorhanden und in Brauch gewesen sein, denn sonst 
würde nicht von dem „gewöhnlichen Religion-Revers“ geredet, 
zum Andern: die Herausgabe dieses „gewöhnlichen Relirion- 
Reverses“ durch den Ordinanden war aber damals nicht all- 
gemein üblich und nicht unbedingte Voraussetzung für 
seine Ordination. Nach anderen Ausdrücken, die in demselben 
Zusammenhang vorkommen, zu urteilen, scheint ein Religions- 
Revers vorher jedenfalls von „in der Religion richtig befundenen“ 
Personen nicht abgefordert worden zu sein, sondern höchstens 
von „in der Religion verdächtigen Geistlichen“. Sonst würde 
die Verordnung nicht sagen, „wir setzen, ordnen und wollen, dass 
hinführo nicht allein die in der Religion verdächtigen Per- 
sonen ....sondern auch zu desto besserer Ver- 
wahrung die in der Religion richtig befundene .... den 
gewöhnlichen Religion-Revers unterschreiben“. Zudem gibt uns 
die sonderbare Motivierung dieser Anordnung ein Recht zu jener 
Vermutung. Sie sagt nämlich, dies solle geschehen, „weil die 
Erfahrung bisshero vielfaltig bezeugt hat, welcher massen je biss- 
weilen irrige und falsche Lehrer mit glatten Worten in Chur- 
und Fürstenthume unsers geliebten Vatterlands Teutscher Nation 
sich eingeschleifft und ihre gefaste falsche Lehr auch andern 
einzubilden und ausszubreiten unterstanden“. Da wird doch Rück- 
sicht genommen auf besondere Verhältnisse, die nach des 
TLaandgrafen und seiner Räthe Ansicht einen besonderen 
Schritt nötig machen, den man unter normalen Verhältnissen 
vielleicht nicht gethan hätte, nämlich zur Ausdehnung des Reli- 
gions-Reverses auf alle, die in den hessischen Kirchen- und Schul- 
dienst eintreten wollten. 

Es steht zu erwarten, dass zu diesen besonderen Massnahmen 
der „Erklärung“ besondere Erfahrungen, die man bei der grossen 
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Generalkirchenvisitation von 1628 gemacht hatte, den Anlass 
gaben. Wir haben also zu fragen: wie steht es mit der Ant- 
wort, die den Visitatoren auf ihre damals zum ersten Male ge- 
stellte Visitationsfrage „ob und wann der Geistliche den Reli- 
gions-Revers übergeben ?* in den einzelnen Bezirken zu Teil ward. 
Da treten uns aber ganz merkwürdige Thatsachen entgegen. Von 
den Pfarrern und Diakonen des Marburgischen Teils von Ober- 
hessen haben alle bis auf 4, von denen des Giessener Teils 
keiner ausser 2 einen Religions-Revers unterschrieben und 
übergeben. Noch merkwürdiger wird diese Thatsache, wenn wir 
uns einmal diese 6 Ausnahmefälle im Einzelnen ansehen. Im 
Giessener Bezirk sind es der Pfarrer M. Joh. Georg Nigri- 
nus von Bingenheim und der Diakonus Heinrich Draudius von 
Lissberg. Wie konımt es, dass sie und zwar allein von den etwa 
90 Geistlichen der Giessener Superintendentur einen Religions- 
Revers unterschrieben haben ? Lange ist mir diese Thatsache ein 
unlösbares Rätsel gewesen, bis mir einige Aktenstücke in die 
Hand fielen, die diese Thatsache vollständig erklären. Nigrinus 
hat wohl einen Revers unterschrieben, aber nicht in seiner Eigen- 
schaft als Pfarrer von Bingenheim, sondern bei seiner früheren 
Wirksamkeit inder Marburger Superintendentur. Ein Hand- 
schreiben Georgs II. vom 22. Mai 1628 überträgt ilım die Stelle 
in Bingenheim und nennt ihn dabei „des letztverstorbenen Pfarrers 
daselbsten Sohn, itzigen Pfarrer zu Voehl“ Nigrinus 
stand also vorher in Voehl im Marburgischen und hat beim An- 
tritt dieser Stellung wie die anderen Geistlichen dieses Bezirks 
seinen Revers überreichen müssen. Daher die Erscheinung, dass 
er, als des Landgrafen Gnade „um seiner guten Geschicklichkeit 
willen“ und zur Unterstützung „seiner Mutter und Geschwisteren, 
alss verwittibten und verwaisten Personen“, ihn auf seines Vaters 
Stelle berief, im Unterschied von den anderen Geistlichen einen 
Religionsrevers aufweisen konnte. Etwas anders liegen die Ver- 
hältnisse bei dem Lissberger Diakonus. Wie R. Lucius in seiner 
Studie „Zur Geschichte Lissbergs, aus der Zeit von 1600—1800* 


208 Abhandlungen. 


nachgewiesen hat, gehörte dieses Städtchen ursprünglich zur Pfarrei 
Schwickartslausen, wurde aber zwischen 1611 und 1616 selbstän- 
dige Pfarrei. Das genaue Datum ist nach meinen Forschungen 1612, 
was aus einem den Visitationsakten beigebundenen Schreiben des 
Pfarrers von Schwickartshausen betitelt „Gravamina des Pfarr 
Schwickartshausen“ hervorgeht, in den sich die Worte finden: „Esist 
diese Pfarr nicht mehr ein gantzer sonder ein halber und getheilter 
Dinst, Sintemall die Caplaney Lissberg Ao. 1612 davon abge- 
trennt worden und ist die Competentz an beyden Orten also be- 
schaffen, dz sich hiebevor kaum einer darbey betragen können, 
zu geschweigen dz nunmehr zwen mitt weib und kindern sich 
damit behelffen sollen.“ Der erste zu Lissberg wohnende Geist- 
liche war der Caplan M. Georg Scaevola. Er blieb dort bis zu 
seiner Transferierung nach Wallernhausen, die 1616 erfolgte. 
Sein Nachfolger ist der frühere Schulmeister zu Bingenheim Hen- 
ricus Draudius. Wie das obige Schreiben besagt, waren die 
Pfarreinkünfte sehr gering. Wir können es darum begreifen, 
wenn es bei der Empfehlung des Draudt für diese Stelle durch 
den Professor Winckelmann heisst, Draudius habe sich zu „dieser 
geringen gelegenheit* erboten, aber nur um „eine zeit lang“ da- 
bei zu bleiben. Aber wir begreifen es auch, dass dieser Pfarrer, 
als aus dem „eine zeit lang“ neun sauere Jahre geworden waren, 
unruhig wurde und alles versuchte, um auf eine bessere Stelle 
zu kommen. Lassen wir ihn über seine Bemühungen in dieser 
Richtung selber reden! In einem den Visitationsakten beige- 
bundenen Schreiben an die „Fürstliche hessische Geist- und 
weltliche Räthe, auch wol verordnete hochansehnliche Herrn 
Commissarii* erhebt er folgenden auch kulturgeschichtlich inter- 
essanten Klageruf: „Obwol E. E. ich sehr ungern bey so viel- 
faltigen geschäfften undt reisen beschwere und bemühe, jedoch 
aus hochdringender noth habe solches nicht unterlassen können, 
unterthenig bittendt, grossgünstig zu vernehmen. Demnach ich 
nunmehr in das 13 jahr uff dem Caplaneydienst zu Lisperg mich 
init meinem armen weıb undt Sechs kleinen Kindern gantz 
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kümmerlich aufhalten undt beids mein undt meiner Hausfrawen 
patrimonia zu setzen undt einbuessen müssen, und ich in Anno 
1625 den 20. Octob.: uf die damals vacirende Pfarr Eigelsdorff, 
zu deren ich durch die Herrn Theologos zu Marpurg in Examine 
Ordinandorum ex consilio Detinitorum Examinirt, tüchtig darzu 
erkandt, die religionsReverssubsceribirt, auch meine 
richtige Confession undt glaubens bekandtnus nit allein daselbst 
mundtlich richtig abgelegt sondern auch schriftlich ubergeben. 
Dieweil aber weilandt der Durchlauchtige Hochgeborne Fürst und 
Herr, Herr Ludwig Landgrave zu Hessen etc. hochseliger ge- 
dächtnus, gedachte Pfarr Eigelsdorff anderweitlich bestellen undt 
(inedige andeuttung mir thun lassen dass ich vor andern zur 
ehesten vacirenden gelegenheitt solte befordert werden, Als ist 
an die Fürstliche Hessische Geist- undt weltliche Herrn Räthe 
undt wol verordnete Hochansehnliche Commissarien mein unter- 
thenige bitt, dieselben wöllen zu hochangedeutter Fürstlichen 
Gn. Vertröstung grossgünstige Beforderung thun, dass ich vor 
andern zu erstem vacırendem Pfarrdienst möchte befordert 
werden auch vor dissmals zu meinem sehr geringen Salarıo ein 
additamentum undt Järlichen Zuschuss grossgünstig verordnen, da- 
mit ich meinem anbefohlenen Ampt desto fleissiger abwarten 
undt meine arm weib undt kinder desto besser ernehren undt aus- 
bringen möge; Mein getrewer Fleiss undt trewe, soll in meinem 
Ampt wie bissdahero also auch hinfort jeder Zeit rulimlich verspüret 
werden: E. E. hiermit in den Schutz des Allerhöchsten undt 
mich in dero Eimpfindliche gunsten unterthenig Empfehlendt 
FE. E. undt G. 
Untertheniger 
(rehorsamer 
Henricus Draudius 
Diaconus Lisperg. 

Aus dem interessanten Schreiben erkennen wir ganz deut- 
Jıch, woher es kuonımt, dass Draudius einen Relirionsrevers auf- 
zuweisen hat. Abgefordert wurde er ihm beim Eintritt in seine 
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Stellung als Diakonus von Lissberg nicht. Wir hören ja, dass 
er erst neun Jahre später, 1625, einen Revers unterschrieb. Die 
Uebergabe eines Religions-Reverses ist bei ilım vielmehr eine 
besondere und private Leistung, gradeso wie die Thatsache, dass 
er in Marburg noch einmal dem theologischen Examen sich unter- 
zog und mündlich wie schriftlich seine „richtige Confession undt 
glaubensbekandtnus“ ablegte. Er wollte von Lissberg weg und 
um dies Ziel zu erreichen, hat er Alles gethan — selbst das, 
wozu er in dem Giessener Bezirk gar nicht verpflichtet war: er 
hat ein besonderes Bekenntnis überreicht und überdies noch einen 
Revers unterschrieben. Es ist wichtig zu beachten, dass der 
Pfarrer, der die von Draudius ersehnte Pfarrei Eichelsdorf nach- 
her bekam, thatsächlich bei der Visitation im Jahr 1628 sagen 
konnte „er habe keinen Religions-Revers übergeben“; — mit- 
hin ist ıhm auch keiner abgefordert worden. Es ist also 
eine feststehende Thatsache,dass mJahre 1628 
den Geistlichen der Giessener Diözese beim 
Eintrittin den Pfarrdienstüberhauptoderan 
einer besonderen Gemeinde ein Religions-Re- 
vers nicht abgefordert wurde. Der Ausdruck „ge- 
wöhnlicher Religions-Revers“, wie er sich in Georgs „Erklärung* 
von 1629 findet, hat mithin keine Berechtigung, wenn wir diesen 
Giessener Bezirk ins Auge fassen. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse im Marburger Be- 
zirk. Dort haben keinen Religions-Revers unterschrieben nur 
die Pfarrer Adam Fenner von Hassenhausen, Friedrich Brambst 
von Nieder-Walgern, Konrad Seriba von Emmelroda und der 
Subdiakonus von Marburg. Auch diese Ausnahmen können gegen 
die Majorität nicht aufkommen und das allgemeine Bild nicht stören. 
Fenner fällt von vornherein weg, denn der „Abschied“, der nach 
der Situation für die Gemeinde Hassenhausen 1628 erteilt wurde, 
erklärt das Fehlen des Reverses vollständig. Er sagt, Fenner sei 
erst kurze Zeit auf dieser Stelle. Diese Angabe wird noch deut- 
licher, wenn wir aus einer Anzahl im Darmstädter Staatsarchir be- 
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tindlichen, Fenner betreffenden Akten vernehmen, dass er sich 
noch im April des Visitationsjahres 1628 Theologiae studiosus 
nennt, und dass die Definitoren noch am 9. Mai desselben Jahres 
unschlüssig darüber sind, ob sie ihn nach Nieder-Walgern oder 
Hassenhausen thun sollen. Es handelt sich also bei Fenner um 
eine Nachlässigkeit bei der vor kurzem erst stattgehabten ersten 
Anstellung. Der Fall wird deshalb nach dem Wortlaut des 
„Abschieds“ auch kurzerhand damit abgethan, dass Fenner auf- 
gefordert wird, den Revers innerhalb 8 Tagen zu übergeben. 
Aehnlich liegt die Sache bei Brambst. Nach den Akten betr. 
Kirchendiener war Friedrich Brambst Gissensis vorher Pfarrer 
in Oesterreich, wurde aber „wegen unser wahren religion“ ver- 
trieben. In seiner Not wandte er sich im Anfang des Jahres 
1628 an den Landgrafen mit der Bitte um „beforderung zu einem 
Pfarrdienst“ in seinem Lande. Der Landgraf willfahrte der Bitte 
und ernannte ihn, nachdem die Definitoren „sein gabe im pre- 
digen und verstand der glaubensartickeln abgenommen“ und ihn 
«dem Landgrafen zum „Pfarrdienst auf ein Dorf“ empfohlen hatten, 
zum Pfarrer von Nieder-Walgern. Wann das geschah, ist mir 
nicht bekannt. Wahrscheinlich wurde er in derselben Zeit wie 
Fenner angestellt, denn am 27. Mai 1628 sind die späteren 
Stellen beider, Nieder-Walgern und Hassenhausen noch frei. 
Aehnlich wirds mit den beiden andern gestanden haben. 

Die bisherigen Ausführungen; die wir absichtlich bis ins 
Einzelste gehen liessen, haben uns davon überzeugt, dass eben- 
sosicher im Marburger Bezirk die Uebergabe 
eines Religions-Reverses von allen im Pfarr- 
und Schuldienst verwandten Personen gefordert 
wurde, wie sie im Giessener Bezirk unterblieb. 
Wir haben jetzt die doppelte Aufgabe einmal, der Geschichte 
des im Marburger Bezirke eingeführten Reverses nachzugelien 
und zweitens den Zeitpunkt der Uebertragung dieses Reverses 
auch auf den Giessener Bezirk festzustellen. Bei dieser Aufgabe 
kommt uns ein im Darmstädter Staatsarchiv aufbewahrter Brief- 
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wechsel zwischen dem Landgrafen Philipp von Butzbach und 
Georg 11. aus dem Jahre 1628 sehr zu Statten. Am 15. August 
1628 richtet Philipp an Georg ein Schreiben, in dem er sich 
über den damals zur Ende gehenden Giessen-Tübinger Tleolo- 
genstreit, die 1628 veröffentlichte ihm vom Landgrafen übersandte 
Detinitorialordnung und die in dieser angeordnete Trennung der Su- 
perintendentur Darmstadt in zwei Superintendenturen (Darmstadt 
und Gross-Gerau) ausspricht und daran die doppelte Bitte an- 
schliesst, a) ihm Auskunft zu geben, warum in „denen begriffenen 
Relissionsreversen des Concordienbuchs gahr nicht gedacht wirdt, 
auf welches doch E. F. G. in ihrem samptschreiben ahn dess 
Hertzogs zu Württemberg G. sich beziehen thun® und b) ihm 
die in der ebenfalls ihm übersandten Instruction für die Visita- 
toren in Punkt 17 angeführten „Artieulos“, die der Landgraf 
durch seine „Theologos wider die Calvinische Irrthumb* habe 
„conskribiren“ lassen und auf die die hessischen „Pfart- und 
Schuldiener“ schwören sollten, „copeylich zukommen zu lassen“. 
Der Landgraf antwortet darauf am 22. August 1628. Nach 
einer kurzen Notiz über den Tübinger Streit kommt er gleich 
auf das Konkordienbuch und seine Einfügung in die Religions- 
reverse zu sprechen. Er schreibt: er selbst habe gleich bei sei- 
nem Regierungsantritt „ein begirliches Verlangen gehabt, zu 
wissen, und zu vernehmen, worumb unsre vornehme Geist- und 
weltliche Diener, nachdem sie doch sonst uf die Religion schweren 
müssen, nicht auch in specie uf die Formula Concordiae gewissen 
würden.“ Doch sei ıım auf seine Fragen damals ein Aktenstück 
übermittelt worden, das er gleichzeitig überschicke und aus dem 
klar hervorgehe, dass Georg I. und Ludwig der Aeltere, als das 
Konkordienbuch in Hessen eingeführt werden sollte, dasselbe 
nicht unterschrieben hätten, „obwohl sie in praecordiis darzu ge- 
neigt gewesen“, Diese Thatsache habe ihn auch bewogen, das 
Konkordienbuch nicht in den Religionsrevers aufzunehmen. Dazu 
komme ausserdem noch die andere Thatsache, dass es auch in 
allen bisherigen Religions-Reversen nicht erwähnt und als Lehr- 
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norm vorgeschrieben werde. Bei dieser Gelegenheit gibt nun 
Georg 1I. eine kurze Entstehungsgeschichte der Religionsreverse 
in Hessen. Er schreibt: Als sein Vater „in Crafit der Keyser- 
lichen urtheil und execution* zu dem Marburgischen Theil des 
Öberfürstentums „gelanget“, hätten „ezliche Prediger, so dabe- 
vor die Calvinische lehr und ceremonien gefüret zu unsrer Re- 
ligion zu treten“ sich bereit erklärt. Man habe sie daraufhin 
examiniert und „wegen Ludwigs des Elteren Testament“ „auf 
deren Theologen Ratlı“ „einen gar sonderbaren religions revers, 
darin der C’alvinischen Irrthume sonderlich gedacht wird, ufsetzen 
und sie unterschreiben lassen. Dieser Revers, der also nur „von 
denen zu unserer Confession getrettenen und Sr. Väterlichen Gn. 
noch etwas verdächtig vorgekommenen Personen“ gefordert wurde, 
„ist dan derjenige Revers, dessen wir ın der Instruction zur Kir- 
chenvisitation im Siebzehenten Articul gedenken lassen“. Machen 
wir einmal hier Halt und schauen auf das bereits Gesagte zu- 
rück! Hier haben wir eine deutliche Geschichte der Entstehung 
des Religions-Reverses, den die Theologen und Schuldiener im 
Marburger Bezirk in der Zeit vor 1628 unterschreiben mussten. 
Er entstand, als der Marburger Theil des Oberfürstentuns an 
Hessen-Darnıstadt fiel, also 1623. Er hatte bis zum Jahre 1629, 
also bis zur „Erklärung Unser Georgen“, bloss Bedeutung für den 
Marburger Bezirk. Erst durch diese Verordnung bekam auch 
der Giessener Bezirk seinen Relirions-Revers, freilich nicht diesen 
„Marburger“, der gegen den Calvinismus sich wendet, sondern 
einen anderen, den sog. „gewöhnlichen* Religions-Revers. W el- 
ches ist nun dieser gewöhnliche Religions-Re- 
vers? Auf diese Frage gibt uns auch Georgs II. Brief eine 
Auskunft. Wır hören in ihm nämlich ausserdem, dass Ludwig V. 
ausser dem Marburger Anticalvinisten-Revers noch zwei andere 
Religionsreverse aufstellte, einen für die Prinzen des fürstlichen 
Hauses, ihre Hofmeister und Präceptoren und einen zweiten für 
„alle und jede Geist- und weltliche Räthe.* Den erstgenannten 
hat er, wie Georg II. sagt, „lang vor der Marpurger Endurtheil 
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und Execution auf rath und Zuthun D. Henrich Leuchters sel. 
abfassen“ und in seinem Testament uns zu solchem effect und 
end recommendiren“ lassen. Ohne ihn unterschrieben zu haben 
sollte kein Praeceptor zu den Prinzen zugelassen werden. Der 
Landgraf überschickt ilın ebenfalls in einem Exemplar, dessen 
Abdruck wir S. 217 fi. mitteilen. Hier bei unsrem Thema hat eine 
Betrachtung seines Inhaltes wenig wert; wir übergehen ihn deshalb. 
Der andere „für alle und jede Geist- und weltliche Räthe“ bestimmte 
Revers heisst General-Religions-Revers (auf deutsch also „allge- 
meiner“ oder „gewöhnlicher* R. R.) und kam unter wesentlicher 
Mitwirkung der Professoren Winckelmann und Mentzer zu Stande. 
Er hat seinen Namen wohl daher, dass er „nicht allein dem Cal- 
vinismo sondern auch allen anderen Irrthumen widersprechen und 
absagen“ will. Er war es auch, an den Philipp von Butzbach 
seine kritischen Bemerkungen anschloss. (zeorg sagt das selbst. 
„Als dieser newer general Religions Revers“, so berichtet er, „vom 
T,aandgrafen Ludwig den beiden Theologis D. Winckelmann und 
D. Mentzern seligen überschickt worden, ist zwahr im hiesigen 
Conzept des Concordienbuchs literaliter und discrete gedacht ge- 
wessen, Jedoch aber weil Herr Landgraf Ludwig und Herr Land- 
graf Georg die eltere das Concordienbuch nicht wirklich sub- 
skribiert und damit die Hessen Casselische Linie sie nicht einiger 
Neuerungen, die zu Landgraf Ludwigs des Elteren Zeiten nicht 
in ubung gewesen hätte beschuldigen können, als haben Winckel- 
mann und Mentzer für gut angesehen, dass der Formula Con- 
cordiae nicht gedacht wurde im Religions Revers, mit allegirung 
das in der generalität und meldung deren Religion, welche bei 
Landgraf Ludwig und Landgraf Georg des elteren Zeiten . . 

gewesen, die Formula Concordiae effective doch begriffen seye.* 
Obwohl man sich jetzt mit Cassel verglichen habe, wollte Georg 
doch nicht mehr die Worte Formula Concordiae dem Religions 
Revers „inserieren“, „damit nicht übel informirte und unberichtete 
Jieute meinten, er wolle seinen Vatter corrigieren oder man sage 
alle Jahr werde ein neuer Religions Revers gemacht“; zudem 
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habe er dies auch seinem Vater geschworen. Diese Ausführungen 
sind doch deutlich eine Antwort auf die kritisierenden Worte 
Philipps von Butzbach. Dieser General-Revers, der abschriftlich 
in der Definitorialordnung von 1628 zu finden ist, ist der „ge- 
wöhnliche“ Religions-Revers, von dem die „Erklärung“ vom Jahr 
1629 redet. Durch diese Erklärung wurde er der Religions- 
Revers fürs ganze Land. Im Marburger Bezirk trat er an 
die Stelle des bereits vorhandenen, 1623 eingeführten Anticalvi- 
nisten-Reverses, im Giessener Bezirk ist es der erste Revers, 
der eingeführt wurde. Freilich bleibt nun immer noch ein Rätsel. 
Welche Bedeutung hatte dieser „gewöhnliche“ Revers vor 1628? 
Ein Revers für den Giessener Bezirk kann es nicht gewesen sein, 
denn dort gab es ja, wie die Visitationsakten bewiesen, vor 1628 
keine Reversverpflichtung der Geistlichen. Ebenso wenig ist an- 
zunehnen, dass er für die Marburger Superintendentur bestimnit 
war. Denn einerseits erwähnt Georg IL. in seinem Schreiben 
ddavon nichts, andrerseits hatte die an Philipp von Butzbach über- 
sandte Definitorialordnung, in der er sich nach Georgs Worten 
tindet, nur die Bedeutung einer Ordnung für die Obergrafschaft, 
endlich setzt die „Erklärung“ von 1629 voraus, dass wenigstens 
in einzelnen Landesteilen die Pfarr- und Schuldiener bloss auf 
einen speziellen Revers, ähnlich dem Antikalvinisten-Revers ver- 
ptlichtet wurden, das können aber blos die Geistlichen des Mar- 
burger Bezirks sein. Mithin bleibt uns bloss die Annahme übrig, 
der sog. General-Religions-Revers, den Ludwig V. schuf, und der 
1628 vom Georg II. in die Darmstädter Definitorialordnung auf- 
genommen wurde, war ursprünglich ein Revers für die Geistlichen 
der Obergrafschaft. Thatsächlich liegt bei den Akten über den 
Briefwechsel Georgs und Philipps ein inhaltlich mit dem Revers 
der Detinitorialordnung von 1628 übereinstimmender Religions- 
Revers, der die Aufschrift trägt: 

„Unser Ludwigs von Gottes Gnaden Landgraven zu Hessen 
(sraven zue Catzenelnbogen, Dietz, Ziegenhayn und Nidda, Gne- 
diger und Ernster will und Bevehl ist, das unser Superintendens 
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und Definitores zu Darmbstad von nun an keinen Kirchen oder 
Schuldiener zu einigem Kirchen oder Schueldienst mehr befürdern 
oder auch nur transferiren sollen, Er gebe dan neben erstattung des- 
jenigen Examinis worvon unsere hievorige Verordnung und das 
herkommen saget, einen sonderbaren Religion Revers von sich. 
auf maas und weisse, wie in diesem Libell betindlich. Sienatum 
Cranichstein den 3lten Octobris Anno 1625 Ludwig zu Hessen*. 

Nach diesen Ausführungen Georgs II. ist also I. der älteste 
Religions-Revers der von den Erziehern der Prinzen geforderte. 
Er ıst „lang vor der Marpurger Endurtheil und Execution (1623: 
auf rath und Zuthun D. Henrich Leuchters sel.“ (seit 1606 ım 
Darmstadt, F 1623) abgefasst, füllt also seiner Entstehung nach etwa 
in die Zeit zwischen 1606 und 1620. Auf ihn folgt zeitlich Il. der 
„sonderbare Revers* für die übergetretenen Marburger Calvinisten 
und I1I. der Revers für alle Geistlichen der Obergrafschaft, der 
seit 1625 gefordert wurde und dann in der Definitorialordnung 
von 1628 zu finden ist. 

Es erhellt aus diesem Briefe Georgs, wie durchaus falsch es 
ist, wenn Heppe in seiner Kirchengeschichte beider Hessen II, 
182 schreibt: „Mit diesem Luthertum war das Staatswesen 
Hessen-Darnıstadts so eng verkwickt, dass nicht blos die Prediger. 
sondern auch die weltlichen Beamten seit 1617 vor dem Antritt 
ihres Amtes sich und ıhre Gewissen durch Ausstellung eines 
Reverses in die Ketten des landeskirchlichen Bekemntnisses legen 
mussten“, oder wenn Köhlers Kirchenrecht Seite 20 f. davon 
redet, die Definitorialordnungen von 1617 und 1625 hätten vor- 
geschrieben, dass alle anzustellenden Geistlichen sich durch einen 
Revers zu verpflichten hätten, „auf die Augsburgische Confession 
und Apologie, die Wittenbergische Coneordie, die Schmalkaldischen 
Artikel und den Catechismus Lutheri, wie solche Stücke insgr- 
saınt bis aufs Jahr 1604 bei Regierung weiland etc. Ludwigs des 
Aelteren . . . behalten worden.“ Von diesen Dingen wissen beide 
Definitorialordnungen absolut nichts. Und die von 1617 konnte 


zudem gar nichts davon wissen, weil es dazumal noch gar keine 
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Reversverpflichtung für Geistliche gab. Die Ausdehnung der 
reversalischen Verpflichtung auf das ganze Land ist lediglich eine 
That des Strebens nach „Konformität“, welches Georgs II. Wirken 


so eigentümlich ist. Vor 1623 aber — und das ist das 
Ergebnis unserer Studie — gabs in Hessen keine 


allgemeine Reversverpflichtung. Diese ist eine Folge 
des Wirkens von dem Hofprediger Leuchter und den Professoren 
Winkelmann und Mentzer. Die Visitationsakten und das Schreiben 
Georgs II. sind des Zeuge. 

Da der „gewöhnliche Revers“ bereits bei Heppe „die kon- 
fess. Entwicklung der hess. Kirche“ 1853 abgedruckt ist, der antı- 
calvinistische Revers uns aber nicht vorlag, so geben wir den 
Abdruck des ältesten darmstädtischen Reverses, der für die Hof- 
präzeptoren und Prinzen bestimmt war und von Leuchter ( 1623) 
dem Landgrafen eingegeben ist, zwar nicht im Wortlaut, wohl 
aber nach einem gleichzeitigen landgräflichen Erlass seinem Inhalt 
nach. Es lautet dieses (anscheinend 1617 abgefasste) Schriftstück : 

„Weill aber durch der Jungen Herrschafften Hoffmeistere 
unnd praeceptores hierin grosser Schade beschehen kann, wie die 
erfahrung bezeugtt, So sollenn unsere Stadthaltter Canzlar und 
Räthe sich mit allem ernst unnd Heiss angelegenn sein lassen unnd 
vornembheh dahin sehenn, dass unsere Söhne Landgrave Georg, 
Landgrave Johanness, Landgraf Henrich unnd Landtgraf Fride- 
rich, mit praeceptoribus so ernäntter Augspurgischen ungeenderten 
Confession und Catechismo Lutheri unfehlbar zugethann, ver- 
sorget, Ihnen wann es die Zeit erfordert, kein ander Hoffmeister 
und andere Diener zugeordtnet werden, dann welche ieztt be- 
rührtter religion seyen unnd ohn einig bedenekhenn sich darzu 
aidtlich bekennen, In aller der maass wie unsere Jeziger Zeit unsern 
Söhnen verordnette Hofmeister unnd praeceptor sieh obligiret 
unnd verpflichttet, dieselbenn unsere Söhne auch mit allem Fleiss 
darınnen also informiren und underrichtten lassen, damit sie inn 
Gottesswortt wohl geübtt, dem liebenn Gott mit reinem Herzen 
dienen unnd ihress glaubenss jederzeit guthenn bericht geben können. 
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Derowegenn soll auch inn kirchen unnd schulen kein Theolo- 
gus, professor, praetlicant oder schuelmeister ufgenommenn werden, 
er gelobe unnd schwere dann zuvorderst, dass er anderss nicht 
lehren wölle, dann was Gottess wortt und erwehntter wahren Unver- 
enderten, Augspurgischen Confession gemeess sey, Sonderlich 
aber auch sich mit Mundt unnd Hertz in affırmativa et negativa 
erklehre, dz er in Confessione richttigk und Rhein, unnd nichtt 
‚atholisch oder Papistisch, Zwinglisch oder Calvinisch, wider- 
tauferisch oder andern Irrigen und widerigen Secten verwanth 
und zugethan sey, benäntlich aber unnd per expressum bekenne; 
In puncto de persona Christi glaube er vonn Herzenn dass 
Christo alss Menschen zur rechten Gottess siezendt, nicht nur et- 
liche, Sondern alle, Nicht gemessene, Sondernn Göttliche und un- 
gemessene gewaltt über alle Creaturen im Himmel unnd auf Erden 
ddiesselbige gegenwerttigk zu beherschenn in der that unnd war- 
heit gegeben seye, Auch dz er nit nur alss Gott, sondern auch 
alss Mensch und also nach der ganzen Person, wie die aus Gött- 
licher unnd Menschlicher Natur bestehet, bey seiner lieben Kirchen 
auf Erden wahrhafttig zugegen seye, In puncto de Redenmp- 
tione generis humani, glaube er, dz Christus der Herr Naclı 
dem willenn seiness himmellischen Vatters nicht nur vor etliche, 
Sondernn fur alle unnd yedere Menschen wahrhafftig gestorbenn, 
unnd dahero dess Allmächtigen Gottess ernster wille sey, dass 
jedermann ahn Christum glauben unnd also sehlig werden solle. 
In puneto de peccato, glaube er, dass nicht Gott ein stiefiter 
oder Ursach der Sünden seye, Sondern dz alle sünde und Uhn- 
serechtigkeitt vom Teufell unnd Menschenn herrühre, In puncto 
de Baptismo, glaube er, die Tauffe sey nit nur ein bloss Zeichenn 
oder bedeuttung der Widergeburtt, so aller erst über ezlich Zeit 
hernach beyen getaufttenn ervolgenn solle, Sonndern ein Gött- 
lich Badt, darinnen der sundthafitige Mensch wahrhafftigk durch 
('rafft des heilligenn Geistes vonn Sünden abgewaschenn unnd 
anderwerttss gebohren unnd gerechtt gemacht werde, In puncto 
de Coena Domini, glaube er, dass nicht nur Brott unnd Weinn 
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daselbst, unnd diesselbige blosse Zeichenn dess abwessenden leibs 
unnd bluts Christi seyen, Sondern dass mit diessen eusserlichen 
Elementen der wahre wessendliche leib und dz wahre wessend- 
liche Blut Christi uf unss verborgene weisse laudt der Stiefttungs- 
wortt, wann unnd so oftt dz Nachtmahll gehalten wirdt gewiss- 
lich überraicht, undt dass auch von Unwürdigen (doch zum ge- 
richtt unnd ihrem Verderben) diesselbige empfangen werden, In 
allermaassen solchess in Concordia zwischen Luthero und Bucero 
anno 36 zu Wittenbergk ist erclehrett wordenn. 

Da sich auch yemandt in kirchen oder schulen ichtwass ein- 
zufuhren oder zulehren understehenn würde, so obbesagtter Lehr 
zuwidder, So soll dasselbe keinesswegss gestattet sondern die- 
selbige Person so balt abgeschafft, Aber doch nicht weitter ver- 
follget werden, doch so ferne seine Lehr nit zu unleydtlicher 
verlesterung Göttlichen worttss und nahmenss oder zu aufruhr 
und unverantworttlicher widerspenstigkeit gegen die Obrigkeit 
anlass geben wirdt. 

Endtlich So befehllenn wir unsern Stadthalttern, Canzlar und 
Räthenn gnediglich, dass sie alle Kirchendiener inn unserm Fursten- 
thumb und Landen, unnd Vornemblich unsernn Superintendenten 
zu Darnistadt Doct. Henrich Leuchttern, und unsern HoffPredi- 
ser Doct. Johann Vietorn, alss unsere Seelsorger unnd beichtt- 
vätter, sambt ılıren weib unnd Kindern, so wohll bey unserm 
lebenn, alss nach unserm absterben (so inn Gottess Handen stehet) 
allzeit inn guthen befellich unnd beforderung haben sollen, da- 
mitt sie ihrer getreuwenn sorge unnd Dienst, so sie bey und vor 
unnss, auch unser Kirchen unnd schuelen getragenn und alın- 
gewändt, geniessenn mögen.“ Ludwig L. Z. Hess. 
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Die Verzeihung im Ehescheidungsrecht des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs. 


Von 


Konsistorial-Assessor Dr. jur. Lüttgert in Coblenz. 


(Schluss.) 


8 6. Ausdrückliche und stillschweigende Verzeihung. 


Ob die Verzeihung nur ausdrücklich oder auch stillschwei- 
gend gewährt werden könne, darin machen die meisten der bisherigen 
Rechte keinen Unterschied. Insbesondere die Praxis des gemeinen 
Rechts! stellt den Satz auf, dass die Verzeihung sowohl aus- 
drücklich als auch stillschweigend sich aussprechen lasse, und beruft 
sich auf die durchgängige Ansicht der Theoretiker. Dieselbe Aul- 
fassung beherrscht die Rechtsprechung des code civil. Das Preuss. 
Allgem. Landrecht weicht hiervon, wie wir sahen, bewusst ab. 
Es lässt nach den oben angeführten Paragraphen nur ausdrück- 
liche Verzeihung zu, die erfahrungsgemäss viel seltener vorkommt 
als stillschweigende, und auch, da sie innere Vorgänge des Ehe- 
lebens betrifft, ausser durch Eideszuschiebung schwer zu be- 
weisen ist. Aus diesem Grunde findet sich in der Praxis der 
Preussischen Gerichte, wie schon hervorgehoben wurde, der Ein- 
wand der Verzeihung auch fast immer auf die in $ 721 Ill zu- 
gelassene Ausnalıme gestützt, dass die Ehe nach Kenntnis von 
dem beleidigenden Vorfall ein Jahr hindurch fortgesetzt und hier- 
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durch jener Vorfall verziehen worden sei. 

Das B.G.B. fordert nur „Verzeihung“, macht mithin jenen 
Unterschied nicht, was die Motive ausdrücklich hervorheben, ıin- 
dem sie die abweichende Bestimmung des Preuss. Allgem. Land- 
rechts als zu einer nicht zu billigenden und insbesondere auch 
durch praktische Rücksichten nicht gebotenen Erleichterung der 
Scheidung führend verwerfen. 

Hiernach ist ausdrückliche wie stillschweigende Verzeihung 
in gleicher Weise als zulässig zu betrachten. Stillschweigende 
Verzeibung muss in Jeder Handlung gesehen werden, aus der ein 
sicherer Schluss auf den Versöhnungswillen des beleidigten Teils 
gezogen werden kann. Hierbei ist, gerade wie bei den Schei- 
dungsgründen der clausula generalis, stets auf Stand und Gewohn- 
heiten der Eheleute zu selien. Oft werden schon persönliche Auf- 
merksamkeiten, die über die Erfordernisse gewöhnlicher Höflich- 
keit hinausgehen, beispielsweise Geschenke, oder Zärtlichkeiten, 
Küsse und dergleichen als Verzeihung angesehen werden können. 
Auch die freiwillige, ehrlich gemeinte Rückkelr der Ehefrau, die 
wegen geschehener Misshandlungen und aus Furcht vor neuen 
sich, sei es mit oder ohne die Absicht, zur Scheidung zu schreiten, 
heimlich vom Manne entfernt hat, muss in der Regel als Ver- 
zeihung betrachtet werden. Dagegen ıst, wo noch keine Ent- 
fernung stattgefunden hat, lediglich die Fortsetzung des Zusan- 
menwohnens nicht geeignet, als schlüssige Thatsache für den Be- 
weis der Verzeihung angesehn zu werden, da in diesem Fall der 
unschuldige Teil nur von seinem Recht auf die gemeinsame 
Wohnung Gebrauch macht!. — Ob die Leistung der ehelichen 
Pflicht als stillschweigende Verzeihung zu gelten hat, soll im fol- 
genden Paragraphen besonders geprüft werden. 

Ausdrückliche wie stillschweigende Verzeihung setzen in 
gleicher Weise voraus, dass dem verzeihenden Gatten das Delikt 
des andern bekannt war, während ihm, wie oben bereits dar- 
gelegt ist, nicht klar zu sein braucht, dass «dieses Delikt einen 
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Ehescheidungsgrund für ihn abgegeben hätte. Bei ausdrücklicher 
Verzeihung ist jene Kenntnis selbstverständlich, denn ohne solche 
kann der verzeihende Gatte sich nicht erklären. Handelt es sich 
aber un stillschweigende Verzeihung, so muss der Beklagte, der sie 
einredeweise behauptet, ausser der Thatsache der Verzeihung nach- 
weisen, dass der andere zu der Zeit, da die Verzeihung gewährt 
worden sein soll, überzeugende Kenntnis von den Ver- 
gehungen des Beklagten hatte. Dies kommt namentlich bei Elıe- 
bruch in Betracht. Solange der Verzeihende, wenn er auch be- 
reits Verdacht geschöpft hat, noch im Zustand des Zweifelns 
schwebt, kann von einem bestimmten Willensentschluss zu ver- 
zeihen keine Rede sein. Vielmehr müssen die Scheidungsthat- 
sachen vom Verzeilienden in eine ihm zuverlässig scheinende Er- 
fahrung gebracht sein. Nicht auf jede Ohrenbläserei, auf die ein 
verständiger Gatte kein Gewicht legt, darf sich der Beklagte be- 
rufen, sondern nur auf Nachrichten, die einem besonnenen Menschen 
glaubwürdig erscheinen und ihn zu weiteren Nachforschungen 
veranlassen müssen. Es ist von der Praxis nicht für ausreichend 
erachtet worden, dass der beklagte Ehemann behauptet, die Frau 
habe gehört, dass er den fraglichen Ehebruch begangen habe oder 
dass er durch die von ihm gebrauchte Weibsperson des Ehebruchs 
bezichtigt werde!. 

Der Verzeihende muss ferner vollständige Kenntnis von 
den zu verzeihenden Thatsachen haben. Ist ihm nicht die ganze 
Schwere der Verfehlung bekannt, so liegt keine wirksame Ver- 
zeihung vor, da er möglicherweise bei voller Kenntnis des Sach- 
verhalts nicht verziehen hätte. Ueber diesen Gegenstand bieten 
zumal die gemeinrechtlichen Entscheidungen der obersten Gerichts- 
höfe lehrreiche Fälle, die für die künftige Praxis des B.G.B. von 
Bedeutung sein werden. In einem Urteil des obersten Landes- 
eerichts für Bayern vom 13. März 1886? wurde festgestellt, dass 
die beklagte Ehefrau sich nicht nur, wie ihr Gatte gemeint hatte, 
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einer, sondern zwei Mannspersonen ehebrecherisch hingegeben 
hatte. Das Gericht forderte, dass auch dieses höhere Verschul- 
den zur bestimmten Kenntnis des Klägers gelangt sei. Denn 
wenn auch, so wird ausgeführt, nach der ım Thatbestand ent- 
haltenen Schilderung das Naturell des Klägers ein noch so gut- 
mütiges und passives sei, so könne doch dem Richter nicht ge- 
stattet werden, sofort anzunehmen oder stillschweigend voraus- 
zusetzen, dass es für das Gefühl der Kränkung und folgeweise 
für die Neigung des Klägers zu verzeihen und mit einer solchen 
Gattin das eheliche Leben fortzusetzen, gleichgültig sei, ob er 
von diesem höheren Grade moralischer Versunkenheit derselben 
überzeugende Kenntnis gehabt habe oder nicht. — In einem an- 
dern, vom Oberlandesgericht in Braunschweig entschiedenen Fall! 
hatte die Frau gegen den Mann wegen widernatürlicher Unzucht 
auf Scheidung geklagt, was dieser mit dem Einwand zu ent- 
kräften suchte, die Klägerin habe ihn geheiratet und ehelich mit 
ihm verkehrt, wissend, dass er dem Laster der widernatürlichen 
Unzucht mit Männern ergeben sei. Die hierauf gestützte Einrede 
der stillschweigenden Verzeihung wurde mit der Begründung ver- 
worfen: wie der Ehescheidungsgrund der widernatürlichen Unzucht 
nur in bestimmten Thatsachen gefunden werden könne, nicht aber 
in der unsittlichen Hinneigung eines Gatten im Allgemeinen, so 
könne auch nur auf die Geltendmachung eines durch solche spezielle 
Thatsachen hervorgerufenen Scheidungsgrundes durch Aussöhnung 
verzichtet werden. Nicht also die Kenntnis von der Lasterhaftig- 
keit des Beklagten überhaupt, sondern nur der in Kenntnis sol- 
cher Einzelthatsachen gewährte eheliche Verkehr könne den 
Schluss rechtfertigen, dass die beleidigte Gattin ılım die Krän- 
kung stillschweigend verziehen habe. 

Die bereits berührte Frage, ob bei dem Vorliegen mehrerer 
Ehebruchsfälle jeder einzelne Fall zur Kenntnis des verzeihenden 
Gatten gekommen sein müsse, beleuchtet ausführlich eine eben- 
falls dem gemeinrechtlichen Gebiet angehörige Entscheidung des 
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Reichsgerichts vom 28. März 1888'. Die Klägerin hatte ihrem 
Manne, der mehreremals Ehebruch begangen, Briefe geschrieben, 
in denen sie ihre Verzeihung kund that, ohne von allen Ehe- 
brüchen zu wissen. In der Beurteilung des Falles will sich das 
Reichsgericht zwar nicht der Auffassung von Scheurls* anschliessen, 
der für eine wirksame Verzeihung die Kenntnis jedes einzelnen 
Ehebruchs verlangt, doch will es immer nur diejenigen Ehebrüche 
als verziehen gelten lassen, die sich der verzeibende Gatte, sei 
es in mehr oder weniger bestimmter Abgrenzung, als Gegen- 
stand seiner Verzeihung vorgestellt hatte. Ein Gatte, so führen 
die Entscheidungsgründe aus, könne von seinem Standpunkt aus 
zuten Grund haben, den einen Ehebruch zu verzeihen, den an- 
dern nicht. Wie weit die Verzeihung im einzelnen Fall in dieser 
Beziehung reiche, sei dann Thatfrage. Im vorliegenden Fall könne 
die Verzeihung der Klägerin jedenfalls auf solche Ehebrüche des 
Beklagten nicht ausgedelint werden, von denen jene bei Abfassung 
der Briefe nicht einmal im Allgemeinen etwas gewusst habe. 

An der Hand dieser Entscheidungen wird sich die Frage, 
ob bei fortgesetztem Ehebruche mit einer bestimm- 
ten Person die Kenntnis von der Anzahl der Einzelfälle nötig 
sei, unschwer dahin beantworten lassen, dass die Kenntnis eines 
einzigen Falles zwar nicht ausreicht, andererseits aber der Nach- 
weis genügt, dass der verzeihende Teil von dem Bestehen des 
sanzen ehebrecherischen Verhältnisses wusste. Liegt auf beiden 
Seiten Ehebruch vor, und es kommt eine Aussöhnung zustande, 
so wirkt die Verzeihung, entsprechend den obigen Ausführungen, 
für beide Teile nur dann, wenn jeder Teil über den Ehebruch 
des andern unterrichtet war. 
5 7. Ist die Leistung der ehelichen Pflicht als stillschwei- 

gende Verzeihung zu betrachten ? 

Ueber die vielerörterte Frage, ob die Leistung der ehelichen 

Ptlicht als stillschweigende Verzeihung zu betrachten sei, fehlt 
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es im B.G.B. ebenso wie über die andern in Vorstehenden be- 
handelten Fragen an einer positiven Vorschrift. Das Preussische 
Allgemeine Landrecht verbietet im $ 722 II. 1 dem Richter aus- 
drücklich, blos aus Leistung der ehelichen Pflicht einen Verzicht 
auf das Recht der Scheidungsklage zu folgern, ein Verbot, das 
indes nicht nur von den heutigen Rechtslehrern, sondern schon 
zur Zeit der Redaktion des Landrechts als offenbarer Missgriff 
bezeichnet wurde, worauf wir unten zurückkommen werden. Dass 
der code civil über die vorstehende Frage keine Bestimmung ent- 
halte, wurde bereits im $ 1 mitgeteilt. Wie sich infolgedessen 
die Gerichte des französischen Rechtgebiets dazu gestellt haben, 
zeigen folgende Fälle aus der Rheimischen Praxis. Eine Ent- 
scheidung des Appellationsgerichtshofes in Cöln vom 21. Mai 
1829? spricht sich in ausdrücklicher Anlehnung an das Preussi- 
sche Allgem. Landrecht dahin aus, dass aus der blossen That- 
sache der ehelichen Beiwohnung kein Schluss auf die Aussöhnung 
gezogen werden könne, wenn es an sonstigen, dieser Thatsache 
vorhergegangenen oder ihr nachfolgenden Umständen gebreche, 
die zu einem solchen Schlusse berechtigen könnten. In der 
Thatsache des Beischlafs sei eine Operation mehr des anımali- 
schen als des geistigen Menschen zu sehen, während die Ver- 
zeilhung früherer Beleidigungen als ein Akt des Verstandes weit 
mehr voraussetze, als die blinde Befolgung des Instinktgesetzes. — 
Eine freiere Auffassung verrät die Entscheidung desselben Ge- 
richtshofes vom 1. Februar 1843 ?, die in ihren Gründen ausführt, 
dass zwar der Beischlaf bei weitem nicht unter allen Umständen 
als ein Beweis der Aussöhnung betrachtet werden könne, vor- 
liegend aber sei der Beischlaf nach längerer Trennung und nicht 
in der ehelichen Wohnung, sondern in der an einem anderen Ort 
gelegenen Wohnung der Frau mehreremale vollzogen worden und 
müsse daher als ein auf beiderseitige freundliche Verständigung 
begründetes Zeichen ehelicher Liebe betrachtet werden. — Eine 
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Entscheidung desselben Gerichts vom 1. April 1834! hat schon 
eine Aussöhnung darin gesehen, dass die Eheleute mehrere 
Tage in einem Hotel auf einem und demselben Zimmer gewohnt 
und dort auch geschlafen haben, olıne dass eine unfriedliche 
Stimmung gegeneinander zu erkennen gewesen sei. — In einem 
andern Fall? hatten die Eheleute infolge eines Streitfalles die Ge- 
meinschaft des Schlafzimmers aufgegeben, dann aber wieder eine 
Zeit lang im gemeinsamen Zimmer geschlafen. Das Oberlandes- 
gericht in C'öln fand hierin eine Versöhnung auf Grund ge- 
selliger Annäherung, da ohne Versöhnung diese Erneuerung der 
(Gemeinschaft des Schlafzimmers nicht denkbar wäre; eines Be- 
weises für den damals geptlogenen geschlechtlichen Verkehr be- 
dürfe es nicht. Das Reichsgericht 3 bestätigte dies Urteil. 

Im Gebiet des gemeinen Rechts hat sich der feststehende 
Gerichtsgebrauch gebildet, die Vollziehung des Beischlafes ın 
der Regelals ein genügendes Zeichen der Verzeihung anzu- 
nehmen, vorausgesetzt, dass die Vergehungen des schuldigen 
Gatten dem andern zur Zeit der Beischlafsvollziehung bekannt 
waren. Dies entspricht auch der Auffassung der früheren katho- 
lischen Ehegerichte*. Allerdings findet sich jener gemeinrecht- 
liche Gerichtsgebrauch zunächst nur bei der Scheidungsklage 
wegen Ehebruchs. Er gründet sich auf das in 8 1 erwähnte fr. 
13 S 9 ad leg. Jul. de adult. (48,5). Dafür dass in der Bei- 
wohnung gegenüber jeder Scheidungsursache eine Verzeihung 
zu finden sei, bieten die Quellen des gemeinen Rechts keinen 
Anhalt, und es ist dies auch von der Praxis in dieser Allgemein- 
heit nicht anerkannt. So war in dem der Entscheidung des Ober- 
Appellations-Gerichts in München vom 22. Februar 1848° zu 
Grunde liegenden Fall von einem Mann auf Scheidung geklagt 


ı A. a. 0. Bil. 30 S. 236. 

2 Puchelt-Heinsheimer, Zeitschr. für franz. Civilrecht Bd. 21 
S. 400. 

? Entscheidung vom 13. Juli 1890. 

* Schulte, Kath. Kirchenrecht, 3. Aufl., S. 493. 

5 Seuffert 2 Nr. 193. 


Lüttgert, D. Verzeihung im Ehescheidungsrecht d. Bürgerl. Gesetzbuchs. 997 


wegen Unverbesserlichkeit der Ehefrau in Ansehung ihres Starr- 
sinnes, ihrer Böswilligkeit und der Kränkungen, die sie dem 
Kläger bei wiederkehrenden Anlässen immer wieder zugefügt 
hatte. Die Beklagte wandte ein, der Kläger habe bis zur letzten 
Zeit der ehelichen Gemeinschaft den Beischlaf mit ihr vollzogen 
und dadurch Verzeihung und Versöhnung bethätigt, so dass 
keiner der Vorfälle, die der letzten Beiwohnung vorausgegangen, 
zur Begründung der Scheidungsklage herangezogen werden könne. 
Dieser Einwand wurde indes vom Gericht mit folgender Begrün- 
dung für unerheblich erachtet: Eine eingewurzelte Beschaffenheit 
der Gemütsart, wie sie aus den vom Kläger angeführten That- 
sachen spreche, habe das Besondere, dass sie durch einzelne Akte 
des Entgegenkommens und der Besänftigung nicht gehoben wer- 
den könne. Jede neue Rückfälligkeit trage vielmehr aufs Neue 
dazu bei, das Vergebliche jenes Versuches der Rückkehr zum 
Frieden darzustellen, und daher gebe auch namentlich jeder wieder- 
kehrende Verstoss gegen die Pflichten der Ehefrau im Punkte 
des Gehorsams und der Mässigung dem Manne das Recht, seine 
älteren Beschwerden wieder aufzunehmen und mit den 
neuen in einer fortlaufenden Charakteristik zu verbinden. 

Gegenüber der Scheidungsklage wegen Sävitien ist indes 
die Einrede der Beischlafsvollziehung von der gemeinrechtlichen 
Praxis in den meisten Fällen rundweg anerkannt.!) Eine Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts in Stuttgart vom 24. Oktober 
1884?) stellt sich freilich auf den Standpunkt, dass ausser im 
Fall des Ehebruchs der geduldete Beischlaf nicht an sich, son- 
dern nur insofern einen Beweisgrund der eingetretenen Verzeihung 
darstelle, als dies aus den begleitenden Umständen des Falles 
hervorgehe. 

Gerade die Verschiedenheit der für die vorliegende Frage 
in Betracht kommenden Möglichkeiten macht die Aufstellung all- 
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gemeiner Rechtsregeln auf diesem Gebiet schwierig, und das ist 
auch der Grund, warun das B.G.B. keine ausdrückliche Stellung 
zu der Frage eingenommen hat. Für die künftige Praxis wird 
es daher immer auf die Umstände des einzelnen Falles ankom- 
men. Die allgemeinen Prinzipien dürften sich aber aus den nach- 
folgenden, in den gemeinrechtlichen Gerichtsentscheidungen mehr- 
fach berührten Erwägungen ergeben. 

Setzt ein Gatte ungeachtet seiner Kenntnis von dem Vor- 
handensein eines für ıhn begründeten Anspruches auf Scheidung 
die eheliche Gemeinschaft und den ehelichen Geschlechtsrerkehr 
fort, so liegst eine Handlung vor, die das Verhältnis der Ehe- 
gatten in ihren innigsten, ebenso rechtlich wie sittlich nur durch 
das Band der Ehe gestatteten Beziehungen aufrecht erhält und 
eben deshalb als ein unbedingter Verzicht des unschuldigen Teils 
auf Geltendmachung seines Scheidungsanspruches behandelt werden 
muss. Es wäre ein mit der Heiligkeit der Ehe nicht vereinbarer 
Widerspruch, wenn der unschuldige Ehegatte die von ihm durch 
den Beischlaf thatsächlich vollzogene Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung der Ehe nicht zugleich rechtlich als eine solche 
gelten lassen wollte!. Es ıst hiergegen wohl angeführt, dass 
die Ehe noch nicht durch die die Scheidung begründende Hand- 
lung, sondern erst durch den Ausspruch des Richters getremt 
werde. Solange nun dieser Ausspruch nicht erfolgt sei, daure 
die Ehe fort, und folglich beständen auch ihre Wirkungen, vor- 
nehmlich die Pflicht zur Duldung des Beischlafs. Es hänge so- 
nach gar nicht von dem freien Willen des Ehegatten ab, ob er 
jene Handlung mit dem andern vornelımen wolle, daher lasse 
sich auch auf seinen Willen, dem andern die Schuld zu verzeihen, 
nicht schliessen. Diese Bedenken widerlegen sich dadurch, dass, 
sobald eine Scheidungsthatsache vorliegt, dem unschuldigen Teil 
mit dem Recht auf Scheidung auch das Recht auf thatsächliche 
Trennung, namentlich auch auf Verweigerung der ehelichen Pflicht 
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zuzugestehen ist und im & 1353 Abs. 2 B.G.B auch ausdrücklich 
zugestanden wird. 

Auch angesehene Rechtslehrer und Konimentatoren des Preus- 
sischen Allg. Landrechts haben sich den in der gemeinrechtlichen 
Praxis herrschenden Auffassungen nicht entziehen können und 
verwerfen die gegenteiligen Bestimmungen des Preussischen Ge- 
setzbuches entschieden. Koch!) bezeichnet die Vorschrift des 
S 722 IL 1als der Natur des sittlichen Menschen widersprechend, 
da eine eheliche Beiwohnung in Groll und feindlicher Stimmung 
nur viehischen Naturen möglich sei. Dernburg?) tadelt die Vor- 
schrift als offenbaren Missgriff, denn Kinder mit dem Ehegatten 
zu erzeugen und dennoch die Absicht der Scheidung festzuhalten, 
sei ein pflichtvergessenes Beginnen. Schon gegen den ersten Ent- 
wurf des Landrechts hatten sich in dieser Beziehung Stimmen 
erhoben, deren Widerlegung im gedruckten Entwurf Teil I Abt. 1, 
S. 116 zu 529 durch folgende noch heute bedeutsame Anmerkung 
von den Landrechtsredaktoren versucht wurde: 

„Die Gründe, warum hier von .den bisherigen Dispositionen 
„des gemeinen Rechts abgewichen worden, bestehen darın: 
„1) weil es gleich bedenklich ist, einem Gatten die Erfüllung 
„seiner Pflicht zum Nachteil anzurechnen oder ihn zum Richter 
„zu setzen, in welchen Fällen er sich von Beobachtung dieser 
„Pflicht dispensieren könne; 2) weil der Umstand, ob der 
„unschuldige Gatte zur Zeit des Beischlafs von der Beleidigung 
„wirkliche Wissenschaft und nicht etwa blosse Vermutung ge- 
„habt, nicht füglich anders als durch Eid desselben ausgemittelt 
„werden kann; Eide aber, besonders im Scheidungsprozess, 
„wegen der Verbitterung der Gemüter und daraus entstehender 
„Besorgnis des Meineides möglichst vermieden werden müssen; 
„3) weil die Furcht vor der Einrede der stillschweigenden 
„Remission den Gatten nötigt, bei dem ersten Fehltritt des 

„andern Teils, wenn auch noch Hofinung auf Besserung vor- 
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„handen wäre, dennoch sofort allen vertrauten Umgang mit 
„Am aufzuheben, wodurch viele Gelegenheiten zur Aussöhnung 
„und Wiederherstellung des guten Vernehmens verloren gehen.“ 

Diese Gründe überzeugten, wie Koch mitteilt, die Gegner 

nicht. Einer von ihnen, v. Grolmann, setzte folgende Ausführungen 
entgegen : 

„Es scheint mir der Natur der Sache zuwider zu sein, den 
„Beischlaf für keine vollständige Remission gelten zu lassen. 
„ Vorausgesetzt dass der Ehegatte von dem Vergehn des andern 
„eine solche Wissenschaft hat, die zu seiner Üeberzeugung 
„hinlänglich ıst, so beweist die nachher geleistete eheliche 
„Pflicht, dass die Abneigung der Gemüter nicht so gross sein 
„kann, dass sie nicht zusammen wohnen könnten; auch weiss 
„ich nicht, was Eheleute durch Leistung der ehelichen Pflicht 
„für eine andere vernünftige Absicht haben könnten, als die 
„Verzeihung, die Erziehung des durch den Beischlaf zu er- 
„zeugenden Kindes und die fernere Zusammenwohnung. Der 
„Ehemann wird doch seine Frau nicht als Mätresse gebrauchen, 
„noch die Frau sich so gebrauchen lassen wollen. Der Ehe- 
„gatte macht sich durch die Verweigerung des Beischlafes 
„ebensowenig zum Richter in seiner eigenen Sache, als ein 
„Käufer, der die Aufhebung seines Kontraktes nachsucht, und 
„deswegen das Kaufseld nicht bezahlt. Viele Beleidigungen 
„führen schon die Wissenschaft des beleidigten Gatten mit 
„sich. Bei andern lässt sich aus den zur Ueberführung ge- 
„brachten Beweismitteln solche schliessen, und nur in wenig 
„Fällen wird es der Eidesdelation bedürfen. Wenn man die 
„eheliche Beiwohnung nicht als eine Vergebung passieren lassen 
„will, so artet solche immer mehr in Brutalität aus, und die 
„Scheidungen werden befördert, da sie doch vermindert werden 
„sollen. * 

Svarez, das Haupt der Landrechtsredaktoren, erwiderte in- 

dessen, dass er sigh hierbei nicht aufzuhalten brauche, da die in 
der obigen Note zum Entwurf angeführten drei Gründe nirgends 


Lüttgert, D. Verzeihung im Ehescheidungsrecht d. Bürgerl. Gesetzbuchs. 23] 


widerlegt wären. Indes auch die Gesetzeskommission, der der 
umgearbeitete Entwurf zu nochmaliger Monierung mitgeteilt wurde, 
war seiner Ansicht entgegen; der Referent (Lamprecht) sagte: 
Er sei mit diesem Grundsatz nie einverstanden gewesen. Die 
Absicht gehe ganz deutlich dahin, die Scheidung zu erschweren 
und seltener zu machen. Die remissio tacita per concubitum sei 
dazu immer ein gutes Mittel gewesen. Die Abschaffung derselben 
scheine also der ganzen Lehre entgegen zu sein. Man könne 
nicht sagen, dass der concubitus ein debitum conjugale sei, und 
dass dessen Denegation ad delinquendum verleite, wenn der Be- 
leidigte ein so fühlloses Geschöpf sei, dass er von dem andern 
noch so etwas verlangen könne. Das Tier lasse man doch sich 
fernerhin von einem bösen Gatten nicht quälen. Wenigstens 
müsste man doch billig unter Ständen einen Unterschied machen. 
Leute von irgend einer Erziehung könnten ja dergleichen un- 
möglich thun, ohne dabei an etwas Anderes als an eine Maschine 
zu denken, und ohne Gefühl eines versöhnten Herzens. Dies prin- 
cipium sei auch gewiss nirgends angenommen. — Indessen nahm 
Svarez auch darauf keine Rücksicht!. 

Die gegen die einseitige landrechtliche Bestimmung nach Vor- 
stehendem geltend gemachten Erwägungen entsprechen in vielfacher 
Hinsicht einer sittlich geläuterten Auffassung von dem Wesen 
der Ehe, wie sie gerade das Scheidungsrecht des B. G. B. be- 
herrscht. Man wird daher hinsichtlich der künftigen Praxis 
jenen Erwägungen der Hauptsache nach beitreten und den Grund- 
satz aufstellen müssen, dass die freiwillige Leistung der ehelichen 
Ptlicht von Seiten des unschuldigen Gatten in der Regel den 
ihm bekannten Scheidungsgrund aufhebt. Diese Bedeutung muss 
auch einem während des Scheidungsprozesses gepflogenen Bei- 
schlaf zuerkannt werden. 

Der Verzicht auf den Scheidungsanspruch darf indes nicht 
in der &usseren Handlung der Beischlafsvollziehung allein ge- 
funden werden, vielmehr muss diese den obwaltenden Umständen 
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nach als ein Ausfluss wahrhaft versöhnlicher Gesinnung, insbe- 
sondere, wie bereits angedeutet, als eine völlig freiwillige 
erscheinen. Dies wird namentlich dann oft zweifelhaft sein, wenn 
es sich um Ehescheidung wegen Sävitien handelt, und der un- 
schuldige Teil sich in der fortwährenden Besorgnis vor ferneren 
Thätlichkeiten befunden hat. Eine hierauf gestützte Replik ıst 
daher stets zu beachten. Der Richter wird je nach den Um- 
ständen des Falls. auch soweit gehen können, den Einwand der 
Furcht nicht nur replikweise gelten zu lassen, sondern dem be- 
klagten Ehemann, der die Einrede der Verzeihung durch Bei- 
schlafsgestattung erhebt, ausser dem Nachweis dieser Thatsache 
zugleich die Vorbringung und Glaubhaftmachung solcher That- 
momente aufzuerlegen, aus denen sich ergibt, dass die Frau den 
Beischlaf freiwillig und nicht etwa aus Furcht vor neuen Miss- 
handlungen gestattet hat. Dies Verfahren ist in dem folgenden, 
den gemeinrechtlichen Gebiet angehörigen Fall! vom Reichsge- 
richt ausdrücklich gut geheissen worden: Der Berufungsrichter 
war von der Annahme ausgegangen, dass einer nicht auf Ehe- 
bruch, sondern auf Sävitien gestützten Scheidungsklage gegen- 
über die geschehene Leistung der ehelichen Pflicht für sich allein 
nicht ausreiche, um die Einrede der Verzeihung zu begründen, weil 
präsumtiv die Gestattung der Beischlafsvollzielung auf Seiten 
der verletzten Gattin aus der Furcht vor neuen Misshandlungen 
zu erklären sei. In dieser auf thatsächlichen Erwägungen fus- 
senden Annahme hat das Reichsgericht eine Verletzung recht- 
licher Gesichtspunkte nicht erblickt. 


8 8. Stillschweigende Verzeihung durch Zeitablauf. 


War oben gesagt, dass lediglich in der Fortsetzung des Beı- 
sammenwohnens der Eheleute noch keine stillschweigende Ver- 
zeihung erblickt werden dürfe, so erleidet dies insofern eine Ein- 
schränkung, als das B. G. B. das Recht zur Erhebung der Schei- 
dungsklage an eine bestimmte Frist knüpft, nach deren Ablauf 
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das Recht ebenso erlischt, wie dureh Verzeihung. Diese Bestim- 
mung ist vorzugsweise dem Preuss. Allgem. T,kandrecht nachge- 
bildet, und es ist von Wichtigkeit, sich die betreffende Vorschrift 
des letzteren und deren Anwendung in der gerichtlichen Praxis 
zu vergegenwärtigen. 

Nach dem oben angeführten 8 721. II 1 des Allgem. Land- 
rechts soll es einer ausdrücklichen Verzeihung gleichgeachtet 
werden, wenn der beleidigte Ehegatte nach erhaltener überzeu- 
gender Kenntnis von dem Vergehn des andern die Ehe ein Jahr 
hindurch fortgesetzt hat. Die Festsetzung einer solchen Frist 
erscheint nicht nur im Interesse der Aufrechterhaltung der Ehe, 
sondern namentlich auch deshalb zweckmässig, weil die Unge- 
wissheit über den Fortbestand der Ehe nicht zu lange dauern 
darf. Vom Standpunkt des scheidungsberechtigten Ehegatten aus 
ist sie unbedenklich, da. in den meisten Fällen dem unbenutzten 
Ablauf der Frist eine wirkliche Verzeihung zu Grunde liegen 
wird. Wie bereits hervorgehoben, kommt in den landrechtlichen 
Entscheidungen diese Verzeihungsart fast ausschliesslich zur An- 
wendung. Nun geschieht es nicht selten, dass (der verletzte 
(satte sich von dem schuldigen Gatten trennt, dabei aber An- 
stand nimmt, die Scheidungsklage alsbald zu erheben. So ent- 
stand für den Preussischen Richter die vom Allgem. Landrecht 
unberücksichtigt gelassene Frage, ob die einjährige Frist auclı 
dann laufe, wenn die Gatten thatsächlich getrennt leben. Be- 
jahend führt die Entscheidung des Reichsgerichts vom 5. April 
1886! aus, dass unter „Rügen“ im Sinne des & 720 a.a. O. nur 
die Erhebung der Klage oder die Beantragung des Sühnerer- 
suchs, nicht schon die eigenmächtige Trennung des beleidigten 
Gatten zu versteln sei. Den gleichen Satz stellt die Reichsge- 
richtsentscheidung vom 24. April 1894? auf, mit der Begründung, 
dass es sich hier nicht um eine aus den Thatmerkmalen zu ziehende 
etwa durch Gegenbeweis zu widerlegende Vermutung des 
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Verzeihungswillens handele, sondern das Gesetz stelle die ein- 
jährige Fortsetzung der Ehe unbedingt und unwiderruflich der 
ausdrücklichen Verzeihung gleich, ohne Rücksicht darauf, ob 
der Ehegatte ın der Absicht zu verzeihen oder aus anderen 
(sründen die Ehe fortsetze. Nur bestimmte, aus der Natur des 
betreffenden Scheidungsgrundes sich ergebende Ausnahmen will 
das Reichsgericht in der letzterwähnten Entscheidung zulassen. 
So soll namentlich bei böshicher Verlassung die Frist nicht laufen, 
solange die Entfernung dauert, da sich hier die Schuld in jedem 
Augenblick erneuert, und vor der Wiedervereinigung der Gatten 
von einer stillschweigenden Verzeihung nicht die Rede sein kann. 
Ferner gilt dem Reichsgericht die Frist auch auch dann nicht als 
abgelaufen, wenn gegen eine Ehefrau, die wegen Verweigerung der 
ehelichen Pflicht Anlass zur Scheidung gegeben und sich entfernt hat, 
um eben diese Weigerung zum Ausdruck zu bringen, binnen einem 
Jahr nach der letzten Weigerung nicht geklagt ist. Andere Scheid- 
ungsgründe dagegen, die wie Ehebruch und Mishandlungen regelmäs- 
sig mit dem einzelnen Vorfall abgeschlossen sind, werden vom Reichs- 
sericht auch bei thatsächlicher Trennung als verziehen angesehn. 

Das B. G. B. knüpft, wieder in dem Bestreben, die Einrede 
der Verzeihung zu erleichtern, den Verlust des Scheidungsrechts 
in $S 1571 schon an den Ablauf einer Frist von 6 Monaten, 
die von dem Zeitpunkt an läuft, in dem der Ehegatte von dem 
Scheidungsgrunde Kenntnis erlangt. Diese kurze Frist birgt 
allerdings die Gefahr in sich, dass der unschuldige Gatte, der 
nur die Wahl hat, schleunigst zur Scheidung zu schreiten oder 
zu verzichten, sich gedrängt fühlt, alsbald die Klage auf Schei- 
dung zu erheben. Dieses Bedenken führte in der Reichtags-Kom- 
mission für die zweite Lesung des Entwurfes zu dem Antrage, 
die Frist anstatt auf 6 Monate auf ein oder 2 Jahre festzusetzen, 
doch fand der Antrag nicht den Beifall der Mehrheit, bei der 
die wichtige Auffassung obwaltete, dass die Frage der Scheidung 
rasch zum Austrag gebracht werden müsse, weil eine dauernde 
Ungewissheit über diesen Punkt dem Wesen der Ehe widerstrebe, 
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und es nicht angängig sei, noch nach ‚Jahren mit einem längst 
gekannten Grunde hervorzutreten. 

Die Klage ist nach dem B. G. B. ausgeschlossen, wenn seit 
dem Eintritt des Scheidungsgrundes 10 Jahre verstrichen sind. 
Der Entwurf von 1888 hatte statt dessen nach Analogie der all- 
gemeinen Klagenverjährung 30 Jahre festgesetzt, doch hat der 
Reichstag diese Frist auf 10 Jahre herabgesetzt, da er die Ana- 
logie der Verjährung nicht für hinreichend erachtete, eine an sich 
nicht zweckmässige Erstreckung auf 30 Jahre zu rechtfertigen. 

Ueber die Frage, ob bei thatsächlicher Trennung der Ehe- 
leute die 6 monatliche Frist laufe, fand sich im Entwurf gleich- 
wie in Preuss. Allgem. Landrecht noch keine Bestimmung, viel- 
mehr sagen die Motive in Billigung der obigen reichsgerichtlichen 
Auffassung, dass es auf den Beginn und den Lauf der Frist ohne 
Eintluss sei, ob die Ehegatten faktisch getrennt leben. Sie be- 
gründen diese Auffassung mit der Erwägung, dass durch die 
gegenteilige Bestimmung die faktische Trennung nur begünstigt 
werde und zudem die Feststellung des Anfanges und des Auf- 
hörens des Getrenntlebens zu praktischen Schwierigkeiten führe. 
Ausserdem sei eine derartige Bestimmung imstande, den Zweck 
der 6monatlichen Frist zu vereiteln, da der Grund der Vorschrift, 
dass das Recht auf Scheidung nach Ablauf dieser Frist ausgeschlos- 
sen werden solle, nicht lediglich auf der vermuteten Verzeihung, 
sondern zugleich auf dem Gesichtspunkte beruhe, dass der Be- 
stand der Ehe nicht auf längere Zeit ein unsicherer sein solle. 

Der Entwurf hatte ferner die Anwendung der 6monatlichen 
Frist auf den Ehebruch, die Lebensnachstellung und die unter 
die clausula generalis fallenden Scheidungsgründe beschränkt, die 
Anwendung auf die bösliche Veranlassung also nicht zugelassen, 
letzteres mit der Begründung, dass dieser Scheidungsgrund be- 
ständig fortdauere. 

Nach beiden Richtungen hin hat der Entwurf durch den 
Reichstag eine Aenderung erfahren. Hinsichtlich der Frage des 
thatsächlichen Getrenntlebens wurde in der bereits erwähnten 
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Kommission der Antrag gestellt, eine dahingehende Vorschrift 
einzuschalten: 

Der Lauf der Frist ist unterbrochen, solange die häusliche 
Gemeinschaft unter den Gatten aufzehoben ist. Der schuldige 
Gatte kann den zur Klage berechtigten Gatten auffordern, ent- 
weder die häusliche Gemeinschaft herzustellen oder die Schei- 
dungsklage zu erheben. Macht er von dieser Befugnis Ge- 
brauch, so beginnt der Lauf der ın Absatz 1 bestimmten Frist 
(6 Monate) mit der Aufforderung. 

Die Antragsteller wollten hierdurch den Gatten die Möglich- 
keit gewähren, sich zunächst thatsächlich von einander zu trennen, 
ohne dass der unschuldige Teil sein Recht mit dem Fristablauf 
einbüsse. Gerade durch freiwillige Trennung der Gatten, so führ- 
ten sie aus, würden Scheidungen oft verhütet. Freilich nach den 
Prinzipien der Verjährungslehre des Sachenrechts dürfe eine von 
den Parteien herbeigeführte Verlängerung der Verjährungs- und 
Präklusivfristen nicht zugelassen werden, doch sei dies hier nicht 
durchschlagend. Denn die wesentlich für Vermögensansprüche 
bestimmten Grundsätze der Verjährungslehre könnten nicht ohne 
Weiteres auf familienrechtliche Verhältnisse übertragen werden. 
namentlich bei der Regelung der Ehescheidung dürfe nur der 
Gesichtspunkt massgebend sein, auf welchem Wege die Auf- 
rechterhaltung der Ehen amı meisten gesichert werde. 

Die Kommission vermochte sich dem Gewicht dieser Aus- 
führungen nicht zu verschliessen. Sie verkannte zwar nicht, dass 
der obige Vorschlag zu einem unsicheren Zwischenzustande führe, 
und dass der Aufschub des Prozesses vielleicht die Ermittlung 
des Thatbestandes für die Richter erschwere. Man war indes der 
Ansicht, dass die Bedeutung dieser letzteren Momente nicht über- 
schätzt werden dürfe, da das Zwischenstadium nur vorübergehend 
sei und die gefürchtete Verdunkelung der thatsächlichen Ver- 
hältnisse höchstens zur Abweisung der Klage, also zur Aufrecht- 
erhaltung der Ehe führe. Auch werde die zeitweise Trennung 
vielfach als Mittel angesehn, eine Versöhnung vorzubereiten, und 
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in dieser Hinsicht sei die nach obigem Antrag aufzunehmende 
Bestimmung als ein Ersatz für die vom B.G.B. nicht aufgenom- 
mene zeitweilige Trennung von Tisch und Bett zu betrachten. 
Es ergab sich in der Kommission schliesslich Einverständnis 
darüber, dass, nachdem man den obigen Antrag angenommen habe, 
die 6monatliche Frist auch für die lösliche Verlassung passe. 

Aus diesen Beschlüssen der Kommission und aus den darauf- 
folgenden Beratungen im Plenum des Reichstags ist der jetzige 
S 1571 (Absatz 1 und 2) B.G.B. hervorgegangen : 

Die Scheidungsklage muss in den Fällen der 88 1565 bis 
1568 binnen sechs Monaten von dem Zeitpunkt an erhoben 
werden, ın dem der Ehegatte von dem Scheidungsgrunde Kennt- 
nis erlangt. Die Klage ist ausgeschlossen, wenn seit dem Ein- 
tritte des Scheidungsgrundes zehn Jahre verstrichen sind. 

Die Frist läuft nicht, solange die häusliche Gemeinschaft 
der Ehegatten aufgehoben ist. Wird der zur Klage berechtigte 
Ehegatte von dem andern Ehegatten aufgefordert, entweder die 
häusliche Gemeinschaft herzustellen oder die Klage zu erheben, 
so läuft die Frist von dem Empfange der Aufforderung an. 

Der letzte Satz in Absatz 2 erweist sich als eine notwendige 
Ergänzung des ersten Satzes, indem er verhindern will, dass der 
Zustand der Ungewissheit gegen den Willen des schuldigen Gatten 
beständig andauert, und dem letzteren daher eine Möglichkeit an 
die Hand giebt, den verletzten Gatten zur Entscheidung zu drängen. 

Von den zwingenden Vorschriften des $ 1571 lässt der $ 1572 
eine Ausnahme zu: 

Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für seine Gel- 
tendmachung im 8 1571 bestimmte Frist verstrichen ist, im 
Laufe des Rechtsstreits geltend gemacht werden, sofern die 
Frist zur Zeit der Erhebung der Klage noch nicht verstrichen war. 

Hierbei ist an die von dem Eheverfahren handelnden Vor- 
schriften ın SS 614, 616! der COivilprozessordnung zu denken, die, 
in der Absicht, eine Vervielfältigung der Ehesachen zu verhüten, 
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dem Kläger auferlegen, bei Vermeidung der späteren Aus- 
schliessung alle Scheidungsthatsachen, die ılım bekannt sind und 
die er beweisen kann, im Lauf des Rechtsstreits geltend zu machen. 


8 9. Wiederaufleben von verziehenen Scheidungsgründen. 


1. Zur Unterstützung. 

Der code civil gestattet in Art. 273 dem Kläger, wegen einer 
seit der Aussöhnung neu eingetretenen Pflichtverletzung des an- 
dern Gatten eine neue Klage anzustellen und alsdann zu deren 
Unterstützung von den vorigen Gründen Gebrauch 
zumachen. Das Preuss. Allgem. Landrecht enthält eine derartige 
Bestimmung nicht. Dagegen hat die gemeinrechtliche Praxis es für 
zulässig erklärt, einmal verziehene pflichtverletzende Handlungen 
eines Ehegatten bei einer neuen Ehescheidungsklage mitheranzu- 
ziehen. Dies soll vorzugsweise dann gelten, wenn solche neuen 
Handlungen vorliegen, die mit den verziehenen gleichartig sind. 
Insbesondere wird bei Sävitienklagen angenommen, dass eine Ver- 
zeihung früherer Misshandlungen keineswegs hindere, bei nach- 
her erneutem üblen Betragen die früheren Unbilden noch zur Be- 
gründung der neuen Scheidungsklage geltend zu machen!. 

Im Anschluss an den code civil und die gemeinrechtliche 
Praxis, aber erheblich weitergehend als beide, bestimmt das B.G.B. 
in S 1573: 

Thatsachen, auf die eine Scheidungsklage nicht mehr gestützt 
werden kann, dürfen zur Unterstützung einer auf andere That- 
sachen gegründeten Scheidungsklage geltend gemacht werden. 

Dies gilt nicht nur für verziehene oder durch Zeitablauf 
wirkungslos gewordene Scheidungsthatsachen, sondern auch für 
solche, die gemäss $ 616 der Civilprocessordnung als selbstän- 
diger Klagegrund nicht mehr geltend zu machen sind. Beiden erste- 
ren beiden kann der Fall entweder so liegen, dass überhaupt noclı 
nicht geklagt war, oder dass der auf Grund der Einrede der Ver- 
zeihung oder des Fristablaufs mit seinem Ehescheidungsbegehren ab- 

! Strippelmann a. a. 0.8. 245. Seuffert 30 Nr. 87. 
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gewiesene Kläger wegen eines nach der Aussöhnung eingetrete- 
nen neuen Scheidungsgrundes wiederum eine Scheidungsklage an- 
stellt. In beiden Fällen kann der Kläger die verziehenen Schei- 
dungsthatsachen mitheranziehen, um den neu geltend gemachten 
ein erhöhtes Gewicht oder erhöhte Glaubwürdigkeit beizulegen. 
Handelt es sich hierbei um gleichartige Pflichtverletzungen, mögen 
es Misshandlungen oder dergleichen oder mag es Ehebruch sein, 
so ist die Sach- und Rechtslage meistens einfach. Der Richter 
wird, sei es dass die neuen Pflichtverletzungen nicht voll zu er- 
weisen sind oder dass sie, wie namentlich bei Scheidungsthatsachen 
der generalis clausula der Fall sein kann, ihm für sich allein die 
Scheidung nicht voll zu rechtfertigen scheinen, Alles, was den 
Vorkommnissen vorangegangen ist, in Betracht zu ziehen haben. 
Begehrt z. B. die Frau wegen gesundheitsgefährlicher Drohungen 
geschieden zu werden und es liegen, abgesehen von diesen Dro- 
hungen, Thatsachen vor, die zwar verziehen sind, aber in ihren 
Einzelheiten den Beweis liefern, dass der Beklagte sich schon in 
der früheren Zeit der Ehe als ein gewaltthätiger und roher Mensch 
gegen sie gezeigt hat, so wird hieraus zu bemessen sein, ob den 
gegenwärtigen Drohungen das Gewicht eines Scheidungsgrundes 
beizulegen ist. Oder es handelt sich um einen neuen, aber schwer 
nachweisbaren Ehebruch, und die Beklagte hat sich früher un- 
bestritten eines solchen schuldig gemacht, so wird geeignetentalls, 
wenn auch mit grosser Vorsicht, der Satz angewandt werden 
können: semel malus semper talis praesumitur in eodem genere 
Delicti, wie dies in einem bei J. H. Böhmer! erwähnten Fall 
geschehen ist. 

Unzweifelhaft können auch völlig ungleichartige Scheidungs- 
thatsachen zur Unterstützung geltend gemacht werden. Zachariä 
sagt zwar in seinem Handbuch des französischen Civilrechts ?: 
„Die neuen und die älteren Handlungen müssen sich auf dieselbe 


: Tom. IV lib. IV tit. 9 $ 29 (p. 348 et 349). 
® 1837, Bd. 3 S. 88 tt. 
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gesetzliche Ehescheidungsursache beziehen“, doch führt er keinen 
(‚rund für diese einschränkende Auslegung des Gesetzes an. Viel- 
leicht ist er der Ansicht gewesen, das Gesetz habe lediglich den 
Rückfall strafen wollen. Seine Auffassung ist aber von den spä- 
teren Herausgebern seines Buches, ausser von Puchelt, nicht ge- 
teilt worden und hat auch nicht den Beifall der Rechtsprechung 
gefunden. So hat das Reichsgericht! bei der Auslegung des oben 
angeführten Art. 273 c. civil ausgesprochen, dass grobe Belei- 
digungen und sonstige anders als durch Ehebruch herbeigefülhrte 
Verletzungen der ehelichen Treue in einem früheren, verziehenen 
Ehebruch eine solche Unterstützung erhalten können, dass das 
Gericht erstere nunmehr als schwer genug erachten möge, um 
die Scheidung herbeizuführen. Der frühere Ehebruch tritt damit 
indes nicht wieder in die Reihe der Scheidungsgründe ein und 
darf daher im Urteil nicht als solcher festgestellt werden. Dies 
ist von grosser Wichtigkeit, da $ 1312 B.G.B. bestimmt: 

Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen einem 
wegen Ehebruchs geschiedenen Ehegatten und demjenigen, mit 
welchem der geschiedene Ehegatte den Ehebruch begangen hat, 
wenn dieser Ehebruch in dem Scheidungsurteil als Grund der 
Scheidung festgestellt ist. 

Auch könnte, wenn die Ehe wegen des früheren Ehebruchs 
veschieden würde, hinterher gegen beide Schuldige nach $ 172 
St.G.B. wegen ihres Ehebruches auf Gefängnisstrafen erkannt 
werden, was aber nicht möglich ist, wenn der Ehebruch nur zur 
Unterstützung anderer Scheidungsgründe berücksichtigt ist. 

Von einem Wiederaufleben verziehener Scheidungsgründe 
beim Eintritt einer neuen Scheidungsthatsache kann nach dem 
Gesagten nur in beschränktem Sinne gesprochen werden, und 
es zeigt sich hier, dass die oben erörterte vereinzelte Auffassung, 
wonach jede Versöhnung ihrer Natur nach als an die stillschwei- 
sende Bedingung der Besserung geknüpft zu betrachten sei, jeden- 
falls dem B.G.B. fremd ist. 


! Entsch. Bd. 28 S. 384. 
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Die Heranziehung der älteren verziehenen Scheidungsgründe 
wird vom Reichsgericht! mit Recht auch dann für zulässig er- 
achtet, wenn die neuen Scheidungsthatsachen überhaupt noch 
nicht in der Klage, sondern erst im weiteren Lauf des Ver- 
fahrens vorgebracht sind, ja selbst auch in dem Fall, dass erst 
nach Anstellung der Klage die Versöhnung stattgefunden hat, 
aber sofort neue Gründe eingetreten sind, die den Fortgang des 
Verfahrens zur Folge haben. Dies wird in gleicher Weise unter 
der Herrschaft des B.G.B. zu gelten haben. 


8 11. 


2. Bei der Schuldfrage. 

Nach & 1574 B.G.B. ist entsprechend dem bisherigen Recht 
bei Scheidung der Ehe im Urteil auszusprechen, dass der Be- 
klagte die Schuld an der Scheidung trägt. Hat er Widerklage 
erhoben, und wird auch diese für begründet erkannt, so sind 
beide Ehegatten für schuldig zu erklären. Manchmal kommt es 
vor, dass der beklagte Teil die Scheidung ebenfalls zu verlangen 
zwar berechtigt wäre, aber aus Gewissensbedenken oder in In- 
teresse der Aufrechterhaltung der Ehe keine Widerklage er- 
heben will. Um ıhn für diese Zurückhaltung nicht noch den 
Nachteilen auszusetzen, die den allein für schuldig erklärten Ehe- 
gatten treffen, bestimmt $ 1574 in Abs. 3, dass auf den Antrag 
jenes zur Widerklage Berechtigten auch der Kläger für schul- 
dig zu erklären sei, wenn Thatsachen vorliegen, wegen deren 
der Beklagte auf Scheidung klagen könnte. 

Nun kann aber der Fall so liegen, dass der Kläger an der 
Zerrüttung der Ehe zwar ebenso oder noch mehr schuldig ist, 
wie der Beklagte, dass aber letzterer auf diese Vergehungen 
keine Widerklage mehr gründen kann, weil sie verziehen oder 
durch Zeitablauf erloschen sind. Fälle dieser Art sind nament- 
lich in den Gerichtseutscheidungen aus dem Gebiet des Preuss. 


I Entsch. Bd. 25 8. 337 ft. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 16 
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Allgem. Landrechts mehrfach behandelt. Eine ausdrückliche Vor- 
schrift hierüber findet sich im Landrecht nicht. Bei der Abfassung 
des letzteren äusserten aber Svarez und von Grolmann mit Bezug 
auf ein diese Frage betretfendes Monitum: bereits verziehene Be- 
eidigungen seien, wenn sie gleich als Scheidungsgründe nicht mehr 
vorgebracht werden könnten, doch bei der Frage, ob beide Teile 
für gleich schuldig zu achten seien, zu berücksichtigen, da man 
in dieser Hinsicht auf das ganze Betragen der Ehe- 
leute sehen müsse. Dementsprechend hat das Preussische 
Obertribunal schon früh das Präjudiz aufgestellt! : „Beleidigungen. 
die nach 8 720 verziehen oder nach 8 721 für verziehen zu 
achten sind, können als Scheidungsursachen zwar nicht ferner ge- 
rügt, wohl aber bei Entscheidung der Frage berücksichtigt wer- 
den, ob und welcher Teil für den schuldigen zu erachten, oder 
ob keinem von beiden ein Uebergewicht der Schuld beizumessen 
ist.“ Die an dieses Präjudiz anknüpfende spätere Praxis hat 
auch die Frage erörtert, ob auf Grund dieser Entscheidung Jedes 
zeitlich auch noch so weit zurückliegende verziehene Ehevergehen 
des klagenden Gatten bei der Entscheidung der Schuldfrage 
verwertbar sei, und ist zur Verneinung gekommen. In einem 
zur Entscheidung des Reichsgerichts ? gekommenen Fall hatte 
die Frau im Jahre 1894 mit Erfolg auf Scheidung geklagt, weil 
der Ehemann wegen Urkundenfälschung zu einem Jahr Gefäng- 
nis unter Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf 5 Jahre 
verurteilt war. Bezüglich der Schuldfrage wandte der Beklagte 
ein, dass die Klägerin in den Jahren 1868 bis 1870 Ehebruch 
getrieben habe, und stellte dieses als Scheidungsgrund verjährte 
Ehevergehen gegen die ihn betreffende Schuldfrage in Aufrech- 
nung. Er wurde aber schon in der Vorinstanz hiermit abge- 
wiesen und für den allein schuldigen Teil erklärt. Der Vorder- 
richter gieng davon aus, dass jenem Präjudiz des Obertribunals 
nicht unbedingt und ohne Beachtung der Lage des einzelnen 


ı Nr. 1776 (Entsch. Bd. 1 8. 156). 
® Entsch. Bd. 83 8. 213. 
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Falles Geltung zu geben sei, und erklärte die Anwendung des- 
selben im gegenwärtigen Rechtsstreit mit Rücksicht auf die That- 
sache, dass seit dem angeblichen Ehebruch der Klägerin mehr 
als 20 Jahre vergangen seien, für ausgeschlossen. Das Reichs- 
gericht trat dieser Auffassung bei, indem es in der Begründung 
ausführte: Es komme auf das Verhalten der Eheleute während 
der Dauer der Ehe im allgemeinen und auf die sich daraus er- 
gebende Feststellung an, ob beiden Teilen oder nur dem einen, 
sei es allein oder überwiegend, die Schuld einer Zerrüttung des 
Ehebundes zur Last falle. Haben sich beide eines Vergehens 
schuldig gemacht, so müsse vorweg die Annahme Raum ge- 
winnen, dass, wenngleich das Vergehen des einen verziehen sei 
und die Scheidung nur wegen des Vergehens des andern erfolge 
doch beide Teile durch ihr Verhalten auf die Lösung des ehe- 
lichen Verhältnisses hingewirkt hätten. Dies setze aber voraus, 
dass zwischen den verziehenen Vergehungen des einen Teils und 
dem die Scheidung begründenden Verschulden des andern eine 
wenn auchnoch so entfernteBeziehung bestehe. 
Ob dies der Fall, habe der Richter zu prüfen. Sei Jede Be- 
ziehung für ausgeschlossen zu achten, so könne dem verziehenen 
Vergehen keine Bedeutung beigelegt werden. Die Rücksicht auf 
die Zeit sei jedenfalls geeignet, die Beurteilung zu beeinflussen, 
daher sei dem Vorderrichter zustimmen, wenn er den über 20 
Jahre zurückliegenden Ehebruch unbeachtet lasse. 

An diese Praxis anknüpfend hat das B.G.B. ausdrücklich 
die Bestimmung aufgenommen, dass verziehene Ehevergehen bei 
Entscheidung der Schuldfrage herangezogen werden können. Es 
fügt aber eine wichtige, aus der vorstehenden Entscheidung des 
Reichsgerichts sich ergebende Einschränkung hinzu: der Beklagte 
kann jene Vergehen nur dann verwerten, wenn sie ihn noch zur 
Zeit des Eintrittsdesvon dem Kläger geltend 
gemachten Scheidungsgrundes berechtigten, auf 
Scheidung zu klagen. Hat der Beklagte also die der Scheidungs- 
klage zu Grunde liegende Handlung erst dann begangen, nach- 

16 * 
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dem er die Vergehungen des andern Teils bereits verziehen hatte, 
so kann er bei der Schuldfrage nicht mehr darauf zurückkommen. 
Vielmehr verlangt das B.G.B., dass sich die Vergehungen beider 
Teile zu derselben Zeit wie zwei kompensable Forderungen rechts- 
beständig gegenüberstanden, so dass also die Ehe eine auch 
durch die Schuld des Klägers zerrüttete war. In 
einem solchen Fall liegt, wie die Motive ausführen, die Annahme 
nahe, dass der Beklagte den Scheidungsgrund in der Erwartung 
verziehen oder binnen der Präklusivfrist nicht geltend gemacht 
hat, dass der Kläger den ihm zustehenden Scheidungsgrund 
ebenfalls nicht geltend machte. Es würde deshalb unbillig sein, 
wenn der Beklagte in diesem Fall auf Grund des durch Ver- 
zeihung oder Zeitablauf ausgeschlossenen Scheidungsgrundes nicht 
einmal den Antrag sollte stellen können, dass auch der Kläger 
für den schuldigen Teil erklärt werde. 

Die aus diesen Erwägungen hervorgegangenen Vorschriften 
lauten im Absatz 3 des & 1574 wörtlich: 

Ohne Erhebung einer Widerklage ist auf Antrag des 
Beklagten auch der Kläger für schuldig zu erklären, wenn 
Thatsachen vorliegen, wegen deren der Beklagte auf Scheidung 
klagen könnte oder, falls ein Recht auf Scheidung durch 
Verzeihung oder Zeitablauf ausgeschlossen ist, zur Zeit des 
Eintritts des von dem Kläger geltend gemachten Scheidungs- 
erundes berechtigt war, auf Scheidung zu klagen. 


8 12. Schlussbemerkung. 


Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass das B.G.B. ın 
demselben Masse, wie es die Ehescheidung erschwert, die Ein- 
rede der Verzeihung des Scheidungsgrundes begünstigt. Es kehrt 
den beengenden und die Verzeihung erschwerenden Bestimmungen 
des Preussischen Allgem. Landrechts energisch den Rücken und 
schliesst sich mehr den Grundsätzen der gemeinrechtlichen 
Praxis, die stets das Besondere des Einzelfalles im Auge hat. 
und den Bestimmungen des code civil an. Dem letzteren folgt 
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es namentlich auch in der Hinsicht, dass es jede kasuistische Regel 
vermeidet und nur allgemeine Rechtsnormen aufstellt, so dass 
dem richterlichen Ermessen ein weiter Spielraum gelassen ist. Die 
künftige Aufgabe des Eherichters wird es sein, in Scheidungs- 
processen, in denen Verzeihung des geltend gemachten Schei- 
dungsgrundes behauptet wird, sich voll bewusst zu sein, dass das 
B.G.B. die Aufrechterhaltung der Ehen fördern will und daher 
die Scheidung in der Regel nur zulässt, wenn die sittlichen 
Grundlagen der Ehe durch die Schuld des einen Gatten zerstört 
sind, dass aber eine Schuld stets und in jeder Form verzeihbarer 
und daher die Einrede der Verzeihung in freister Auffassung 
von Schuld und Sühne mit möglichstem Entgegenkommen zu be- 
handeln ist. — 


246 


Einige Kompetenz-Fragen zur preussischen Gem.- u. 
Syn.-0. vom 10. September 1873. 


Von 


Pastor em. D. Th. Woltersdorf in Arnstadt i. Thüringen. 


Im Jahr 1898 richtete der Vorstand der „Allgemeinen Kon- 
ferenz der deutschen Sittlichkeits-Vereine* an den Gemeinde- 
Kirchenrat von St. Nikolai in Greifswald die Aufforderung, der 
genannten Konferenz mit einem jährlichen Beitrage beizutreten. 
Ich, als der damalige Vorsitzende des Gemeinde-Kirchenrats, 
sah mich ausser Stande, diese Auflorderung der Bitte des Vor- 
standes gemäss zu befürworten. Ich konnte im Gegenteil nur 
meine Ueberzeugung aussprechen, dass der Gemeinde-Kirchen- 
rat nicht befugt sei, körperschaftliches Mitglied eines Vereins zu 
werden. Da infolge dessen jener Aufforderung nicht entsprochen 
wurde, wiederholte der Vorstand sie im nächsten Jahre und 
unterstützte sie jetzt durch den Hinweis auf eine an den Reichs- 
tag zu richtende Petition um Beibehaltung des $ 175 des Deut- 
schen Reichs-Straf-Gesetz-Buchs, deren Unterschriften er auch 
die Namen des Gemeinde-Kirchenrats hinzufügen zu können 
wünsche. Gleichzeitig machte er geltend, dass bereits 106 Ge- 
meinde-Kirchenräte und auch einige Kreissynoden der Konferenz 
beigetreten seien. | 

Diese Mitteilung hat mir gezeigt, dass es nicht überflüssig 
ist, öffentlich die Fragen zu erörtern: 
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Ob die Gemeinde-Kirchenräte und Kreis- 
synoden befugt sind, 

1) körperschaftliche Mitglieder von Vereinen 
zu werden? | 
2) Petitionen an den Reichstag und an den 

Landtag der Monarchie zu richten? 

Beide Fragen sind aus der Gem.- und Syn.-O, nebst den 
dazu gehörenden Gesetzen und Verordnungen zu beantworten. 
Die Gem.- und Syn.-O. hat in den $$ 13—26 ausgesprochen, 
welche Befugnisse dem Gem.-K.-Rate, und in $ 53, welche der 
Kreissynode zukommen. Sie hat zudem durch die Ueberschrift 
des Abschnitts, den die 8$ 13—26 bilden: „Wirkungskreis des 
Gemeinde-Kirchenrats“, und durch den Eingang des 853: „Der 
Wirkungskreis der Kreissynode umfasst nachstehende Befugnisse 
und Obliegenheiten“, jeden Zweifel darüber ausgeschlossen, dass 
alles, was zu den hier aufgeführten Befugnissen nicht gehört, 
falls es nicht an andern Stellen ausdrücklich hinzugefügt wird, 
ausserhalb der Zuständigkeit des Gem.-K.-Rates und der Kreis- 
synode liegt. Wer dieselben andere Befugnisse, als die so um- 
grenzten, ausüben lässt, setzt sich in Widerspruch mit dem Ge- 
setze. 

Was ergiebt sich nun hienach für die Beantwortung unserer 
Fragen? 

I. 

Das Verhältnis des Gem.-K.-Rats zu den Vereinen ist 
von der Gem.- und Syn.-O. keineswegs ausser Acht gelassen 
worden. Sie enthält darüber zwei Bestimmungen. 

Die erste in$ 17: „Dem Genı.-K.-Rat liegt die Leitung der 
kirchlichen Einrichtungen für Pflege der Armen, Kranken und 
Verwahrlosten ob. Geeignetenfalls setzt er sich mit 
den bürgerlichen Armenbehörden und Instituts-Verwaltungen, 
sowie mit etwa bestehenden freien Vereinen ins 
Einvernehmen“ Gememt sind hier offenbar die Vereine, 
welche die Ausübung oder Förderung der im ersten Satze ge- 
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nannten Aufgaben in der betreffenden Gemeinde selbst zu ihrem 
Zwecke haben. Der Erfolg der öffentlichen Liebesthätigkeit ist 
zum grossen Teile dadurch mit bedingt, dass ihre verschiedenen 
Träger nicht bloss, ohne gegenseitig von ihrem Wollen und Wirken 
zu wissen, nebeneinander, sondern dass sie, ihre Wirksamkeit 
gegenseitig ergänzend, im Einklange miteinander arbeiten. Zur 
Herstellung und Bewahrung dieses Einklanges hat auch der Gem.- 
K.-Rat mit den andern Trägern der öffentlichen Liebesthätigkeit 
in der Gemeinde geeignetenfalls sich ins Einvernehmen zu setzen. 
Mit dem „geeignetenfalls“ soll wohl nicht bloss auf ein- 
zelne darzu geeignete Fälle, wie z. B. die Unterbringung eines 
verwahrlosten Kindes oder die Versorgung eines blinden Wittwers, 
hingewiesen werden. Wenigstens hindert nichts, es in dem wei- 
teren Sinne zu nehmen, dass der Gem.-K.-Rath, wo die Verhält- 
nisse überhaupt dazu angetlian sind, mit den andern Trägern der 
öffentlichen Iiebesthätigkeit eine dauernde gegenseitige Beziehung 
zur Ausübung der letzteren herbeiführt. Solche Beziehung kann 
unter verschiedenen Verhältnissen sehr verschieden gestaltet sein, 
und es ist sehr gut möglich (und in Wirklichkeit recht häufig), 
dass sie zwischen dem Geim.-K.-Rat und einem Vereine viel enger 
geknüpft wird, als zwischen jenem und etwa der städtischen 
Armenbehörde. Aber dem Gem.-K.-Rate ist für sein Verhältnis 
zu den Vereinen doch eine Schranke gesetzt. 8 17 weist ılhm 
den Vereinen gegenüber grundsätzlich dieselbe Stellung an, wie 
den Armenbehörden und den Instituts-Verwaltungen gegenüber. 
Wie diesen gegenüber so bleibt der Gem.-K.-Rat auch den 
Vereinen gegenüber unter allen Umständen, wie immer seine 
Beziehung zu ihnen sonst gestaltet sei, ein selbständiger, unab- 
hängiger Körper. Die Befugnis, sich dem Vereine einzuglie- 
dern, d. h. ihm als Mitglied beizutreten, ist für den Gem.-K.- 
Rat in 8 17 nicht ausgesprochen, auch nicht daraus abzuleiten. 
Sie ist vielmehr dadurch ausgeschlossen. 

Nach der zweiten Bestimmung, in & 31, Nr. 10, ist der 
Gen.-K.-Rat „zu Bewilligungen aus der Kirchenkasse an andere 
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Gemeinden oder zur Unterstützung evangelisch- 
christlicher Vereine und Anstalten ermächtigt“, 
sofern diese Bewilligungen einzeln zwei Prozent und ihr Gesant- 
betrag während eines Jahres fünf Prozent der etatsmässigen Soll- 
Einnahme der Kirchenkasse nicht übersteigen. Nur zu Bewilli- 
gungen von höherem Einzelbetrage, als jene 2 Prozent, bedarf 
der Gen.-K.-Rat der beschliessenden Mitwirkung der Gem.-Ver- 
tretung. Dem Gem.-K.-Rate ist also eine recht weit gehende Befugnis 
zur finanziellen Unterstützung evangelisch-christlicher Vereine, und 
zwar nicht bloss der in der betreffenden Gemeinde selbst be- 
stehenden und arbeitenden, eingeräumt. Ihm ist dabei inbetreff 
der Höhe und der Wiederholung der einem bestimmten Vereine 
zu gewährenden Unterstützung ein weiter Spielraum gelassen. 
Aber darin ist er gebunden, dass er die Unterstützung ın der 
Form einzelner Bewilligungen zu gewälıren hat, die 
als solche selbstverständlich der jedesmaligen ordentlichen Be- 
schlussfassung unterliegen. Die Befugnis, mit bindender Kraft 
zu beschliessen, dass die Unterstützung später und etwa in regel- 
mässigen Zeitabschnitten öfter wiederholt werden solle, besitzt 
der Gem.-K.-Rat weder auf Grund dieses noch eines andern $ 
der Gem.- und Syn.-O. Wollte er die immer neue Beschluss- 
fassung in seinem Schoosse über die regelmässig zu wiederholende 
Unterstützung eines Vereins vermeiden, so bliebe ihm nichts 
übrig, als den betreffenden Betrag für die Dauer der Etats-Periode 
durch die Gem.-Vertretung und evt. den Patron! als einen Posten 
im Etat beschliessen zu lassen, d. h. also sich der eigenen, freien 
Bestimmung über die Angelegenheit zu begeben. Auch aus $ 31, 
No. 10, ist die Berechtigung des Gem.-K.-Rats, Mitglied eines 


! Die dem Geni.-K.-Rat durch $ 31 Nr. 10 erteilte Ermächtigung schliesst 
die Verpflichtung, zu solcher nicht bestimmungsmässigen Verwendung des 
Kirchenvermögens die Zustimmung des lastentragenden Patrons einzuholen 
(8 29, Gesetz vom 25. Mai 1874, Art. 8), keineswegs aus. Es empfiehlt sich 
desshalb bei Patronatskirchen, um die patronatliche Zustimmung nicht für 
jede einzelne Bewilligung einholen zu müssen, in den Etat einen Posten 
„zu Bewilligungen nach 8 31 Nr. 10 der Gem.- u. Syn.-O.* einzustellen. 
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Vereins zu werden, nicht abzuleiten. Vielmehr ıst sie, sofern 
die Mitgliedschaft zur regelmässigen Beitragszahlung verpflichtet, 
dadurch ausgeschlossen. 

Mehr, als was diese beiden Paragraphen 17 und 31, Nr. 10 
enthalten, ist in der Gem.- und Syn.-O. über das Verhältnis des 
(sem.-K.-Rats zu den Vereinen nicht bestimmt worden. Der Ge- 
setzeeber hat in derselben dem Gem.-K.-Rate das 
Recht, körperschaftliches Mitglied eines Vereins 
zu werden, nicht beigelegt. Und er hat dazu jeden- 
falls sehr guten Grund gehabt. 

Das konnte nicht schlagender bewiesen werden, als durch 
jene Auftorderung des Vorstandes der „Allgemeinen Konferenz 
ler deutschen Sittlichkeits-Vereine* an einen Gem.-K.-Rat, der 
Konferenz als Mitglied beizutreten, damit der Vorstand auch 
diesen Gem.-K.-Rat als Petenten anfülıren könne. Es handelte 
sich für den Vorstand also keineswegs nur um den Jahresbei- 
trag des Gem.-K.-Rats, sondern ebenso und vielleicht noch mehr 
um das Gewicht seines moralischen Ansehens, das er für die 
genannte Petition in die Wagschale werfen wollte. Dieses Bei- 
spiel zeigt statt vieler, in welche Lage der Gem.-K.-Rat dadurch 
geraten würde, dass er einem Vereine als Mitglied beiträte. Er 
würde sein Ansehen dadurch nicht bloss für die allgemeine Ten- 
denz des Vereins einsetzen, sondern er würde sich auch für dessen 
einzelne Massnalımen haftbar machen. Es ist keinem Vereins- 
Vorstande zu verargen, wenn er zumal seine wichtigeren Kund- 
gebungen und Unternehmungen durch die Namhaftmachung aller 
Mitglieder des Vereins, in dessen Namen er handelt, zu stützen 
sucht, und auch wenn er im einzelnen Falle ihre Namhaftmachung 
unterlässt, gelten seine Massnahmen vor der Oeffentlichkeit dar- 
um nicht minder als solche, die im Namen der Mitglieder ge- 
troften sınd. Selbst wenn einer Kundgebung des Vereins eine 
Abstimmung unter den Mitgliedern vorhergeht, sind diejenigen, 
welche dabei überstimmt werden, für die Kundgebung vor der 
Oeftentlichkeit ebenso haftbar, wie die beschliessende Majorität. 
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Ein Gem.-K.-Rat aber darf sich nicht in die Lage bringen können, 
dass sein Name und damit seine Autorität für irgend welche 
nicht von ihm selber ordnungsmässig beschlossenen Massnahmen 
eingesetzt und haftbar gemacht werden kann. Er darf nicht 
irgend einer andern Stelle gewissermassen Blanko-Vollmacht 
erteilen können, in seinem Namen zu reden und zu handeln. 
Denn dieses würde an sich schon nicht mit seiner Würde verträg- 
lich sein, könnte und würde aber auch sehr leicht dazu führen, 
dass sein Name und seine Autorität zur Unterstützung von Be- 
strebungen gebraucht würden, die er selbst nicht billigte, oder 
die nicht zu seiner Zuständigkeit gehörten. 

Und das gilt ebenso auch von der Kreissynode. Dar- 
um hat die Gesetzgebung sehr wohl daran gethan, dass sie auch 
dieser das Recht, körperschaftliches Mitglied eines Vereins zu 
werden, nicht beigelegt hat!. 


11. 


Wie verhält es sich nun mit der Zuständigkeit der Gem.-K.- 
Räte zu Petitionen an den Reichstag und an den Landtag ? 

Von solch’ einem Petitionsrechte der Gem.-K.-Räte ist in 
der Gem.- und Syn.-O. schlechterdings nichts zu finden. 

Die Gem.- und Syn.-O. hat nicht unterlassen, für solche 
Fälle, in denen der Gem.-K.-Rat Massregeln herbei zu führen 
wünscht, die er selber zu ergreifen nicht ım Stande ist, Vor- 
sorge zu treffen. Denn sie hat ihm in $ 25. ausdrücklich die 
Befugnis beigelegt, Anträge bei höheren Instanzen einzubringen. 
Aber sie hat diese Befugnis in materieller und in formeller Hin- 
sicht näher abgegrenzt. In materieller, indem die Ausübung 
dieser Befugnis auf solche Fälle beschränkt ist, in denen es 
1 Die Vereine sind in dem Abschnitt. der Gem.- u. Syn.-O. von der 
Kreissynode überhaupt nicht besonders erwähnt. Dass die Kreissynode, 
der „die Mitaufsicht über die Gemeinden“ zusteht, ihnen aufmerksame Be- 
achtung zu schenken hat, ergiebt sich aus der Bedeutung der Vereine als 


wichtiger Momente in den „kirchlichen und sittlichen Zuständen der Ge- 
meinden“ von selbst ($ 53 Nr. 3). 
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gilt, „das Interesse der Gemeinde wahrzunelmen‘, 
und in formeller, indem nur die Kirchenbehörden und 
Synoden als diejenigen Instanzen genannt sind, denen gegen- 
über der Gem.-K.-Rat als Organ der Gemeinde das Interesse 
der Gemeinde geeignetenfalls durch Einbringung von Anträgen 
wahrzunehmen hat. Denn das ist offenbar der Sinn des $ 25, 
der als Nr. 10 im Abschnitt vom Wirkungskreise des Gem.- 
K.-Rates lautet: „Der Gem.-K.-Rat ist das Organ der Ge- 
meinde gegenüber den Kirchenbehörden und 
den Synoden. Er hat das Interesse der Ge- 
meinde sowohl durch Erledigung von Vorlagen der Kirchen- 
regierung, insbesondere bei Parochial-Veränderungen, als auch 
geeignetenfalls durch Einbringung von Anträgen 
wahrzunehmen“ Die materielle Beschränkung der Anträge auf 
die Wahrnehmung des Interesses der Gemeinde ist wohl nicht 
in dem engen Sinne zu verstehen, als ob der Gem.-K.-Rat sich 
durchaus des Bestrebens enthalten müsse, auf allgemeinere An- 
gelegenheiten, wie z. B. die Schaffung, Beibehaltung oder Be- 
seitigung bestimmter für das sittliche Leben bedeutungsvoller 
staatsgesetzlicher Bestimmungen, einzuwirken. Denn dass inbe- 
treff solcher Fragen die richtige, dem Volksleben zuträgliche 
Entscheidung getroffen werde, liegt ja meistens auch im Inte- 
resse (der einzelnen Gemeinde. Aber als Weg für diese Einvir- 
kung steht dem Geni.-K.-Rat nur die Antragstellung bei den 
Kirchenbehörden und Synoden offen. Er kann diese anregen, 
in der ihnen nach der Kirchenordnung zustehenden Weise ihren 
Einfluss nach der gewünschten Richtung hin geltend zu machen, 
aber sich mit Petitionen an den Reichstag oder an den Land- 
tag zu wenden ist er nicht befugt. Und auch diese Befugnis ıst 
den Gem.-K.-Räten mit gutem Grunde versagt. Denn das An- 
sehen und das Interesse der Kirche könnte nur geschädigt werden, 
wenn die vielen Gem.-K.-Räte ihre oft ganz entgegengesetzten. 
nicht durch weiten Umblick geklärten Wünsche den gesetzgebenden 
Körperschaften des Reiches oder der Monarchie vortragen dürften. 
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Diese Beschränkung des Petitionsrechts in $ 25 entspricht 
durchaus der Regelung, welche das Petitionsrecht der höheren 
Vertretungsstufen in der Gem.- und Syn.-O. sowie in der Ge- 
neral-Syn.-O. erhalten hat. 

Zu den Befugnissen und Obliegenheiten der Kreissy- 
node gehört: „Die Beratung von Anträgen an das Konsistorium 
und die Provinzialsynode, welche von den Mitgliedern der Synode, 
von den Gemeinde-Kirchenräten oder auch einzelnen Gemeinde- 
gliedern des Synodalkreises ausgehen (8 53, Nr. 2). Diese Be- 
stimmung hat der Evang. Ober-Kirchenrat bereits in einer Ver- 
fügung vom 30. November 1882, Nr. 5433, meines Erachtens ganz 
richtig dahin ausgelegt, dass der Kreissynode ein weiteres Pe- 
titionsrecht, als das hier beschränkte, nicht zustehe. Mit der Be- 
stimmung $ 53 Nr. 2 sei der Weg vorgeschrieben, auf dem die 
Kreissynode auf die Abhilfe von Uebelständen, bei welcher es 
der Mitwirkung andrer Behörden bedürfe, zu betreiben habe. Dass 
dieses aber von der Mitwirkung der parlamentarischen Körper- 
schaften nicht minder, als von derjenigen der Behörden gilt, hat 
der Evang. O.-K.-Rat in einer, diese ältere Verfügung in Er- 
innerung bringenden neueren vom 27. Februar 1899, Nr. 1373, 
ausdrücklich hervorgehoben, indem er sagt, das Petitionieren ein- 
zelner Kreissynoden an den Landtag der Monarchie über den 
Kopf der höheren kirchlichen Vertretungen hinweg widerstreite 
der kirchlichen Ordnung und dem kirchlichen Interesse. Er hat 
bei dieser Gelegenheit mit Recht auch darauf hingewiesen, dass 
die von mir hervorgehobene materielle Beschränkung des Petitions- 
rechts der Gem.-K.-Räte ebenso für dasjenige der Kreissynoden 
gilt: er könne der Kreissynode ein Petitionsrecht, soweit über- 
haupt, nur in ihren eigenen, somit in solchen Angelegenheiten 
zugestehen, welche in den ihr nach $ 53 der Gem.- und Syn.-O. 
für ihren örtlichen Bezirk gegebenen Wirkungskreis fallen. 

Der Wirkungskreis der Provinzialsynode umfasst 
nach $ 65 der Gem.- und Syn.-O. auch folgende Obliegenheiten: 

„1. Sie hat die Zustände und Bedürfnisse ihres Bezirks in 
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Obacht zu nehmen, über die Erhaltung der kirchlichen Ordnung 
in Lehre, Kultus und Verfassung zu wachen und die Hebung 
der wahrgenommenen Missstände durch Anträge oder Be- 
schwerdenimkirchenordnungsmässigen Wege 
zu betreiben. 2) Ueber die von der Kirchenregierung ge- 
machten Vorlagen, sowie über die von den Kreissynoden 
oder aus ihrer eigenen Mitte an sie gelangen- 
den Anträge hat sie zu beraten und die zu ihrer Er- 
ledigung erforderlichen Gutachten zu erstatten und Beschlüsse 
zu fassen. Die letzteren bedürfen der Bestätigung der Kir- 
chenregierung®. Die zur Ausführung der Synodalbeschlüsse er- 
forderlichen Massnahmen liegen dem Vorstande der Provinzial- 
synode ob (S 68, Nr. 3). Die revidierte Instruktion zur Gem.- 
und Syn.-O. vom 25. Januar 1882 aber bestimmt unter Nr. 64, 
dass bei diesen Massnahmen der Vorstand, „insoweit es sich da- 
bei um den amtlichen Verkehr mit nicht-kirchlichen Behörden 
oder mit kirchlichen Organen ausserhalb der Provinz handelt. 
sich der kirchenordnungsmässigen Vermittelung des Konsistoriums 
zu bedienen hat“. 

Wo es nach Nr. 1 die Erhaltung der kirchlichen Ordnung 
in Lehre, Kultus und Verfassung gilt, wird es sich selbstver- 
ständlich immer nur um Anträge und Beschwerden an kirch- 
liche Instanzen handeln. Für die Ausführung solcher Beschlüsse 
dagegen, welche die Provinzialsynode zur Erledigung der ın Nr. 2 
genannten Anträge fasst, nimmt die rev. Instruktion mit Recht 
auch den Verkehr mit nicht-kirchlichen Behörden in Aussicht. 
Denn diese Beschlüsse haben gar nicht selten zu ihrem Inhalte 
eben die Herbeiführung von Massregeln der staatlichen Gesetz- 
gebung und Verwaltung, die im Interesse des provinzial-kirch- 
lichen Lebens erwünscht sind, durch die dazu kompetenten staat- 
lichen Behörden oder gesetzgeberischen Körperschaften. Be- 
schlüsse solchen Inhalts zu fassen liegt nach $ 65 Nr. 2, wo jene 
von der Provinzialsynode zu erledigenden Anträge inhaltlich nicht 
beschränkt werden, unzweifelhaft in der Befugnis der Provinzial- 
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synode. Aber ein wirkliches Petitionsrecht diesen nicht-kirch- 
lichen Instanzen gegenüber ist der letzteren damit nicht einge- 
räumt. Denn nicht nur bedürfen die betreffenden Beschlüsse der 
Bestätigung durch die Kirchenregierung, sondern es ist auch der 
zu ihrer Ausführung notwendige Verkehr mit nicht-kirchlichen 
Behörden durch die Vermittelung der Kirchenbehörden bedingt. 

Für de Generalsynode enthält die Gen.-Syn.-O. in- 
betreft des Petitionsrechts folgende Bestimmung: 

„8 16. Die Generalsynode kann durch Anträge, welche 
sie beschliesst, das Kirchenregiment in dem ganzen Be- 
reiche seiner Thätigkeit zu den Massregeln anregen, 
die sie dem landeskirchlichen Bedürfnis ent- 
sprechend erachtet. Auf jeden solchen Antrag muss ein 
Bescheid, im Falle der Ablehnung mit den Gründen derselben 
erteilt werden“. Also auch dieser höchsten Stufe des synodalen 
Organismus ist das Petitionsrecht nur dem Kirchenregimente 
gegenüber beigelegt’. 

Dieser Ueberblick zeigt, dass das Petitionsrecht der kirch- 
lichen Vertretungskörper auf allen Stufen als innerkirchliches, 
d. h. als ein Recht den Synoden und den Kirchenbehörden gegen- 
über, bestimmt ist. Ein Petitionsrecht den gesetzgebenden Körper- 
schaften des Reiches und des Staates gegenüber’ ist den kirch- 
lichen Vertretungskörpern nicht eingeräumt. — 

Beide Fragen, denen diese Erörterung galt, müssen also in 
verneinendem Sinne beantwortet werden. 


ı Vgl. Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der ev. Landes- 
kirchen S. 417: „Das Petitionsrecht der [Landes-]Synode ist dahin zu er- 
klären, dass es derselben freisteht, das Kirchenregiment in dem ganzen 
Bereiche seiner Thätirkeit zu den Massregeln anzuregen, welche sie dem 
landeskirchlichen Bedürfnis entsprechend erachtet. Eine erhöhte Bedeutung 
empfängt diese Befugnis, falls derselben auf kirchenregimentlicher Seite 
die Verpflichtung entspricht, Bescheid zu erteilen, oder gar den ablehnen- 
den Bescheid begründen zu müssen®, 
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Zur Lehre vom Patronat. 


Eine kritisch-historische Studie des Rechts in 
Hessen. 


Von 


Gerichtsassessor Dr. Hansult in Lehrbach (Hessen). 


Das im Jahr 1717 verfasste sog. alte Saalbuch der evange- 


lischen Patronatgemeinde Lehrbach! — ehemaliger Sitz der ım 
Jahr 1862 ausgestorbenen, dort begütert gewesenen Reichsgrafen 
von und zu Lehrbach —- enthält u. A. drei dieser Untersuch- 


ung zu Grund liegenden Einträge. Hier sind sie im Wortlaut: 
1.„Wer Collator oder Patronus der Pfarr? 
Die Herren von Lelirbach sind in possessione der Pfarr prae- 
sentation sowohl auf der Mutter Kirch Lährbach als des Fı- 
lial Erbenhausen, ob Sie aber die Pfarr dotirt kan man eigentl. 
nicht wissen, wenigstens müsse es ein gar geringer dus gewesen 
sevn, dan die Gemeinde Lährbach die hälftt der truckenen Frucht 
gibt, auch nur etl. wenige Acker Zehnd frey, und dem Ver- 
muthen nach Adelich, die anderen aber alle denen Herren von 
Lehrbach Zehnden müssen, auch besagen die alten Casten 
Rechnungen von altem Contribution geben müssen, folglich 
Bauern-Güter gewesen®. 
2, „Von Kirchen und deren Gebäuden. Wer solche zu 
halten schuldie? Das an der Lährbacher Kirch von Stein 
webauete Chor, welches dem Ansehen nach vor diesem ein be- 


! Handschriftlich im Pfuarrarchiv zu Lehrbach in Oberhessen. 
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sonderes Capelgen gewesen, geliöret denen H. von Lehrbach, 
haben ihre Ständ und Begräbniss darın und muss auch von 
Ihnen allein gebauet und in esse erhalten werden. Die Kirch 
50 ex post von der Gemeinde an das Chor gleichfalls von Stein 
gebauet und ao. 1683 mit Ablegung des Dachwercks etl. Schu 
erhöhet und mit einem neuen Thurm versehen worden, ist der Ge- 
meind, und muss von derselbigen gebauet und erhalten werden“. 

3. „Von Pfarrers Besoldung. Der Pfarrer bekommt jährl. 

16 Mött Korn und 16 Mött Haffer und müssen daran auf 
Michaeli geben. 

1. Die beide Adeliche Häuser! von Lehrbach 8 Mött partim. ... 
NB... Nachdem aber anno 1755 diese Familie gäntzl. aus- 
gestorben, so müssen die beiderseitigen Pfachters die Pfarr- 
früchte geben. 

2. Die Gemeinde Lährbach 8 Mött partım.... Pfarrbesoldung 
an Holtz ... Zwey Claftter Holtz 6 Schu in 4 Ecken gross 
bekommt der Pfarrer jährl. von denen H.H. von Lelhrbach 
aus Ihrem Adel.Wald, und zwar eine Olaffter eichen und eine 
buchen holtz, doch meistens lauter buchen; Und weilen dieses 
eine Stiftung, so kans nicht wie herrschaftl. Besoldung redu- 
ziret werden“. 

Beim ersten Betrachten dieser Aufzeichnungen und ohne 
Kenntnis weiterer Urkunden muss der Leser logischerweise zu 
drei Schlüssen konmen. Einmal dass die Herren von und zu 
Lehrbach auf Grund Beitrags zur Pfarrbesoldung bezw. Erbau- 
ung der Lehrbacher Kapelle Patrone wurden. Dass sie ferner 
im Besitz eines Gutes, dazugehörige dingliche Patronatrechte inne 
hatten. Und endlich, dass Bauverpflichtung, sowie Beitrag an 
Holz und Frucht zur Pfarrbesoldung, die zu den Patronatrechten 
gehörigen Pflichten bildeten. Auch ich habe das z. T. noch 
in meiner früheren Schrift über das Patronat ? angenommen. 


! Die Bezeichnung für das adelige Lehngut, das 2 Höfe umfasste. 
® Hansult, Das Patronat in der evang. Landeskirche des Grossh. Hessen. 
Giessen bei Roth, 1898. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 17 
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Und doch sind, wie ich nunmehr nach weiteren Studien in Zu- 
sammenhang mit später entdeckten Urkunden des Pfarrarchivs 
zu Lehrbach gefunden habe, die gezogenen Konsequenzen irrige. 
Diese Thatsache ist um deswillen wichtig, weil das Lelhrbacher 
Patronat, dieses eine Beispiel, die übrigen Rechte in Hessen, man 
darf wohl sagen, zum grösstenteil, illustriert. Schlüsse die ım 
Folgenden für Lehrbach gezogen werden sollen, hätten also auch 
auf jene Anwendung zu finden. Ich komme hierauf weiter unten 
noch zurück. Wie es sich demnach mit nichthessischen Patro- 
naten im Reich, z. B. mit Preussischen u. s. w. verhält, wäre 
einer weiteren Untersuchung wohl wert. 

Oben habe ich behauptet, die aus den Einträgen gezogenen 
Konsequenzen seien falsche. Für diese meine erste Behauptung 
mögen als Beweis nachfolgende Bemerkungen sprechen. Sie zer- 
fallen in 3 Teile, die nacheinander behandelt werden sollen. Und 
zwar dreht es sich einmal um Art besagten Patronats. Ferner 
um Zusammenhang des Rechts mit den Lasten bezw. Rechtstitel 
des Patronats. Und schliesslich um rechtliche Natur dieser sog. 
Patronatlasten. 

I..Die erste Frage also, von deren Beantwortung mehr 
oder weniger auch die der übrigen abhängt, ist dahin zu stellen: 
Ist das früher der Familie von und zu Lehrbach zugestandene 
Patronatrecht ein dingliches oder ein persönliches ? Hierzu das 
Nachstehende. 

Urkundlich finden wir die Herren und späteren Reichsgrafen 
von und zu Lehrbach erst seit dem Jahr 1593 in Besitz und 
Ausübung des Lelhrbacher Kirchenpatronatrechtes. In dieser 
Zeit wird zum erstenmal ihres Präsentationsrechtes Erwähnung 
gethan: Hans Wilhelm von Radenhausen und Klaus von Han- 
stein, die Vormünder der unmündigen Söhne des 1583 verstor- 
benen Melchior von und zu Lehrbach und seiner ehelichen Haus- 
wirtin Helena von Radenhausen, nämlich des Reinhard Henrich 
und Melchior, präsentieren einen Pfarrherrn namens Johames 
Franck. Jedenfalls hatten aber die von Lebrbach schon viel 
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eher das Patronat. Ein Lehnbrief Landgrafs Hemrich II. von 
Hessen nennt ihr Schloss ın „Leherbach“ als hessisches Lehen 
schon im Jahr 1349, also ungefähr 250 Jahre früher. Noch älter 
aber ist die Lehrbacher Pfarrei selbst. Diese wird bereits 1230 
erwähnt. Ueber die Entstehung des Patronats ist nichts bekannt. 
Das Saalbuch giebt, wie wir oben gesehen, nur unvollkommene 
und noch dazu verschiedenartige Auslegung. Es wird dort ein- 
mal auf Dotation der Pfarrei durch die Herren von Lehrbach 
und dann darauf hingedeutet, dass diese auf ihrem Grund und 
Boden die Kapelle für die Gemeinde erbaut haben und aus diesem 
Umstand das Patronat resultiere. Unten werden wir finden, dass 
beide Vermutungen nicht zutreffen. Darüber, ob das Recht ding- 
licher oder persönlicher Natur sei, schweigt das Saalbuch völlig. 

Man sieht, aus dem Ausgeführten allein ist die zuerst auf- 
geworfene Frage nicht zu beantworten. Und zwar ist die Beant- 
wortung um so schwieriger, als nach der Meinung unserer her- 
vorragendsten Kirchenrechtslehrer für die dingliche Eigenschaft 
des Patronats als der gewöhnlichen Art im Zweifel zu vermuten 
wäre, während doch offenbar die ganze historisehe Entwicklung 
des Instituts zu der Ansicht führen muss, dass in dubio die per- 
sönliche Art des Rechts anzunehmen ist. 

Gegen die dingliche Qualität spricht auch das gemeine Recht. 
Denn ein Patronat wird dinglich genannt'!, „wenn dasselbe mit 
irgend einer Liegenschaft, welcher es als Pertinenz angehört, 
mit einem geistlichen oder weltlichen Anite, verbunden ist, sodass 
regelmässig der Empfänger der Hauptsache auch das Patronat 
als Accessorium erhält“. Es ist mithin notwendige Voraussetz- 
ung des dinglichen Karakters eines Patronatrechtes, dass das- 
selbe als Pertinenz mit einer Liegenschaft verbunden ist. Die 
Qualität der Pertinenz aber wird rechtlich nie vermutet, sondern 
ist jedesmal zu beweisen ?. 


! Lippert, Versuch einer hist. dogm. Entwicklung der Lehre vom Pa- 
tronat $ 18. 
?® (sesterding, System des röm. R. von den Pertinenzen $ 18, Funke, 
Die Lehre von den Pertinenzen $ 16. 
14 * 
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Hier im Zusammenhang mit dieser Erörterung ist der Streit 
im Hause derer von Lehrbach aus der ersten Hälfte des vorigen 
‚Jahrhunderts zu erwähnen. In den Jahren 1727 und 1736 er- 
hoben die Agnaten des in Lehrbach sesshaften Geschlechts, welch’ 
letzteres „als alleiniger Besitzer des in Lehrbach belegenen Lehn- 
gutes das jus patronatus samt dem damit verbundenen jus prae- 
sentandi bei der Kirche zu Lehrbach“ in Anspruch nahm, Pro- 
test gegen ihren Ausschluss. Ein landesherrliches Reskript vom 
22. September 1727 und ein weiteres vom 25. Juli 1736 entschieil 
„Jedoch salvo quoad praesentationem ceujuvis Jure* einstweilen zu 
Gunsten der Besitzer des Lehrbacher Guts. Noch im Jahr 1714 
hatten die Agmaten mitpräsentiert. Da aber der Streit aus un- 
bekannten Gründen nicht ausgetragen wurde, präsentierten die 
in Lehrbach ansässigen Herrn auf Grund der landesherrlichen 
einstweiligen Verfügungen allein weiter, ohne dass jedoch die De- 
pendenz des Patronats vom Gutsbesitz und damit seine dingliche 
Qualität, wie eben bemerkt, richterlich festgestellt worden wäre. 

Nimmt man nun zu alledem noch den Imhalt der Akten 
(srossh. Lehnhofes zu Darmstadt, dann erscheint es zweifellos 
konstatiert, dass das Patronat keine Pertinenz des Lehrbacher 
(zutes war. Aus diesen Akten geht hervor — und das ıst bei 
Beurteilung und Entscheidung der aufgeworfenen Frage von der 
höchsten, ja einzigen Bedeutung —: 

1, dass das Lehrbacher Gut lehnbar war, 

2. dass in den verschiedenen Lehnbriefen,, insbes. aus den 
Jahren 1433, 1459, 1625 u. s. f. bis 1844, die Lehnobjekte 
ohne des Patronats zu gedenken, sich verzeichnet finden, 

3. dass erst 1844 das Patronat zum Lehen kam und 

4. dass das Patronat ein für sich bestehendes, mit dem sänıt- 
lichen lehnbaren Immobiliar- Vermögen nicht zusammenhän- 
gendes Objekt bildete. 

War aber hiernach das Patronat kein Zubehör der Lehens- 
realitäten und mit diesen Liegenschaften nicht verbunden, dann 
kann es auch nicht als ein dingliches Recht angesehen werden. 
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Hiermit steht auch die Thatsache in Einklang, dass die von 
Tiehrbach unbestreitbar ohne nachweisbare Bezugnahme auf Im- 
mobilarbesitz seit unvordenklicher Zeit das Patronat durch Prä- 
sentation der Geistlichen ausübten. Das war rechtlich zulässig, 
denn nach dem Cons. Trident.? stellte dieser unvordenkliche Be- 
sitz die Vermutung rechtmässigen Erwerbs ganz allgemein, also 
auch für nieht dingliche Patronate, als Rechtsregel fest. Und 
somit gelange ich zu dem Schluss, einmal, dass das Patronat der 
Herrn von Lehrbach nur ein persönliches gewesen sein kann. 
Und andererseits, dass dieses persönliche Patronat basierte auf 
dem Rechtstitel des unvordenklichen Besitzes. Letzteren Schluss 
werden die Ausführungen zur zweiten Frage noch des Näheren 
zu bestätigen haben. 

II. Ich gehe über zur Beantwortung dieser zweiten Frage: 
Sind Bauverpflichtung sowie Beitrag an Holz und Frucht Pa- 
tronatlasten ? 

Betrachten wir zunächst den Rechtstitel der Bauverpflich- 
tung. Hier interessiert einVergleich, der nach längerem Prozess 
wegen der Kirchenbaulast zwischen denen von Lehrbach und der 
(semeinde am 22. November 1725 zustande kam. Er bestimmt: 
„Dieweilen bisher die beyden hochadeligen Häusser zu Lehr- 
bach das Chor der Kirchen allhier in allem haben in Bau und 
Besserung erhalten müssen, die Gemeind aber die Kirch, so hat 
es fernerhin sein unabänderliches Verbleibens“. In diesem Ver- 
gleich ıst nirgends des Patronats, oder der Kirchenbaulast als 
Patronatlast gedacht. Daraus ergiebt sich, dass beide nicht im 
Zusammenhang stehen. Es ıst daher unzweifelhaft, dass die 
Tsehrbacher Patrone als solche keine Bau- oder Unterhaltspflicht 
hatten. Aber auch von einer Dotation durch Erbauung des 
(sotteshauses kann nicht die Rede sem. Um deswillen nicht, 
weil die Baulast derer von Lehrbach lediglich aus dem Eigentum 
am Kirchenchor, einem Rechtstitel des Privatrechts, entsprang, 
ebenso wie die der Gemeinde aus dem Eigentum an der Kirche 


= Sessio XXV C. 9. 
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folgerte. Haben aber die von Lehrbach das Eigentum an dem 
Chor — der alten Kapelle — behalten, dann können sie mit 
demselben der Pfarrei keine Dotation gemacht haben. Also ist 
diese eine Vermutung der Fundation im Saalbuch unrichtig. 

° Wie steht es aber nun mit den übrigen sog. Patronatlasten? 

Was zunächst die jährliche Holzlieferung anlangt, so sagt 
das Saalbuch von ıhr, sie sei eine „Stiftung“. Und das ist richtig. 
Höchstwahrscheinlich stammt sie aus den Jahren 1561 bis 1574. 
In dieser Zeit bildete Lehrbach ein Filial der benachbarten Pfarrei 
Kirtorf, nachdem es schon einige Zeit vorher seiner Stellung als 
selbständiges Kirchspiel verlustig gegangen war. Die Herren von 
Lehrbach stifteten damals das Holz für den Kirtorfer Kaplan. 
der in Lehrbach den Kindern zur Winterszeit die „prineipia 
Christianismi® lehrte. Im Jahr 1575 erhielt Lehrbach aber wieder 
eine selbständige Pfarrei und das Holz wurde ein Teil der Pfarr- 
besoldung. 

Das Ausgeführte zeigt deutlich, dass es sich hier nur um 
eine blosse Stiftung oder Schenkung ursprünglich persönlicher 
Art handelt, und nicht un eine förmliche Dotation der Pfarrei. 
Kommen doch solche Stiftungen für milde Zwecke ın der von 
Lehrbach’schen Familiengeschichte mehr vor! Ich nenne hier 
2. B. die Armenstiftung Reinhard Heinrichs von und zu Lelırbach. 
Dieser, nebenbei bemerkt, ein höchst talentvoller und um die 
Stiftung der Universität Giessen resp. um Auswirkung der Kai- 
serlichen Genehmigung verdiente Mann, vermachte, abgesehen 
von anderen reichen Vermächtnissen für die Schule und Geist- 
lichen zu Darmstadt — er war daselbst hochfürstl. Geheimer Rat 
und Hofmarschall (1577—1617) — sowie für die Armen von ver- 
schiedenen Orten, den Hausarmen im Lehrbacher Kirchspiel das 
Brot von 2 Mött Korn, das jährlich auf seinen Todestag ausge- 
teilt werden musste, Sein einziger Bruder und Erbe Melchior 
von und zu Lehrbach, Oberamtmann zu Grünberg und anliegen- 
der Orte übernahm diese auf dem Lehrbacher Gut dauernd las- 
tenden Legate sämtlich nit dem Tag, an dem er sein Erbteil an- 
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trat. Nicht in seiner Eigenschaft als Lehnsmann oder Patron 
also, sondern als Erbe des belasteten Guts übernahm er diese 
Armenspende!. In gleicher Eigenschaft übernahm er auch die 
fragliche Holzstiftung, Lasten, wie sie jeder seiner Vorgänger im 
Gut übernommen hatte und die sich natürlich auch auf jeden 
folgenden Eigentümer des Guts fortvererbten, denn sie hafteten 
ja nur an diesem. Von den vielen anderen Stiftungen aus dem 
von Lehrbach’schen Haus will ich hier nur noch eine erwähnen. 

Auf den z. Zt. noch im Gebrauch befindlichen Abendmahls- 
kelch der Lehrbacher Pfarrei findet sich unterhalb des Fusses 
am Rand, worauf der Kelch steht, die Inschrift; „1718 den 14. 
September“, ausserhalb des Randes stehen die Buchstaben „M. 
C. A. V.M.G. V. L.*, welche nach dem alten Kirchenbuch 
lauten: „Maria Christina Albertina von Meysenbugkh geb. von 
Lährbach“ und die a. a. O. enthaltene Angabe bestätigen, dass 
eine Tochter des Melchior Albrecht von und zu Lährbach, Ma- 
rıa etc., des Obristen von Meysenbugkh zu Frielingen in Hessen 
Gattin „ex amore patriae der Kirche zu Lehrbach verehret und 
vermacht habe einen silbernen verguldeten Kelch u. s. w.*. 

Wir sehen, hier kann ebensowenig wie bei der Brotstiftung 
oder der Holzlieferung von einer formellen Dotation der Pfarrei 
die Rede sein. Nur eme einfache Schenkung liegt vor. Weiter 
nichts. 

Ich wende mich zum Fruchtbeitrag der Herren von Lehr- 
bach. Sie schütteten die eine Hälfte der Pfarrfrucht und die 
andere leistete die Gemeinde. Wie kam das? Liegt nicht viel- 
leicht am Ende hier die Dotation der Pfarrei seitens der Pa- 
trone? Antwort kann uns nur die geschichtliche Entwicklung 
der Dinge geben. Gehen wir ıhr nach. 

Es gab in Lehrbach ursprünglich keinen adeligen Hof, son- 
dern blos eine Bauerngemeinde, die bis vor 4 Jahrhunderten nur 


! Conf. Freheri Theatrum virorum illustrium pag. 1013: horum omnmiunm 
legatorum frater eius Melchior a Laerbach, Dioecesis Grunbergensis Praesses 
solutionem in se recepit. 
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unter dem Landesherrn stehend, dann halb herrschaftlich und 
halb schenckisch! wurde. Für diese Gemeinde war also der 
Pfarrer zunächst allein thätie. Er wurde deshalb auch allein 
von ihr gelohnt. Dieser Lohn bestand aber nicht in Geld. Das 
war damals zu rar unter armen Bauern und auch als Besoldung 
überhaupt nicht üblieh. Man zahlte mit Naturalien. Deshalb 
bekam der Pfarrer und zwar zuerst privatinı von jedem einzelnen 
darunter auch von den 


Glied (Haus) seiner Pfarrgemeinde 
Herren von Schenck, die auf dem zu Lehrbach gehörigen Schmiitt- 
hof sassen — eine bestimmte Quantität Frucht zu seinem Lebens- 
unterhalt. Dafür hielt der Geistliche Kirche, spendete das Abend- 
mahl, taufte, traute und beerdirte u. s. w. Es dauerte aber wohl 
nicht lange, da gab es Säumige unter den Lieferanten, sei es ab- 
sichtliche oder unabsichtliche. Oder es wurde manchmal schlechte 
Frucht geliefert. Nun war es aber sicherlich gerade für den 
Pfarrer lästig, seine Pfarrkinder stets zu schelten, sie auf Liete- 
rung zu drängen und zu umständlich und ungewiss, bis und wann 
er seine Frucht alle eingeheimst hatte, heute von Diesem, Morgen 
von Jenem und von dem Nächsten erst in Wochen oder garnicht, 
bei dem Einen hier, bei dem Anderen da und hei dem Dritten 
dort. Und leben wollte der Pfarrer doch auch, wenn seine An- 
sprüche auch noch so bescheiden waren. Daher übernahm auf 
des Pfarrers fortwährende Beschwerden die Gemeinde die Frucht- 
gefälle Die privaten Lieferungen an diesen wurde abgeschafft. 
Die Gemeinde lieferte jetzt dem Pfarrer auf einen bestimmten 
Tag (Michaeli), die ihrerseits von ihren sämtlichen Mitgliedern 
— (diese bilden ja die Gemeinde — eingezogenen Fruchtquanten 
auf einmal. 

Wir sehen, diese Fruchtabgabe der Gemeinde ist also nichts 
anderes als eine Parrochiallast, die sämtliche Familien gemeinsam 
trugen bezw. die an jedem einzelnen Hof und Haus hing, also 
eine Art geistliche Communalsteuer. 


! Die von Schenck zu Schweinsberg hatten das Fusser Untergericht 
in Kirtorf. 
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Als nun später die von Lehrbach sich im Dorfe neben der 
(semeinde ansiedelten, wollten doch auch sie mit ihren Dienst- 
mannen und nachher mit ihrem ganzen Personal, als Pächtern 
Verwaltern, Förstern, Gärtnern, Bedienten, Knechten und Mägden 
von den Wohlthaten der kirchlichen Institutionen Gebrauch ma- 
chen. Dem stand seitens der Kirche und des Pfarrers natürlich 
nichts im Wege. Die Herren von Lehrbach mussten nur auch 
dann, wie jeder andere Parrochiane, dem Geistlichen einen Be- 
soldungsbeitrag für seine Thätigkeit zahlen. Und diese Zahlung 
geschah ebenfalls in Frucht. Ich führe hier zur Bestätigung 
meiner Ansicht eine Schenkungsurkunde aus dem grätlichen Haus 
vom Jahr . . 62! an. Es heisst hier: „Damit wir samt Kindern 
und Gesinde mit Gotteswort, Sakramenten und andrem notdürff- 
tiglich möchten versehen werden, so wollen auch wir samt und 
sonders für Uns und die Unseren wie wir uns denn allewege er- 
boten jährl. einem Pfarrherrn dazu geben und reichen, dass er 
begnüget und mit uns zufrieden sein soll, nähmlich 2 Mesten 
Frucht pp“. Hieraus ergiebt sich klipp und klar der Grund der 
Fruchtlieferung des Herrn von Lehrbach. Sie wollen „auch dazu“ 
liefern, d. h. auch einen Beitrag zu dem von der Gemeinde ge- 
leisteten Quantum spenden. Aber nicht zusammen mit ihr. Denn 
thatsächlich lieferten sie persönlich und getrennt von der übrigen 
(semeinde. Und zwar um deswillen, weil sie Ritter zu Lehrbach 
waren d. h. in dem Schlosse daselbst, was hessisches Lehen, 
aber nicht in dem Dorfe, was Eigentum des Landesherrn und 
der von Schenek war. Schloss und Dorf waren völlig getrennt. 
Deshalb lieferten sie auch getrennt. Der Pfarrer und die Ge- 
meinde waren damit einverstanden. Denn die Befürchtung schlim- 
mer Erfahrungen, wie sie mit den armen Lehrbacher Bauern 
gemacht worden waren, dass diese nicht oder nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig liefern konnten oder wollten, kam bei dem rei- 
chen Edelgeschlecht nicht ın Betracht. Und vermutlich, weil 
ihr Besitz an Grund und Boden, Haus und Hof ungefähr eben- 


* Die Bezeichnung des Jahrhunderts fehlt auf der Urkunde. 
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soviel betrug, wie der Besitz der übrigen Gemeindeglieder zu- 
sammen, so lieferten die von Lehrbach auch genau dasselbe Quan- 
tum wie jene Oder vielmehr, sie hatten wohl erst weniger 
geliefert und später allmälich nach und nach ihre Beiträge er- 
höht, bis sie denen der (gemeinde gleichkamen. Also haben wir 
auch hier seitens der Herren von Lehrbach nur eine Parrochial- 
last! Ist hierüber noch ein Zweifel möglich, dann mag das naclı- 
folgende Argument ihn beheben. 

Die Besitzer des Lehrbacher adeligen Gutes (Hofes) leisteten 
die Beiträge notoriseh allein. Wären die Herren von Lehrbach 
als Patrone oder als Vasallen zur Frucht- und Holzabgabe ver- 
bunden gewesen, dann hätten die Lehrbacher Besitzer als solche 
sicherlich nicht allein diese Lasten berichtigt, sondern die sämmt- 
lichen Agnaten würden haben mittragen müssen. Denn trotz des 
unausgefochtenen Streites um das Compatronat, oder vielleicht 
gerade deshalb, waren diese doch jedenfalls de jure ebensogut 
Patrone der Lehrbacher Pfarrei, als die Besitzer des Lehrbach'- 
schen Guts de facto. Das geht daraus hervor, dass die Agnaten 
seit unvordenklichen Zeiten mitpräsentiert hatten, und dass sie 
ferner unter dem Gesammtnamen der Herren von Lehrbach ın 
das sonntägige Kirchengebet seitens des Lehrbacher Pfarrers 
eingeschlossen wurden. Mitlehensträger waren sie selbstverständ- 
lich, denn sie wurden ja bei den Belehnungen mit dem Lehr- 
bach’schen Gut stets mitbelehnt. Nirgends ist aber von einer 
gemeinsamen Leistung zur Pfarrbesoldung die Rede, nirgends 
wird sie seitens der Lehrbacher Herrn von den Agnaten verlangt 
und kein Streit entsteht darüber, wie über das Präsentations- 
recht. Das ist umsowichtiger, als sonst alle Familienglieder in 
allen gemeinsamen Angelegenheiten, wie Einnahmen und Aus- 
gaben, Schulden und Forderungen, alles stets gemeinsam trugen. 
Es kann also demnach hier von einer gemeinsamen Last keine 
Rede sein. Im Gegenteil! Nach dem Aussterben der ursprüng- 
lichen Lehrbacher Familie, dieses einen Stammes, lieferten die 
Pächter der Erben, der andere Stamm — nicht die Gesammt- 
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agnaten. So lieferten auch in der Zeit, als die adeligen Höfe 
infolge eines Familienprozesses sequestriert waren, weder die Pa- 
trone noch die Agnaten, sondern die jeweiligen Inhaber und Be- 
sitzer der Höfe, die Sequester, leisteten die Gefälle. War aber 
die fragliche Last nicht eine gemeinsame, dann hing sie auch 
nicht am Lehen oder am Patronat, sondern nur am Besitz des 
Guts (Hots). 

Eine weitere Verpflichtung ähnlichen Inhalts seitens des adel- 
igen Guts mag meine Ausführungen ergänzen. Es handelt sich 
dabei um den Fruchtbezug des Lehrers, ein Gegenstück zu 
dem Recht des Pfarrers. Denn so wie die Fruchtabgabe an diesen 
nur ein Aequivalent bildete für seine Seelsorge, so stellte analog 
die Fruchtlieferung der Herrn von Lehrbach an den Schulmeister 
nur eine Vergütung für dessen Thätigkeit als Kirchendiener dar. 
Nämlich ein Konsist. Urteil vom 18. Juni 1785 entschied hierüber 
und setzte fest: „Dass die Schule allhier jährl. ein Mött Korn 
von beyden adeligen Höfen zu ziehen habe, dagegen muss und 
soll der Schulmeister denen H. von Lehrbach den Anfang der 
Kirche ansagen und den Klingelbeutel aus der Kirche und aus- 
wärts die Treppe hinauf in den von Lehrbachischen Stuhl tragen.* 
Alle anderen Konsequenzen bei Seite gelassen, erhellt hieraus, 
dass die von Lehrbach als Eigentümer des dortigen Hofs einen 


Stand in der Kirche besassen — an jedem Haus hing das Reclıt 
eines Mannes- und eines Frauenstands — und als solche, eben- 


sogut wie jeder andere Parrochiane, der Hauseigentümer war, 
und nicht als Patrone bestimmte Verbindlichkeiten gegen den 
Kirchendiener hatten. 

Zu alledem kommt schliesslich noch, dass urkundlich die 
Pfarrei Lehrbach bereits 1230 genannt, das hessische Lehens- 
schloss „Leherbach* aber erst 1349 erwähnt wird. Die Annahme 
der Dotation der Pfarrei mit den genannten Beiträgen durch 
die Herrn von Lehrbach aus ihrem Allodialvermögen oder aus 
dem Fonds des Lelhens würde mitlin einen offenbaren Wider- 
spruch enthalten. Weitere Verpflichtungen des adeligen Hauses 
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existierten aber nicht. Und somit ist die andere Vermutung 
des Saalbuchs bezüglich der Dotation ebenfalls eine irrige zu 
nennen. 

Ziehen wir, wie bei der ersten Frage, auch hier aus der Be- 
antwortung der zweiten nochmals unsere Schlusstolgerungen zu- 
sammen, so gelangen wir zu dem Resultat, einmal, dass die Pa- 
trone weder durch Erbauung der Kapelle noch durch Beiträge 
zur Pfarrbesoldung die Pfarrei Lehrbach dotiert bezw. fundiert 
haben. Ferner, dass dann als Rechtsgrund dieses Patronates nur 
der unvordenkliche Besitz des Präsentationsrechtes in Betrachıt 
kommen kann. Weiter, dass die Patrone weder Baulasten noch 
Beitragspflichten zur Pfarrbesoldung hatten. Und schliesslich 
— damit kommen wir zur Beantwortung der dritten Frage — 

III. Dass es ausser allem Zweifel erscheint, dass die ge- 
nannten Verbindlichkeiten Reallasten sind, die nicht am Patro- 
nat, nicht am Lehen, sondern am adligen Gut (Hof) selbst hafteten. 

Ich kehre jetzt zum Schluss zu meiner in der Einleitung 
aufssestellten zweiten Behauptung zurück: Das Patronat ven 
Liehrbach, dieses eine Beispiel, stelle die übrigen in Hessen zum 
grösstenteil dar. Hierzu nur noch wenige Worte! 

Oben haben wir gefunden, die Patrone von Lehrbach hatten 
keine Patronatlasten, weder Bau- noch Beitragspflichten, und ihr 
Recht war kein dingliches, sondern ein persönliches Patronat. 
Ich übertrage nun diese Sätze auf die gesammthessischen Ver- 
hältnisse. 

I. Unseren hessischen Patronen durchgängig als solchen liegen 
keine Bau- oder Reparaturlasten hinsichtlich Kirchen oder Pfarr- 
häusern ob. Verpflichtungen derart, entspringen da, wo sie vor- 
handen sind, nicht dem Patronatrecht, sondern Rechtstiteln des 
Privatrechts, wie Eigentum, Grundlast, freiwillige Uebernahme, 
Verjährung u. s. w. Diese Behauptung habe ich bereits in meiner 
oben angezogenen Schrift aufgestellt und glaube ich den Beweis 
dafür nicht schuldig geblieben zu sein!. 


I Siehe 8. 88 f. 
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1I. Ferner habe ich ebenda! sämmtliche Besoldungsbeitrags- 
pflichten der hessischen Patrone als Patronatlasten im Einzelnen 
aufgeführt. Ohne Ausnahme bestehen sie in Gaben zur Kirchen- 
diener- und Pfarrbesoldungen an Holz, Frucht und Geld. Nun 
aber unterliegt es für mich keinem Zweifel mehr, dass diese Ge- 
fülle, ebenso wie ın Lehrbach, Patronatlasten nicht darstellen. 
Entweder sind es nur Schenkungen, wie sie häufig auch von an- 
deren frommen Gliedern der Gemeinde geschahen, aber keine 
Dotationen, wobei teilweise die ursprünglichen Naturalien später 
auch von dem einen oder dem anderen Pflichtigen mit Geld ab- 
gelöst wurden. Oder aber, diese Lasten sind einfache Parrochial- 
beiträge adeliger Herren, wie sie jedes andere Mitglied der Ge- 
meinde, das an den Segnungen der Kirche und ihrer Einrich- 
tungen Teil nahm, ebenfalls zu leisten hatte. 

III. Schliesslich habe ich noch a. a. O.? gesagt, dass das 
Patronat bei ritterschaftlichen Gütern stets ein Lehnobjekt bil- 
dete. Bekanntlich wurde ja seit der Ausbildung des Lehnwesens 
das Patronat wegen seines privatrechtlichen Karakters mit dem 
Lehen selbst verbunden. Da nun die Lehen meist aus Liegen- 
schaften bestanden und man annahm, das Patronat ‚sei ein Zu- 
behör derselben, so wurde und wird es stets überall als dinglieh 
angesehen. Ich glaube nun an dem Lehrbacher Patronat nach- 
gewiesen zu haben, dass trotz dieser angenommenen Zugehörig- 
keit des Rechts zu Grund und Boden, dasselbe persönlicher Natur 
sein kann. Und das Letztere ist m. Ue. nach der Fall bei den 
meisten der hessischen Patronate, die für dinglich gelten. Denn 
einmal müssen sie, im Gegensatz zu der herrschenden Lehre, bis 
zum Beweis des Gegenteils seitens der Berechtigten, als persön- 
liche und nicht als dingliche Rechte angesehen werden. Dieser 
Beweis dürfte jedoch nur in den wenigsten Fällen gelingen. An- 
dererseits giebt esaber auch eine Anzalıl hessischer Patronate unter 
den sog. dinglichen, bei denen das Gesammthaus (Agnaten) und 


ı Siehe S. 71—88. 
3 Siehe S. 25. 
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nieht nur der Eigentümer des Guts präsentiert, mit anderen 
Worten: Rechte, die thatsächlich persönlich sind. Allerdings voll- 
giltigen Beweis für meine Behauptung bezl. jedes einzelnen Pa- 
tronats zu erbringen, bin ich allein nicht ın der Lage. Dazu 
hedarf es bei jedem Recht einer besonderen und eingehenden 
Untersuchung. Ich würde es daher mit Dankbarkeit begrüssen, 
wenn der eine oder der andere wissenschaftlich interessierte 
Leser, angeregt durch diese Ausführungen sich in die ihm zu- 
gängigen Patronaturkunden vertiefen und zur Klärung der Frage 
beitragen möchte. Bedarf es doch in keinem Gebiet noch so 
sehr dieser Klärung, wie in unserem partikularen evangelischen 


Kirchenrecht. 


271 


Darf bei Kapitelswahlen hinsichtlich der Feststellung 
der absoluten Majorität der contemptus mit in An- 
schlag gebracht werden ? 


Von 


Dr. Julius Gierke in Charlottenburg. 


I. 

Bekanntlich ist bei Kapitelswahlen per serutinium die abso- 
lute Mehrheit der Stimmen erforderlich; es genügt keineswegs 
die relative Majorität!. 

Hinsichtlich der Feststellung der absoluten Majorität des 
Kapitels entsteht die Frage, ob der contemptus.d.h. der 
nicht Gehörig Geladene mitgerechnet werden 
mussodernicht?). 

Der scharfsinnigste Kanonist des Mittelalters, Innocenz IV. 
Sinibaldus Flıskus, entschied sich für die erste Alternative: 

„Est autem notandum, quod etiam ad numerum compu- 
tantur absentes, qui deberent citarı et fuerunt contempti“?. 

ı Das IV, Laterankonzil von 1215 hatte lediglich eine major et sanior 
pars capituli gefordert (efr. c. 42 X de electione 1,6). Durch ce. 55 X eodem 
und c. 50 X eodem ist bestimnit, dass die absolute Mehrheit des Kapitels 
nötig sei. Vgl. auch Hinschius, Kirchenrecht Bd. II S. 663. 

’ Im weiteren Sinn bezeichnet conteniptus auch jedes sonst irgendwie 
präkludierte Mitglied. Vgl. Gierke, (renossenschaftsrecht Bd. IIL S. 319 
Anm. 225. — Im technischen Sinn aber ist contemptus nur der „nicht ge- 
hörig Geladene“. Uebereinstinmend Hinschius.a.a. OÖ. Ann. 8. 


° Innocentius, Apparatus in hbros quinque Decretalium (ed. Francof. 
1543) c. 55 X de electione 1.6 nr. 8 


ir 
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Diese Worte sind von den späteren Kanonisten in fleissiger 
Weise abgeschrieben worden % Mit besonderer Vorliebe pflegte 
man Beispiele aufzustellen, welche die Folgen dieser Ansicht 
verdeutlichen sollen. „Wenn ein Kapitel aus 12 Kapitularen 
besteht und 10 zur Wahl zusammenkommen, indem 2 ungehöriger 
Weise nicht geladen sind, so ist zur absoluten Majorität eine 
Mehrheit von 7 erforderlich“ ?. Ja man scheute sich nicht, den 
gefundenen Satz auf alle juristischen Personen zu übertragen?. 


(1ezen Ende des vorigen Jahrhunderts erhob Neller Ei- 


a 4. rn, 
spruch t: . 


! Panormitanus, Conmentaria (Venet 1617) c. 95 X de electione 
c. 11 nr. 112: 

„Sed dietum Innoc. et sequacium procedit. quod. quoad hoc, ut con- 
sideretur, an habuerit electus majorem partem totius capitnli. debent 
contempti computarı in numero eorum qui faciunt capitulum, non autem 
in numero eorum, quw eonsenserunt in electum*. (Die letzten Worte be»- 
ziehen sich auf den Streit, ob der contemptus electionem potest validare 
eonsentiendo.) 

Weiter: „Pone exeniplum, in universitate sunt duodecim, undecim se 
congresant contempto duodecimo, non valebit, quidqnid fiet per sex 
quia computato absente non reperitur dispositio facta a majori parte 
totius capituli®. 

Schmalzgrueber, Jus ecclesiasticum universum (Ingolstadt 1728) 
Il. VI. n. 28: 

„Addidi. si tamen in eleetum convenerit major pars eorum onınium 
qui jus suffragn habent (d.h. bei dem Ausspruch, an electio valeat, wenn 
nicht alle... . geladen sind c. 23). quia ut hujusmodi electio, tamquam 
a majore capituli parte facta, subsistat, necessarium est, ut in eam con- 
senserit major pars, non tamen respectu praesentium, sed etiam respeetu 
absentium, qui de jure vocandi erant.“ 

Passerinus de Sextula, Tract. de electione eanonica (Rom 1693) 
ce. 11m. 112. 

”Schmalzgrueber a. a. O.; vol. auch unten S. 273 Anm. '. 

®?So Panormitanus a. a. OÖ. Man mag in Betreff der Kapitel 
denken, wie man will, bei allen übrigen Genossenschaften war und ist es 
stets so, dass die absolute Majorität nur nach den Anwesenden berechnrt 
wird (z. B. bei jeder Aktiengesellschaft). Die Ausdehnung, welche Panor- 
mitanus seiner Lehre giebt, ist daher jedenfalls unrichtig. 

* Neller bei Antonius Schmidt. Thesaurus juris ecclesiastici (Her- 
delb.,, Bamb. et Wirceb. 1773) Bd. II S. 717. 13. 
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„Vota majora numerantur respectu capituli totius, non equi- 
dem, ut fundatum vel ordinatum est, sed ut congregatum. Hine, 
licet essent capitulares sedecim, si tamen convenissent tan- 
tum duodecim ad eligendum, majora forent septem.* 

Der Widerspruch Nellers blieb vereinzelt. Man 
schenkte der Frage entweder keine Beachtung oder schloss sich 
einfach der althergebrachten Meinung an!. 

Erst über hundert Jahre nach dem Erscheinen der Abhand- 
lung Nellers hat dessen Ansicht einen Sieg errungen, indem 
Hinschius erklärte, dass die herrschende Lehre „keinen ge- 
setzlichen Anhalt habe“ ?. 

II. 

Der Umstand, dass jemand zur Kapitelswahl nicht geladen 
wurde, obwohl er geladen werden musste, und infolgedessen bei 
dem Wahlakt nicht erscheint, kann in verschiedener Weise 
zur Ungültigkeit der Wahl beitragen. 

Allgemein anerkannt ist, dass in diesem Fall der Verletzte 
selbst, d.h. der contemptus, die ohne ılın vorgenommene Wahl 
gleichwie jeden anderen Beschluss des Kapitels als ungültig an- 
fechten kann. An und für sich ist die Wahl resp. der Be- 
schluss keineswegs ipso Jure nichtig. 

Nach der herrschenden Lehre soll aber die Wahl als- 
dann nichtig sein, wenn dem Erwählten infolge einer Be- 
rücksichtigung des contemptus — die erforderlich 


ı Phillips, Lehrbuch des Kirchenrechts, S. 374 A. 19, der das Bei- 
spiel Schmalzgruebers anführt. 
® Hinschius.a. a. OÖ. S. 663 A. 8. 
® Vgl. Innocentius a.a. O.: 
„Item non intelligas, quod electio cassaretur, quia duo contempti 
essent, nisi illı persequerentur suum contemptum.* 
Goffredus de Trano, Summa super deeretalibus (Brixiae 1605) 
c. 59 X de elect. nr. 6: 
„quod non ideo nulla est propter contemptum.*® 
Schmalzgrueber c. 24: Welches Recht haben die contempti? 
Possunt, si velint, sibi injuriam persequi. Hinschiusa.a.0. ITS. 130. 
Gierkea a. OÖ. 8. 319 A. 225: „electio annullanda.“ 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 18 
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sei, die absolute Mehrheit, welche er ohne die Stimme des con- 
temptus erreicht haben würde, fehle. 

Wir können dieser Ansicht nicht beistimmen und werden 
behufs ilırer Bekämpfung in der Weise verfahren, dass wir zu- 
vörderst einen Quellenbeleg beibringen, aus dem sich das Gegen- 
teil ergiebt, und sodann einige aus der Natur der Sache folgende 
(iründe anführen, um schliesslich uns einer Stelle des Liber extra 
zuzuwenden, die man gleichsam als die Hochburg der geg- 


nerischen Lehre bezeichnen kann !. 


111. 


Dass der eontemptus bei der Feststellung der absoluten Ma- 
jorität des Kapitels nicht in Anschlag gebracht werden darf, er- 
giebt c. 36 X. de electione ?. 

Aus dieser Stelle geht folgendes hervor: Ein gewisser Hu. 
war von dem Kapitel nicht gehörig geladen. Man hatte ilın auf 
Pfingsten geladen, die Wahl fand jedoch zwei Tage nach Ptiing- 
sten statt. In seiner Abwesenheit wurde die Wahl per compro- 
missum vorgenommen, indem das Kapitel sem Wahlrecht auf 4 
Kapitulare und 3 Kleriker mit bestimmten Modahtäten ühertrug 
(in quattuor de capitulo et tres de clero potestatem eligendi pon- 
tificem contulerunt). Die Kompromissarien vollzogen die Wall. 
Hu. kam später zurück und behauptete, dass er contemptus und 
die Wahl ungültig sei (verum adveniens postmodum Hu. et asserens 
se fuisse contemptum ac propter hoc electionem huiusmodi nul- 
hus fuisse momenti). 

Die Wahl wird nun auf die Anfechtung des contemptus hin 
für ungültig erklärt. 

Mit keiner Silbe ist aber davon die Rede, dass die Wahl 
deshalb ipso jure nichtig sei, weil Hu’s Stimme bei der Ueber- 


! Ueber einen anderen Nichtigkeitsgrund, der mit der Tebergehung 
des conteniptus zusammenhängt, vgl. unten sub V E. 

? Bereits Hinschius hat a. a. O. S. 663 A. 8.u. f. auf dies Kapitel 
hingewiesen, freilich nur mit einem: „Vgl. übrigens“. 
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tragung des Wahlrechts auf die Kompromissarien nicht in Betracht 
gezogen War. | 

Es ist nun unbestritten, dass die Uebertragung des Wahl- 
rechts nur bei Einstimmigkeit des Kapitels möglich ist!. 
Eine solche Einstimmigkeit kann jedoch nicht erzielt werden, 
sobald Kanoniker contempti sind und trotzdem ihre Stimmen bei 
Feststellung des gesamten Kapitels in Betracht gezogen werden 
müssen. In ce. 36 ist aber die Uebertragung des Wahlrechts 
auf die Kompromissarien gültig (wenn auch anfechtbar) zu Stande 
gekommen. Es muss also die Einstimmigkeit des Kapitels, in- 
soweit es zu berücksichtigen war, vorhanden gewesen sein. Und 
zwar war sie vorhanden, obwohl Hu. contemptus war. 

Es ergiebt sich hieraus, dass bei einer Wahl per compromis- 
sum hinsichtlich der Feststellung der Einstimmigkeit des ge- 
sammten Kapitels ein contemptus nicht beachtet zu werden braucht 
Auchohneihn wird die Einstimmigkeit des ge- 
sammten Kapitels erzielt. Das heisst also, bei der 
Wahl, wie überhaupt bei jedem Beschluss des Kapitels kommt 
es, insofern die gesetzlichen Vorausssetzungen seiner Beschluss- 
fähigkeit vorliegen, im Hinblick auf die Feststellung des gesammten 
Kapitels nur auf das capitulum praesens nicht aber auf das 
capitulum fundatum vel ordinatum an. 

Dem contemptus bleibt aber selbstverständlich das Anfech- 
tungsrecht gewahrt. | 

Aus dieser Stelle ergibt sich dies mit logischer Konsequenz. 
Die Konsequenz dieser Konsequenz aber ist die, dass bei Be- 
rechnung der absoluten Majorität in einer Skrutinialwahl der 
contemptus ebenfalls nicht zu dem totum capitulum gezählt werden 
MUSS. 

IV. 

A. Ein eimfaches Beispiel zeigt auch, zu welchen Un- 

gereimtheiten die gemmnerische Lehre führt: 


Derjenige, welcher gehörig geladen war, aber nicht erschien, 


ı Vol. Hinschiusa.a. O. S. 664 b. 


18 * 
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sowie derjenige, welcher nicht geladen war, weil er nicht geladen 
werden musste, aber nicht erschien, extraneum se fecit: er wurde 
— dies Ist unbestritten — weder bei der Berechnung der Majo- 
rität mitgezählt, noch überhaupt berücksichtigt und hatte kein 
Anfechtungsrecht. 

Nelmmen wir nun an, dass ein Kapitel aus 12 stimmberech- 
tieten Kanonikern besteht. Der Zwölfte hat Aussicht gewählt zu 
werden, denn er hat sechs „Freunde“! unter den Kapitularen: 
dieselben stimmen bei der Wahl auch für ılın, die übrigen ge- 
een ılın. 

Die Resultate, welche sich ergeben, wenn der Zwöltte ge- 
hörig geladen war, aber nicht erscheint, oder wenn er contemp- 
tus ist, sind jedoch diese: 

a) In ersten Fall wird er gewählt sein. Es kommen 
nur 11 Stimmen in Betracht, er hat 6, also die absolute Majo- 
rıtät ?, 

bh) In zweiten Fall würde er nach der Lehre der Gegner 
nicht gewählt sein. Es kämen 12 Stimmen in Betracht. 
er hat 6, also nicht die absolute Majorität. 

Das Unlorische, das in diesen verschiedenen Resultaten steckt. 
liegt auf der Hand. 

B. Die Gründe aber, welche die Gegner für ihre An- 
sicht geltend machen, sind abgesehen von der Quellenstelle, die 
sogleich einer Betrachtung unterzogen werden wird, folgende: 
Die contempti gehörten in Wahrheit zum Kapitel, sie seien nur 


abwesend, weil ihnen em Unrecht geschehen sei. Es sei aber 


! Vırl. tolg. Anm. 

2 Daher der Rat von Neller bei Schmidt a. a. O. Il. S. 772: 

„Unde si duodeenmm essent vocales, ac consequenter ad majora ru 
quirerentur septem. tu, qui amicos habes ex vocalibus sex, emane (bleibe 
Ja fort). nee procuratorem constitue, ut capitulum constituatur ex undecim 
tantum et habebis majora per sex,“ 

3 Nach unserer Ansicht würde in dem letzten Fall der zwölfte eben- 
fals gewählt sein. da er als contemptus nicht mitgerechnet wird. Sein An- 
feehtunesrecht wäre theoretisch auch hier vorhanden. praktisch jedoch ohne 
Beleutuner. 
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ungerecht und verderblich, dass aus dieser Ungerechtigkeit der 
Erwählte einen Vorteilziehe, indem für ılın eine geringere 
Zahl von Stimmen ausreiche und der contemptus ein Präjudiz 
sich gefallen lassen müsse. Hierdurch würde grossen Betrügereien 
Thor und Thür geöffnet !. 

Diesen Gründen ist entzegenzuhalten, dass auch nach unserer 
Ansicht der contemptus nicht schutzlos dem ihm geschehenen 
Unrecht gegenübersteht, sondern er sich seines Anfechtungsrechtes 
bedienen kann, und dass der Erwählte aus dem einem Fremden 
angethanen Unrecht dann keinen Vorteil zieht, wenn 
dieseresals Unrecht empfindet. 

In Gegenteil, wir fassen es als ein Unrecht gegenüber dem 
contemptus auf, wenn die Wahl ipso Jjure für nichtig er- 
klärt wird. Man muss ihm, weil lediglich sein eigenes per- 
sönliches Wahlrecht in Frage steht, auch hier jede Mösglichkeit 
often lassen. Wenn z. B. der Betrettende, welcher gewählt ist, 
ihm genehm ist, muss es danicht unglaublich erscheimen, 
dass die Wahl ohne weiteres nichtig ist?° 


V 


A. Mit besonderer Zähigkeit berufen sich die Gegner 


!Passerinusa.a. 0. ec 112: 

„Et hoc quiden rationabiliter affirmatur, quomiam vocandi vere per- 
tinent ad capitulum, nec absunt, nisi ex injuria illıs facta; hoc veronon 
debet cedere in favorem eleeti, ut ex injustitia commissa sufficiat ıllı 
minor numerus suffragfiorun, ut evadat electus, et hoc modo magmıs fran- 
dibus aperıri via.“ 

Ohne neue Gründe hinzuzufügen, schreibt dies Schmalzerueber 
a. a. 0. 28 ab: 

„Ratio est, quia non vocati de jJure pertinent ad Capitulum et non 
nisi per injuriam sibt allatam absunt; iniquum autem est et pernieiosum, 
ex injuria eum, qui hanc passus est, praejulioium, illum vero, qui intulit 
(Kausalzusammenhang ?!), commodnm reportare. 

%* Freilich können durch seine Präterition auch andere Rechte verletzt 
werden und auf Grund dieser Verletzung kann die Wahl eventuell nichtig 


7 


sein. Verl. unten sub VE. 
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auf c. 55 X. de electione (1, 6)". 

Gregor IX. erklärt hier auf Grund der Bestimmungen des 
IV. Laterankonzils von 1215 eine Skrutinialwahl für nichtie. 

Anerkanntermassen sind die Nichtigkeitsgründe für die Wahl 
des G aber folgende: 

1. Der erwählte G hatte nur die relative Mehrheit des Ka- 
pitels. | 

2. Es hatte keine collatio zeli et meriti stattgefunden und 
die collatio numeri war keine vollständige gewesen. 

3. Es mangelte an einer electio communis celebrata. 

B. Für den Zweck dieser Abhandlung kommt prinzipa- 
liter nur der Umstand in Betracht, dass die Wahl des G des- 
halb vom Pabst für michtig erklärt wird, weil die collatio 


! Die Stelle lautet: 

„In genesi legitur (Kt infra:) Qnum in concilio caveatur, ut is col- 
latione habita eligatur, in quem ommes, vel major et sanior pars capitul 
consentit, et in G. major pars totius capituli non consenserit, quamıuam 
majorem partem habuit partinm comparatione minorum, nee plene numeri 
ad numerum, quia, utrum G et H, de quibus adversarii referunt quar- 
stionem, in eleetione vocem habuerint, tractatum non exstitit nee discus- 
sunı, nec zeli ad zelum, nec meriti ad meritum collatio facta fuerit, ner 
etinm elecetio communiter celebrata, qyuoniam. lieet ın eundem G sinzu- 
lariter singuli eonsensissent, non tamen debuit subsequi singularis electio. 
sed commnnis, ne vel idem repeti videretur, vel ex hoc sequeretur al 
surditas, ut tot essent electiones, quot essent numero eligentes, nec ex 
sineularibus vel partieularibus eonsensibus appareret universalis electiv 
vel communis. lieet quilibet singnlaris veritatem exprimat suae partis. 
quemadmodum ex singularibus propositionibus lieet veris, universal 
propositio non apparet, nisi per sienum universale forsitan exprimatur. 
nec praemissi duo canonic) poterant sie excludi, quum primus exsisteret 
in canonicatus possessione vel quasi, habendo stallum in choro, locum 
in eapnitulo, lerendo et eantando ut canonieus, et ad tractatus et elec- 
tiones dignitatum et personatuum, quae occurrerunt pro tempore facien- 
dae, tamquam canonieuns sit vocatus, quamquam hac vice fuerit cum pro 
testatione admissus, secundus vero esset in tali loco, de quo fuerat ad 
electionem vocandus, qunmm de toto regno Franeiae vocentur absentes de 
eonsuetudine ecelesiae (rallicanae: nos his plenius intellectis, de consilio 
fratrum nostrormm praemissam electionem. utpote contra formam enneili 
attentatam, decernimus Irritimn et Innanenı*® 
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numerikeine vollständige gewesen sei!?, 

Sie war aber keine vollständige, quia, utrum GetH, 
de quibusadversariireferunt quaestionem,in 
electioneasocem habuerint, tractatum non ex- 
stititnec discussum. 

Am Schluss des Kapitels erhalten wir weitere Kunde von 
den beiden Kanonikern G und H: Nec praemissiı duo 
canonici poterant sic excludi — und nicht konnten die 
beiden vorerwähnten Kanoniker „so“ ausgeschlossen werden, denn: 

a) Der erstgenannte Kanoniker G befand sich im Besitz des 
Kanonikats, im Besitz der aus diesem hervorquellenden Rechte 
und Pflichten, wennschon er bei der Wahl des G nur unter Pro- 
test zugelassen worden war. 

bh) Der andere Kanoniker H weilte an einem Ort, von wel- 
chem er hätte geladen werden müssen’; er war contemptus. 

t Allerdines äussert dieser Umstand Wirkungen, welche auch auf die 
anderen Nichtiekeitsgründe hinüberführen. An und für sich käme über- 
haupt nur der Kanoniker H, welcher contemptus war, für diese Abhand- 
lung in Betracht. Er ist jedoch in c. 55 so eng mit dem Kanoniker G. 
verbunden, dass es unumeängrlich erscheint, auch den letzteren vollkommen 
in die Betrachtung hineinzuzielen und so auf die unvollständige collatio 
numeri vollständig einzugehen. 

® Betretfs des Erfordernisses der absoluten Mehrheit vol. oben A. 1. Be- 
treffs der collatio zeli et meriti sel auf Hinschius a.a.0. 118.663 A. 7. 
(ierke, (Genossenschaftsrecht DI S. 328, Phillips, Lehrbuch des 
Krs., S. 382 verwiesen. Ein kleiner Unterschied in den Ansichten 
dieser Schriftsteller besteht hinsichtlich der merita a) Hinschius ver- 
steht darunter „die Verdienste und Würdiskeit der Kandidaten“ (ebenso 
Schmalzgruebera a. O. IE VI 46): b) Philipps „die Verdienste 
der Wähler*: ce) Gierke „die Vorzüge nnd Verdienste der Wähler wie 
der Kandidaten“. Die Meinung Philipps’ ist jedenfalls falsch. U.E. 
ist der Ansicht von Gierke der Vorzug zu geben, da ine 57 X de elec- 
tione die merita auch anf die Wähler bezogen werden: Quum electores 
cardinalis alios meritis et anetoritate praecellerent. — Hinsichtlich des 
Mangels einer electio communis celebrata vgl. Gierkea.a. O. N. 315 A 
21l und Hinschinsa. a. 0. 8. 664 A. 2. 

’» Es bestand nämlich in der gullischen Kirche eine Lokalgewohnheit, 
nach welcher alle Kanoniker, die sich innerhalb der Grenzen Frankreichs 
aufhielten, geladen werden mussten. Ebenso verhielt es sich ührirens im 
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Bemerkenswert ist, dass die Worte „nec praemissi duo ca- 
nonici poterant sic exceludi* im Indikativ stehen. Bisher hiess 
es immer: Da (cum) dies der Fall ist, da dies aber nicht der 
Fall war, u. s. w. Die von diesem cum abhängigen Prädikate 
sind in der überwiegenden Mehrzahl der Ausgaben im Konjunk- 
tiv’. Folgt nun ein neuer Satz mit dem Indikativ, so kann er 
nicht von cum abhängig sein. Man darf daher bei wörtlicher 
Uebersetzung nicht sagen: Und da die beiden Kanoniker nicht 
so ausgeschlossen werden konnten. 

Wie aber ist zu konstruieren ? 

Das ganze c. 55 besteht aus einem Satz, der in einen Vor- 
der- und in einen Nachsäatz zerfällt. 

Wir meinen, dass die Worte von nee duo . . . bis vor nos 
als Parentliese anzusehen sind. XNec ist mit „auch nicht“ 
zu übersetzen. | 

Alsdann ist bei wörtlicher Uebersetzung der Aufbau des ce. 55 
folgender. Da im Konzil bestimmt ist... und da nicht... und 
da nieht ... und da sogar nicht „... — auch konnten die beiden 
Kanoniker nicht so ausgeschlossen werden — ... erklären Wir... 

Das Resultat dieser Erwägungen ist aber dies, dass der 
Ausschluss der beiden Kanoniker nicht ein Grund für die Nich- 
tigkeitserklärung durch den Pabst gewesen sein muss. 

G und H konnten nicht „so“ ausgeschlossen werden. 

Wie sind sie ausgeschlossen ? 

1. Man könnte dies „so“ lediglich auf die nachfolgenden 
Sätze beziehen und sagen: 

a) @& konnte nicht mit Protest zugelassen, 

b) H konnte nicht durch Nicht-Ladung übergangen werden. 

2. Man könnte dies „so“ auf einen Ausschluss beziehen, der 


Deutschen Reich (vgl. Hinscenius a. a. O. S. 661 A. 3 und Neller & 
a. O. II S. 71v) 

! Freilich setzt Richter, Corpus Juris canoniei, Lipsiae 1839 IIS. 9 
A. 97: „fuit“ statt (collatio facta) fuerit. 

® Wir werden sehen, dass dies für eine Interpretation, die freilich ver- 
worfen werden muss, von der allergrössten Bedeutung ist. 
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in c. 55 schon vorher erwähnt worden ist, und in den nachfol- 
genden Sätzen nur die Begründung erblicken, warum dieser Aus- 
schluss nicht stattfinden konnte. 

3. Man könnte diese beiden Interpretationen in gewisser 
Weise vereinigen. 

C. Dieüberwiegende MehrzahlderKanonisten 
interpretiert den oben erwähnten Satz, welcher den Grund für 
die Unvollständigkeit der collatio numeri enthält, folgendermassen: 

Die collatio numeri ad numerum war deshalb keme voll- 
ständige gewesen, weil die Stimmen der beiden Kanoniker nicht 
mitgezählt waren (computare). Die Stimme des Kanoni- 
kers G& hätte jedoch mitgezählt werden müssen, weil er im Besitz 
des Kanonikats gewesen und unrechtmässiger Weise gegen ihn Pro- 
test erhoben worden war. Die Stimme des Kanonikers H aber hätte 
mitgezählt werden müssen, weil er nicht geladen war, obwohl er ge- 
laden werden musste. Unter diesem Mitzählen verstehen die Kano- 
nisten das Zählen in der collatio bei Berechnung der Majorität. Sie 
erklären weiter, dass aus dem Grunde, weil G und H bei Berechnung 
der Majorität nicht mitgezählt seien, obwohl sie hätten mitgezählt 
werden müssen, der erwählte G nicht die absolute Majorität gehabt 
habe. Sie sind der Ansicht, dass der gewählte Gauf Grund der 
eollatio der Skrutatoren die absolute Mehrheit der von 
diesen gezählten Stimmen gehabt habe, dass er aber beı 
richtiger Zählung, d.h. bei Mitzählung der beiden Ka- 
noniker G und H, die absolute Majorität nicht gehabt 
hätte, sondern nur die relative!. Bei einer solchen Interpreta- 
tion sind die Worte nee duo praemissi canonici poterant sic eX- 

ı Statt aller sei hier Innocenz angeführt (a. a. O. c. 55. nr 8): 

„Si in veritate exclusi essent et juste, tune... haberet praesens elec- 
tus majorem partem totius capituli: sed istis computatis non habebat 
wajorem partem totius capituli.* 

Ferner: „Et hie fuit a majori parte capituli electus, si protestatione 
admissus juste fuisset exelusus et absens non debeat computari: et quia 
nec Juste fuit exclusus et absens debuit computari, Ideo non habuit majo- 
rem partem,“ 
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cludi in der Weise auszulegen, dass sich das „so®* auf die Nicht- 
mitzählung bei der collatio numeri bezieht. Die Kanoniker G 
und H würden also durch die Nichtmitzählung in der collatıo 
ausgeschlossen sein. Dieser Ausschluss machte die collatio mangel- 
haft und vernichtete die Wahl. Dieser Ausschluss war ein Nich- 
tiekeitsgrund. Die Gründe aber für diesen Nichtigkeitsgrund 
waren der ungerechtfertigte Protest hinsichtlich des G und die 
Nichtladung des H. 

Es wäre also ner nicht so wesentlich, ob man „poterant* 
von cum abhängig sem lässt. Freilich grammatisch und logisch 
betrachtet man auch bei dieser Interpretation besser den Satz 
mit nec poterant als eingeschobene Parenthese, die den Grund 
angeben soll, warum die Nichtmitzählung der Kanoniker G und 
H in der collatio numerı ein Nichtigkeitserund für die Wahl ge- 
wesen sein muss. 

Dieser Interpretation der Kanonisten gegenüber ist zunächst 
zu bemerken, dass sie jedenfalls eine unvollständige ist. 
Zu einer collatio numeri ad numerum gehört nämlich nicht nur 
das Zählen der Stimmen. welche für die Berechnung der Majo- 
rität in Betracht kommen. Vielmehr soll doch vor allem eine 
Zusammenstellung der Zahl nut der Zahl stattfinden. Aus dieser 
Zusammenstellung ergiebt sich dann erst die Berechnung der 
Mijerität. Vorerst also musste bei dieser Interpretation gesagt 
werden, dass G unrechtinässirer Weise nicht hinsichtlich des 


Kandidaten, für welchen er gestimmt hatte, gezählt worden ıst'. 


! So wie die Kanonisten den Thatbestand des c. 59 konstruieren, Ist es 
allerdings praktisch von keiner Bedeutung, ob G@ hinsichtlich des Kandı- 
daten, für welchen er gestimmt hatte, mitgezählt wurde oder nicht. Allein 
prinzipiell musste es hervorgehoben werden, weil es von praktischer Be- 
deutung seinkann. Mau nehme 2. B. einmal an, der erwählte G wäre 
sowohl bei Nichtmitzählung des Kanonikers G wie auch bei seiner Berück- 
sichtieung die absolute Majorität gehabt haben. Alsdann war es nicht 
eleichzültie. ob der Kanoniker G, wenn er für einen anderen Kandidaten 
gestimmt hatte, für diesen mitrezüählt wurde oder nicht. Wurde er nänı- 
lieh nieht mitgezählt,. so wurde er doch auch höchst wahrscheinlich bei der 
collatio zeli et meriti nicht berücksichtigt. War er nun aber von solcher 
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Wäre die Interpretation der Kanonisten hinsichtlich des H 
unanfechtbar, so ergäbe sich der Rechtssatz, dass ein contemptus 
bei Feststellung der Majorität mit in Anschlag gebracht werden 
muss. C. 55 würde ihm den gesetzlichen Anhalt gewähren. 

Es ist nicht zu leugnen, dass die gedachte Auslegung an 
sich mit der Stelle vereinbar ist. Von wirklich entschei- 
dender Bedeutung kann aber c. 55 für den bekämpften Satz 
erst dann sein, wenn die Interpretation der Kanonisten die ein- 
zig mögliche ıst. 

D. Was ist von folgender Interpretation zu halten: 

Ist in c. 55 etwas davon gesagt, dass G und H nicht „mit- 
gezählt“ wurden? Davon ist an und für sich nirgends etwas zu 
finden. Ob es aus irgend welchen anderen Sätzen folgt, ist 
eine weitere Frage. Vorläufig muss man sagen, es heisst in c. 55: 
„Es ist nicht behandelt und erörtert worden, ob G und H beı 
der Wahl eine Stimme gehabt haben.“ 

Der Gegensatz hierzu ist eine Behandlung und Erörterung 
hierüber; dass dann schon alles in Ordnung war, ist damit kei- 
neswegs gesagt. 

IHır habt nicht behandelt und erörtert, sagt der Pabst, oh 
(+ bei der Wahl eine Stimme gehabt hat. Hinsichtlich des G 
aber wart Ihr in starken Zweifeln. Denn Ihr habt ja gegen sein 
Wahlrecht protestiert. Es war nun durchaus erforderlich, dass 
Ihr über sein Wahlrecht disputiertet und dadurch mir eine ge- 
wisse Unterlage für'die Prüfung, ober berechtigt war oder nicht, 
verschafftet. Ihr hättet seine Stimme untersuchen (inquirere!), 
sein Wahlrecht einer Betrachtung unterziehen müssen. Denn: 
sı de aliquo articulo oriatur dubium, de ıllo traetandum erit et 


Beschaffenheit, dass er dem Teil, zu dem er gerechnet werden musste, eine 
grosse sanioritas verlieh, so war es äusserst wesentlich, ihn auch bei der 
collatio numeri und alsdann auch bei den beiden anderen in Betracht zu 
ziehen. Durch ihn hätte ja die pars minor zur sanıor werden und anfechten 
können. Betretfs der sanioritas vgl. Gierkea. a 0. S. 318 ff. 

’ Vgl. c. 50 X de electione, 
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diseutiendum'!. Ihr habt ferner nicht behandelt und erörtert, ob 
H bei der Wahl eine Stimme gehabt hat. Ihr wart aber im 
Zweifel hinsichtlich gewisser mit seinem Stimmrecht in engem 
Zusammenhang stehenden Umstände. Die einen von Euch näm- 
lich behaupteten, H hätte geladen werden müssen, die anderen 
jedoch erklärten, das wäre nicht nötig gewesen, vielmehr sei 
richtig geliandelt, indem man ılın nicht geladen hätte. Es war 
aber durchaus erforderlich, hierüber zu traktieren und zu disku- 
tieren. Ihr musstet mir die Unterlage für den Fall verschaffen, 
wenn H behauptet hätte, er sei contemptus. Ihr hättet Eure 
Ladungspflieht in Betracht ziehen müssen. Denn: si de aliquo 
articulo oriatur dubium, de ıllo traetandum erit et discutiendum. 

Freilich sagt Innocenz: Si quid notorium esset aliquid, unde 
videretur, de aliquo absente, videtur, quod nihillominus valet elec- 
tio, etlamısi non tractaretur; quamıyıs posset diei contrarium ?; 
allein es kann nicht nur, sondern es muss das Gegenteil ge- 
sart werden. 

Diese Fragen, welche hätten erörtert werden müssen, haben 
die Gegner des erwählten G dem Pabst vorgelegt: de quibus 
adversarii referunt quaestionem. 

Nun aber musste der Kanoniker G sowohl hinsichtlich des 
Kandidaten, für welchen er gestimmt hatte, als auch bei Be- 
rechnung der Majorität mitgezählt werden, in Bezug auf den 
Kanoniker H aber war das erste selbstverständlich, das zweite 
aber aus dem Grunde nicht der Fall, weil der richtigen Ansicht 
nach ein contemptus bei Berechnung der Majorität nicht in An- 
schlag gebracht werden muss. 

Wäre also hinsichtlich des H traktiert und disputiert wor- 


ı Vgl. Innocentiusa. a0. c. 55 nr. 1.2. Er unterscheidet eine 
collatio plene facienda und eine c. in genere facienda. Die erstere ist an- 
zuwenden: a) bei discordia, b) si de aliquo artieulo oriatur dubium; alsdann 
nämlich de illo traetandum eritet diseutiendum, non ut dJiffiniatur aliquid 
vel probationes recipiantur vel tamquam jurisdietionem habentes, sed ad 
varletatem inveniendanı. 

"Innocentiusa.a. ©. 
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den, so würde hinsichtlich seiner Person, abgesehen von seinem 
Anfechtungsrecht, alles in Ordnung gewesen sein. 

Komplizierter verhielte sich die Sache bei G@. 

Wäre über dessen Stimme traktiert und disputiert worden, 
so hätte sie mitgzezählt werden können, — dann stinmte, abgesehen 
von den sich hieraus ergebenden oder sonst vorhandenen XNich- 
tirkeitseründen, alles, — oder aber seine Stimme hätte nicht mit- 
gezählt werden können. 

In Hinblick auf den letzteren Fall könnte man bei dieser 
Auslerung dann darauf eingehen, wann lediglich die Nicht- 
mitzählung der Stimme des cum protestatione admissus die Nich- 
tiekeit einer Wahl herbeiführt. 

Wir sehen hier! davon ab. Da auf Grund der Auslegung, 
bei welcher wir uns augenblicklich betinden, einmal H für die 
Berechnung der Majorität nicht in Betracht kommt, ferner aber 
der Nichtigkeitsgrund hinsichtlich des Kanonikers G in dem 
Nicht-Traktieren und Nicht-Disputieren über seine Stimme besteht 
und hieraus gefolgert werden muss, dass sie bei der Wahl nicht 
mitrezählt worden ist, und man hinsichtlich der Majorität des 
erwählten G nur weiss, dass er die relative Mehrheit gehabt, 
aber nieht wann und wodurch, — so könnte man folgende ver- 
schiedene Thatbestände annehmen: 

1. Der erwählte G hatte stets nur die relative Mehrheit, 
gleichviel ob die Stimme des Kanonikers G mitgezählt wurde 
oder nicht. 

2. Der erwälhlte G hatte, wenn die Stimme des Kanonikers 
G nicht mitgezählt wurde, die absolute, wenn sie aber mitgezählt 
wurde, die relative Mehrheit des Kapitels. 

Nimmt man das letztere an, so ıst sein Ausschluss in der 
collatio, der imfolge der Nichterörterung seines Stimmrechts ent- 
stand, ein Nichtigrkeitsgrund. 

Nimmt man dagegen an, dass G stets die relative Majorität 
hatte, so ıst sein Ausschluss in der collatio kein Nichtigkeitsgrund. 


q 
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In beiden Fällen aber liegt der Nichtiekeitsgrund in dem 
Nicht-Behändeln und Nicht-Erörtern seiner Stimme in der col- 
latio!. 

Um jedoch diese Interpretation mit den Worten „nec prae- 
missı duo canoniel poterant sie exeludi® und den nachfolgenden 
Sitzen ın Finklang zu bringen, müsste man sagen: 

1. War der Thatbestand derart, dass der erwählte G auch 
ohne die Mitzählung des Kanonikers G die relative Mehrheit 
hatte, so ist folgendermassen zu interpretieren: 

Zum Schluss fügt der Pabst noch in Parenthese hinzu, wie 
(die entstandenen Fragen zu lösen gewesen wären, wie überhaupt 
eanz korrekt bei der Wahl des G hätte verfahren werden müssen. 

„Im übrigen müssen wir sagen, dass Ihr die beiden Kano- 
niker nicht „so” ausschliessen konntet, dass Ihr den einen unter 
Protest zugelassen, den anderen gar nicht geladen habt, denn 
der eine war in possessione und Euer Protest ungerechtfertigt 
(ebenso wie das formelle Nichtmitzählen), der andere aber hätte 
scladen werden müssen. 

Bei dieser Auslegung würde das von grosser Bedeutung sein, 
was oben hinsichtlich des Satzbaus gesagt Ist, dass nämlich nee 
duo... poterant nicht von eum abhängig ist. Die Wahl würde 
nicht deshalb für nichtig erklärt, weil der eine Kanoniker unge- 
rechtfertirter Weise unter Protest zugelassen und der andere 
nicht geladen war, sondern weil über gewisse, allerdings damit 
zusammenhängende strittige Fragen nicht gehandelt worden ıst. 

Der Ausschluss der Kanoniker wäre hier kein Grund für 
die Nichtigkeit, es wären ferner der ungerechtfertigte Protest 
und die Nichtladung kein Grund für irgend einen anderen XNich- 
tiekeitsgrund. Der Satz von nee . . poterant bis nos wäre an 


! Zu bemerken ist noch folgendes: Auch dann, wenn der erwählte @ 
ohne des Kanonikers G Stimme die relative Mehrheit hatte, kam der letz- 
tere formell für das Zählen bei dieser Auslegung in Betracht. Er musste 
der Zahl der Kandidaten, für welche er gestimmt hatte, zugeschlagen und 
bei Berechnung der Majorität theoretisch mit in Betracht gezogen werden. 
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sich übertlüssig, er ergäbe nur die die Wahl begleitenden Um- 
stände und die Lösung einiger bei der collatio aufgeworfenen, 
aber nicht erörterten Fragen. Würde man bei dieser Auslegung 
den Satz mit nec duo... poterant von cum abhängig sein lassen 
so ergäbe sich der grösste Unsinn. Insbesondere sei folgendes 
angeführt: Die Nichtladung des Kanonikers H kann kein Grund 
fir irgend einen anderen Nichtigkeitsgrund gewesen sein. Hin- 
sichtlich der major pars kam er nicht in Betracht. Der Grund 
für die nicht gehörige collatio war das Nicht-Traktieren und 
Nicht-Disputieren, keineswegs aber die Nichtladung des H (diese 
war nur begleitender Umstand, der zu Zweifeln Veranlassung 
gab). Die Nichtladung des H kann ferner kein selbständiger 
Nichtigkeitsgrund für die Wahl gewesen sein. Denn ein con- 
temptus hat lediglich eine Antechtungsrecht gegenüber dem Be- 
schluss, der ohne seine Mitwirkung zu Stande gekonmmen war. 

Davon, dass H die Wahl des G angefochten hätte, ist aber 
nirgends die Rede. 

2. War jedoch der Thatbestand derart, dass G ohne den 
Kanoniker G die absolute Majorität gehabt hatte, so würde hin- 
sichtlich des Kanonikers H dasselbe (wie unter 1) zu sagen sein. 

Allein im Hinblick auf den Kanoniker G würde es nicht 
so wesentlich sem, ob man poterant von cum abhängig sein lässt 
oder nicht. Denn sein Ausschluss von der Zählung, der infolge 
davon, dass über ılın nieht traktiert und disputiert wurde, ent- 
stand, vernichtete die absolute Majorität und damit die Wahl. 
Sein Ausschluss war ein XNichtigkeitsgrund. Der Grund für 
diesen Nichtigkeitsgrund aber war der, dass G im Besitz des Ka- 
nonikats war. 

Diese Interpretation, welche auf einer wörtlichen Uebersetz- 
ung beruht, ist jedoch zu verwerfen: 

a. Es ist durchaus unbewiesen, dass die collatio votorum 
einen derartig weiten Thätigrkeitskreis für die Skrutatoren er- 


ı Vgl. oben S. 273, A. 3. 
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zeugte, dass sie bei Strafe der Nichtigkeit der Wahl über jeden 
Zweifel traktieren und diskutieren mussten. 

b. Die Konsequenz dieser Auslegung wäre die, dass eine 
Wahl ipso jure nichtig wäre, wenn über eine Stimme nicht Er- 
örterungen gepflogen wären, welche einem cum protestatione 
adınissus angehörte, obgleich der Erwählte mit ıhr und ohne sie 
die absolute Miyorität erreicht hatte. 

ec. Die Resultate dieser Interpretation sind unpraktisch und 
wenig handlieh. Insbesondere müsste doch ein ewiger Streit ent- 
stehen, ob genügend „traktiert und disputiert“ worden ist. 

E. Allein welche Auslegung kann denn als richtig 
und stichhaltig bezeichnet werden, wenn man an dem Satz fest- 
hält, dass der contemptus bei Feststellung der Majorität nicht 
in Anschlag gebracht werden darf? 

Esist diese: 

Die collatio numeri war deshalb keine vollständige gewesen, 
weil die Stimme des Kanonikers G nicht „berücksichtigt* worden 
ist. Nie hätte aber miterezählt werden müssen, denn der Protest 
war ungerechtfertigt, weil G sich im Besitz des Kanonikats be- 
fand. G hätte mitgezählt werden müssen sowohl hinsichtlich 
seines Kandidaten wie auch bei Berechnung der Majorität. Wenn 
der erwählte G freilich die absolute Majorität ohne und mit des 
Kanonikers G Stimme gehabt hätte, wäre es überflüssig gewesen 
hinsichtlich der Zahl ®. 

Hätte aber der erwählte G ohne des Kanonikers G Stimme 
die relative Mehrheit, so war es völlig überflüssig dessen Nicht- 
mitzählung überhaupt in Betracht zu ziehen. „Jedenfalls hätte 
die Niehtmitzählung nicht ın der Weise, wie es in c. 55 ge- 
schehen ist, zu einem selbständigen Nichtigkeitsgrund erhoben 
werden können. Denn sonst ergäbe sich als Konsequenz, dass cine 
Wahllediglich wegenformeller Nichtmitzählung eme 


ı Vırl. 0. 8.282, A. 1. Auch immer vorausgesetzt, dass der Kanoniker 
G nicht für G gestimmt hatte. 
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Stimme in der collatio nichtig wäre!, also z. B. auch dann, 
wenn der Erwählte ohne sie und mit ihr die absolute Mehrheit 
gehabt hat. Allein dies ist sicherlich nicht der Fall. 

Da aber in c. 55 der erwählte G@ die relative Mehrheit 
gchabt hat, so bleibt, wenn man unseren Ausführungen folgt, 
nur das eine übrig, dass er ohne die Stimme des Kanonikers 
(3 nicht die relative Mehrheit hatte, sondern die absolute, 
und mit ıhr nicht die absolute, sondern die relative. 

Und so ıst es m der That. | 

Wie aber steht es mit H? 

Ihr habt nicht „berücksichtigt“, ob H bei der Wahl eine 
Stimme gehabt hat, sagt der Pabst. 

Wieso war die Stimme des H, der contemptus war, zu be- 
rücksichtigen ? 

Hierzu muss man sich vergegenwärtigen, dass es die Pflicht 
des Kapitels ist, eme Wahl ordnungsmässig vorzu- 
nehmen? Eine ordnungsmässige Vornahme aber kann nur 
erfolgen, wenn sämtliche mit ihr in Berührung stehenden Pflichten 
des Kapitels erfüllt sind. Zu diesen Pflichten gehört die La- 
dung aller Derer, die geladen werden müssen. Wird nun jemand 
nicht geladen, obwohl er geladen werden musste, so kann eine völlig 
ordnungsmässige Wahl nicht zu Stande kommen. Das Kapitel hat da- 
her dieselbe auszusetzen und einen neuen Termin anzuberaumen. 

Diese Pflicht des Kapitels besteht gegenüber jedem 


1 Eventuell von der minor et sanior pars anfechtbar. 
2 Mit diesen Deduktionen stimmen die Worte Nellers (resp. eine 
tolgerechte Durchführung derselben) überein: 

„Ne propter extraneos codligere praetendentes sufflaminetur electio, 
praxis et cautela Capitularium bona est, admittere tales protestando, quod 
vox eorum, qui non deberent de jJure interesse, vel de consuetudine non 
valeret. 

Et tune in processu confirmationis hoc examinatur ante omnia, sl 
quidem ex ista quaestione dependeat majoritas suffragiorum ; alıoquın 
erit pro ista vie superfluum. 

® Vgl. hierzu und zu dem folgenden Hinschiusa. a. O. IIS. 666 
insbesondere später A. 6. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 19 
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einzelnen seiner Mitglieder. Dieser Pflicht korrespon- 
diert ein Recht jedes einzelnen Mitglieds: das Recht auf 
ordnungsmässige Vornahme der Wahl. Dies ist 
u. E. auch der Keim des Anfechtungsrechts des contemptus. 
Auf dieses Recht kann jedes Mitglied des Wahlkolleguns ver- 
zichten. Ein solcher Verzicht hegt aber dann vor, wenn 
ein Wähler, trotzdem eontempti vorhanden sind, sich am Wahl- 
akt beteiligt. Thun dies alle Wähler, so verzichten eben 
alle auf ihre Rechte, und es kommt nur noch darauf an, ob 
der contemptus anfechten will oder nicht. Wenn aber ein Mit- 
glied des Wahlkollesiuns von seinem Recht Gebrauch macht, 
indem es verlangt, dass die Wahl ordnungsmässig vorgenommen, 
also bei Vorhandensein von contempti ausgesetzt wird, so hat 
das Kapitel unverzüglich einenneuen Termin anzuberaunen. 

Nimmt esabertrotz dieses Widerspruches die 
Wahl vor, so ist freilich dieselbe nicht ipso jure nich- 
tig, sondern es bedarf einer Anfechtung von seiten des 
Gesners!. Ihm muss es nämlich überlassen bleiben die Ver- 
letzung seines Rechtes zu alınden. 

Betrachtet man nach diesen Erwägungen c. 55 im Hinblick 
auf H, so wird man sagen: Bei der Wahl des G war 
von einigen Wählern erklärt worden, dass die 
Wahlnichtordnungsmässig vorgenommen wer 
denkönnte, weilHnicht geladen sei, obwohler 
geladen werden musste. Es erhob sich im Hinblick 
hierauf ein Widerspruch gegen die Vornahme der Wahl. Sıe 
wurde aber trotzdem vorgenommen. Die Stimme 
des Kanonikers H wurde nicht berücksichtigt. Ob dies aus dem 
(runde geschah, weil man annahm, dass H nicht geladen werden 
musste, oder weil man dachte, den erwähnten Widerspruch ı1gno- 
rieren zu können, ist nicht wesentlich. Man könnte wohl 
beides annehmen. Gegen das erstere würde der Umstand spre- 
chen, dass man denken müsste, das Kapitel hätte die Gewohn- 


ı Hınsehiusa.a. 0. 
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heiten der gallischen Kirche kennen müssen. Gegen das letztere 
liesse sich geltend machen, dass bei solchem Sachverhalt der 
Pabst das jedem einzelnen Mitglied zustehende Recht auf eine 
ordnungsmässige Vornahme der Wahl mehr betont und hervor- 
gehoben hätte, sowie ferner die Thatsache, dass gerade die Frage 
von wo jemand geladen werden muss und von wo nicht, von jeher 
eine der bestrittensten gewesen ist. Da diese Gegengründe u. E. 
etwas grösseres Gewicht haben, nehmen wir das erstere an. 

Die Rechte der Wähler auf eine ordnungsmässige Vornahme 
der Wahl wurden, da ja nach der Entscheidung des Pabstes 
H contemptus war, jedenfalls verletzt. Diejenigen, welche nicht 
widersprochen, hatten auf dieses Recht verzichtet. Diejenigen 
aber, welche Widerspruch erhobenhatten, waren 
ım Stande, die trotzdem vorgenommene Wahl 
alsnichtiganzufechten. 

Ist aber in c. 55 ausgedrückt, dass sie angefochten haben? 
In der That: de quibus adversariireferunt quaes- 
tionem. Die Gegner verbinden mit der Anfechtung zu- 
gleich den Bericht über die ihres Erachtens ungerechtfertigte 
Nichtmitzählung des Kanonikers G. 

Um völlige Klarheit zu schaften, bedarf es noch folgender 
Erwägung: Es heisst, die collatio numeri sei unvollständig 
gewesen. Dass dies hinsichtlich des Kanonikers G der Fall war, 
liegt auf der Hand. Die collatio numeri hat es mit dem Zählen 
zu thun und G wurde ja nach unserer Auslegung nicht mitge- 
zählt. Alleın H hat nach unserer Auslegung mit dem Zählen 
nichtszuthlun. Warum wirder bei der collatio nu- 
merierwähnt? Die Stimme des Kanonikers G wurde nicht 
berücksichtigt und die Stimme des Kanonikers H. erfuhr 
ebenfalls nicht die nötige Berücksichtigung. Beides wurde 
von den Gegnern geltend gemacht. Hinsichtlich beider wal- 
teten gewisse Zweifel ob. Hinsichtlich beider begingen die 
Skrutatoren resp. das Kapitel Fehler. Wegen des einen, weil 
sie ihn nicht mitzählten, wegen des anderen, weil sie ihn gewisser- 

19* 
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massen auch nicht mitzählten und die Wahl nicht aussetzten. 
Beide wurden nicht „mitgerechnet“. Was war nun na- 
türlicher, als dass der Pabst die Rügen hinsichtlich beider 
mit einander verband? 

Da der Fehler im Hinblick auf den G lediglich in die 
Betrachtung der collatio numeri passte, der Fehler hinsichtlich 
des H aber so zu sagen das ganze Verfahren, den ganzen Wall- 
akt durchzog, so war eine Verbindung beider nur da- 
durch möglich, dass die Rüge hinsichtlich des H der Rüge 
hinsichtlich ds@ angefügt wurde; denn auch sprachlich 
konnten sie ausgezeichnet in einem Satz vereinigt werden. 

Der Ausschluss der beiden Kanoniker bestand also 
darın, 

a) dass G nicht mitgezählt wurde, 

b) dass H nicht geladen war. 

Der Ausschluss des G vernichtete die absolute Majorität und 
damit die Wahl. 

Der Ausschluss des H war eın Grund für den von den Geg- 
nern geltend gemachten Nichtigkeitsgrund, dass ihr Recht auf 
ordnungsmässige Vornahme der Wahl trotz ihres Widerspruches 
nicht beachtet wurde. 

Zur Not könnte man den Ausschluss des H in der XNicht- 
berücksiehtigung seiner Stimme beim Widerspruch der Gegner 
finden. Allein juristisch genau war dies kein Ausschluss des H, 
sondern ein Ausschluss derjenigen, welche widersprochen hatten. 
Jedentalls ist es bei dieser Auslegung unwesentlich, ob man po- 
terant von cum abhängig sein lässt oder nicht. Jedoch gram- 
matisch ist es nicht zu umgehen, den Satz von nec pote- 
rant als Parenthese zu betrachten, eine Auffassung, die 
selbstverständlich der Richtigkeit unserer Interpretation keinen 
Eintrag thun kann. 

VI 
Unser Ergebnis ist daher folgendes: 
Der contemptus darf bei Feststellung der 
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MajoritätbeiKapitelswahlen nicht inAnschlag 
gebracht werden, weil 

1) c. 36 X de electione für diesen Satz spricht, 

2) innere Gründe seine Richtigkeit ergeben, die Gründe 
der Gegner nicht stichhaltig sind und 

3) c. 55 X de electione eine Auslegung zulässt, die 
sehr wohl mit ihm vereinigt werden kann. 
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II. Literaturübersicht‘. 
Erstattet von E. Friedberg: 


I. Allgemeines. 


22. Das Bürgerliche Gesetzbuch des Deutschen Reiches* nebst Ein- 
führungsgesetz unter Bezugnahme auf das natürliche und göttliche 
Recht insbes. für den Gebrauch des Seelsorgers und Beichtvaters er- 
läutert von P. Aug. Lehmkuhl. S. .J. Freib. Herder 1899. 4. 5. 
Mk. 6, geb. Mk. 7. 

In derselben Weise wie die französische Literatur Werke aufweist, 
welche den Code civil für den Gebrauch des Klerus erläutern, unter- 
nimmt es der Verf., diese Aufrabe für das Deutsche BGB. zu lösen. 
Seine Arbeit ist freilich keine spezifisch juristische und versucht es 
nicht, die rechtliche Bedeutung der einzelnen Normen klar zu stellen. 
Vielmehr geht die Tendenz des Verf. dahin, jene unter den (Fesichts- 
punkt des Naturrechts zu stellen. Das Werk gehört also auch jener 
Richtung der modernen katholischen Literatur an, welche das Natur- 
recht wieder von den Todten aufzuerwecken versucht. So weit das 
BGB. nicht den Sätzen des Naturrechts entspricht, ist es für den Ka- 
tholiken im Gewissen nicht verpflichtend. Aber auch dem kirchlichen 
Rechte ist der Katholik im Gewissen zu gehorchen verpflichtet und 
wo ihm das BGB. Befugnisse einräumt, die den Bestimmungen jenes 
zuwiderlaufen, darf er von ihnen keinen Gebrauch machen. Der Verf. 
schickt eine kurze Erörterung über den Begriff der theologischen und 
„juridischen® Schuld voran, und giebt dann den Text des Gesetzbuches 
mit Erläuterungen, die durch lateinischen Druck hervorgehoben werden. 
Sein Urtheil über das BGB. ist im Ganzen kein ungünstiges. Er sieht 
in ihm eine gesetzgeberische That, die an Bedeutung nur der (resetz- 


ı Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangren. 
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gebung ‚Justinians und des Code entspricht. Aber die (segensätze, in 
denen das BGB. zum kirchlichen Recht steht, bemängelt und beklagt 
er. Das trifft namentlich das Eherecht. Die Konzession, dass der 
(sesetzgeber seine Normen als bürgerliches Eherecht bezeichnet, ver- 
mag ihn nicht zu befriedigen, wie sie denn in der That materiell be- 
deutungslos und formell widersinnig ist. Denn dass der bürgerliche 
(sesetzgeber nur die Absicht haben kann, das bürgerliche Eherecht fest- 
zustellen, ist so selbstverständlich, dass jene besondere Betonung nicht 
Klarheit sondern nur Missverständnisse erzeugen kann. Das Buch hat 
in katholischen Kreisen grossen Beifall gefunden, wie aus den wieder- 
holt nöthig gewordenen Auflagen hervorgeht. Aber auch in evangeli- 
schen Kreisen verdient es Beachtung. Nicht dass der evangelische 
Christ, wie der Verf. an einer Stelle annimmt, den katholischen Stand- 
punkt theilen könnte. Denn es giebt für ihn kein Naturrecht und 
es existirt auch kein kirchliches Fherecht. Denn die Ehe ist für den 
Evangelischen ein bürgerliches Rechtsinstitut, welches nur durch bür- 
serliches Recht normirt werden kann. Wohl aber ist es für den Evan- 
gelischen lehrreich, den katholischen Standpunkt und die aus diesem 
vezogenen Konsequenzen kennen zu lernen. Und das kann er aus 
diesem Buche in genügender Weise. E..Kr; 

23. Lobe*, Plaudereien über das neue Recht. Leipzig, Wilh. 
(rrenow 1900. I. Hältte. 

Das vorliegende Buch eines tüchtigen sächsischen Praktikers ver- 
folgt und erreicht den Zweck, im Tone populärer Plauderei eine Be- 
lehrung über den Inhalt des BGB. zu geben. Da zu den Mitplaudern- 
den auch ein Pastor gehört, so max das Buch auch in dieser Ztschr. 
lobende Erwähnung finden, wenngleich aus dem Inhalt des bis jetzt 
allein vorliesrenden ersten Halbbandes nur die Partieen über Irrthum 
bei der Eheschliessung direkt für das Kirchenrecht in Betracht kommen. 

E. Fr. 

24. Fournier, La papaute devant P’histoire. T. 1. Par. 1900. 

25. Sickel, Kirchenstaat u. Karolinger. Staatsrechtl. Bemer- 
kungen. Hist. 7. 81, 385. 

26. Ketterer, Karl d. Gr. u. die Kirehe. Rezens. Siekel ın 
Göttine. G. A. 1900, 106. 

27. Nürnberger, 7%. KGesch, d. XIX. Jahrh. 1. Bd. 3. Abth. 
(Papstth. u. K.-Staat. Der K.-Staat u. Piemont 1850— 70.) Mainz 1900, 

28. Bauard, Lierl. gallicane et les premiers preeurseurs de 
’unite romaine. Rev. d. Se. Eecles. 1900, 97. 

29. Schellhass, Act. d. Reformationsthätisk. Felieians Ningzu- 
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ardas in Bayern u. Oesterr. (1572—7). Quell. u. Forschgn. aus ital. 
Arch. 11, 2. 

30. Rehm, D. Beamtenbegriff des BGB. u. seiner Nebengesetze. 
Annal. d. D. Reichs 1900, 369. 


II. Lehr- und Handbücher. 


10. Gross, Lehrb. d. kath. KR. mit bes. Berücksichtig. d. par- 
tikul. Gestaltung desselben in Oesterreich. Wien 19003, 

ll. Lombardi, ‚Juris canon. privati Institut. T. II. Romae 189. 

12. Verdier, Manuel de droit public ecelesiast. Montpellier 98. 

13. Silbernagl, Verfassg. u. Verwaltg. sämmtl. Relig.-Geuos- 
sensch. in Bayern. Regensb. 1900 #, 


III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


2. Arizzoli, Constitutiones Leonis XTIL. super iubilaeo uni- 
versali anni 1900 collectas edidit, quibusdam adnotatiomibus additis in 
commodum praesertim confessariorum. Romae 1900. 

3. Olcese, Comment. in constitut. „Apost. sedis“. (sen. 1599, 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


20. Didaskaliae* Apostolorum fragmenta Veronensia latina. 
Accedunt canonum qui dieuntur Apostolorum et Aegyptiorum reliquiae. 
Primum edidit Edinundus Hauler. Fasc. prior. Praefatio. Frag- 
menta. Imagines. Lipsiae B. G. Teubner 1900. 4 Mk. 

Der Palimpsest der Veroneser Kapitelsbibliothek LV (53) enthält 
unter Isidors Sentenzen, lateinische Fragmente der oben angegebenen 
Schriften. Ueber diesen wichtigen Fund hat Hauler in den Sitzungs- 
berichten der Wiener Akademie ı. J. 1896 berichtet, und haben auch 
wir unsern Lesern Mittheilung gemacht. Jetzt liegt als Resultat mühe- 
vollster Entzifferung, die Ausgabe vor, welcher in einem zweiten Heft 
die Indices und Epilexomena folgen sollen. Die Bedeutung des Fun- 
des und der Ausgabe erhellt aus dem Umstande, dass wir die Didas- 
kalia griechisch nur in überarbeiteter, stark interpolirter Form besitzen. 
Diese lateinische U’ebersetzung aber ist älter als die koptische und 
syrische Version, und älter als diejenige, welche Lagarde als reinere 
Didaskalia herzustellen unternommen hatte. Der Her. nimmt an, dass 
sie vor das V. ‚Jahrh. zu setzen sei, während die Handschrift selbst 
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dem Ende des VIten anzehöre. Der lateinischen Version der Fragmente 
der Canones Apostolorum hat der Her. den griechischen Text aus dem 
Cod. Vindobon. hist. graec. 7 (olim 45) an die Seite gestellt. E. Fr. 

21. Testament. Domini nostri etc. Rezens. Riedel im Theol. 
Literaturbl. 1899. S. 193. 

22. Völter, D. Visionen des Hermas, die Sibylle u. Clemens v. 
Rom. Ein Beitr. z. Gresch. d. altchristl. Literatur. Berl. 1900. 

23. Stahl, Ignatian. Untersuchgen. I. D. Autlientie der sieben 
Ign.-Briefe. Greifsw. 99.  (In.-Diss.) 

24. Butler, The text of St. Benediets Rule. Dowside Review. 
Dec. 99. 

25. Registres ’Urbain VI. 1261—64. publ. par J. Jorez et 
J. Guiraud. Registre Lit. Cameral. Fasc. 1 publ. p. Guirand. 
Par. 99. 

26. Fournier, La collection des Monumenta ordınis fratrum 
praedicatorum. Rev. des Quest. hist. 1899, 522. 

27. Acta et decreta conc. plenarii Americae latinae in Urbe cele- 


brati A. D. 1899 1. 2, Friburg. 1900. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


12. Sägmüller, D. Thätigk. u. Stellg. d. Kardinäle bis Papst 
Bonifaz. V11I. Renzens. v. Wenck, Gött. G. A. 1900, 139. 

13. Schmidt, Ueb. d. Ernennung d. Bonifatius z. Metropol. v. 
Mainz. Kiel 1900. In.-Diss. 

14. Hilling, D. bischöfl. Baungewalt, das Archipresbyterat u. 
d. Archidiakonat in den sächs. Bisthümern. A. f. K. KR. 80, 323. 

15. Eubel, D. Besetzg. deutsch. Abteien mittelalt. päpstl. Pro- 
vision 1431—1503. Stud. a. d. Bened.-Ord. 20, 234. 

16. Orion, Etude histor. sur la notion du sacrement depuis la 
fin du I'r siecle jusqu’au concile de Trente. Montauban 99. 

17. Koch, Z. Gesch. d. Bussdisciplin u. Bussgewalt in der orient, 
K. Hist. Jahrb. 21, 58. 

18. Fredericq, La question des indulgences dans les Pays-Bas 
au commencem. du XV® siecle.” Brux. 1900. (Sep.-Abdr. a. Bullet. de 
l’acad. roy. de Belg. 36, 24). 

19. Fredericq, Jes comptes des indulgences en 1488 et eu 
1517—19 dans le diocese d’Utrecht. Gand. 1900. 

20. FratrisFranceisciBartholi deAssisio, Tractatus 
de indulgentia S. Mariae de Portiuneula. Nune primum integre edidit 
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Paul Sabatier. Paris (Fischbacher) 1900. = Collection d’etudes et de 
documents sur V’histoire religieuse et litteraire du Moyen äge Tome ll. 
21. Zell, Registra subsidii charitatıvi im Bisth. Konstanz a. Ende 
d. XV. u. zu Anf. d. XVI. Jahrh. Freib. Diözesan-Arch. 27, 17. 
22. Schmitz, Darfelder Stolgebühren i. XVIl. Jahrh. 7. f. 
westf. (resch. 97, 1. 


VI. Staat und Kirche. 


18. Pflugk-Harttung, D. Johann. u. d. Deutsche Orden im 
Kampfe Ludw. d. Bayern m. d. Kurie. Leipz. 1900. 

19. Priebatsch, Staat u. Kirche in d. Mk. Brandenburg am 
snde des MA. (Schluss). Z. f£ KGesch. 21, 43. 

20. Kirsch, Das durch Papst Benediet XIV. ı. J. 1753 mit 
Spanien abgeschlossene Concordat. A. f. k. KR. 80, 313. 

21. Paul, Z. Gesch. d. Preuss. Königstitels u. d. Königsberger 
Krönung. 1. Die Anerkennung des preuss. Königstitels durch die 
Curie. Köniresb. 1900. 

22. Böckenhoff, Welchen Einfluss hat eine verspätete Zurück- 
sendung der Wahlliste vonseiten der Regierung auf das Wahlrecht des 
Kapitels? A. f. k. KR. 80, 305. 

23. Studien aus dem Collegium Sapientiae zu Freiburg im Breis- 
gau. 4. Bd. Rösch, Dr. A., Der Einfluss der deutschen protestan- 
tischen Regierungen auf die Bischofswahlen. Freiburg i. Br. 1%. 

24. Ditscheid, Mathias Eberhard, Bischof v. Trier im Kultur- 
kampf. Trier 1900. 

25. Cramm, Dürfen nach Aufhebung des deutschen Jesuitenge- 
setzes v. 4./7. 1872 die Einzelstanten Jesuitenverbote erlassen? Diss. 
Erl. 98. 

26. (reiger, D. Neugestaltg. d. bayer. Amortisationsvorschriften 
durch das BGB. f. d. D. Reich. A. f. k. KR. 80, 259. 

27. Kahl*, Die Errichtung von Handelsgesellschaften durch 
Religiose. Berl. 1900. 

Die kleine sehr lesenswerthe Schrift erörtert und bejalıt die Zu- 
lässıekeit der Errichtung von Handelsgesellschaften durch Religiose, 
ohne die Bedenken, die diesem Rechtsstand gegenüber zu hegen sind, 
zu verschweiren. Uebrigens greift dieselbe Frage auch Platz betretis 
der Relisionsgesellschaften in der ausserpreussischen Bedeutung des 
Wortes. Für diese aber sind die Ausführungen wichtig, dass ihre 
durch Etablirung als Handelsgesellschaft erlangte juristische Persön- 
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lichkeit nicht diejenige ist, an welche der deutsche (Gesetzgeber in 
wenig zutreffender Weise bestimmte öffentlich-rechtliche Folgen, die 
sich als Privilerirung kennzeichnen, geknüpft hat. Diese sind eben 
Religionsgesellschaften verliehen, welche die Korporationsrechte als 
solche, nicht denjenigen, welche sie als Handelsgesellschaften erlangt 


haben. E. Fr. 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


17. Durand, La notion de l’eglise d’apres le catholieisme. Mon- 
tauban 99. 

18. Haas, D. Stelle. d. Gewohnheitsrechts in d. kath.K. Mannh. 
98. Diss. 

19. Gillmann, D. Resignation d. Benefieium. Historisch-dog- 
matisch dargestellt. A. f. k. KR. 80, 346. 

20. Hollweck*, Die kirchl. Strafgesetze. Zusammengestellt und 
commentiert. Mainz 99. Kirchheim. 

Rechtsbücher besitzt unsere deutsche Literatur bisher nur auf dem 
(rebiete des Völkerrechtes, wo es keine (resetze giebt und geben kann, 
und auf dem des deutschen Privatrechts, wo die einzelnen Normen nur die 
Ergebnisse sind der in der Vergleichung der partikularen Rechtsnormen 
untereinander vollzogenen logischen Operation. Dass der Verf. aber 
einen Rechtsstoff, der durchweg gesetzlich geregelt ist, in Grestalt eines 
Rechtsbuches darstellt, mag vielleicht äusserlich durch die Natur der 
einschlagenden Rechtsnormen bedingt sein, die sehr zerstreut sind, und 
von denen die älteren Jahrhunderte zurückliegenden doch auch heute 
noch nicht ihre volle (reltung eingebüsst haben. Aber vielleicht hängt 
es auch mit den Kodifikationsbestrebungen zusammen, welche jetzt in 
der katholischen Literatur vertreten werden — darüber haben wir 
schon in dieser Zeitschrift gesprochen — und die, je weniger Aussicht 
auf ihre offizielle Befriedigung vorhanden zu sein scheint, um so mehr 
die private Thätigkeit anspornen. An und für sich ist die Methode 
des Rechtsbuches von derjenigen wissenschaftlicher Untersuchung zu 
verschiedenartig, als dass wir sie für die letztere als angemessen an- 
sehen könnten. Das Rechtsbuch giebt fest formulirte Sätze, (die 
weder geschichtlich noch logisch begründet werden und darum immer 
den Charakter des Willkürlichen an sich tragen. Die wissenschaftliche 
Untersuchung wird dageren von dem Leser in der Weise getheilt, dass 
das gewonnene Resultat als auch von ihm selbst mitgewonnen erscheint. 
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Zwar hat der Verf. einen Uebelstand der von ihm gewählten Methode 
dadurch zu beheben versucht, dass er seine Sätze nıit einem ausführ- 
lichen Kommentar begleitet, der sehr fleissig gearbeitet ist und von 
einer grossen Literaturkenntniss Zeugmiss giebt. Damit ist jedenfalls 
die (refahr vermieden worden, der seiner Zeit Bluntschli erlegen ist, 
die lex ferenda für die lata auszugeben. Aber dieser Kommentar kann 
doch nicht das leisten, was eine wissenschaftliche Untersuchung ge- 
währen muss. Greifen wir z. B. den Wucher heraus. Der Verf. de- 
finirt ihn gar nicht, und der nicht eingeweihte Leser empfängt den 
Eindruck, dass die Kirche blos den Darlehenszins verpönt gehabt habe. 
Dass ihre wirthschaftliche Anschauung indessen jedem Verkehr die 
Existenzbedingungen unterbunden hatte, kann aus der ungehörigen 
Polemik, in die der Verf. sich an dieser Stelle gegen Katz ergeht — 
dessen Schrift übrigens unsererseits nach keiner Richtung hin vertreten 
werden soll — nicht erkannt werden. 

Schliesslich möchten wir aber auch die Frage nicht unterdrücken, 
ob denn wirklich ein so grosses praktisches Bedürfniss für die 
rechtsbuchartige Darstellung gerade des kirchlichen Strafrechts vor- 
handen sei. Die Kirche besitzt heute nirgends mehr eine Strafgerichts- 
barkeit über Laien, und kann gegen deren Verfehlungen wesentlich nur 
in foro interno reagiren. Diese Reaktion aber schliesst der Verf. prin- 
zipiell von seiner Darstellung aus. Es ist ihr demnach wesentlich nur 
die Disciplinargerichtsbarkeit über die Kleriker verblieben, für welche 
also auch hauptsächlich die Arbeit des Verf. allein in Betracht kommen 
kann. Der im Anhang gegebene Abdruck wichtiger Rechtsnormen Ist 
daukbar anzunehmen. E. Fr. 

21. @lanvell, Die letztwilligen Verfügungen nach gem. kirchl. 
Rechte. Münster 1900. 

22. Illasiewicz, D. Relisionsbekenntn. d. Kindes nach österr. 
R. (Aus Oesterr. Z. f. Verwaltg.), Uzernowitz 1900. 

23. Pesch, Praelect. dogmat, quas in collegio Ditton-Hall habe- 
bat T. VI. De sacramentis P. I. De sacram. in genere. De baptismo 
de confirmat. de sc. eucharistiae. Freib. 19002, 


VII. Ordenswesen. 


13. Marchand, Moiunes et Nonnes. Histoire, constitution, co- 
stume et statistique des ordres religieux. Nouvelle edition. (1900). 

14. Ordinale eonventus vallis caulium: the rule of the monastie 
order of Choux. With introduction by W. de Gray Birch. London. 

15. Acta capitulor. general. ordin. praedicator. vol. I. ab 
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ao 1304 usque ad ann. 1378 rec. Reichert. Romae 99. 

16. Little, Decrees of the general chapters of tlıe friars minor 
1260—82. Engl. hist. rev. 1898, 703. 

17. Bibliotheque de la Compagnie de ‚Jesus. Premiere par- 
tie: Bibliographie, par les peres Augustin et Aloys de Backer; seconde 
partie: Histoire, par le pere Auguste C’arayon. Nouvelle edition, par 
Carlos Sommervogel, 8. J., Strasbourgeois. Publiee par la province 
de Belgique. Bibliographie, tome IX. Supplement: Casalicchio-Zweisig. 
Anonymes-pseudonymes, index geographique des auteurs et des domi- 
ciles. Bruxelles 1900. 

18. Jesuit relations, The, and allied documents: travels and ex- 
plorations of the ‚Jesuit missionaries in New France, 1610—1791; the 
original French, Latin, and Italian texts, with English translations and 
notes; ed by Reuben Gold Thwaites (in about 73 vols). Vs. 57, 58. 
(Cleveland, O., 1900). 

19. De Smedt, J.-B.-Vietor Kinet et les origines de la congre- 
wation des soeurs de la Providence et de l’Immacul&e Conception. 
Namur. 1900. 

20. Niderberger, Leben und Wirken des ehrwürdigen Diener 
(rottes Vincenz Pallotti, Stifters der Pallottiner Missions-Kongregation. 
Limburg. 1900. i 

21. Pinchon, Du droit d’accroissement exige des congregat. 
religieuses, Revue crit. de lewislat. 1898, 12. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


16. Rietschel, Luthers Anschauungen von der Sichtbarkeit 

u. Unsichtbarkeit der Kirche. Theol. Stud. u. Kritiken 73. H. 3. 
17. Könnecke, D. ev. Kirchenvisitation d. XVI. Jahrh. in d. 
(srafsch. Mansteld. Th. 3. Mansfeld. Blätter 13, 18. 

18. Schmidt, D. K.- u. Schulvisitation im Herzberger Kreise 
v. J. 1529 nebst Urkk. Berl. 99. (Progr.) 

19. Gesetze u. Verordnungen betr. die neue kirchliche Ver- 
fassung der evangelischen Gemeinden im Konsistorialbez. Frankfurt 
am Main. Frankfurt a. M. 1900. 

20. Andre, L'Ezglise evangelique de Florence depuis son origine 
jusqu’a nos jours, notice historique d’apres les sources originales. 
(Flor. 99). 

21. Rohde, D. gegenwärtige Stand der kirchl. Gemeindeorganı- 
sat. Referat. Berl. 1900. 
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22. Lipps, Ueber die Vertretg. d. polit. Gemeinden u.d. Kirchen- 
gemeinden der Pfalz im Prozess. Seuffert, Bl. 131. 65, 137. 

23. Barck, D. Konfirmation. Ihre geschichtl. Entwicklg. u. prakt. 
Ausgestaltg,. Nach einem Vortrage. Heidelb. 1900. 

24. Rolde, Z. Gesch. d. Konfirmation in Oettingen. Beitr. z. 
Bayer. K@Gesch. 6, 126. 

25. Eglı, Analecta Reformatoria I. Dokum. u. Abhandlen. z. 6. 
Zwinglis u. seimer Zeit. Zür. 1900. (Daraus: Zwinglis Stellg. z. Kır- 
chenbann u. dessen Vertheidigung durch die St. Galler 1529/31.) 

26. Rampschulte, ‚Joh. Calvin, seine Kirche u. sein Staat ın 
Genf. Th. 2. Nach d. Tode des Verf. her. v. Goetz. Leipz. 9%. 

27. Moussiegt, Hotman et du Plessis-Morney, Theories politi- 
ques des Reformes en XVIe siecle. CGahors 99. 

28. Kuyper, De post-aeta of nahandelingen van de nationale 
synode van Dordrecht in 1618 en 1619 gehouden. Amst. 99. 

29. Good, History of the reformed chureh in the United States 
1725—92. Reading 99. 

80. Houldor, Short hist. of the free church. Lond. 99, 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


5. Arnold, D. Vertreibg. d. salzburger Protestanten u. ihre 
Aufnahme bei den Glaubensgenossen. Ein kulturgeschichtl. Zeitlild 
aus dem XVIIT. Jahrh. Leipz. 1900. 

6. Ungerer, Eine Kirche d. Wüste in Lothringen. Erinnerungs 
blätter aus Courcelles-Chaussy. Strassb. 1900. 

7. Moran, Catholies of Ireland under the penal Law in the 
1S'" century, Lond. 9. 

8. Bangeyv, De la condition legale du culte israelite en France 
et en Alwerie. Paris 99, 

9. Eiekhoff, D. Kampf um die Pfarre in Gütersloh u. das St 
multaneum. Mitth. d. V. f. Gesch. Osnabr. 24. 1899. 

1%. Reininghaus, Ein prakt. Fall zur rechtl. Stellg. Confes 
sionsloser in Oesterr. (Graz 1900, 

ll. Douais, Saint Raymond de Penafort et les heretiques. Di 
rectoire A usage des inquisiteurs aragonais (1242). Le Moyen Ag 
12, 305. 


XI. Eherecht. 


12. Schulte, D. Ges. über die Beurkundung d. Personenstandes 
u. d. Eheschliessg. in d. gült. Fassg. v. 1./1. 1900 ab. Berl. 1900. 


XI. Eherecht. 303 


13. Kotze, D. Reichsgesetz v. 6./2. 1875 üb. d. Beurkundg. d. 
Personenstandes u. d. Eheschliessung in der vom 1./1. 1900 geltenden 
Fassung. Berl. 1900. 

14. Erichsen, Die Führg. d. Standesregister. 8. neu bearb. 
Auflage, 2. Abdr. Die Vorschriften d. (ses. üb. d. Beurkundg. d. Per- 
sonenstandes u. s. w. erläutert v. Weisse. Berl, 1900. 

15. Philler, D. Ges. üb. d. Beurkundg. d. Personenstandes u. 
d. Eheschliessg. mit Kommentar. Berlin 19002, 

16. Rocholl, D. Eherecht d. BGB. nebst d. Preuss. Ausführungs- 
gesetzen v. 20./9. 1899. Berl. 1900. 

17. Hollweck*, D. Civileherecht des BGB. dargestellt im Lichte 
d. canon. Eherechts. Mainz 1900. (Besprechung folgt). 

18. Dixon, Law and Practice in divorce and other matrimonial 
causes. Lond. 19003. 

19. Brouardel, Le mariage, nullite, divorce, grossesse, accouche- 
ment. Par. 1900. 

20. geibert*, Das bulrar. Eheresetz sammt d. wichtigsten Be- 
stimmungen üb. d. Verfahren in Ehestreitigkeiten. Nach der offieiellen 
bulgar. Textausgabe übersetzt. Sofia 1900. 

Die einschlagenden Normen sind in dem Exarchatsreglement ent- 
halten und einem Gesetze, welches jenem als VL. Theil hinzutritt. Die 
Daten, weder jenes noch dieses sind in der Schrift angegeben. E. Fr. 

21. Huszar, De potestate ecclesiae circa matrimonium et de iure 
matrimoniali Hungarico. Romae 1900. 

22. Di Giuseppe, Error virginitatis, Il. Filangieri 25, 161. 

23. Brandileone, Note al cap. XAX dell’ editto di Liutprando 
Memoria. Napoli 1900. 

24. Freisen, Kirchl. Eheschliessgsrecht in Schleswig-Holstein 
seit Einführung der Reformation bis heute. A. f. k. KR. 80, 229. 

25. Proebst, D. bayer. (es. üb. Heimat, Verehelichg. u. Auf- 
enthalt v. 16./4. 68 in der vom 1./1. 1900 ab geltenden Fassg. Hand- 
ausg. m. Einleite. etc. München 1900 %. 

26. Meyerowitz, D. Eheschliessg. v. Ausländern im Deutsch. 
Reiche u. v. Deutschen 1. Auslande n. Gesetzgebg. u. Praxis d. deutsch. 
internat. Privatrechts. 7. f. internat. Privat- u. StaatsR. 10. 1. 

27. Davidson* D. Recht d. Ehescheidung nach dem BGB. 
Unter Berücksichtirung der Bestimmungen des Einführungsgesetzes 
sowie der landesgesetzlichen Ausführungsvorschriften. Für die Praxis 
bearbeitet. Berlin 1900. Carl Heymann. Mk. 4. 

Der Verf. hat nicht beabsichtigt, ein wissenschaftliches System des 
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FEhescheidungsrechtes zu schreiben. Darum sind rechtshistorische Er- 
örterungen vermieden und ist auf die frühere Literatur, abgesehen von 
dem Buch Hubrichs keine Rücksicht genommen worden. Vielmehr 
charakterisiert sich das Buch als ein ausführlicher Kommentar zu den 
einschlagenden Bestimmungen des BGB., dessen Anordnung auch für 
die Darstellung des Verf. im Wesentlichen massrebend ist. Die Lite- 
ratur über das BGB. ist dagegen selbstverständlich ausreichend be- 
rücksichtirt. Wir haben von dem Buche den Eindruck empfangen. dass 
es seinein Zwecke durchaus entspricht. Namentlich angenehm ist die 
Vebersicht der ausländischen Ehescheidungeseründe und die im Anhange 
regebene Mittheilung über die Ausführungsgesetze der einzelnen Bun- 
desstaaten. E. Fr. 

28. Arthur B. Schmidt* Ehescheidung u. richterliches Er- 
messen. Berl. 1900. (Sonderabdr. aus der Festzabe der (riessener 
‚Juristenfakultät für Heinrich Dernburg). 

Die vom Verf. zutreffend erörterte Frage ist eine bedeutungsvolle; 
wie sie sich praktisch entwickeln werde, ist zur Zeit kaum abzusehen. 
Je mehr im BGB. auf das richterliche Ermessen betrefis des für die 
Ehescheitlung geltenden Thatbestandes abgestellt wird, um so weniger 
werden wir eine gleichmässigre dureh den obersten Gerichtshof bestimmte 
Praxis erhalten, da diese die massgebenden thatsächlichen Grundlagen 
der Urtheile unterer Instanz nicht nachzuprüfen hat. So ist es denn nicht 
ausgeschlossen, dass wir (rerichtshöfe haben werden, deren Bezirke man 
dann als (rretna green der Ehescheidung wird bezeichnen können. Da- 
durch wird — von den (rerichtseingesessenen abgesehen — allerdines 
nur Vermögenden, die ihr Domizil in dem Bezirk zu begründen im 
Stande sind, eine grössere Leichtirrkeit der Ehescheidung ermörlicht 
werden. Der Verf. meint, der Standpunkt des BGB. betreffs der Ehe- 
scheidung entspreche dem sittlichen Bewusstsein der Nation. Wir be- 
streiten das. Er ıst ein Produkt der Anschauungen des Centrums und 
der konservativen Partei, wenigstens der Theorie der letzteren. Er 
ıst ein Sieg des Hannoverthums über das Preussenthum, und wie schon 
in der C'ivilprozessordnung so ist jetzt auch im Eherecht das hanno- 
versche Recht das bestimmende geworden. Der Verf. meint, es beklage 
Niemand in Deutschland das Fortfallen des landesherrlichen Scheide- 
rechts. Wir bedauern, dem für uns widersprechen zu müssen. Damit 
ist das einzige Ventil, welcher den durch das s. g. gemeine Eheschei- 
dungsrecht geschaffenen Zustand zu einem erträrlichen machte, fort- 
sefallen. Auch glauben wir dem Verf. nicht, dass von dem landes- 
herrlichen Ehescheidungsrechte in neuerer Zeit wenig Gebrauch gemacht 
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worden sei. Dann hätte man es doch nicht gerade in neuerer Zeit 
noch besonders gesetzlich gererelt. Dass der Verf. sich vielfach auf 
minderwerthige Werke beruft und mit ihnen auseinandersetzt, kann 
ihm nicht zum Vorwurf gereichen. Eine vollwerthige einschlagende 
Literatur giebt es z. Z. noch nicht. E. Fr. 

29. Lend, D. Voraussetzgen. d. Ehescheidg. weg. Geisteskrank- 
heit. D. Jurist. Ztg. 5, 215. 

30. Seckel, D. Autfheber. u. Wiederherstellg. d. ehel. Gemein- 
schaft n. d. BGB. In Festgabe f. Heinr. Dernburg. Berl. 1900, 


XU. Schule. 


5. Schulz, D. Schulordnung f. d. Prov. Ost- u. Westpreussen. 
Danz. 19002. 

6. Saredo, Codice della publiea istruzione. vol. 3. Torino 1900. 

7. Neumann, D. ev. Religionsunterricht im Zeitalter der Refor- 
mat. Berl. 99. (Progr.) 

8. Kimpel, D. hess. Volksschulwesen im XIX. Jahrh. Th. 1. 
Kassel1900. 

9. Bornhak, (zesch. d. preuss. Universitätsverwaltg. bis 1810. 
Berl. 1900. 

10. König, Z. (resch. d. theol. Promotion an d. Univ. Freiburg. 
Freib. Diözes.-Arch. 1899, 1. 

1l. Feret, T’Universite de Paris et les ‚Jesuites dans la TI Moı- 
tie du XVIe siecle Rev. des Quest. hist. 1899, 455. 

12. Fournier, La fondation et la premiere reforme de l’Univ. 


de Bourges, N. Rev. hist. 24, 217. 
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III. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von E. Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 
6. I,eo XTII. Breve 28./3. 98 betr. Translation des Titels u. der 


Residenz der Diözese v. Vincennes nach Indianopolis (N.-Amerika). 
Le Can. cont. 23, 98. 

7. Leo XII. Breve 2./5. 98. Umwandlung der Praefeetura ap. 
des Orange-Staates in ein Apostol. Vikariat. Le Can. cont. 23. 166. 

8. Leo XILL. Breve 4/5. 98 Umwandlung des ap. Vikariats v. 
Pontiac in Canada in das Bisth. Pembroke. Le Can. cont. 23, 167. 

9. Leo XIII. Breve 5./7. 98. Das apostol. Vikariat von Nord- 
Madagascar in zwei theilend. Le C'an. cont. 23, 99. 

10. Leo XIII. Breve 30./1. 98 betr. die Errichtung der Diözese 
(Geraldeton in Australien. Le Can. cont. 23, 96. 

ll. Leo XIII. Brief an den Peruan. Episkopat über die Ein- 
führung der Civilehe in Peru 16./8. 98. Le Can. cont. 23, 94. Arch. 
f. k. KR. 80, 579. 

12. Deer. Congreg. Indulgent., Regula betr. die Unterschei- 
dung authentischer und apokrypher Ablässe 10./8. 99. Le Can. cont. 
23, 110. 


StaatlicheGesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 


sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 

4. Baden. V. d. Minist. d. Justiz, d. Kultus u. öffentl. Unter- 
richts, die Feststellung, Erhebung u. Vertheilung d. allgem. Kirchen- 
steuer f. d. kath. Religionstheil betr. 5./1. 1900. G. u. VBl. 10 nr. 
ll. A.f.k KR. 80. 386. 
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10. Preussen. KG. betr. die mit d. ev. Landeskirche der älte- 
ten Provinzen in Verbindung stehenden deutschen Kirchengemeinden 
ausserhalb Deutschlands 7./5. 1900. KG. u. VBl. 1900 8. 97. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete., ver- 
ordnen unter Zustimmung der Generalsynode für die evangelische Lan- 
deskirche der älteren Provinzen, was folgt: 

$ 1. Deutschen evangelischen Kirchengemeinden ausserhalb Deutsch- 
lands, welche 

l. eine ihren Bestand ausreichend sicherstellende Mitgliederzahl 
besitzen, 

2. ein Lokal zum gemeinsamen Gottesdienste zur Verfügung haben, 

3. für deren Geistliche ein den örtlichen Verhältnissen entsprechen- 
des Diensteinkommen gesichert ist, und welche 

4. nicht einer anderen organisirten Kirchengemeinschaft eingerlie- 
dert sind, kann der Anschluss an die evangelische Landeskirche der 
älteren Provinzen gestattet werden. 

$ 2. Durch den Anschluss erlangen die Gemeinden Anspruch auf 
Fürsorge und Förderung ihrer Interessen durch die Landeskirche. 

$ 3. Der Anschluss erfolgt auf Antrag des durch den General- 
synodal-Vorstand verstärkten Evangelischen Ober-Kirchenraths durch 
Bestimmung des Königs. 

8 4. Die inneren Verhältnisse der (gemeinden werden durch Sta- 
tuten geregelt, welche der (renehmigung des Evangelischen Ober-Kir- 
chenratlis bedürfen. 

85. In den Statuten ist Bestimmung zu treffen über 

1. den örtlichen Bezirk der Gemeinde, 

2. die Bedingungen der Gemeindemitgliedschaft, 

3. die zur Vertretung der Gemeinde und Verwaltung des (remeinde- 
vermögens berufenen Organe (Gemeinde-Kirchenrath, Presby- 
terium ete.), 

4. die Beschaffung der Geldmittel zur Unterhaltung des Kirchen- 
wesens, 

5. Berufung und Entlassung der Geistlichen und Kirchenbeamten. 

S 6. Wenn die Berufung der Geistlichen für die angeschlossene 
(remeinde nicht durch die Kirchenbehörde erfolzt, bedarf die Wahl 
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der Bestätirung Seitens der Kirchenbehörde. 

S 7. Geistlichen solcher deutscher evangelischer Kirchengemein- 
den ausserhalb Deutschlands, welche der Landeskirche oder einer an- 
deren organisirten Kirchengemeinschaft nicht angeschlossen sind. kann 
für ihre Person der Anschluss an die Landeskirche vom Evangelischen 
Vber-Kirchenrath gestattet werden. 

8 8 Sowohl die (reistlichen der der Landeskirche angeschlossenen 
(Gemeinden, wie die für ihre Person angeschlossenen Geistlichen unter- 
stehen der Aufsicht und Disziplin der Kirchenbehörde. Das Kirchen- 
gesetz vom 16. Juli 1886, betr. das Dienstvergehen der Kirchenbe- 
amten etc., findet sinngemäss Anwendung. 

Von der im $ 27 des bezeichneten (resetzes vorgesehenen münd- 
lichen Hauptverhandlung kann, wenn dieselbe mit unverhältnissmässigen 
Schwierigkeiten verbunden sein würde, abgesehen werden; jedoch muss 
die persönliche Vernehmung des Angeschuldigten vor der Disziplinar- 
behörde auf seinen Antrag stattfinden. Auf Ersatz der ihm hierdurch‘ 
erwachsenden Kosten steht ihm kein Anspruch zu. 

$ 9. Die Amtspflichten und Rechte der Geistlichen richten sich 
zunächst nach den in den Statuten darüber etwa getroffenen Bestim- 
mungen. Soweit die Statuten Bestimmungen nicht enthalten, greifen 
die dieserhalb für die im inländischen Kirchendienste angestellten (reist- 
lichen geltenden allgzeimeinen Vorschriften Platz. 

$S 10. Das Kirchgesetz, betreffend das Dienstalter der Geistlichen, 
vom 17. April 1886 findet auf die nach $S 1 und $ 7 angeschlossenen 
(seistlichen Anwendung. 

$ 11. Der Zutritt zum Pensionsfonds der Landeskirche kann den 
Geistlichen der angeschlossenen Gemeinden von der Kirchenbehörde 
gestattet werden, wofern 

l. die Entscheidung über die etwaige Pensionirung der Kirchen- 

behörde überlassen wird und 
2. die Geistlichen die Leistung der Pfarrbeiträge ((resetz vom 
26. ‚Jauuar 1850 $ 10 Nr. 3) übernehmen und 

3. die (remeinde, in welcher sie angestellt sind, sich verpflichtet. 
einen nach Massgabe ihrer Leistungsfähigkeit zu bemessenden 
jährlichen Zuschuss für die Dauer der Amtswirksamkeit des 
(seistlichen zu gewähren. 


Unter den gleichen Voraussetzungen kann den für ihre Person an- 
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geschlossenen Geistlichen der Zutritt gestattet werden. 

S 12. Die Geistlichen der an die Landeskirche angeschlossenen 
Gemeinden sind, soweit es nach den örtlichen Verhältnissen ausführbar, 
zur Berathung und Förderung gemeinsamer Interessen, zu regelmässig 
wiederkehrenden, thunlichst jährlichen Konferenzen zu versammeln. 

S$S 13. Den an die Landeskirche angeschlossenen Gemeinden wird 
es freigestellt, sich bei den Konferenzen durch Deputirte vertreten zu 
lassen. 

S 14. Den für ihre Person angeschlossenen Geistlichen kann die 
Theilnahme an den Konferenzen von der Kirchenbehörde gestattet 
werden. 

S 15. Die nähere Ausgestaltung der Konferenzen bleibt statuta- 
rischer Ordnung überlassen. Die Statuten bedürfen der Genehmigung 
des Evangelischen Ober-Kirchenraths. 

S 16. Die mit der evangelischen Landeskirche in Verbindung 
stehenden deutschen evangelischen Kirchengemeinden ausserhalb Deutsch- 
lands verbleiben in dem bisherigen Verhältnisse zur Landeskirche, so- 
lange nicht eine Neuregelung ihrer Stellung nach den Bestimmungen 
dieses (Gesetzes stattgefunden haben wird. 

S$S 17. Der Evangelische Ober-Kirchenrath ist befugt, aus erheb- 
lichen Gründen, namentlich bei Mängeln in der Dienstführung der 
(zeistlichen, durch welche das Interesse der (semeinde oder der Lan- 
deskirche gefährdet wird, den Geistlichen zur Verwendung in einem 
andern kirchlichen Amte von seiner Stelle abzuberufen oder vorüber- 
gehend in den Ruhestand zu versetzen. Bei dem darüber zu fassen- 
den Beschlusse hat der (reneralsynodal-Vorstand in der im $ 36 der 
(seneralsynodal-Ordnung bestimmten Weise mitzuwirken. 

In besonders dringenden Fällen kann der Evangelische Ober-Kır- 
chenrath von der Mitwirkung des Generalsynodal-Vorstandes absehen; 
dem letzteren muss jedoch von den beschlossenen Massnahmen dem- 
nächst Mittheilung gemacht werden. 

S 18. Fällt eine der Voraussetzungen fort, unter welchen nach 
S 1 der Anschluss einer (remeinde an die Landeskirche zu gestatten 
ist, oder weigert sich eine (remeinde, den ihr nach diesem Gesetz ob- 
liegenden oder freiwillig gegen die Landeskirche übernommenen Ver- 
pflichtungen oder den von der Kirchenbehörde in den Grenzen ihrer 


Zuständigkeit getroffenen Verfügungen nachzukommen, so kann der 
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Evangelische Ober-Kirchenrath die Auflösung der durch den Anschluss 
begründeten Zugehörigkeit zur Landeskirche beschliessen. Bei dem 
Beschlusse, welcher drei Monate nach Mittheilung an die Gemeinde in 
Kraft tritt, hat der Generalsynodal-Vorstand in der im & 36 der Ge- 
neralsynodal-Ordnung bestimmten Weise mitzuwirken. 

Will eine Gemeinde die Verbindung mit der Landeskirche frei- 
willig lösen, so ist darüber von dem zu ihrer Vertretung berutenen 
Organe Beschluss zu fassen. Der schriftlich zu beurkundende Beschluss 
tritt drei Monate nach Eingang desselben beim Evangelischen Ober- 
Kirchenrath in Wirksamkeit. — Die Auflösung der Verbindung hat 
(das Erlöschen aller Verbindlichkeiten der Landeskirche gegenüber den 
(remeinden und den Geistlichen zur Folge. 

$ 19. Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Kirchen- 
behörden bestimmt, welche die nach den SS 6, 8, 11, 14 und 18 zu 
übende Thätierkeit wahrzunehmen haben. 

11. V. 28/11. 99 betr. Hohenzollern. A. KBl. 99, 229. 

12. Erl. 22./3. 99 ebenda 238. 

13. KG. die Vertretg. d. Kreissynodalverbände d. Kons.Bez. Wies- 
baden in vermögensrechtl. Angelegenh. betr. 8./6.98. A. KBl.9, 241. 
14. Dass. f. Schleswig-Holst. 9./6. 98. — ebendas. 242. 

15. (es. 28.9. 99 betr. die Kirchenverf. d. ev. K. im Konsistor.- 
Bez. Frankf. a/M. (Ges. S. 437. 

16. Ausführungsbestimmungen z. KGem. u. Syn.O. f. d. ev. Kir- 
chengemeinschaften des Konsistorialbez. Frankf. a/M. A. KBl. 1899, 
492. 1900, 185. 

17. Rhein-Bayern. Erl. d. Konsist. zu Speyer die Dienstver- 
hältnisse d. Geistl. betr. A. KBl. 1900, 138. 

18. Erl. d. Konsist. zu Speyer 16./3. 99 betr. d. ordentl. Gen.Syn. 
f. d. Konsist.Bez. Speyer i. J. 1897 mit Beil. I. Ergänzung d. revid. 
Wahlordnung f.d. Presbyterien ete. II. Die kirchlichen Leichenbestat- 
tungen. A. KBl. 1900 S. 162. 

19. Erl. d. Kons. zu Speyer 28./2. 1900 betr. d. relig. Erziehung 
d. Kinder aus gemischten Ehen unter der Herrschaft des BGB. A- 
KBil. 1900, 271. 

20. Sachsen. V. d. Landeskonsist. die Verpflichtung d. ev.luth. 
(reistlichen betr. 18.4. 1900. VBl. 1900, 25. 
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l. Abhandlungen. 


Die ‚Subarrhatio cum anulo‘, 


Ein Beitrag zur Geschichte des mittelalterlichen 
Eheschliessungsrechtes. 


Von 


Dr. Francesco Brandileone, 
Prof. an der Universität Parma. 


—l[m 


Betrachtet man die Eheschliessungsakte, die in Italien in 
früherem Mittelalter gebräuchlich waren, wie dieselben z. B. in 
Cartul. lang. 16 dargestellt sind, so bemerkt man sogleich, dass 
deren vier waren und zwar: die Willenserklärung der Brautleute, 
sich als Mann und Frau zu nelımen; die zwischen dem Bräutigam 
und dem Vormund der Braut vereinbarte ‚Desponsatio‘; die von 
der Braut ‚per manum‘ ihres Vormundes dem Bräutigam voll- 
zogene ‚Traditio‘; und die ‚Subarrhatio cum anulo‘, nämlich das 
Stecken des Ringes seitens des Bräutigans an den Finger der 
Braut. 

Ueber die Bedeutung und den Wert dieser vier Handlungen 
stimmen die neueren Rechtshistoriker, obwohl im Einzelnen aus- 
einandergehend, darin überein, dass sie im ersten Akte bloss 
ein Vorspiel oder eine Einleitung der darauf folgenden ansehen, 


da der Wille des Weibes mehr einen sittlichen als einen juristi- 
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schen Wert besass!, in den drei anderen dagegen wesentliche 
Teile des die Ehe bedingenden Rechtsgeschäftes finden, welches 
in dem Brautkauf bestand. 

Wäre diese Auffassung richtig, so hätte, als in der folgenden 
Periode die Ehe nicht mehr durch den Brautkauf geschlossen 
wurde und infolgedessen die von dem Vormunde des Weibes ver- 
einbarte ‚Desponsatio‘ und die von ihm ausgeführte ‚Traditio‘ 
allmählich sich abschwächten und schliesslich ganz fortfielen, auch 
die ‚Subarrhatio cum anulo‘ das gleiche Loos treffen müssen, da 
sie nach aller Meinung in einem wie immer gearteten aber engen 
Zusammenhang mit der ‚Desponsatio‘ und der ‚Traditio‘ stand, 
kurz ein wesentlicher Teil des ganzen Rechtsgeschäftes gewesen 
war; die einzige übriggebliebene Handlung, welche nunmehr die 
ganze rechtliche Wirkung in sich schloss, hätte diejenige sein 
sollen, welche im früheren Zeitraume eine so dürftige besessen 
hatte, nämlich die Willenserklärung der Brautleute. Statt dessen 
aber bemerken wir, dass in den Eheurkunden des späteren Mittel- 
alters, in denen von der ‚Desponsatio‘ und der ‚Traditio‘ entweder 
keine Erwähnung geschieht oder von derselben bloss entstellte 
und schwache, gleichsam durch Trägheitskraft überlebende Reste 
enthalten sind, nur immer die ‚Subarrhatio cum anulo‘ angeführt 
wird; und bei den Schriftstellern und in den Gesetzen dieses Zeit- 
raumes wird diesem Ritus eine besondere und erneuerte Bedeutung 
beigelegt, nicht nur insofern als dieselbe neben der Willenser- 
klärung der Brautleute, sondern auch als sie allein vollzogen wird”. 


ı Hinsichtlich des Wertes des weiblichen Willens in der Eheschliessung 
im Lapgobardenrecht, s. Rothari c. 195 und Luitpr. c. 12 u.120, und vgl. 
K. Weinhold, Die deutschen Frauen in dem Mittelalter (3. Aufl. Wien 
1897) I 275. Ueber die Willenserklärung, welche von den beiden Braut- 
leuten vor der Vollziehung der Formalakte der ‚desponsatio‘ und der ‚tra- 
ditio‘ ausgesprochen wurde, vgl. meine Schrift in den Atti della R. Accad. 
di Scienze mor. e polit. di Napoli XXVII 330f. 

® Die Schriftsteller, welche die hier erwähnten Meinungen vertreten, 
werden dort angeführt werden, wo auch die Beweise für die hier bloss an- 
gedeuteten Thatsachen ihren Platz finden werden. 
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Diese Thatsache scheint mir nicht eben derart zu sein, dass 
sie die gemeine Meinung der Rechtshistoriker über die Wichtigkeit 
und die Bedeutung der ‚Subarrhatio‘ bekräftige. Ich hoffe diese 
Zweifel an der Richtigkeit der gemeinen Meinung durch die 
folgenden Ausführungen zu rechtfertigen, welche dem Studium 
dieser Frage im Gebiete der italienischen Quellen gewidmet sind. 


I. 

Dass der Ritus, den Ring an den Finger der Braut zu stecken 
den germanischen Völkerschaften ursprünglich unbekannt war, 
wird nunmehr von den Schriftstellern im allgemeinen anerkannt. 
Auch ist man in der Annahme einig, dass sowohl dieser Brauch 
als auch die anderen des Brautschleiers und des Brautkranzes 
sich von Italien aus nach den nördlichen Ländern Europas durch 
die katholische Kirche verbreiteten!. Eben deshalb ist es nötig, 
zuerst des Wertes und der Bedeutung des römischen Verlobungs- 
ringes zu gedenken und zu untersuchen, ob jener Wert und jene 
Bedeutung sich auch im Mittelalter bewährten, oder ob sie im 
Gegenteil Umbildungen und Anpassungen unterlagen. 

Ueber den römischen Verlobungsring schrieb mit Gelehrsamkeit 
und Scharfsinn Franz Hoffmann. Er legte den zwischen dem 
Ringe und der ältesten Form der römischen Eheschliessung be- 
stehenden Zusammenhang an den Tag’. Da auch diese zuerst 


! Vgl. Grimm, Rechtsaltertümer S. 177f.; F.Hoffmann, Ueber den Ver- 
lobungs- und den Trauring, in den Sitzungsberichten der Wiener Akad. 
(1870) LXV 849 S 8; Friedberg, Recht der Eheschliessung S. 97 Anm. 2; 
Sohm, Recht der Eheschliessung S. 54f.; Rossbach, Untersuchungen S. 292; 
Weinhold a. a. OÖ. I 340. 

® Hoffmann a. a. 0. S. 829 ff. SS 83—7. Er giebt selbst zu, am Ende 
des $ 11 (S. 859 fl), dass sich die von ihm über die Bedeutung und den 
Wert des römischen Verlobungsringes vertretene Anschauung schon bei Ba- 
ronius, Annales ad. a. 57 nn. 52, 53, finde. Es ist jedoch nicht ausser Acht 
zu lassen, dass mehrere der hier von Hoflmann geäusserten Gedanken über 
die alte römische Ehe per co@mtivnem und über deren Verwandtschaft mit 
dem Kaufvertrage schon bei unserem gelehrten Mazzocchi, in seinen der 
Dissertatio theologico-legalis von F, M. Muscettola (De sponsalib. et matrim. 


21* 
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in einem wirklichen und dann in einem fingierten Brautkaufe 
bestand, und ihre Perfektion durch zwei Handlungen, die ‚Sponsalia‘ 
und die nach einer gewissen Frist eintretende ‚Mancipatio‘, er- 
langte, so wurde hierbei der beim gewölinlichen Kaufe gepflogene 
Gebrauch angenommen, als bei diesem obligatio‘ und ‚solutio‘ 
in verschiedenen und von einander getrennten Momenten statt- 
fanden; ein Gebrauch, den Griechen und Römer wahrscheinlich den 
Phöniciern, den Meistern des alten Handels, verdankten!. Wie 
nämlich bei den Fällen des gewöhnlichen Kaufes, pflegte bei dem 
‚matrimonii contrahendi causa‘ geschlossenen Kaufe der Käufer 
bei der ‚obligatio dem Verkäufer die ‚arrha‘ zu geben. Die 
Leistung der ‚arrha‘ sollte sehr wahrscheinlich in früher Zeit in 
Rom wie ın Griechenland dem Vertrag Perfektion und Verbind- 
lichkeit verleihen?; in der späteren Zeit jedoch, nachdem sowohl 
der gewöhnliche Kauf als auch die ‚Sponsalia‘ bloss durch die 
Parteieinwilligung perfekt wurden, wurde die ‚arrha‘ bloss als ein 
Zeugnis der eingegangenen Verbindlichkeit juristisch angesehen, 
damit diese gegen etwaige Anfechtung leicht bewiesen werden 
könnte? Als ‚arrha‘, sowohl beim Kauf als auch bei den Spon- 
salia‘ pflegten der Käufer und resp. der Bräutigam dem Verkäufer 
und resp. dem Vater der Jungfrau, oder dessen Vertreter, Geld 
oder öfters einen Ring oder einen anderen weiblichen Schmuck- 
qnae a filiisfamilias contrahuntur parentibus insciis, Neapoli 1762 S. 170£.) 
hinzugefürten Zusätzen zu finden sind. 

! Vpl. v. Ihering, Die Gastfreundschaft im Altertum, in der Deutschen 
Rundschau (1887) XIII. Mir ist nur die italienische Uebersetzung von 
F. Montefredini (Tranı 1889) S. 50 f. zur Verfügung. 

2 Vgl. Costa, Il diritto privato romano nelle comedie di Plauto (To- 
rino 1890) S. 261 ff. u. 365ff.; derselbe, Il diritto privato nelle comedie di 
Terenzio (Bologna 1893) S. 69. Für das griechische Recht s. Meyer und 
Schömann, Att. Prozess (Lipsius) II 712 ff.; F. Hoffmann, Beiträge zur Ge- 
schichte des griechischen und römischen Rechts (Wien 1870) S. 88fl.; und 
Tamassia, Il launegildo in Grecia im Archivio Giuridico XLIV 365 ff.; und 
für das römische Recht s. Pernice, Labeo I 466 und Ferrini, Sull’ origine del 
eontratto di vendita in Roma, in den Memorie dell’ Accad. di Modena 
(1893) IX Ser. II S. 179 #. 

® Die. 18135; Gai. III 139; Inst. Just. III 23 pr. 
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gegenstand darzureichen!. Und in der Regel wurde in beiden 
Fällen die ‚arrha‘ nicht verschieden behandelt; die nämlichen 
Gründe bedingten deren Verlust und Zurückgabe sowohl beim 
Kauf als auch beim Verlöbnisse. Wenn derjenige, welcher die 
‚arrha‘ erhalten hatte, sich grundlos weigerte seiner Verpflichtung 
nachzukommen, das heisst den verkauften Gegenstand zu tradieren 
oder die Hochzeit zu feiern, wurde er regelmässig ‚in duplum‘ 
das heisst zur Zahlung des Doppelten an jenen, welcher sie ihm 
dargereicht hatte, verpflichtet; dieser verlor seinerseits die ‚arrha‘, 
wenn er schuld daran war, dass die Vereinbarung nicht aus- 
geführt wurde?. So oft aber der Vertrag durch die Uebergabe 
des Gegenstandes oder durch die Hochzeitsfeier vollzogen wurde, 
erheischte die Natur der ‚arrha‘, dass der Verkäufer dieselbe 
dem Käufer zurückgeben, oder, wenn sie in Geld bestand, als 
einen Teil des Preises behalten musste. 

Bei der Eheschliessung aber ward es bald Sitte, dass die 
in den Sponsalien gegebene ‚arrha‘ nicht dem Bräutigam zurück- 
erstattet, sondern der Braut als Gabe belassen wurde. Dieser 
Brauch hat dann wahrscheinlich bewirkt, dass vorzugsweise Frauen- 
schmucksachen als Verlobungsarrlıa gereicht wurden. Unter diesen 
Gegenständen wurde bald im allgemeinen dem Ring der Vorzug 
gegeben, denn in der ununterbrochenen Linie des Ringes erblickten 
die Alten die beständige und unverbrüchliche Treue sinnbildlich 
dargestellt‘. Eben deshalb wurde der Ring in den gewöhnlichen 
Verträgen als ‚arrha‘ nicht selten gebraucht. Dieser Gebrauch 


! Ausser den schon von Hoffmann, Verlobungsring, a. a. O. SS 5 u. 6 
angeführten Quellen ist besonders zu vergleichen Bruns-Sachau, Syrisch- 
römisches Rechtsbuch L. 91 (S. 25), Syr. P. 45 u. 46* (S. 60f.), Ar. 55 
u. 56 (S. 96), Arm. 57 u. 58 (S. 130f.). 

2 Cod. Just. 513; 515; 42117; 4452; Dig. 19 ı 11 8; vgl. Sontag, De 
sponsalibus 8. 49. 

® Juvenalis VI 27; Tertullianus, Apolog. c. 6; Isidorus Origin. XIX 
32 45; Dig. 24 ı 36 ı. 

* Vgl. W. A. Lauterbachii, Tractatio iuridica de arrha $ 61; Hoffmann, 
Verlobungsring a. a. 0. $ 7; E. Kronecker, Quaestiones quaedam de natura 
arrhae in iure romano (Dissert. inaug., Berolini 1874) S. 45f. | 
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wurde immer gewöhnlicher, so dass er schliesslich regelmässig 
entweder allein, oder nebst anderen Gegenständen als die Ver- 
lobungsarrhıa der Braut gegeben wurde, welche sich damit, wie mit 
einem Zeichen der Treue, eben jenen Finger der linken Hand 
schmückte, der, wie man meinte, durch einen Nerven oder eine 
Ader direkt mit dem Herzen in Verbindung stand!, 

Der römische Verlobungsring also, welcher einerseits die 
Juristische Bedeutung der bei Kauf gebrauchten ‚arrha‘ hatte, 
(und diese Bedeutung war ihm verblieben aus der Zeit, als die 
Ehe nichts anderes als ein besonderer Fall eines solchen Vertrages 
gewesen war), besass andererseits auch die symbolisch-moralische 
Bedeutung, die Treue in der Bewahrung des beschlossenen 
Vertrages darzustellen ?, 


II. 


Wenn nach der offiziellen Anerkennung des Christentums 
durch den römischen Staat der juristische Wert des Verlobungs- 
ringes unmittelbar keiner Umänderung unterlag, so erfuhr dagegen 
die symbolisch-moralische Bedeutung desselben, so weit sie durch 
die von der neuen Religion über die Ehe aufgestellten Begriffe 
getroffen wurde, eine partielle Umbildung. Da die eheliche Treue 
einen neuen, erweiterten und zugleich strengeren Inhalt bekam, 
so verblieb als das Sinnbild dieser Treue der Ring in besonderer 
Wertschätzung und trennte sich immer mehr von den anderen 
als Verlobungsarrlıa gebrauchten Gegenständen, er wurde die vor- 
züglichste Verlobungsarrha. Die Frau, welcher der Bräutiganı den 
Ring gegeben hatte, wurde ‚Subarrhata‘ benannt. Dieses, nicht 
nur den klassischen, sondern auch, so weit ich sche, den 
heidnischen Schriftstellern des Verfulles, unbekannte Wort, komnit 


! Vgl. Maerobius, Saturn. VII 13; A. Gellius, Noct. Att. X 10; Pli- 
nius, Hist. nat. XXIII 14; Isidorus, Orig. XIX 32 3; und vel. Mariuardt, 
Privatleben der Römer (1886) I 4Lf. 

? Ueber den Begritf Fides in den römischen Vertragsverhältnissen 
vgl. Danz, Der sacrale Schutz im römischen Rechtsverkehr S. 127 ff. und 
Pernice, Labeo I 408 ff. 
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in den Werken der christlichen Autoren vom vierten Jahrundert 
abwärts zuerst zum Vorschein, seitdem der Einfluss der neuen 
Religion die heidnischen Anschauungen und Sitten zu verdrängen 
begann. Hierauf hat bisher niemand, so weit mir bekannt ist, 
aufınerksam gemacht. Da mir aber dieser Punkt für die weitere 
Entwicklung des Institutes von grosser Wichtigkeit zu sein 
scheint, so meine ich, es sei der Mühe wert, auf denselben etwas 
näher einzugehen. 

Wenn Johannes Cassianus von der Ausdauer in der Liebe 
zu Gott und der Gnade des heiligen Geistes spricht, sagt er, 
dass derjenige, welcher beides besitzt, die ‚arrlıam compaginis 
Christi‘ schon bier auf Erden besitze, nämlich eine Arrha oder 
ein Pfand seiner künftigen Vereinigung mit Christo im jenseitigen 
Leben und zwar derart, dass ‚illud quod in futurum dicitur de 
beata conversatione Sanctorum jam subarrhatum teneat in 
praesenti‘!. ,‚Subarrhatum‘ bezieht sich freilich nicht auf die 
Person, welcher die arrlıa zu teil wurde, sondern auf die Sache, 
wofür die arrha gereicht worden ist: die Vereinigung mit Christo 
im jenseitigen Leben wird demjenigen subarrhata, welchem die 
Gnade des heiligen Geistes im irdischen Leben zugestanden wird. 
Hätte man diese Wendung auf das eheliche Verhältnis anwenden 
wollen, so hätte man sagen müssen, dass die ‚nuptiae‘ derjenigen 
‚subarrhatae‘ waren, welcher vom Bräutigam die ‚arrha‘ bei den 
Sponsalien gegeben worden war. Das wäre eine sehr verschiedene 
Redewendung von derjenigen gewesen, welche später ausschliess- 
lich und gewöhnlich gebraucht wurde, indem man von der Braut 
als ‚subarrhata‘ sprach. 

Nicht nur der Sinn des Wortes, sondern auch augenschein- 
lich die Form selbst steht noch nicht endgültig fest. Aus dem 
von Sulpicius Severus an seine Schwiegermutter Bassula gerichteten 
Briefe ersehen wir, dass er sich über sie deshalb beschwert, weil 
sie sich von jeder aus seiner Feder herrührenden, mitunter auch 


! Joaunis Cassiani conlationes VII 6, im Corpus script. ecel. (Vindo- 
bonae 1886) XIII, und bei Migne P. L. 49 eis. 
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noch nicht verbesserten und für die Oeffentlichkeit bestimmten 
Schrift Kenntnis verschaffe; er klagt sie an, seine Schreiber durch 
Geschenke bestochen zu haben, damit dieselben ihr jedes Werk 
von ihm mitteilen, und fügt hinzu: ‚obarratos habes notarios 
meos, per quos tibi nostrae ineptiae publicantur‘!, Obarratos 
ist hier gleichbedeutend mit ‚durch Geschenke bestochen, durch 
die Hingabe einer arrha zu einer Handlung verpflichtet oder 
überredet‘. 

Irre ich nicht, so zeigt sich übrigens eine grosse Unsicherheit 
in der Bedeutung des Wortes schon in einer Stelle von St. Augustin, 
welcher, indem er von der verführerischen Schlange von Eva 
sprach, schrieb: ‚Paciscitur de interitu viri cum foemina; sub- 
arrlhavit inferos, supposuit mortem‘?. 

In anderen Werken jedoch aus demselben Zeitraume, trifit 
man auf das Wort Subarrhare in der später allein üblich ge- 
wordenen Bedeutung. So ist in der zweiten unter denjenigen 
Episteln, welche dem oben erwähnten Sulpicius Severus zuge- 
schrieben werden, und die ‚ad Claudiam sororem‘ adressiert ‚de 
virginitate‘ handelt, folgende merkwürdige Stelle zu lesen: ‚Christi 
sponsa diceris: vide ne quid indignum ei, cui desponsata videris, 
admittas; cito scribet repudium, si in te vel unum viderit adul- 
terium. Quaecumque ergo humanorum sponsaliorum pig- 
neribus subarratur, statim a domesticis, a familiaribus, ab 
amicis sponsi sollicite et diligenter requirit, quales iuvenis habeat 
mores quid potissimum diligat‘ etc.?. Der Verfasser meint nämlich, 
dass eben so wie die Braut sich bemüht, die Sitten, die Neigungen 
und die Lebensweise des Bräutigams kennen zu lernen, damit sie 
alles, was demselben unangenehm sei, vermeide, so soll auch die 
Braut Christi handeln, um sich die Gunst des himmlischen Bräuti- 


! Sulpicii Severi epistula ad Bassulam socrum suam im Corpus script. 
eccl. (Vindobonae 1864) I 146. 

2 S. Augustini Serm. I c. 2; dieselbe Stelle ist auch im Serm. LXXJI 
c. 2, bei Mai, nova Patrum Bibliotheca (Romae 1852) I 2 u. 142. 

3A.a.0.c. 128. 241. 
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gams, nämlich Christi, immer mehr zu erwerben. Die sponsa 
Christi, diejenige, welche sich mit Christo verlobt (desponsata) 
hat, soll sich ihm gegenüber auf dieselbe Weise betragen, wie 
sich mit dem irdischen Bräutigam die Jungfrau benimmt, welche 
ihm ‚humanorum sponsaliorum pigneribus subarratur‘, 
‚„Desponsare‘ und ‚subarrare‘ sind also mit dem einzigen Unter- 
schiede Synonyma, dass das ‚desponsare‘ durch die blosse Ein- 
willigung, das ‚Subarrare‘ durch die ‚humanorum sponsaliorum 
pigneribus‘ geschieht. Keine Neuerung ist das Wort pignus in 
diesem Zusammenhange. Dasselbe wird anstatt arrha, namentlich 
arrha sponsalitia, schon in Juvenal in den kaiserlichen Con- 
stitutionen und anderswo gebraucht!. Da, wie wir bemerkt haben, 
verschiedene Gegenstände als arrha verwendet werden konnten, 
so war es nicht nötig, wenn man nur auf die rechtliche Funktion 
der Verlobungsarrha anspielen wollte, den gebrauchten Gegen- 
stand näher zu bezeichnen, weil alle ‚arrhae sponsaliorum nomine 
datae‘? waren. Anders aber war es, wenn man, ausser der recht- 
lichen Funktion der arrha, auch den Begriff der ehelichen Treue 
besonders hervorheben wollte: da wurde die Erwähnung des 
Ringes unentbehrlich. Das erhellt, ich meine, aus anderen Stellen 
kirchlicher Auctoren derselben Zeit. 

In einer dem hl. Ambrosius irrtümlich zugeschriebenen 
epistula lesen wir: ‚anulo fidei suae subarravit me (Dominus)‘; 
und im 56. Serm. s. Maximi Taurinensis lesen wir auch: ‚anulo 
fidei Agnes se asserit subarratam et clamat se amore con- 
stricetam‘®. Und der sog. Auctor historiae Datianae enthält 
im 29. c., in welchem er von einer kaiserlichen Verfolgung gegen 
die Christen von Mailand spricht, diese Stelle: ‚Prodidere matres 
unicas filias, quascumque fidei christianae anulo subarrhatas 


! Juvenalis 1. ]1.; Cod. Just. 521: ‚Si quis arrhas sponsalitias de- 
derit ... ., — data pignora lucrativa habeant.‘ 

32 Vgl. Cod. Just. 513. 

® S. Ambrosii opera bei Migne 17, 7386 A; s. Maximi Taurinensis Sermo 
56 bei Migne 57 643. 
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noverant‘!., Die ‚fides christiana‘ und die eheliche fides sind 
ähnliche Begriffe, und beide haben den Ring als ihr Sinnbild. Je 
nachdem sich der Begriff der ehelichen Treue unter dem Einfluss 
der christlichen Religion verstärkte und erweiterte, wird die reclıt- 
liche Bedeutung der arrha im Verlobungsring durch die mora- 
lische Bedeutung der zugesagten und angenommenen Treue bei- 
nahe überwältigt und verdunkelt?. Während nun früher vom 
‚anulus arrhlarum nomine datus‘ die Rede war, spricht man in 
der Folge vom ‚subarrhare anulo fidei‘; die juristische Bedeutung 
konzentriert sich im Zeitworte (subarrhare) und trennt sich fast vom 
Ringe ab, welchem man ein der neueren Bedeutung angemessenes 
Wort hinzusetzt: der römische ‚anulus arrhae‘ ist zu einem 
römisch-christlichen ‚anulus fidei‘ geworden. 

In dieser Bedeutung bewährt sich derselbe im ganzen früheren 
Mittelalter, wie es Isillor und die berühmte Consultation des Papstes 
Nicolaus an die Bulgaren bezeugen? In der zweiten Periode 


! Datiana Historia (ed. A. Biraghus, Mediolani 1848) c. 29 S. 86. 

2 Vyl. Epist. Pauli ad Timotheum IT 512: „.. quia primam fidem 
irritam fecerunt‘; C. XXVII qu. 2 c. 51 (palea): ‚Duobus modis dicitur fi 
des, pactionis et cousensus .. .; s. Ambrosius de poenitentia II 3 ıs 
(Migne 16 500 D): ‚det auulum iu manu eius, quod est fidei pignus“ mit Be- 
zug auf Luca 15 22; Prudentius, Veristephanon I #5 (Migne 60 2s8): ‚illius 
fidem figurans nube fertur anulus‘; Rufinus, Histor. eceles. I 28 (Migne 
21 499 B): ,. . . anulum fidci recepit.‘ 

® Isidorus, de ecel. office. II 20 8: ‚anulus a sponso sponsae datur, fit 
hoc nimirum vel propter mutuae fidei signum, vel propter id magis, ut 
eodem pignore eorum corda iungautur‘; Nicolaus I. ad. consulta Bulgarorum 
(bei Mansi XV 402) e. 3: ‚postquam arrhis sponsus sibi sponsam per digi- 
tum fidei a se anulo insignitum desponderit‘; vgl. C. 30 qu.5 cc. 3,7. — 
Sohm (Eheschl. S. 55 Anm. 68 u. S. 157f.) behauptete, dass in den alten 
Sacramentaria Leonianum, Gelasianum und Gregorianum (bei Muratori, Li- 
turgia rom. vetus [Venetiis 1748] I 446f., 722ff., II 244f., und bei Daniel, 
Codex liturgicus ecel. universae [Lipsiae 1848] I 257 ff.) schon die ‚subarrhatio 
anuli‘ vorkomme; das ist aber nicht richtig, wie auch v. Scherer, Eherecht, 
bei Benedict Levita und Ps.-Isidor S. 21 bemerkt. Vgl. auch in dieser Be- 
ziehung das Pontificale saec. IX. in usum ecclesiae mediolanensis bei Maygi- 
stretti, Monumenta veteris liturgiae Ambrosianae (Mediolani 1897) S. 64fl. 
und siehe Dieckhoff, Die kirchliche Trauung (Rostock 1878), S. 35 ff., und 
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des Mittelalters aber wird diese Bedeutung so gang und gäbe, 
dass der Verlobungsring ohne weiteres die ‚fides‘ genannt wird; 
eine Benennung, die in nicht wenigen Orten auch heute gebraucht 
wird !. 

III. 

Es scheint, dass in jenen Gegenden Italiens, in denen der 
Einfluss der Langobarden kein grosser und nachhaltiger war, und 
eben deshalb das römische Recht sich als Territorialrecht erhalten 
konnte, wie in der Romagna, die juristische Bedeutung der ‚arıha‘ 
im Verlobungsring verloren gegangen sei. Richtiger dürfte es 
jedoch sein zu sagen, dass auch dort in den ersten Jahrhunderten 
des Mittelalters die ethisch-religiöse Bedeutung des Ringes den 
rechtlichen Wert desselben in den Hintergrund gedrängt hat, 
welcher erst später mit der Wiederbelebung der römischrecht- 
lichen Studien zu neuem Leben erweckt wurde. Diese Annahme 
dürfte nicht unbegründet sein. Man bedenke nur, dass die bekannte 


L. Duchesne, Origines du culte chretien (Paris 1898) S. 413 ff. S. auch 
die Coronatio Judithae a. 856 (in den Capitularıa, ed. Boretius-Krause II 
425), wo der Ring auch ‚fidei et dilectionis signum‘ genannt wird. — Für 
Deutschland vgl. Weinhold a. a. O. I 309. 

! Beweise dafür giebt es viele; hier beschränke ich mich darauf, bloss 
einige anzuführen. Vor allem liest man an einer Stelle des bekanuten un- 
gedruckten Werkes von Biagio da Morcone c. 70 v: ‚Anulus est arra, qua 
est subarrata sponsa marito, qui anulus denotat fidem et promissionem.‘ — 
Statuti di Gaeta III 10: ‚anulus subarrhationis, qui vulgariter dicitur lo 
anello ä fede [= der Ring Jder Treue], cum quo mulier in matrimonio 
contrahendo subarrhatur‘; vgl. III 28: ‚mulieres cajetanae maritatae debeant 
continue ferre anulum subarrhationis, qui fidei dieitur „ . .; incessanter de- 


ferant in signum et honorem matrimoni.‘ — Statuti di Benevento (1588) 
S. 62: ‚habebit anulum sponsalitium, vulgo nuncupatum la fede.‘ — Statuto 
di Gubbio II 44: ‚anulus, sive fides, quo uxor fuerit desponsata. — Daraus 


kam das Wort affıdare, dem man in den Dekretalen (z. B. IV 11s; IV 
14 2) begegnet; und das Wort wird an manchen Orten Unteritalieıs für 
Ehe schliessen noch heute gebraucht. Indessen hatte die eigentliche 
ethisch-religiöse Bedeutung des Ringes oder ‚Fede‘ zur Folge, dass dieser in 
den ehegüterrechtlichen Beziehungen nicht so wie die anderen Gegenstände 
oder Güter, welche der Mann seiner Frau gab, behandelt wurde; vel. z. B. 
Statuto di Roma (1363) I 44 und Statuto di Leenago (1554) II 56. 
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const. des Kaisers Leo (Cod. Just. 5 ı5s a. 472) vom Tübinger 
Rechtsbuch nicht, wohl dagegen bei den Excep. Petri I 44 er- 
wälnt ist. 

In jenen Gegenden Italiens aber, wo, wegen der ununter- 
brochenen Langobardenherrschaft die germanischen Formen der 
Eheschliessung entweder allein massgebend oder den römischen 
gegenüber, die übrigens keinen rechtlichen Wert hatten, die 
ganz überwiegenden waren, war der Verlobungsring, welcher von 
den Eingeborenen noch immer gebraucht und von den neueren 
Einwohnern selbst angenommen wurde, wahrscheinlich um den 
rechtlichen Wert einer römischen arrha (ohne jedoch einen 
anderen juristischen Wert zu erwerben) gekommen und hatte 
nur die eben geschilderte ethisch-religiöse Bedeutung bewahrt!. 

Von den meisten Schriftstellern wird angenommen, dass, wie 
alle germanischen Völker, so auch die Langobarden, indem sie 
sich den Gebrauch des römischen Verlobungsringes eigen machten, 
demselben eine neue, dem Entwicklungsgrade ihres Rechtes 
gemässere rechtliche Bedeutung verliehen und denselben mit den 
Rechtshandlungen, wodurch sie die Ehe schlossen, organisch 
verbanden. Diese Anschauung entbehrt, wenigstens insoferne 
sich dieselbe auf Italien bezieht, jeder ernsten Begründung. 

Nachdem Hoffmann bemerkt hat, dass die einzige Form 
der rechtmässigen Ehe für die damaligen Germanen der Braut- 
kauf war, scheint er der Meinung zu sein, dass diese Thatsache 


! Mir stehen keine Beweise zu Grebote, welche zu dem Schlusse be- 
rechtigen, dass dasjenige, was in der Lex romana utinensis III 5 6 über die 
Verlobungsarrha enthalten ist, wirklich angewandt worden ist. In den Con- 
suetudines Mediolanenses des Jahres 1216 rub. 18 ist zu lesen: ‚Si nomine 
sponsalitiorum annulus, vel corona, vel cingulum .... detur, matrimonio 
non secuto, medietas redditur, si osculum intercesserit.‘ Es ist also die 
blosse Wiederholung des bekannten constantinischen Gesetzes, das mit der 
Funktion des Riuges als einer arrha nichts zu schaften hat. — Dem ‚auu- 
lus subarrhationis‘ wird von v. Scherer, Eherecht bei Benedikt Levita und 
Ps.-Isidor S. 22 Anm. 2 jeder rechtliche Wert abgesprochen; ihm nähert 
sich Freisen, Geschichte des kanonischen Eherechts S. 137f. an. Hinsicht- 
lich des nordischen Rechtes vgl. v. Amira, Obligationenrecht I 525, II 664. 
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bei ihnen den früheren rechtlichen Wert, den der ‚anulus pronobus‘ 
bei den Römern gehabt hatte, wieder auffrischen musste. Da 
die germanische ‚deponsatio‘ den alten lateinischen ‚sponsalia‘ 
entsprach, und die ‚traditio‘ der ‚mancipatio‘ in der co&mtio 
gleich aussah, so scheint es Hoffmann selbstverständlich, dass 
der Ring von den Germanen bei der Schliessung des Verlobungs- 
vertrages allsogleich als eine arrha (Launegild) gebraucht worden 
sei!. Alle die hierbei sich aufdrängenden Fragen, auf welche 
Weise bei den germanischen Völkern vor der Annahme des 
römischen Verlobungsringes ein solcher Vertrag zu stande ge- 
kommen sei, und ob jene nationale Weise den Gebrauch des 
Ringes überlebt habe oder nicht, und in welches Verhältnis zu 
dem Ringe dieselbe kam u. s. w., werden von Hoffmann nicht 
erörtert. 

Sohm behauptet, dass in einer ersten in Italien durch Rotharis 
Edikt vertretenen Periode die ‚desponsatio‘ ein Realvertrag gewesen 
sei, der durch die dem Muntwalt von dem Bräutigam vor der 
‚Traditio‘ des Weibes gemachte Zahlung des Preises zu stande 
kam; und dass in einer darauffolgenden in Italien durch das 
Edikt Liutprands vertretenen Periode die ‚desponsatio‘ nur die Er- 
scheinung des Realvertrages bewahrt hätte, welcher vermittelst 
der Leistung der durch den Ring vertretenen arrha verbindlich wurde. 
Wollte der Bräutigam den Preis nicht vorausbezahlen, erreichte 
er ohnehin denselben Zweck, nämlich den Vertrag bindend zu 
machen, indem er beim Verlöbnis dem Muntwalt die arıha ım 
deutschen Sinne (Launegild) gab. Die arıha war die Sclıein- 
leistung, welche nicht nur den ihr vom späteren römischen Recht 
zugeschriebenen Wert, sondern dieselbe Kraft der Realleistung 
hatte, das heisst die Kraft, den Vertrag zu schliessen. Vermöge 
derselben wurde das Verlöbnis verbindlich, olıne dass es nötig 
gewesen wäre, den Preis vor der ‚Traditio‘ auszubezahlen. Die 
Scheinleistung bewährte nach Sohm der Verlobung die Form des 


— 


" Hoffmann, Verlobungsring a. a. 0. 8 9 S. 852ff. 
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Realkontrakts; und eine solche Scheinleistung in Liutprands Edikt 
war eben der römische Verlobungsring!. 

An sich läge in dieser Thatsache nichts Auffallendes; denn es 
wäre nicht der einzige Fall gewesen, wo der römische Rechts- 
stoft' von den germanischen Völkern nach ihrem Belieben den 
Grundsätzen ilıres Nationalrechtes gemäss gebraucht worden 
wäre. Es sei hier nur der Urkunden Erwähnung gethan, von 
denen man im Mittelalter einen so fruchtbaren Gebrauch gemacht 
hat. Was aber den Verlobungsring anbelangt, prüfen wir, was 
aus den Quellen erhellt. 

Um zu beweisen, dass im älteren Langobardenrechte die 
‚desponsatio‘ ein Realkontrakt war, stützt sich Sohm auf Rotharı 
215, worin gesagt ist, dass, falls nach der Sponsalienschliessung, 
aber vor der ‚Traditio‘ die Braut sterben sollte, ihr Muntwalt 
zur Rückgabe des schon erhaltenen Preises (meta) verpflichtet 
sei. Hieraus folgert Sohm, dass die Zahlung der meta, oder die 
Leistung eines der Kontrahenten, nämlich des Käufers, der die 
bindende Kraft des Verlobungsvertrages konstituierende Akt 
gewesen wäre: der Verlobungsvertrag war ein Realvertrag. Das 
Nämliche folgert er auch aus Rothari 178, 179 und 180. 

Wäre jedoch diese Folgerung richtig, so hätte man ın 
Rotharis Edikt nie von rechtlichen Wirkungen der ‚desponsatio‘ 
vor der stattgehabten Zahlung der meta sprechen können. Wenn 
wir aber bemerken, dass der Verlobungsvertrag als ein rechtlicher 
Wirkungen fähiger auch in denjenigen Fällen dargestellt ist, in 
denen die Zahlung der meta noch nicht stattgefunden hatte, so 
ist man zu dem Schluss berechtigt, dass der Vertrag selbst auch 
ohne die gemachte Zahlung der meta rechtmässig bestehen konnte, 


! Sohm, Recht der Eheschliessung S. 27f., 55, Anm. 68; Sohm, Trauung 
und Verlobung S. 40. Vgl. Stobbe, Reurecht und Vertragsschluss in der 
Zeitschr. f. RG. X11I 228; Heusler, Institut. $ 132 (II 286); Weinhold 
a. a. O. II 310; Löning, Geschichte des deutschen Kirchenrechts II 579ff.; 
Vanderkindere, Ta condition de la femme et le mariage & l’eEpoque merovin- 
ginne in den Bulletins de l’Acadömie royale des sciences de Belgique 
(3. Ser. To. 15 a. 1888) S. 860. 


Brandileone, Die ‚Subarrhatio cum anulo‘, 325 


und dass folglich nicht die Leistung des Fraupreises der Akt 
war, der ihm die rechtliche Existenz verlieh. An mehreren Stellen 
desselben Ediktes von Rothari (cc. 190, 191 und 192) lesen wir, 
dass beim Verlobungsvertrag die meta einfach versprochen worden 
war (dicta), und dessen ungeachtet wird der Vertrag als voll- 
kommen gültig angesehen, wenn andere Umstände nicht eintreten, 
die ihn ausser Kraft setzen. Keine andere Folgerung darf man 
aus Rothari 178 ziehen, den Sohm als Stütze seiner Anschauung 
anführt!. 

Wenn also ın Rotharis Edikt nicht die Leistung des Bräuti- 
ganıs der Akt war, der den Verlobungsvertrag verbindlich machte, 
welches Moment war es dann, welchem vom älteren Langobarden- 
recht eine solche Wirkung zugeschrieben wurde? Will man aus 
der Analogie Schlüsse zielen, so darf man voraussetzen, dass in 
einem vorgeschichtlichen Zeitraum die Eheschliessung bei den 
Germanen, wie etwa im ältesten Rom, im unmittelbaren Wechsel 
des Preises und des Weibes bestand, ein Barvertrag war. Als 
aber in der Folgezeit jene einzige ursprüngliche Handlung, 


! Nach Rothari cc. 190 u. 191 soll derjenige, welcher die ‚sponsata al- 
terius‘ heiratet oder entführt, dem ersten Bräutigam derselben ‚dupla meta, 
quantum dictum est in diae illa, quando fabula firmata fuerat‘ geben. 
Wenn hierin das Wort ‚dietum‘ nicht ganz einfach ‚versprochen‘ oder ‚pro- 
missum‘ bedeutete, so wäre es unbegreiflich, warum der Gesetzgeber nicht, 
die Verpflichtung des Vormundes der Braut erwähnte, dem ersten Bräuti- 
gam das zurückzuerstatten, was er als meta oder als einen Abschlag der- 
selben bei dem Verlobungsvertrage erhalten hätte. 8. auch Liutpr. c. 119 
und Expositio ad Rothari c.192, und vgl. Val de Lievre, Launegild und Wa- 
dia S. 278 Anm. 3, und in der Zeitschr. der Sav.-Stift. f£ RG. (1883) IV 18 
bis 20 u. 46 ff., und Pappenheim, Launegild und Garethinx 8. 16 f. — Sohm, 
Eheschliessung S. 27 Anm. 11, uud Schroeder, Lehrbuch 8. 293 Anm. 177 
meinen, dass die Worte bei Rothari c. 178: ‚adimpleat metam illam, quae 
in diae sponsaliorum promisit‘ auf eine partielle schon beim Verlobuugs- 
vertrage vor sich gegangene Auszahlung der meta anspielen, und sie meinen 
noch, dass die fideiussores, die darin auch erwähnt werden, für die Zahlung 
des Restes gegeben worden wären. Mir scheint, dass ‚adimplere‘ hier das- 
selbe wie lateinisch ‚solvere, praestare‘ oder italienisch ‚adempire, pagare‘ be- 
deutet. Vgl. Dig. 26 742; 18 1 #7. 
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welche obligatorische und sachenrechtliche Elemente ohne Ab- 
grenzung in sich eingeschlossen hatte, in die Verlobung und in 
die Uebergabe der Frau, nämlich in zwei geschiedene und 
durch eine gewisse Frist getrennte Akte auseinanderfiel!, da ver- 
einigten sich notwendigerweise, im ersten die ‚obligatorischen 
Elemente, während die sachenrechtlichen dem zweiten vorbehalten 
wurden. Es erscheint doch kaum wahrscheinlich, dass der erste 
Akt schon seit jener Zeit durch die von einem der Kontrahenten 
ausgeführte Leistung hätte zu stande kommen können. Diese 
Leistung hat wohl auch bei der Verlobung stattfinden können; 
aber sie konnte auch fehlen, ohne dass infolgedessen die Ver- 
lobung minder gültig gewesen wäre. Das Edikt Rotharis führt 
uns beide Möglichkeiten vor und sieht in beiden Fällen die Ver- 
lobung als vollständig gültig an. 

Worin eigentlich dasjenige, was die Verlobung verbindlich 
machte, bestand, besagt Rothari nicht ausdrücklich; er begnügt sich 
damit, es durch den Ausdruck ‚fabula firmata‘ anzudeuten. Wenn 
wir aber einerseits uns vergegenwärtigen wollen, dass nach der 
Spaltung des einzigen ursprünglichen Aktes im ersten der beiden 
daraus entsprossenen Akte nur das obligatorische Element des 
Rechtsgeschäftes verbleiben konnte; und wenn wir andererseits 
ins Auge fassen wollen, dass nach dem Sprachgebrauch der 
langobardischen Edikte die ‚firmatio‘ einer Vereinbarung oder 
einer Willenserklärung immer durch den Gebrauch einer feierlichen 
Form geschieht?, so müssen wir, m. E., den Schluss ziehen, dass 


I Taeitus, Annal. I 55 berichtet, dass Arminius die Tochter des Se- 
gestes ‚alii pactam‘ entführte. 

2 Die Römer gebrauchen das Wort ‚firmare‘, um die Feierlichkeit zu 
bekunden, durch welche eine Vereinbarung verbindlich wird. Paul. Sent. V 
71: ‚ÖObligationum firmandarum gratia stipulationes introductae sunt.‘ 
Schon im Edikt von Liutprand c. 15 wird die ‚wadia‘ ‚stipulatio‘ genannt. 
Die ‚firmatio‘ konnte auch durch Eid vor sich gehen, Liutprand c. 70, 79, 
118. Vgl. Ratchis c. 5: ‚causa, quae per wadia firmatur.‘ Vgl. auch 
folrende Stellen von Plautus, Colax II: ‚Qui data fide firmata fidentem 
fefellerint‘, und Miles glor. II 5 43: ‚Te nusquam mittam, nisi das firma- 
tam fidem‘, und 8. andere Stellen bei Costa, diritto priv. rom. nelle co- 
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die langobardische Verlobung nie ein Realvertrag war, sondern 
ein Formalvertrag, worin sich der Muntwalt der Braut und der 
Bräutigam gegenseitig versprachen, das Weib überzugeben und 
den Preis auszuzahlen, indem sie die gewöhnliche Form der 
‚wadia‘ brauchten. Andere haben schon bemerkt, dass der von 
Rothari verschwiegene Umstand ın späteren Urkunden erwälhnt 
wird, die ausdrücklich besagen, dass die ‚firmatio‘ der Verlobung 
‚per wadiam‘ oder ‚wadibus‘ geschah, und die in Beispielen aus 
dem täglichen Leben uns bestündig die Kontrahenten der Ver- 
lobung vorführen, wie sie unter Gebrauch der ‚wadia‘ die Ver- 
sprechungen austauschen. 

Wird also, sowohl früber als nach Liutprand, durch die 
‚wadia‘ der Verlobungsvertrag geschlossen und ist er eben darunı 
ein Formalvertrag, so kann man schon aus diesem Grunde nicht 
verstehen, wie denn derselbe im dazwischenliegenden Zeitraume 
den Schein eines Realvertrages hätte bewahren können. Wenn 
überdies zur Zeit Liutprands die ‚meta‘ schon eine der Braut 
gereichte Gabe geworden war?, so hatte hiermit die Möglichkeit 
der im voraus gemachten Leistung derselben seitens des Bräuti- 
gams aufgehört, und es bestand gar nicht die Notwendigkeit, der 
Verlobung den Schein eines Realvertrages zu bewahren. 

Die Stelle Liutprands, auf welche Sohm seine Konstruktion 
gründet, ist das bekannte c. 30; dasselbe soll, insofern es 
sich auf unseren Gegenstand bezieht, hier näher untersucht werden. 
In diesem Kapıtel werden die ‚desponsate‘ und ‚subarrate cum 
anulo‘, aber noch nicht ‚tradite‘ Frauen mit denen verglichen, 
welche sich Gott gewidmet und das Klostergewand angezogen, 


medie di Plauto S. 277 f., diritto privato nelle comedie di Terenzio S. 12 
und bei Peruice, Labeo I 411. Vgl. Cod. Th. Ill 73 = Cod. J. V 42): 
. . . 1psorum consensu atque amicorum fide firmatur.‘ 

! Vgl. Val de Lievre, Launegild und Wadia S. 213, 191, 148, 60f. und 
ausser den von ihm angeführten Urkunden s. Cod. dipl. long. col. 1184 
No. 681 v. J. 964, worin zu lesen ist: ‚die quando te sponsavi, in qua per 
wadiam firmavi.‘ 

2 Vgl. Schroeder, Geschichte des ehelichen Güterrechts I 40£f. . 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 29 
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aber noch nicht ‚a sacerdote consegrate‘ worden sind. Wenn 
die Schriftsteller diese Stelle für die Geschichte der Eheschliessung 
benutzen, so heben sie hervor, wie hierin die fleischliche mit der 
. geistigen Ehe verglichen, und wie die erste Handlung, wodurch 
jene geschlossen wurde, nämlich die ‚desponsatio‘, mit der ersten 
Handlung, nämlich dem ‚votum‘, wodurch diese zu stande komme, 
zusammengestellt werde!. Folglich ist nach der üblichen An- 
schauung das ‚Subarrhare cum anulo‘ bloss ein Teil oder ein 
Element der ‚desponsatio‘, ebenso wie das ‚vestem monastiga in- 
duere‘ nur ein Element oder ein Teil des ‚votum‘ ist. Nach der 
Behauptung von Sohm würde die ‚Subarrhatio cum anulo‘, da sie 
die dem Verlobungsvertrag rechtliche Existenz verleihende Schein- 
leistung vertritt, einen wesentlichen Teil der ‚desponsatio‘ bilden. 
Da man aber nicht behaupten kann, dass das ‚vestem monastiga 
induere‘ einen wesentlichen Teil des ‚votum‘ ausmacht?, so wäre 
der Vergleich als ein verunglückter zu bezeichnen. 

Fasst man aber die fragliche Stelle näher ins Auge, so sieht 
man, dass die hierin verglichenen Akte nicht zwei, sondern vier 
sind. Hinsichtlich der himmlischen Ehe sind zwei Momente 
hervorgelioben, das abgelegte ‚votum‘ und die angezogene ‚vestis 
monastica‘; in der irdischen Ehe sind zwei andere Momente, 
die ‚desponsatio‘ und die ‚subarrhatio‘, hervorgehoben. Ueber die 
Beziehung zwischen dem ‚votum‘ und der ‚vestis monastica‘ einer- 
seits und der ‚desponsatio‘ und der ‚subarrhatio‘ andererseits 
drückt sich Liutprand nicht deutlich aus. Da aber uns bekannt 
ist, dass die ‚vestis‘ kein wesentliches Element des ‚votum‘ (‚habitus 
non facit monachum‘, sagte viel später Clemens III. [X. III 31]), 


! Ueber Liutprand c. 30 vgl. Schroeder a. a. O. S. 13 Anm. 15; 
Osenbrüggen, Strafrecht der Langobarden (Schaffhausen 1863) S. 107f.; 
Sohm, Trauung und Verlobung S. 16ff.; Habicht, Altdeutsche Verlobung 
(Jena 1879) S. 36 Anm. 2. 

2 Ueber die Bedeutung des Nonnengewandes vgl. Bingham, Origines 
sive antiq. eccl. (Halae 1727) III 102ff.;, Scaduto, TI consenso nelle nozze, 
nella professione e nell’ ordinazione S. 458 ff., und Freisen, Geschichte des 
kanonischen Eherechts S. 702 ff. 
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sondern ein äusseres Merkmal war (worauf übrigens derselbe 
langobardische Gesetzgeber mit den Worten ‚tale signum super 
se suscipiunt‘ anspielt!), so wird man mit Sicherheit fol- 
gern, dass die ‚subarrhatio‘ nach der Auffassung des Gesetz- 
gebers selbst kein wesentliches Element der ‚desponsatio‘, deren 
Merkmal sie bloss war, gebildet hat. ‚Signum fidei‘ wurde auch, 
wie wir oben gesehen, der Verlobungsring in den erwähnten 
geistlichen Schriften benannt?. Ihren Verfassern schwebte eben 
jener Vergleich zwischen der Ehe und der Nonneneinkleidung 
vor, wovon im langobardischen Gesetze die Rede ist, welches 
augenscheinlich der nämlichen Auffassung folgend dem Ring sonst 
keine andere Bedeutung zuschreibt?. | 

Aus der Zusammenstellung der Nonneneinkleidung und der 
‚subarrhatio‘ kann man noch andere Schlüsse ziehen. Wie in 
dem Augenblicke, in welchem das Gelübde abgelegt wurde, die 
Bekleidung mit dem Nonnengewande nicht nötig war, dieselbe 
vielmehr auch nachher, selbst erst zur Zeit der ‚consecratio‘ 
stattfinden konnte; so wird auch die ‚Subarrhatio cum anulo‘ bis- 
weilen zu gleicher Zeit mit der formellen ‚desponsatio‘ haben vor 


ı Das Wort ‚signum‘ in Anwendung auf das Nonnengewand kommt 
schon in den geistlichen Schriftstellern vor. So ist bei Optatus Milevitanus 
V 4 (in Corpus Script. eccl., Vindobonae 1893, XX VI 152) zu lesen: ‚Signum 
est ergo, non sacramentum.‘ Vgl. auch im Sacramentarium Gregorianum 
(Muratori, Liturg. rom. vetus II 183f.) die ‚Benedictio vestium virginis vel 


viduae‘, wo wir lesen: , .. haec indumenta humilitatem cordis et contem- 
tum mundi significantia, quibus famula tua illa sancto visibiliter est 
informanda proposito ... .‘, und in der nächstfolgenden Formel: ,... hanc 


vestern, quam famula tua illa pro conservandae castitatis signo se ado- 
perienlam exposcit, henedicere digneris.‘ Vgl. auch das Pontiticale saec. 
IX in usum Ecel. Mediol. bei Magistretti, o. c. S. 55ff. und s. Duchesne, 
o. c. 8. 404ff. 

?® Isidorus, De offic. II 208 [= Decret. Grat. C. 30 qu.5..78$ 3], 
Coronatio Judithae in Capitul. II 425. 

® Ueber die christliche Auffassung, die sehr bald in dem von den 
Weibern abgelegten Gelübde der Keuschheit eine mit Christo geschlossene 
geistliche Ehe erblickte, vgl. Scaduto, o. c. S. 229 ff. und Freisen, o. c. 
S. 677 ff. 


22° 
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sich gehen — sie wird ihr auch später folgen — oder gänzlich haben 
ausbleiben können, ohne dass die Wirkung der ‚desponsatio‘ be- 
einträchtigt worden wäre, gerade wie wegen des Fellens des 
geistlichen Gewandes das Gelübde nicht verringert wurde. Und 
wenn wir auch bei Luitprand 30 nur das Eine bestätigt finden, 
dass er nämlich die ‚subarrhatio‘ als eine Handlung ansalı, die 
der Bräutigam vor der ‚traditio‘ der Braut zu vollziehen pflegte, 
so wie die Einkleidung des Nonnengewandes der ‚consecratio* 
voranging; so werden die anderen oben vorgetragenen Schlüsse 
bei der Prüfung der Urkunden vollkommen bestätigt. 

In einer Urkunde von Fondi (Gaeta), die ungefähr dem Jalıre 
1069 angehört, lesen wir, dass bei dem Verlobungsvertrage zwischen 
Bernhard, Consul von Fondi, und der Tochter des Landone. 
des Grafen von Sessa, der erste mittelst der ‚wadia“ und der 
‚ftideiussores‘ dem zweiten verspricht, dessen Tochter Ofla zur 
Frau zu nehmen und ihr die Morgengabe zu geben, und Landone 
‚per spatam‘ die symbolische ‚traditio‘ der Braut dem Bräutigam 
Bernhard vollzieht, welcher vor der symbolischen ‚retraditio‘ 
‚arre pro eam anulo dedit‘!. Hier geschieht also die ‚Subarrhatio 
cum anulo‘ in demselben Augenblicke der Verlobung, welche 
ihrerseits vermittelst der gewöhnlichen in die Form der ‚wadia‘ 
gekleideten Versprechungen geschlossen wird. Man beachte dazu, 
wie die ‚arrha® dem Vater der Braut gereicht, damit sie der 
Braut gegeben werde (pro eam); das unterschied sich nicht vom 
alten römischen (rebrauche, welchem gemäss sowohl der Ring 
als auch die sonstigen als Verlobungsarrha eingereichten Gegen- 
stände oder Wertsachen bald direkt der Braut, bald, wie ın 
unserem Falle, den Eltern oder ihren Vertretern eingehändigt 
wurden?. Nicht einmal die römische Sitte, Münzen als eine 


ı (‘odex diplomat Cajetanus II 239: über das Datum der Urkunde 
8. die Anmerkung des Herausgebers S. 93. 

? Das erhellt aus sehr vielen Zeugnissen; vgl. z. B. Plinius Hist. vatur. 
33 12: ‚etinm nunc sponsae ferreus anulus mittitur‘; Dig. %4 ı 36 1; (od. 
Just. 5 15; Isidorus Origin. 19 32 4: ‚feminae non usae sunt anulis, nisi quos 
virginl sponsus miseräat. 
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‚arrha‘ zu geben, kann, wie andere Urkunden bezeugen, als ver- 
schwunden gelten!. 

Aus anderen, auch Süditalien angehörenden Urkunden ersieht 
man, dass ehemals das Geben des Ringes nicht, wie im schon 
beschriebenen Falle, beim Schluss des Verlobungsvertrages, sondern 
nach der formellen Schliessung desselben zwischen dem Muntwalt der 
Frau und dem Bräutigam stattfand?. Dass ferner die ‚subarrlatio‘ 
vollständig ausbleiben konute, beweisen die Formulae ad Rothari 
182 und 195, worin dieselbe gar nicht erwähnt wird. 

Werden durch die bis jetzt geprüften Urkunden die aus dem 
Vergleiche zwischen der ‚Subarrhatio cum anulo‘ und dem ‚vestem 
monastigaindnere‘hergeleiteten Schlüsse insoweit bestätigt, als beide 
Ceremoniennichtals Elemente, sondern nur als, signa‘ der in der ‚des- 
ponsatio‘ und im ‚votum‘ enthaltenen Rechtsgeschäfte angesehen 
wurden, sich mit denselben entweder vereinigen oderilinen nachfolgen 
oder auch ausbleiben konnten; so ersehen wir aus anderen Ur- 
kunden, dass, wie das ‚vestem monastiga induere‘ in dem Augen- 
blicke der ‚consecratio‘ stattfinden, so auch die ‚Subarrhatio cum 


—-_ — 


ı Vgl. eine Urkunde v. J. 966 in Nocera (Codex diplom. Cavens. 
No. 236), wo, nach dem Austausch der gewöhnlichen durch die wadia ge- 
gebenen Versprechungen und nach der symbolischen ‚traditio‘, der Bräutigam 
vor der ‚retraditio‘ ‚arre pro ipsa filia sua sol. aur. unum‘ dem Mund- 
walt giebt. 

? Cartularium Cupersanense (Montecassino 1892): No. 65 v. J. 1110 zu 
Conversano: ‚Declaro quia [fut] placitum inter me et A., ut accipiat sivi 
uxore deleita filliam meam per anulum et morgincap . .. Et statim ego 
guadiam tivi A. dedit...; — No. 79 v. J. 1128 zu Monopoli: ‚Ego P. 
conveniente me cum M. dedi et tradidi [l. dandi et tradendi] michi vera 
uxor per anulum filia sun... Ego P. guadıa M. dedi .. .'; — No. 155 
v. J. 1209 zu Monopol: ‚Ego P. declaro quia convevit mecum J., ut daret 
et traderet michi uxorem sororem suam et ego eam michi uxorem legitimam 
per anulum et morwincap sociarem‘; — vgl. auch ebendaselbst No. 166. — 
Dass die subarrhatio sich weder immer noch überall mit der langobardischen 
desponsatio verband, wird indirekt auch durch die Thatsache bewiesen, dass 
in der zweiten Periode des Mittelalters die subarrhatio nicht immer in dem 
Augenblicke vollzogen wurde, wo die Ehe per verba de praesenti ge- 
schlossen wurde, sondern in einem darauffolgenden. So z. B. in Parma, 
Reggio uud anderswo. 
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anulo‘ zugleich mit dem Akte der ‚traditio‘ vor sich gehen konnte. 
Das Cartul. lang. 16 erwähnt die ‚subarrhatio‘ in dem Augen- 
blicke, wo der Muntwalt die ‚traditio per manum‘ der Braut an 
den Bräutigam vollzieht; und aus einigen toskanischen Eheurkunden 
des XI. Jahrhunderts ersehen wir ganz klar, dass die ‚subarrhatio‘ 
vom Bräutigam vollzogen, nachdem der Muntwalt die ‚traditio‘ 
ausgeführt hat!. Auch kann man nicht in solchen Fällen dem 
‚anulus subarrhationis‘ die Bedeutung des Scheinpreises des mun- 
dium, oder des wegen stattgefundener ‚traditio‘ gegebenen Laune- 
gilds beilegen?, denn von beiden spricht man später, aber wie 


! Urkunde v. J. 1065: ‚A. adpreensit B. mundualda sua per manu et 
dedit eam Petro‘, sicut ei wadıa data habebat de ea dandum: unde ipse 
Petrus per anulum eam subarravit et suam fecit‘; — Urkunde 
v. J. 1071: ‚Petrus adpreendit filia et mundualda sua nomine Berta per 
manum dextera et sic dedit et traditit eam leitime ad uxorem R., et 
tunc ipse R. eam recepit et cum anulo suo subarravit eam.‘ — Diese 
Urkunden wurden von mir in den Atti dell’ Accademia reale di Napoli 
XXVII 381 ff. herausgegeben. 

2 Aus einigen Stellen des ungedruckten Werkes von Biagio da Mor- 
cone ergiebt sich, dass in einigen Oertlichkeiten Süditaliens der ‚anulus sub- 
arrhationis‘ auch als Scheinpreis für das Mundium gebraucht wurde, so car. 
304: ‚Sponsus cunı contrahit cum sponsa, dieit patri vel fratri eius vel ipsi 
sponse: tolle arram et precium pro mundio. Sed cum raro vel un- 
quam interveniat precium in pecunia numerata, quod anulus solet dari pro 
arra et precio mundi, sicut cotidie usitari videmus maxime in baronia 
sancti Framundi et Valle Thelie (?), et non videtur queri mundium predicta 
ratione,; sed die, quod mundium queritur; quia ex quo pretium certum 
mundii constituitur in pecunia numerata, potest pro ipsa pecunia anulus 
vel alia res dari.‘ Und cart. 299 v.: ‚Sponsi dieunt soceris vel cognatis vel 
aliis mundualdis futurarum uxorum suarum, quando cum ipsis uxoribus con- 
trahunt et ipsas affidant et fidem daut et fidem recipiunt de matrimo- 
nio contrahendo, volentes mundium ipsum acquirere: tolle arram et pre- 
cium pro mundio .. .‘ — Da aber dieser Bericht des Biagio von keiner 
sonstigen der bisher bekannten Urkunden bestätigt wird, so dürfte es wahr- 
scheinlich sein, dass in dem als arrha und Preis des Mundium gegebenen 
Ringe nur eine spätere Vewechslung zu erblicken sei, die in einigen Orten 
zwischen dem anulus subarrhationis, dem Symbol der ‚fides‘, und demjenigen, 
was als Launegilil gegeben wurde, stattfand. Das Launegild bestand nicht 
selten in einem Ringe, wie man aus vielen bei Val de Lievre op. eit. S.13 
Anm. 1 angeführten Belegstellen ersehen Kann. 
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von Dingen, welclıe vom Ringe ganz verschieden sind, womit der 
Bräutigam die Braut subarrhata hatte. 

Es kommt öfters vor, was ich anderswo zu bemerken 
Gelegenheit hatte, dass die Urkunden Süditaliens, obwohl sie aus 
derselben Zeit stammen, oder sogar später sind, als ähnliche von 
Mittel- oder Norditalien, doch eine ältere Stufe der juristischen 
Entwicklung als jene widerspiegeln. Beim ersten Anblick 
würde es auch scheinen, dass man das Gleiche auch für unser 
Thema behaupten dürfte. Ist es richtig, dass Luitprand 30 der 
als vor der ‚traditio‘ vollzogenen ‚subarrhatio‘ Erwähnung thut, 
so entspricht diesem Thatbestande, was sowohl aus der Urkunde 
von Fondi, als auch aus den sonstigen angeführten süditalienischen 
Urkunden erhellt; während die toskanischen Urkunden und das 
Cartul. 16, indem sie die ‚subarrhatio zu gleicher Zeit wie 
die ‚traditio‘ vor sich gehen liessen, uns einen späteren Gebrauch 
wiedergeben dürften. Uebrigens würde uns die Annalıme nichts 
weniger als unwahrscheinlich dünken, dass schon von Anfang an, 
nämlich seit dem Zeitpunkte, wo die Langobarden hereinbrachen 
und sich in Italien ansiedelten, ‚deposito feritatis rancore ex eo 
forsan quod indigenis per conubia iuncti‘! den Römerinnen den 
Ring auf den Finger zu stecken begannen, sie weder immer noch 
überall denselben Gebrauch angenomen haben. Bisweilen pflegten 
sie hier und da ihren Bräuten den arrhalischen Ring in demselben 
Augenblicke zu schicken, in welchem sie sich dem Vater des 
Mädchens oder dessen Vertreter gegenüber durch die nationale 
Festuca verpflichteten, dasselbe zur Frau zu nehmen und ihm die 
Morgengabe zu geben; so oft sie mittelst des Vaters oder irgend 
einer anderen Person den Ring einsandten, nahmen sie einen 
auch bei den Römern verbreiteten Gebrauch an; manchmal oder 
in anderen Orten pflesten sie ihn nach der formellen ‚desponsatio‘ 
zu übersenden oder zu geben; während anderswo oder zuweilen 
sie ihn im feierlichen Augenblicke überreichten, wo das Mädchen 


! Ottonis et Rahevini Gesta Friderici I. Imp. (ed. Waitz, Hannoverae 
1884) II 13. 
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ihnen vom Muntwalt mit der Munt über sie und den ihr an- 
gehörenden Sachen getraut wurde. 


IV. 

Man ersieht aus den bisher zusammengestellten Thatsachen 
zuerst, dass die ‚desponsatio‘ im Langobardenrechte nie ein Real- 
vertrag war, aber immer mittelst der Förnilichkeit der ‚wadia‘ 
geschlossen wurde, und zweitens, dass der Scheinpreis des mun- 
dium und das dem Muntwalt vom Bräutigam dargereichte Laune- 
gild in den Urkunden stets in etwas anderem als dem ‚anulus 
subarrhationis‘ bestand. Hieraus erhellt klar, dass dieser als 
eine durch den Bräutigam gemachte Scheinleistung weder wirkte 
noch wirken konnte, um, wie Sohm behauptet, dem Verlobungs- 
vertrag den Schein eines Realvertrages zu bewahren, noch als 
der Preis des mundium oder als Launegild, wie andere glauben '; 
es folgt daraus kurz, dass der ‚anulus subarrhationis‘ keineswegs 
ein mehr oder weniger wesentliches Elenıent des die Ehe bildenden 
Rechtsgeschäftes war. Und diese Schlussfolgerung wird auch 
durch den wohl äusseren, aber bedeutungsvollen Umstand be- 
stärkt, dass die ‚subarrhatio‘ bald in dem einen, bald in dem 
anderen wesentlichen Momente des Rechtsgeschäftes oder in 
gar keinem erwähnt wird; es war gleichsam wie ein fremdes 
Element, welches, da es durch die ihn umgebenden anderen 
Elemente nicht assimiliert werden konnte, bald hinausgestossen 
und etwa hie und da eingeschoben, bald gänzlich übergangen 
wurde, 

Konnte sich aber dieses römisch-christliche Element mit der 
rechtlichen Gestalt der deutschen Eheschliessung nicht ver- 
schmelzen, so vertrat es zu gut die neue, hauptsächlich durch die 
Kirche unter den Langobarden verbreitete Auffassung des Ehe- 
verhältnisses, dass diese, während sie doch demselben keine 
juristische Bedeutung beilegten, gar nicht auf den Gedanken 


! Hoffmann, Verlobungsring $ 9 Anm. 11 u. 12; vgl. Friedberg, Ehe- 
schliessung S. 27. 
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kamen, es gänzlich zu übergehen. Die Ehe war nicht mehr bloss 
die durch die rechtliche Form des Kaufes geschlossene Vereinigung 
des Mannes mit der Frau, sondern im besonderen auch eine von 
(Gott geschaffene Vereinigung, wie sich Liutprand 117 ausdrückte, 
als er eben aus diesem Grunde sich bewogen fühlte, das vater- 
ländische Recht umzuändern. Diejenigen, welche somit vereinigt 
wurden, gelobten sich gegenseitige Treue, und das Symbol der 
Treue war eben der Ring. 

Durch die Annahme und Beibehaltung dieses Ritus erkannten 
die germanischen Völker einen Grundsatz an, welcher in un- 
bedingtem Gegensatz zu den Anschauungen stand, aus welchen 
er entstanden war, und auf welche sich das von ihrem Rechte 
für die Eheschliessung vorgeschriebene Rechtsgeschäft stützte. 
Die Formen des Rechtsgeschäftes rührten daher, dass die Frau 
wie eine Sache betrachtet wurde, und diese Betrachtung war 
auch fürderhin massgebend; jene Ceremonie dagegen, in der Be- 
deutung, die sie hatte, als die Germanen sie annahmen, knüpft 
sich an den Begriff der als Subjekt des Ehevertrages angesehenen 
Frau, welcher der Bräutigam bei der Ringgabe ein symbolisches 
Gelöbnis der Treue machte, welches sie, indem sie den Ring am 
Finger trug, annalım. In der ‚Subarrhatio cum anulo‘ war ein 
stillschweigendes und gegenseitiges Versprechen derart mit in- 
begriffen, dass durch dieselbe die Frau als eine Kontrahentin 
erschien. 

Jetzt erst kann man die schon früher hervorgehobene That- 
sache auseinandersetzen, warum nämlich die während des früheren 
Mittelalters sanıt der ‚desponsatio‘ und der ‚traditio‘ übliche 
Ceremonie der ‚subarrhatio‘ nicht dem Lose dieser anderen Akte 
unterlegen und wie diese verschwunden ist, nachdem in Sitte 
und Gesetz die Persönlichkeit der Frau in den Vordergrund tritt. 
Jetzt wurden die beiden Akte, die früher rechtlich unbedeutend 
gewesen waren, nämlich die Willenserklärurg der Frau und die 
‚subarrhatio‘ die juristisch einzig bedeutsamen. Gewöhnlich er- 
scheinen sie miteinander, und aus ihrer Vereinigung entsteht dann 
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die Ehe!. Wenn jedoch die mündliche Willenserklärung der 
Brautleute der Perfektion des Verhältnisses allein genügt, so 
wird auch die blosse ‚Subarrhatio cum anulo‘ zum nämlichen 
Zweck als nicht minder hinreichend angesehen. Juristen, Kano- 
nisten und Gesetzgeber legen ihr, seit dem Beginne der zweiten 
Hälfte des Mittelalters, übereinstimmend die Wirkung einer die 
Ehe schliessenden Handlung bei, indem sıe dieselbe als eine still- 
schweigende Willenserklärung betrachten An die Stelle des 


1 So häufig kommt es vor, dass in den der zweiten Periode des Mittel- 
alters angehörenden Eheurkunden sowohl der Willenserklärung der Braut- 
leute als auch der ‚subarrhatio cum anulo‘ Erwähnung gethan wird, dass es 
genügt, hier auf das Formularium von Ranieri da Perugia hinzuweisen, 
dessen eherechtlichen Teil ich in den Rendiconti del R. Istituto Lombardo, 
Ser. II vol. 31 (1898) veröffentlichte. 

% Die Glosse zu den Exceptiones leg. romanar. des Petrus (ed. Fitting 
S. 67) bemerkt, nachdem sie die ‚sponsalia de praesenti‘ von denen ‚de fu- 
turo‘ unterschieden hatte, dass die ersteren dann vorlägen, wenn ‚vir tradit 
se mulieri in virum et anulo subarrat eam et accipit eam sibi in uxorem, 
illa similiter eum in virum‘, und zeigt augenscheinlich dem Akte der ‚subar- 
rhatio‘ in der Schliessung der Ehe viele Bedeutung beizulegen. Deutlicher 
drückt sich Uguccio aus, indem er das c. 15 C. 27 qu. 2 in einer bei v. Hoör- 
mann, Desponsatio impuberum 8. 188 angeführten Stelle auslegt. Nachdem 
er erklärt hat, dass die ‚subarrhatio‘, ‚fit per immissionem anuli vel per da- 
tionem aliarum arrharum vel aliorum insignium‘, fügt er hinzu: ‚quae subar- 
rhatio quandoque fit interveniente consensu, quandoque non inter- 
veniente; sed sive consensus interveniat, sive non, sufficit siconstet de 
subarrhatione: non dico quod sit ibi matrimonium sine consensu, sed prae- 
sumitur quod consensus intervenerit et matrimonium, nisi probetur contrarium. 
Nihil enim interest, an facto an dicto,sive reaut verbis quis declaret 
voluntatem suam.‘ Und das Nämliche scheint Petrus Lombardus selbst be- 
hauptet. zu haben, wenn er schreibt, dass die die Ehe konstituierende Einwilligung 
‚verbis vel aliis certis signis‘ ausgedrückt werden soll: ‚Signum‘ war der 
terminus technicus für den ‚anulus subarrhationis‘. Und Bernhardus Papien- 
sis sagt in der Summa Decretalium (Laspeyeres S. 131), dass die ‚promissio 
futurarum nuptiarum ... fit quatuor modis, alias nuda promissione, alias 
datis arrhis sponsalitiis post promissione, alias interveniente anuli 
subarrlatione, alias interveniente iuramento‘“. Die Unterscheidung der 
‚arrhae sponsalitiae‘ von der ‚subarrhatio cum anulo‘ ist unverkennbar dem 
wiederauflebenden Studium des römischen Rechts zuzuschreiben. Vgl. auch 
Tancredi Summa de matrimonio (ed. Wunderlich, Gottingae 1841) tit. 3 S. 3 
und die Summa aurea des Kardinals Heinrich von Susa (Venetiis 1564) 
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römischen Verlobungsringes, oder genau neben denselben tritt 
der mittelalterliche Trauring'!. 


welcher die Distinktion folgendermassen wiedergiebt (col. 1265): ‚Initiatum 
[matrimonium] est aliquando nudum aliquando vestitum. Nudum appellatur, 
quando verba sponsaliorum nuda prolata fuerunt. Vestitur autem tripliciter, 
scil. fide vel iuramento praestito; aut arris vel pignoribus datis loco arra- 
rum; aut anuli subarrhatione interveniente; vgl. denselben, daselbst col. 
1234. — Gotfredus Tranensis (In titt. Decretal., Venetiis 1500 fol. 167 v.) 
giebt über die Wirkung der subarrhatio eine strengere Auffassung kund: 
„ » . Dico, quod si sponsus ante fores ecclesiae in die benedictionis, sicut 
alibi fierieonsuevit, donet anulumsponsae, sacerdote benedicente et dicente: 
benedic, Domine. has arrhas etc., tunc anuli datio matrimonium inducit. Et 
idem dico, si alias sponsus dat anulum sponsae sic dicens: duco te in uxorem.. ., 
tune matrimonium inducitur, non tam per anuli dationem quam con- 
sensum in verbis expressum‘. Für die spätere kanonistische Doktrin 
über die ‚subarrhatio anuli‘, vgl. Sanchez, De s. matrim. sacram. lib. I disp. 
22 und Reiffenstül, Jus canon. univers. lib. IV tit. 1 n. 53—65. — Nicht nur 
bei den Juristen und Kanonisten, sondern auch in den Statuten entdeckt 
man merkwürdige Spuren der Bedeutung und der Wirkung des ‚anulus 
subarrhationis‘. Z. B. Pistoia (a. 1296) III 58: Si quis habens uxorem vel 
sponsam anulatam vel iuratam .. .*, III 59: ‚Si puella maritum inrave- 
rit vel anulum desponsationis receperit .. .‘; und Pistoia (a. 1647) V 48: 
‚Habens uxorem vel spousam anulatam, vel iuratam, vel per consensum 
habıitam‘, welche letzteren Worte ım ältesten Statut nicht vorkommen. — 
Piacenza (a. 1337) V 25: ‚Matrimonia reputamus legitima, quae facta sunt 
et fient iuxta consuetudinem civit. Plac., videl. coadiunctis [l. coadunatis?] pro- 
pinquis et amicis viri et mulieris et facto sacramento ante ecclesiam de dicto 
matrimonio fiendo, et postea impositione anuli in digito mulieris per 
ipsum virum seu eius legitimum procuratorem subsecuta‘, eine Verordnung, 
die in den Statuten des 15. Jalırh. (Brixiae 1560) wortgetreu wiederholt ist. 
— Castellarquato (a. 1445) giebt buclıstäblich die placentinische Verfügung 
wieder. — Gaeta III 3; während die Kubrik dieses Kapitels (de anulo 
immittendo uxori per virum et eius subarrhatione) nur auf die 
‚subarrhatio‘ hinweist, wird diese im Texte desselben Kapitels nur nach der 
‚desponsatio per verba de praesenti‘ erwähnt, was vermuten lässt, dass die 
Reforinatoren des älteren Statuts, die den Text des Kapitels umgeändert 
hatten, sich nicht die Mühe gaben, die von der blossen subarrhatio handelnde 
Rubrik zu wechseln. — Die strengere Auflassung des Goffredus Tranensis 


! Daher eine ‚subarrhatio per verba de futuro‘ und eine andere 
‚subarrhatio per verba de praesenti‘; wie z. B. in den Kanonisten und in 
den Statuten von Ferrara (a. 1476) fol. 100 und in denjenigen von Lugo 
(a. 1520) III 52. 


‘ 
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Um dies zu erklären, sagt Hoflmann, dass der als Perfektions- 
mittel des Verlobungsvertrages früher gebrauchte ‚anulus arrhae‘ 
in der Folge zum ‚anulus pretii‘ wurde, insofern er den Schein- 
preis der Frau darstellte; wenn er also früher bei Gelegenlıieit 
der Sponsalienschliessung, so sei er nachher bei der Hochzeit 
gegeben worden, und so sei der Verlobungsring zum Trauring 
geworden!. Sohm behauptet, dass die ‚subarrhatio‘, die an- 
fangs nur bei der ‚desponsatio‘ stattfand, in der Folge samt den 
anderen Förmlichkeiten der ‚desponsatio‘ im Augenblicke der 
‚traditio‘ wiederholt wurde, und dass diese formelle Wieder- 
holung die Verwandlung des Verlobungs- in den Trauring? be- 
wirkt habe. 

Hoffmanns Unterscheidung zwischen ‚anulus arrhae‘ und 
‚anulus pretu‘ ist Jedoch ın den italienischen Quellen durchaus 
nicht begründet. Aus dem Vorhergesagten erhellt, dass nicht 
nur im früheren Mittelalter, wenigstens in den langobardischen 
Gebieten, kein ‚anulus arrhae‘ existierte, der irgendeinen juristischen 
Wert besessen hätte, sondern auch dass der Ring der ‚subarrhatio‘ 
nicht einmal als Scheinpreis der Frau und als Launegild für die 
geschehene ‚traditio‘ galt. Der Ausdruck ‚anulus pretii‘, der ein- 
mal in einer normannischen Assiısa Süditaliens vorkommt, 
verdankt seinen Ursprung nur einer fehlerhaften Lesart des va- 
tikanischen Codex. Sohm’s Meinung stützt sich auf die Art, wie 
er die Formeln zu Rotharı 182 und 195 und das Cartul. lang. 16 


nahm zuletzt überhand, was auch Monterenzi in seinen Anmerkungen zu den 
Statuten von Bologna v. J. 1454 S. 223 nachweist: ‚Anuli subarrhatio non 
est de substantia matrimonii, sed pro signo et pro quadam investitura... 
Sed quid, si esset aliud signum usitatum? Idem dicerem, quia hic loqui- 
tur attenta communi consuetudine . . .‘ — Es ist merkwürdig, dass unsere 
‚Novellieri‘ bei der Eheschliessung fast stets nur die Ringsabe hervorheben, 
ohne die Willenserklärung zu erwähnen, vgl. z.B. Lasca, Cene II 1: ‚dette 
alla Santa l’anello‘; II 3: in presenza del parentado Allessandro pubblica- 
mente dette l’anello alla fanciulla‘; II 9 u. II 10. 

! Hoffmann |. c.$ 9 S. 852fl. und $ 10 S. 866 ff. 

? Sohm, Eheschliessung S. 101—106 und Trauung S. 41 ff.; vgl. auch 
Weinhold o. c. I S. 347f. 
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auslegt; eine Erklärung, die ich, wie mir scheint, anderswo als 
irrig nachgewiesen habe!. 

Der (srund, aus welchem früher der römischen Sitte gemäss 
nur von Verlobungsring, in der Folge aber auch und zwar vor- 
wiegend von Trauring oder Ehering die Rede gewesen ist, ergiebt 
sich m. E. aus folgenden Betrachtungen. War die langobardische 
‚desponsatio‘ der erste Formalakt des die Ehe schliessenden 
Rechtsgeschäftes, nach Rothari die ‚fabula firmata‘, so sollten 
derselben Vorverhandlungen und Vorbereitungen des Formalaktes 
vorangehen: die ‚fabula firmata‘ sollte der einfachen ‚fabula‘ oder 
‚stantia® oder dem ‚conventum‘ folgen? Solche vorläufigen Ver- 
handlungen, die zur ‚desponsatio‘ führen sollten, entprachen den 
zwischen Römern ihrem Rechte gemäss geschlossenen Sponsalien, 
und man könnte meinen, dass eine solche Gelegenheit von den 
Langobarden hätte benützt werden sollen, um nach dem römischen 
Vorbild ihren Bräuten den Ring zu geben. Hätten sie so ver- 
fahren, so wäre von Trauring oder Ehering nie die Rede gewesen. 
Dazu, dass sie es nicht thaten, wurden sie, wie mir scheint, durch 
zwei Gründe bewogen. Zunächst erheischten sowohl ihr Stammes- 
recht als auch die Kirche die grösste Ocffentlichkeit der Ehe- 
schliessung und der bezüglichen Handlungen; zweitens: Hatte die 
Kirche dem römischen Verlobungsring auch keine neue juristische 
Bedeutung beigelegt, so hatte dieselbe doch seinen ethischen 
Wert derart erhöht, dass die Hingabe desselben bloss als ein 
einfacher Teil der Vorbereitungsakte oder der einfachen Vor- 
verhandlungen nicht mehr betrachtet werden konnte?. Es scheint 
also, dass unter dem Einflusse ihrer Gewohnheiten einerseits und 


ı In den Atti della R. Accad. di Napoli XXVII 287 f. 

% Ueber diese Vorverhaudlungen, welche dem formellen Akte der despon- 
satio vorangingen, vgl. Sohm, Trauung S. 431f.; Weinhold o. c. I 284ff.; 
v. Amira in Paul, Grundriss der germ. Phil. II 2 113, und v. Amira, Oblı- 
gationenrecht I 318f., II 661. 

® Uchber den gesteigerten Wert der sponsalia durch die Kirche vgl. 
v. Scheurl, Eheschliessungsrecht S. 8ff., und namentlich Loening, Geschichte 
des Kirchenrechts II 572. 
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der Kirche andererseits die Langobarden den Ring ihren Bräuten 
nicht während der Vorverhandlungen, in der Periode des noch 
nicht verbindlich gewordenen Vertrages, gaben, sondern, wie wir 
aus den Urkunden ersahen, die Sitte einführten, denselben dann 
zu geben oder einzusenden, wenn die feierlichen Akte der ‚de- 
sponsatio‘ und der ‚traditio‘ sich vollzogen, die Akte nämlich, 
welche den ehelichen, nicht den einfachen Verlobungswillen ent- 
halten. Als diese Formalakte später um ihre Bedeutung kamen 
und zuletzt ganz verschwanden, behielt die ‚Subarrhatio cum 
anulo‘, die sich früher zu ihnen gesellt hatte, den Wert, welchen 
sie von denselben ererbt hatte. So blieb die Sachlage bis 
zum Tridentium, durch welches die ‚subarrhatio‘ in die im früheren 
Mittelalter innegehabte Stelle zurückversetzt wurde. 


Die 
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Einleitung. 


Unter „Staatsgenehmigung“ im Sinne dieser Abhandlung ist 
nur eine solche Mitwirkung bei der Errichtung von Kirchen- 
gebäuden zu verstehen, welche der Staat kraft seiner Staats- 
gewalt ausübt. Es scheidet deshalb von vornherein aus unserer 
Erörterung jede Mitwirkung staatlicher Behörden aus, welche 
auf Grund fiskalischen oder landesherrlichen Patronates erfolgt 
sowie diejenige, welche Bedingung bezw. Korrelat eines staatlichen 
oder landesherrlichen Zuschusses zu den Baukosten ıst!. 

Es soll ferner nicht die Rede sein von derjenigen Mitwir- 
kung, welche mittelbar oder unmittelbar die mit dem Kirchen- 
bau befassten Organe selbst vom Staate erbitten, um die fak- 
tische Durchführung des Baues zu ermöglichen. Dahin gehören 
die Fälle, in welchen kirchliche Organe der starken Hand des 
Staates bedürfen, sei es zur zwangsweisen Erhebung aus- 
geschriebener Baubeiträge, sei es zur zwangsweisen Einstellung 
der Baukosten in den Haushaltungsplan einer Gemeinde; Fälle, 
in welchen der Staat die erbetene Hülfe natürlich nicht bedin- 
gungslos gewährt, sondern erst, nachdem seine eigene Prüfung 
die Nothwendigkeit und Zulässigkeit der Ausgabe ergeben hat. 
Ferner gehört dazu der Fall, in welchem die richterliche oder 
resolutorische Entscheidung? einer Staatsbehörde erforderlich 
wird, um Streitigkeiten der Interessenten über die Nothwendig- 
keit und die Art des Baues und über die für denselben zu leisten- 


den Beiträge zu erledigen. 


I Dieselbe ist selbstverständlich und — auch von kath. Seite — stets 
anerkanut. — Motive zum Gesetz vom 3. Juli 1876, Drucks. d. Abg.-Hauses 
S.390; Maas im Archiv f. kath. Kirchenrecht IV S. 677; Vering, Kirchen- 
recht 8. 463. 

? Der Erlass des Bauresoluts ist lediglich eine richterliche Thätigkeit. 
Vgl. Minist.-Erl.vom 19. März 1878, Kirchengesetz- und Verordnungsblatt 8. 134. 
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Nur die Frage gelangt hier zur Erörterung, inwieweit der 
Staat kraft seiner Hoheit die Errichtung von Kirchengebäuden 
— unabhängig davon, ob es zu ihrer thatsächlichen Durchführung 
seiner Hülfe bedarf oder nicht — von seiner Erlaubniss ab- 
hängig macht, und unter welchen Voraussetzungen er diese Er- 
laubniss ertheilt. 

Diese Frage führt auf ein bisher gänzlich unbearbeitet ge- 
bliebenes Gebiet. Es fehlt nicht nur an jeder Spezialuntersuchung 
über dieselbe, sondern sie wird auch ın allen gebräuchlichen Lehr- 
und Handbüchern des Kirchenrechts entweder ganz übergangen 
oder mit wenigen Worten abgethan!. Es mag dies zum Theil 
seinen Grund darin haben, dass gerade dieser Frage in dem 
Streit um die staatlichen Rechte gegenüber der Kirche eine ge- 
ringe praktische Bedeutung beigemessen wurde. Und hieraus er- 
klärt es sich wohl auch zum Theil, dass die meisten für die 
Rechtsgebiete der preussischen Monarchie in Betracht kommen- 
den Gesetzgebungen es an einer klaren Regelung unserer Materie 
haben fehlen lassen. Eine zuverlässige Beantwortung der auf- 
geworfenen Fragen für die verschiedenen Rechtsgebiete zu geben 
war deshalb sehr erschwert, für einige unmöglich gemacht. Die 
bezüglich der einzelnen Landestheile angestellten Untersuchungen 
dem Rahmen einer systematischen Darstellung einzufügen, erschien 
nicht angängig, ohne die Einheitlichkeit der Einzeluntersuchungen 
und die Uebersichtlichkeit des Ganzen zu gefährden. Es soll des- 
halb zunächst in systematischer Anordnung eine Darstellung der 
Gesichtspunkte gegeben werden, welche für die Behandlung unserer 
Materie nach der Natur der Sache massgebend sein müssen 
bezw. in der positiven Rechtsbildung massgebend gewesen sind. 
Es wird dieser erste Theil der vorliegenden Arbeit also gleich- 
sam ein „allgemeines Recht“ unserer Materie enthalten?. 


! Selbst Hinschius giebt in seinem ausführlichen System des kath. 
Kirchenrechts (IV S. 324) nur wenige Notizen. 
2 In dem Sinne wie die übliche Bezeichnung „Allgemeines Staatsrecht“ 
verstanden wird. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 8. 03 
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Im zweiten Theil soll zunächst für die einzelnen Rechts- 
gebiete der Rechtszustand geschildert werden, welcher sich aus 
den bis zum jeweiligen Inkrafttreten der preussischen Verfassungs- 
Urkunde ergangenen Bestimmungen ergiebt. Es wird dann eine 
Erörterung darüber folgen, welchen Einfluss die einschlägigen 
Vorschriften der Verfassung auf das bisherige Recht ausgeübt 
haben; und endlich eine Darstellung des jetzigen durch die neuere 
Gesetzgebung geschafienen Rechtszustandes für das gesamnite 
Staatsgebiet. 


Erster Theil. 
Das allgemeine Recht der Materie. 


8 2. A. Evangelische und katholische Kirchengebäude. 


Was ist unter evangelischen und katholischen Kirchen- 
gebäuden zu verstehen? 

I. Die Bedeutung des Wortes „Kirchengebäude* ist im ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauch keine ganz feststehende. Es hängt 
dies zusammen mit der zweifachen Verwendung des Wortes 
„Kirche“, welches im eigentlichsten Sinne ein Gotteshaus (Any:2- 
%5y, Haus des Herrn) im übertragenen Sinne eine Kirchen- 
gemeinschaft bezeichnet. Man versteht deshalb unter „Kirchen- 
gebäude“ bald jedes dem Gottesdienst gewidmete Gebäude, 
bald ein Gebäude, welches einer Kirche (im Sinne von Kirchen- 
gesellschaft) gehört oder irgend welchen Zwecken derselben dient. 
Keine jener beiden Auffassungen des Wortes ist für unsere 
Aufgabe zu verwerthen. Derselben ist vielmehr eine Begrifts- 
bestimmung von „Kirchengebäude“ zu Grunde zu legen, welche 
die wesentlichen Merkmale beider enthält. Nur eine solche ent- 
spricht dem für uns massgebenden offiziellen Sprachgebrauch des 
preussischen Kirchenstaatsrechts. Danach sind Kirchengebäude 
solche Gebäude, welche dem Gottesdienst einer Kirche ge- 
widmet sınd. 

1. Es gehören also nicht dazu die Gebäude, welche anderen 
als unmittelbar gottesdienstlichen Zwecken einer Kirchgesell- 
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schaft oder Kirchengemeinde dienen. Schon der gewöhnliche 
Sprachgebrauch, mehr noch die kirchenrechtliche Literatur! 
neigen dazu, den Gebrauch des Wortes „Kirchengebäude“ auf 
die gottesdienstlichen Gebäude zu beschränken; Pfarr-, Küster- 
etc. Häuser werden zwar als kirchliche oder geistliche Gebäude, 
aber in der Regel nicht als „Kirchengebäude“ bezeichnet. Dem 
entspricht der Gebrauch der preussischen Gesetzgebung von Alters 
her?. Dasselbe gilt von unserer neuesten Staats- und Kirchen- 
gesetzgebung. Zum Beweise dafür sei nur auf den S 15 K.- 
Gem.- u. Syn.-O. vom 10. Sept. 1873 (vgl. S. 417) in Verbin- 
dung mit Art. 2 No. 1 des Gesetzes vom 25. Mai 1874 (vgl. 
S. 147) sowie auf $ 50 No. 7 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 
(vgl. S. 241) verwiesen. In den ersteren beiden Stellen wird 
„die Einräumung des Kıirchengebäudes zu einzelnen nicht 
gottesdienstlichen Handlungen, welche der Bestimmung des 
Kirchengebäudes nicht widersprechen“, in das Ermessen des 
Gemeindekirchenraths gestellt. Der letztgenannte Paragraph er- 
fordert die staatliche Genehmigung bei Veranstaltung von Sanım- 
lungen etc. „ausserhalb der Kirchengebäude“. Der Sprach- 
gebrauch kann in beiden Fällen nicht zweifelhaft sein. 

2. Es handelt sich ferner nicht um alle gottesdienstlichen 
Gebäude, sondern nur um diejenigen, welche für den Gottesdienst 
der den Namen „Kirche“ führenden Religionsgesellschaften be- 
stimmt sind. Nun wird zwar von rein kirchlichem Standpunkte 
aus die Zugehörigkeit zur „Kirche* nicht nach dem Masse staat- 


! Vgl. Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechts II S. 803; Mejer, In- 
stitutionen des Kirchenrechts S. 346; Schlegel, Churhannoversches Kirchen- 
recht IV S. 33 £. 

? So schon die Konsistorialverordn. vom 7. Febr. 1711; Mylıus, C. C. M. 
I, 1 S. 443. Ueber den Sprachgebrauch des Allgemeinen Landrechts könnte 
$ 173 II, 11 Zweifel erwecken. Doch handelt es sich hier wohl nur um 
eine Achtlosigkeit der Redaktion. ‚Jedenfalls ist der oben bezeichnete 
Sprachgebrauch auch im Allgemeinen Landrecht der vorherrschende. Vgl. 
auch Meier, Das preuss. Kirchenrecht S. 302 Anm. 297 und die bei Koch, 
Allg. Landrecht IV S. 568 Anm. 4 mitgetheilte Obertribunals-Entscheidung. 
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licher Anerkennung oder Begünstigung beurtheilt, wohl aber vom 
Standpunkte der hier massgebenden Staatsgesetzgebung!. Nach 
dem Sprachgebrauche der preussischen Verfassungsurkunde und 
der neueren preussischen Gesetze seit 1873 heissen „Kirchen“ 
bezw. „christliche Kirchen“ im Gebiete der Monarchie nur die 
aus der lutherischen und reformirten vereinigte evangelische 
Landeskirche, die katholische Kirche und die evangelischen 
Landeskirchen der 1866 einverleibten Gebiete?. Nur die dem 
Gottesdienste dieser „Kirchen“ gewidmeten Gebäude haben An- 
spruch auf den Namen „Kirchengebäude“ 3, 

Unsere Untersuchung wird sich daher auf die katholischen 
Gotteshäuser allgemein, auf die evangelischen nur insoweit er- 
strecken, als sie nicht für Religionsgesellschaften bestimmt sind, 
welche in dem betreffenden Rechtsgebiet die Stellung bloss gedul- 
deter Sekten einnehmen bezw. „sonst“ eingenommen haben. 

Das Interesse der Untersuchung geht dahin, für alle Theile 
des Staatsgebiets bezüglich derselben Arten von Gotteshäusern 
festzustellen, ob es zu ihrer Errichtung der Staatsgenehmigung 
bedarf bezw. bedurfte. Was dabei unter „Kirchengebäude“ zu 
verstehen, war deshalb allgemein festzustellen. Eine Ermittlung, 
ob es in den einzelnen Gebieten zur Errichtung nur der Ge- 
bäude, welche man gerade dort — vielleicht abweichend — 
„Kirchengebäude“ oder „Kirchen“ nennt, der Staatsgenehmigung 
bedürfe, würde unserem Zweck nicht entsprechen. Ein etwa ab- 
weichender Sprachgebrauch ist aber natürlich bei Beurtheilung 
der partikularen Bestimmungen zu berücksichtigen (z. B. Allg. 
Landrecht II 8. 11 $ 18). 


! Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts 8.1. 

2 Koch, Alle. Landrecht IV 8.172 Anm. 29; Oppenhof, Str.G.B. zu 
8 166. 

® Den Gotteshäusern anderer Religionsgesellschaften z. B. der evang. 
Brüdergemeinde und der Altlutheraner stelıt diese Bezeichnung nicht zu. 
Vgl. Jakobson in Dove’s Ztschr. I S. 395 ff., Greneralkonzession vom 23. Juli 
1845 (G.S. S. 316) No. 3, vgl. auch Minist.-Erl. vom 8. Aug. 1844 (ungedr.). 
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S 3. B. Arten der evangelischen und katholischen 
Kirchengebäude. 


Der Ausdruck „Kirche“ bezw. „Kirchengebäude“ bezog sich 
ursprünglich nur auf Pfarrkirchen. Diese Beschränkung seiner 
Verwendung hat sich indessen spätestens um die letzte Wende 
des Jahrhunderts bereits verloren, wenngleich auch später noch 
bisweilen das Wort in dem engeren Sinne verwendet wird!. 

Noch jetzt ist der Gebrauch des Wortes einer zweifachen 
Ausdehnung fähig. Er umfasst entweder nur die öffentlichen 
Gotteshäuser oder auch diejenigen, welche lediglich dem Privat- 
gottesdienst einzelner Personen oder eines bestimniten Personen- 
kreises dienen. 

I. Oeffentliche Kirchengebäude kennzeichnen sich dadurch, 
dass in ilınen ein für alle Kirchenglieder zugänglicher, also öffent- 
licher Gottesdienst gehalten wird. Dieser Gottesdienst sowie 
das ihm dienende Kirchengebäude kann aber und wird meistens 
zunächst für einen engeren Kreis innerhalb der Gesammtkirchen- 
gesellschaft berechnet und bestimmt sein. In der Regel ist dies 
die Parochie; es kann jedoch auch ein weiterer Kreis sein, wie 
bei den katholischen Kathedralkirchen und auch den protestan- 
tischen Kousistorialkirchen des französischen Rechts. 

1. Die Bedeutung dieser Kirchen höherer Ordnung für 
unsere Erörterung ist gering, einmal weil sie verhältnissmässig 
selten und ferner, weil sie meistens zugleich Pfarrkirchen und 
deshalb den für diese geltenden Vorschriften unterworfen sind. 
Wohl aus diesen Gründen hat fast nirgends die Gesetzgebung 
sie besonders berücksichtigt. 

2. Im Mittelpunkte des Interesses stehen dagegen überall 
die den Parochien dienenden Gotteshäuser und unter diesen 
wieder in erster Linie die eigentlichen Pfarrkirchen, welche aus- 


! Moser, Von der Landeshoheit im Geistl. S. 498; Schnaubert, Grund- 
sätze des Kirchenrechts 8. 332; Eichhorn a. a. O. II S. 799; Hinschius, 
System IV S. 306 Anm. 9. 
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schliesslich oder zunächst zur Vornahme aller die Seelsorge be- 
treffenden Handlungen und kirchlichen Verrichtungen für die 
Pfarrgemeinde bestimmt sind!. Häufig aber erfordert das Be- 
dürfniss der Parochie weitere Kirchengebäude. Dieselben sollen 
entweder dem regelmässigen Gottesdienst eines Theils der Ge- 
meindeglieder dienen, welchen der Besuch der Hauptkirche wegen 
Raummangels unmöglich gemacht oder durch weite Entfernung 
bezw. Verkehrshindernisse erschwert ist?; oder sie sind für die 
Vornahme einzelner gottesdienstlicher Verrichtungen, wie Taufen 
oder Leichenfeiern bestimmt, mit denen man aus irgend welchen 
Gründen nicht auf die Hauptkirche angewiesen zu sein wünscht. 
Wir fassen solche Kirchengebäude mit dem Namen parochiale 
Nebenkirchen zusammen, 

3. Zu den öffentlichen Kirchengebäuden sind endlich auch 
diejenigen Privatkapellen zu rechnen, welche zwar zunächst und 
hauptsächlich dem Gottesdienst eines bestimmten Personenkreises 
gewidmet sind, deren Besuch aber auch anderen Glaubengenossen 
ohne Unterschied der Person gestattet wird. Beispiele dieser 
Art bieten Garnison-, Universitäts-, Gefängniss- und Kloster- 
kirchen, Hof-, Gesandtschafts- und Anstaltskapellen. Doch findet 
sich bei solchen häufig eine kirchlich und staatlich anerkannte 
walıre Gemeindererbindung, die nur nicht wie bei den Pfarr- 
kirchen durch den Wohnsitz, sondern durch ein anderes Ver- 
hältniss begründet wird. In solchen Fällen sind sie oft den 
Pfarrkirchen gesetzlich ganz gleich gestellt*. 

! Hinschius, System IV S. 300. 

2 Meist Tochterkirchen (Filiale) genaunt, einerlei ob an ihnen ein 
ständiger, vom Pfarrer abhängiger Vikar funktioniert oder nicht (vgl. Allg. 
Landrecht II, 11 8 245. 

® Wegen der mannigfaltigen Ausbildung, welche das Institut der Neben- 
kirchen im kath. Kirchenrecht und besonders im franz. Recht erfahren hat, 
s. Hinschius, System IV S.311ff. Anch Leichen- und Taufkapellen unter 
den Begriff der Nebenkirchen zu stellen, dürfte um so weniger Bedenken 
haben, als auch das Allgemeine Landrecht (II, 11 $ 245) diesem Worte offenbar 


einen ganz allgemeinen Sinn unterlegt. Vgl. Lohmann, Kirchengesetz II S. 35. 
* Vgl. Eichhorn a. a. O. II S. 250, Allg. Landrecht D, 19 $ 76. 
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U. Nichtöffentliche Kirchengebäude sind dann diejenigen Bau- 
lichkeiten, in welchen gottesdienstliche Verrichtungen für be- 
stimmte Personen, ohne dass andere beliebig Zutritt haben, vor- 
genommen werden. Sie heissen Haus- oder Privatkapellen im 
engeren Sinne oder Privatoratorien. Zu den Kirchengebäuden 
können sie nur gerechnet werden, wenn der Gottesdienst unter 
Mitwirkung eines Geistlichen stattfindet. Räume, in welchen 
nur Seitens einzelner Gläubigen private Andachtsübungen und 
Gebete verrichtet werden, gehören nicht zu den gottesdienstlichen 
(Gebäuden !!. 

III. Alle diejenigen öffentlichen und nicht öffentlichen Kirchen- 
gebäude, welche nicht Pfarrkirchen oder Kirchen höherer Ord- 
nung sind, fasst man wohl unter dem Namen Kapellen zu- 
sammen ?. 

Privatkapellen nennt man dann im weiteren Sinne alle die- 
Jenigen Kapellen, welche nicht parochiale Nebenkirchen sind, und 
im engeren Sinne die nicht öffentlichen Kapellen. 

Das Wort „Kirchengebäude“ wird auch im weiteren Ver- 
laufe dieser Darstellung sowohl für selbständige als auch für 
solche Baulichkeiten gebraucht werden, welche nur einen Theil 


eines grösseren Gebäudes bilden. 


84. C. Die Errichtung evangelischer und katholischer 
Kirchengebäude. 


I. Der Errichtung eines Kirchengebäudes kann im einzelnen 
Falle eine verschiedene Absicht zu Grunde liegen. Entweder 
soll das neue Gebäude zum Ersatz eines alten, unbrauchbar ge- 
wordenen Gotteshauses dienen, oder es soll an Orten, wo bisher 


ı Hinschius, System IV S. 314. Ebensowenig die Strassen- und Feld- 
kapellen, welche zwar Jedem, aber nur zur Pflege der Privatandacht offen 
stehen. 

* So vor Allem das kanonische Recht, welches den Kapellen das Recht 
gewissen kirchlichen Verrichtungen zu dienen, abspricht. Hiuschius, System 


IV S. 31l. 
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keine solche vorhanden war, eine neue Kultusstätte einer der in 
S 3 bezeichneten Arten bilden!. Der Kürze halber wollen wir 
iin zweiten Falle einfach von „Neuerrichtungen®, im ersten von 
„Ersatzbauten“ sprechen. 

Ist bei einer „Neuerrichtung“ das Gebäude für den Gottes- 
dienst einer Pfarrgemeinde bestimnt, so soll es entweder Neben- 
kirche werden oder aber Hauptkirche, sei es für eine alte Pa- 
rochie, welche ein eigenes Gotteshaus bisher nicht hatte, sei es 
für eine neugebildete bezw. noch zu bildende Parochie. In dem 
letzteren Falle ist die Errichtung des Kirchengebäudes von der 
Errichtung der Parochie scharf zu sondern. Zwar können beide 
im engsten zeitlichen und kausalen Zusammenhange stehen, es 


kann aber ebenso gut — besonders unter grossstädtischen Ver- 
hältnissen — vorkommen, dass die Kirche schon längst errichtet 
und dem Gottesdienst — vielleicht einstweilen als Nebenkirche 


— gewidmet ist, ehe es feststeht, in welcher Weise die beab- 
sichtigte parochiale Neubildung geregelt werden soll. Die beiden 
Neuerrichtungen des Kirchengebäudes und der Parochie sowie 
die etwa bei ihnen erforderliche staatliche Mitwirkung sind des- 
halb juristisch stets auseinander zu halten?. 

II. Damit ein evangelisches oder katholisches Kirchengebäude 
vorhanden sei, ist seinem Begriffe nach (vgl. 8 2) Zweierlei nöthig. 
Es muss ein geeignetes Gebäude da sein, und dieses Gebäude 
muss dem Gottesdienst der evangelischen oder katholischen Kirche 
gewidmet sein. Demgemäss zerfällt die Errichtung der Kirchen- 
gebäude in zwei Stadien: Die Beschaffung des Gebäudes und die 
Widmung desselben zum evangelischen oder katholischen Gottes- 
dienst. 

l. Die Beschaffung des Gebäudes geschieht entweder durch 
besondere Herstellung eines geeigneten Baus für diesen Zweck 


! Motive zum Gesetz vom 3. Juni1876, Aktenstücke des Abg.-Hauses$S.3%. 

2 Ebenso bei Nebenkirchen die Errichtung des Gebäudes und die Ein- 
richtung eines Nebenkirchensysteıms (Anstellung von Vikar, Küster etc.), 
vgl. unten das franz. Recht. 
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oder durch entsprechende Herrichtung eines bereits fertigen Ge- 
bäudes. Bei der Errichtung von Kirchengebäuden für parochiale 
Zwecke (Haupt- oder Nebenkirchen) liegt die Beschaffung in der 
Regel den betreffenden Organen der Parochie ob. Die Kosten 
sind dann, abgesehen von etwaigen privatrechtlichen Verpflich- 
tungen, aus dem Kirchenvermögen oder durch Umlagen auf die 
Gemeindeglieder zu decken!. Nicht selten übernimmt aber auch 
ein Dritter die gesammten Kosten des Baues, sei es nun ein 
anderer kirchlicher Verband, z. B. eine Diözese oder eine wohl- 
habende Parochie, sei es ein privater Wohlthäter oder ein Ver- 
ein. In diesen Fällen behalten entweder die Gemeindeorgane 
die Ausführung des Baues, so dass dann die gespendeten Mittel 
durch die Kirchenkasse hindurchgehen; oder aber der Dritte tritt 
selbst als Bauherr auf und überweist erst das fertige Gebäude 
an die Parochie?. Letzteres wird immer dann geschehen, wenn 
die parochiale Eingliederung des Gebäudes noch nicht bestimmt}, 
oder die Parochie, welcher es dienen soll, noch nicht gebildet 
ist. Aber auch sonst kommt es häufig vor. 

Die Erbauung von Diözesankirchen liegt regelmässig in der 
Hand der Diözesanorgane. 

Dagegen wird die Herstellung der Privatkapellen in der 
Regel nicht von kirchlichen Organen ausgehen. Vielmehr treten 
hier als Bauherren meist diejenigen physischen oder juristischen 
Personen etc. auf, für deren Zwecke das Gebäude wenigstens 
zunächst bestimnit ist, also ein Staatsfiskus, kommunale Verbände, 
Stiftungen pp. oder Einzelpersonen. 

2. Es kann also der erste Theil der Errichtung eines evan- 
gelischen oder katholischen Kirchengebäudes, die Beschaffung der 


! Oder es besteht eine Zuschusspflicht der politischen Gemeinde, wie 
nach franz. Reclıt. 

2 Häufig werden auch sog. Tochterkirchen von einer Anzalıl dabei 
interessierter Gemeindeglieder auf eigene Hand erbaut. 

® Wie es in grossen Städten, wo es sich nur darum handelt, überhaupt 
neue Kirchen zu schaffen, oft der Fall sein wird. 
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Baulichkeit, von kirchlichen Organen oder von jedem Dritten — 
weltlichen Personen, Vereinen, Korporationen etc. — ausgehen. 
Anders ist es mit dem zweiten Theil, der Widmung des Ge- 
bäudes zum Gottesdienst der katholischen oder evangelischen 
Kirche. Ob ein Gebäude dem Gottesdienst einer Kirche dienen 
soll oder nicht, kann nur die Kirche selbst, nicht aber ein Pri- 
vatmann, ein Verein etc. bestimmen. Nur die Kirche kann es 
dem evangelischen oder katholischen Gottesdienst widmen und da- 
durch zum evangelischen oder katholischen Kirchengebäude machen!. 
Ein solches ist deshalb nicht eher vorhanden, als bis die Erklä- 
rung der betrefienden Kirche oder der von ihr dazu ermäch- 
tigte Organe vorliegt, dass es dem kirchlichen Gottesdienste 
dienen solle. 

Diese Erklärung liegt für die katholische Kirche in dem 
formellen Akte der Weihung. Im Interesse der Klarheit wäre 
zu wünschen, dass sie auch für die evangelische Kirche ein für 
alle Mal in die Form eines nach aussen hervortretenden Aktes 
gekleidet würde. Zwar ist auch in der evangelischen Kirche 
eine Einweihung üblich, die Benutzung eines Gebäudes für den 
landeskirchlichen Gottesdienst ist aber, wenn auch vielleicht 
usuell, so doch nicht bestimmungsmässig von derselben abhängig; 


! Für die kath. Kirche erledigt sich dies sehr einfach dadurch, dass 
bestimmungsmässig in einem ungeweihten Kirchengebäude kein Gottesdienst 
stattfinden darf, und dass kein kath. Geistlicher solchen in einem Gebäude 
abhalten wird, bevor dasselbe durch die Weihe als kath. Kirchengebäude 
kirchlicherseits anerkannt ist. So ist es einem Privaten etc. auch faktisch 
unmöglich, ein Gebäude seinerseits dem kath. Kultus dienstbar zu machen. 
— Anders für die evang. Kirche. Bei ihrer Zerrissenheit und dem Mangel 
entsprechender Bestimmungen kann es sehr wohl vorkommen, dass ein — 
vielleicht im Auslande ordinirter — evang. Geistlicher auf Veranlassung 
eines Privaten etc. in einem dem Gottesdienst gewidmeten Gebäude nach 
laudeskirchlichem Ritus Gottesdienste abhält, welche von Mitgliedern der 
Landeskirche besucht werden, ohne dass das Gebäude von den zuständigen 
Organen als evang. Kirchengebäude anerkannt ist. Die rechtliche Eigen- 
schaft eines solchen hat ein derartiges Gebäude dann unzweifelhaft nicht. 
Fehlt es doch schon an jeder Gewähr dafür, dass darin evangelischer oder 
überhaupt christlicher Gottesdienst gehalten wird. 
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und in dem Falle, wo ein bereits früher zum Gottesdienst be- 
nutztes Gebäude zum landeskirchlichen erklärt wird, dürfte in 
der Praxis kaum eine Einweihung erfolgen. 

Für die evangelische Kirche wird man deshalb die erforder- 
liche Anerkennung unter Umständen in anderen Momenten zu 
erblicken haben. Wenn die Organe einer zur Kirche gehörigen 
Diözese oder Parochie ein Gebäude für ihre gottesdienstlichen 
Zwecke bestimmen und in Gebrauch nehmen, so muss im Zweifel 
das Gebäude als dem landeskirchlichen Gottesdienst gewidmet, 
mithin als evangelisches Kirchengebäude gelten. Nachı partiku- 
larem Kirchenrecht muss vielleicht die Genehmigung kirchlicher 
Oberer oder die von ilınen anzuordnende Einweihung hinzu- 
kommen. 

Eine Privatkapelle wird zum landeskirchlichen Kirchen- 
gebäude erst durch die Erklärung der zuständigen landeskirch- 
lichen Organe, dass es dem landeskirchlichen Gottesdienst 
dienen, bezw. dass der in deniselben bereits eingerichtete Gottes- 
dienst als landeskirchlicher gelten solle. Diese Erklärung wird 
meistens in der auf Ansuchen — vielleicht nach längeren Ver- 
handlungen — erfolgenden Anordnung und Vornahme der Ein- 
weihung liegen. 

Wenn endlich ein Privatmann, ein Verein etc. ein Gebäude 
dem gottesdienstlichen Gebrauche einer landeskirchlichen Parochie 
überweisen will, so wird dasselbe zum landeskirchlichen Gebäude, 
wenn die Parochialorgane es für ihren gottesdienstlichen Gebrauch 
übernehmen und demselben widmen. 

Soviel aber dürfte nach Vorstehendem klar sein, dass zwar 
der erste Akt der Errichtung eines Kirchengebäudes, die Be- 
schaffung der Baulichkeit, sowohl von kirchlichen Organen, als von 
Privaten etc., der zweite Akt, die Widmung zum evangelischen 
oder katholischen Gottesdienst, nur von kirchlichen Organen aus- 
gehen. 

III. Von den beiden Stadien der Errichtung ist nun das 
zweite allein das für die Entstehung eines Kirchengebäudes ent- 
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scheidende. Ein Gebäude mag bei seiner Herstellung zu noch 
so profanen Zwecken bestinmt sein, es mag in seiner äusseren 
Form noch so wenig dem herkönmlichen Aussehen der Kirchen 
entsprechen, durch die von zuständiger Seite erfolgende Widmung 
zum kirchlichen Gottesdienst wird es zum Kirchengebäude. Um- 
gekehrt kann ein Gebäude ganz in Kirchenform und nur mit der 
Bestimmung für den gottesdienstlichen Gebrauch hergestellt sein, 
es ist kein Kirchengebäude, wenn es aus irgend welchen Grün- 
den nicht dem kirchlichen Gottesdienst gewidmet wird. Solche 
Gründe können mannigfacher Art sein. Wenn die Herstellung 
des Gebäudes von einem Privaten etc. ausgeht, ist besonders die 
Möglichkeit jederzeitiger Willensänderung über die Bestimmung 
des Gebäudes ın Betracht zu ziehen. 

Eine Zusammenfassung und einheitliche Behandlung beider 
Akte als eines in sich verknüpften Vorganges erscheint deshalb 
nur da angängig, wo das Hinzutreten des zweiten zu dem ersten 
rechtlich gesichert ist. Das wird überall da zutreffen, wo kirch- 
liche Organe auf Grund des Beschlusses eine Kirche zu errichten, 
ein Gebäude dafür herstellen. Hier beginnt mit Aufführung des 
Baues zugleich die Errichtung des Kirchengebäudes. Da die 
Fälle dieser Art der Zahl nach überwiegen, so liegt es nahe, 
auch dann, wenn ein Privatmann etc. ein Gebäude mit der Ab- 
sicht, es dem gottesdienstlichen Gebrauch zu überweisen, her- 
stellt, zu sagen: „Dort wird eine katholische, eine evangelische 
Kirche errichtet.“ Dieser Sprachgebrauch ist aber durchaus inkor- 
rekt und unjuristisch. Was dort errichtet wird, ist keine Kirche, 
sondern nichts als ein Privatgebäude. Das wird sofort klar, wenn 
der Bauherr seine bisherige Absicht aufgiebt, das Gebäude in 
Stockwerke theilt und zur Fabrik einrichtet. 

IV. Andererseits kann man den Begriff „Errichtung von 
Kirchengebäuden® im Sinne unserer Untersuchung nicht auf die 
Fälle beschränken, in welchen das dem Gottesdienst zu widmende 
Gebäude besonders zu diesem Zwecke errichtet wird. Im 
weiteren Sinne gehören auch die Fälle dahin, in welchen ein 
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bereits fertiges Gebäude entsprechend hergerichtet und dem gottes- 
dienstlichen Gebrauch übergeben wird!. 


D. Die Staatsgenehmigung zur Errichtung evangelischer 
und katholischer Kirchengebäude. 
85. a) Arten der staatlichen Genehmigung. 


Es ist bereits in der Einleitung hervorgehoben, dass wir es 
hier nur mit derjenigen Genehmigung zu thun haben, welche von 
staatlichen Behörden in Ausübung der Staatshoheit zu ertheilen 
ist. Eine zweifache Seite der Staatshoheit kommt dabei in Be- 
tracht, die Polizeihoheit und die Kirchenhoheit. 

I. Die für jedes Kirchengebäude nothwendige Baulichkeit 
muss natürlich den Vorschriften entsprechend hergestellt sein, 
welche an dem betreffenden Orte für alle Baulichkeiten gelten. 
Die Beschaffung des Gebäudes, soweit sie in einer Erbauung be- 
steht oder einen Umbau mit sich bringt, unterliegt den all- 
gemeinen baupolizeilichen Vorschriften?. Dies wird allerseits für 
selbstverständlich erachtet, ist nicht charakteristisch für die Er- 
richtung von Kirchengebäuden und scheidet deshalb aus unserer 
Erörterung aus‘. 

II. Wir haben es nur mit derjenigen Genehmigung zu thun, 
welche ein Ausfluss der Kirchenhoheit des Staates ist. 

Das Hoheitsrecht des Staates über die Kirche (ius circa 
sacra) zerfällt in drei Theile, welche von der Doktrin als ius re- 
formandi, ius inspectionis und jJus advocatiae unterschieden werden. 


! Vgl. Rede des Ministers Falk am 11. Mai 1876, Verh. des Abg.- 
Hauses 8. 1310. 

%2 Hierher gehören auch die im militärischen Interesse eintretenden 
Beschränkungen — jetzt Gesetz vom 21. Dez. 1871 (R.G.Bl. S. 459) S 134. 

® Vgl. Denkschrift des Evang. Oberkirchenraths vom 9. Nov. 1875, 
IV. Anm. (Aktenheft des Abg.-Hauses 1876, S. 391; Schulte, Kirchenrecht 
S. 582. 

* Der allrcemeine Sprachgebrauch begreift auch den baupolizeilichen 
Konsens — wohl wegen seines lokalen Charakters — nicht mit unter die 
staatliche Genehmigung, vgl. Erlass des Min. d. g. A. vom 31. Jan. 1882 
(ungedr.). 
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Kraft des Hoheitsrechtes ist von der Staatsgewalt nun bald 
der Grundsatz aufgestellt worden, dass neue Kirchengebäude aus 
kirchlichen Mitteln nicht ohne seine Genelimigung errichtet werden 
dürfen, bald ist verboten worden, ohne Staatsgenehmigung über- 
haupt neue kirchliche Kultusstätten einzurichten, von wem und 
auf wessen Kosten auch die Beschaffung des dafür erforderlichen 
Gebäudes erfolgen mag!. 

1. Im ersteren Falle ist die Art des Zusammenhanges der Ge- 
nehmigungsbefugniss mit der Kirchenhoheit leicht zu erkennen. 
Es handelt sich um einen Akt der Aufsicht über die kirchliche 
Vermögensverwaltung. Dass das Recht zu einer solchen Auf. 
sicht, genauer Oberaufsicht, in der Kirchenhoheit enthalten sei, 
ist von Alters her (auch katholischerseits) anerkannt worden®. 

Diese staatliche Oberaufsicht enthält nicht die Befugniss, 
eine regelmässige positive Mitwirkung bei der Verwaltung zu 
üben, der Staat hat auch nicht vom Standpunkte einer sogenannten 
Zweckmässigkeit in dieselben sich einzumischen, zu gebieten oder 
zu verbieten‘. Damit würde er in das Gebiet des Kirchenregi- 
ments übergreifen. Der Staat hat in Ausübung seines Aufsichts- 
rechts einmal zu verhüten, dass in der Verwaltung etwas Gesetz- 
widriges oder dem gemeinen Wohle Schädliches geschieht. Er 
hat ferner eine solche Führung der Verwaltung zu verhindern, 
welche die Erhaltung des für dauernde Zwecke bestimmten Ver- 
mögens gefährden oder eine Ueberlastung der bei mangelndem 
Vermögen beitragspflichtigen Kirchenglieder zur Folge haben würde. 


! Bezeichnend für die Verschiedenheit der Genehmigung in beiden 
Fällen ist ein Ausspruch des Abg. Windthorst (Verh. des Abg.-Hauscs 
1876, S. 1327): „Es ist nach meiner Ansicht auch keine Sorgfalt, die man 
den (kirchlichen) Fonds zuwendet, sondern eine Scheu vor Kirchtbürmen.“ 

® Virl. Jacobson, Evang. Kirchenrecht S. 111 Aum. 13 und die daselbst 
angezogenen (srundsätze des preuss. Rechts über das Verhältniss von Staat 
und Kirche 8.5, 20, 22, 25. 

3 Denkschrift des Evang. Oberkirchenratlhs vom 9. Nov. 1875, V. Akten- 
stück des Abg.-Hauses 1876, S. 394. 

* Motive zum Gesetz vom 3. Juni 1876 a. a. O. S. 390. 
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Das positive Recht umgrenzt nun bald die staatliche Auf- 
sichtsbefugniss dahin, dass es gewisse Akte der Vermögensverwal- 
tung aufzählt, welche — allein — der Staatsgenehmigung be- 
dürfen, bald spricht es dem Staate ganz allgemein die Oberauf- 
sicht zu. Aber auch in dem letzteren Falle werden meist einige 
wichtigere Verwaltungsakte als von staatlicher Zustimmung ab- 
hängig ausdrücklich hervorgehoben. 

Zu diesen wichtigen Akten der kirchlichen Vermögensverwal- 
tung, welche in der einen oder anderen Weise der Staatsgenehmi- 
gung vorbehalten werden, gehört nun stets die Errichtung von 
Kirchengebäuden. Und dies mit vollem Rechte. Denn gerade 
die Ausgabe für die Errichtung eines Kirchengebäudes ıst eine 
der erheblichsten, vielleicht die erheblichste, welche die kirchliche 
Vermögensverwaltung mit sich bringt. Sie ist dazu wirthschaft- 
lich völlig unproduktiv, und über die grössere oder geringere 
Nothwendigkeit wird sich gerade bei ihr sehr oft streiten 
lassen. 

2. Die Befugniss des Staates — die Errichtung von Kirchen- 
gebäuden ganz allgemein — olıne Rücksicht auf sein Interesse an 
der kirchlichen Vermögensverwaltung — von seiner Genehmigung 
abhängig zu machen, wird man gegenwärtig geneigt sein aus 
einem allgemeinen Oberaufsichtsrecht des Staates über die Kirche 
abzuleiten. Dies entspricht der modernen Anschauung, welche 
für Normirung des Verhältnisses von Staat und Kirche lieber 
auf Folgerungen aus dem Wesen beider als auf die geschicht- 
liche Entwicklung zurückgreift. 

Es ist indessen zu beachten, dass gerade die Bestimmungen, 
mit denen wir es zu tlun haben — und zwar nicht nur die 
früber geltenden, sondern auch noch jetzt in Kraft befindliche — 
grösstentheils in einer Zeit ergangen sind, in welcher man sich 
des Zusammenhangs der staatlichen Einzelbefugnisse mit den ge- 
schichtlich gewordenen Bestandtheilen der Kirchenlioheit noch mehr 
bewusst war. Speziell die hier fragliche Genehmigungsbefugniss 
wurde, auch ehe sie durch feste Bestimmungen geregelt war, 
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bereits thatsichlich gehandhabt und zwar unverkennvar ın Aus- 
übung des ius reformandi, Noch jetzt wird für einige deutsche 
Staaten das Erforderniss jener Genehmigung unmittelbar aus dem 
Rechte des Staates den Umfang der Religionsübung zu be- 
stimmen hergeleitet. Aber auch da, wo die Genehmigung durch 
besondere Vorschrift erfordert ıst, wırd man das Recht hierzu 
geschichtlich auf das ius reformandı zurückführen müssen oder 
wenigstens können?, mögen die Gründe, aus welchen der Staat 
jetzt Gebrauch von diesem Rechte macht, immerlin theilweise 
dem eigentlichen Wesen des ius reformandi nicht entsprechen. 

Das ius reformandı bestand in dem Rechte der Landesherren, 
darüber zu entscheiden, ob und in welchem Umfange eine Kon- 
fession innerhalb des Staatsgebietes Religionsübung treiben, ins- 
besondere ob sie öftentliche Gottesdienste halten dürfe®. Es liegt 
nun in der Natur der Sache, dass derjenige, welcher den öffent- 
lichen Gottesdienst überhaupt zu erlauben hat, ihn auch be- 
schränkt gestatten und insbesondere eine Beschränkung bezüg- 
lich Zahl und Ort der für diesen Gottesdienst bestimmten Ge- 
bäude eintreten lassen darf. Es geschah dies nicht immer. Wo 
„freier öffentlicher Gottesdienst“, „unbeschränkter öffentlicher 
Gottesdienst“ oder auch nur „öffentlicher Gottesdienst“, aber 
ohne Hinzufügung einer näheren Bestimmung bewilligt wurde, da 
spricht die Vermuthung für die Befugniss der Konfessions- 
verwandten im Einzelfalle ohne besondere Erlaubniss, Kultus- 
stätten zu errichten‘. Bisweilen wurde das Recht hierzu aus- 
drücklich ganz allgemein ertheilt®. Oft aber erhielt eine Kon- 


! So offenbar Hinschius, System IV S. 326 für Braunschweig, Sachsen- 
Coburg-Gotha etc. 

2 Vgl. Jacobson, Evang. Kirchenrecht S. 111 Anm. 13 und die daselbst 
angezogenen „Grundsätze des preuss. Rechts über das Verhältniss von Staat 
und Kirche“ 8.5, 20, 22, 25. 

®S. Moser, Von der Landeshoheit im Geistlichen S. 326. 

* Moser a. a. O. S. 494. 

6 So durch den Chur-Brandenburg- und Pfalz-Neuburgischen Vergleich 
von 1672, Art.5 8 1 und Art.8 S 1, abgedruckt bei Moser a. a. 0. S. 423. 
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fession zunächst nur die Erlaubniss, eine oder einige einzelne 
Kirchen an ganz bestimmten Orten zu errichten!. 

Genügten die einer Konfession besonders gestatteten (oder 
die ihr auf Grund des Besitzstandes im Normaljahr 1624? zu- 
stehenden) Kirchengebäude dann ihrem Bedürfniss nicht mehr, so 
mussten sie den Landesherrn um die Erlaubniss bitten, neue 
Kirchen zu bauen‘. 

Antrag und Erlaubniss konnten dann entweder wieder da- 
hin gehen, dass der Bau einzelner Kirchen an vorbestimmten 
Orten, oder dass die Errichtung einer bestimmten Anzahl von 
Gotteshäusern in dem Landesgebiet zugelassen wurde. Die bei 
Gestattung des öffentlichen Gottesdienstes hinzugefügte Be- 
schränkung kann aber auch derart sein, dass zwar die Errich- 
tung neuer Kultusstätten prinzipiell freigegeben, für den Einzel- 
fall aber eine Kenntnissnahme, Genehmigung oder Mitwirkung 
des Staates vorgesehen wird, wobei letzterer das Vorhandensein 
gewisser unerlässlicher Voraussetzungen prüfen kann. 

Insofern stellt sich eine Mitwirkung des Staates bei der Er- 
richtung neuer Kultusstätten als ein Ausfluss des ius reformandi 
dar und findet in demselben seine rechtliche Begründung. 

3. Es ist nun, um Klarheit für unsere Materie zu ge- 
winnen, von grösster Wichtigkeit, die Genehmigung zur Errich- 
tung von Kirchengebäuden, welche der Staat auf Grund seines 
Rechtes, den Umfang der öffentlichen Religionsübung zu be- 
stimmen, vorschreibt, scharf zu sondern von derjenigen, welche 


I So versprach 1692 der neue Churfürst von Hannover dem Kaiser, 
„es solle zu Haunover und Zelle... denen römisch Catholischen eine eigene 
Kirche und Schule, jedoch auf ihre Uukosten, an einem gelegenen Orte zu- 
gelassen werden.“ (Moser a. a. O. 8.429.) Andere Beispiele bei Moser 
a. a. 0. S. 495. 

2 Nach Vorschrift des Westfälischen Friedens. 

° So blieb es in Schleswig-Holstein bis nach Mitte dieses Jahrhunderts, 
vgl. unter $ 16. 

* Ein sehr charakteristisches Beispiel hierfür bietet $ 16 des Exekutions- 
rezesses d. d. Breslau den 8 Febr. 1709 (Simon, Kirchenrecht von Schlesien 
S. 4), der indessen seines Umfanges wegen hier nicht mitgetheilt werden soll. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. A 
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sich als ein Akt der Aufsicht über die kirchliche Vermögens- 
verwaltung darstellt. 

Zur Erleichterung der ferneren Darstellung sei es gestattet, 
für jede dieser beiden Arten der Genelimigung eine kurze Be- 
zeichnung festzustellen. Es soll fortan die auf Grund des ius 
reformandi erforderte Genehmigung: „Hoheitsgenehmigung“, die- 
jenige, welche als Akt der Aufsicht über die kirchliche Ver- 
mögensverwaltung erscheint: „Aufsichtsgenehmigung* genannt 
werden. 

Die nächsten Paragraphen sollen nun bezüglich jeder der 
beiden Arten im Einzelnen ihre Gestaltung im positiven Recht, 
die Gründe ihres Erforderns und die Voraussetzungen ihrer Er- 
theilung erörtern. 


S 6. b) Die Hoheitsgenehmigung. 


I. Die Gründe, welche die Staatsgewalt veranlassen können, 
die Einholung der Hoheitsgenehmigung zur Errichtung von Kirchen- 
gebäuden zu erfordern, sind mannigfacher Art. Ihnen entsprechen 
die Voraussetzungen, von welchen die Genehmigungsertheilung ab- 
hängig gemacht wird. 

1. Zuweilen, besonders in älterer Zeit, will die Staatsgewalt 
es noch in der Hand behalten, über das sich Ausbreiten und 
Heimischwerden einer Konfession in ihrem Gebiete Schritt für 
Schritt zu entscheiden. Sei es aus rein konfessioneller Abnei- 
gung oder aus Rücksicht auf die herrschende Religionsparteıi, 
sei es, weil man die Angehörigen jener Konfession nicht für gute 
Unterthanen hält oder Schwierigkeiten von ihnen erwartet, Im 
ersteren Falle wird oft nur die Errichtung solcher Gotteshäuser 


! Ich bin mir dabei dessen wohl bewusst, dass auch die Vermögens- 
aufsicht in Ausübung der staatlichen Hoheit erfolgt, mithin auch die Auf- 
sichtsgenehmigung eine Hoheitsgenehmigung ist. Das ius reformandi ist 
dabei als die letzte Grundlage aller Kirchenhoheit gedacht. Es kommt aber 
nur darauf an, kurze, einigermassen bezeichnende Schlagworte für den Ge- 
brauch zu gewinnen. 
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bewilligt, welche nach aussen ihre Bestimmung nicht verrathen 
und abseits gelegen sind!. Im zweiten Falle knüpft man die Er- 
laubniss wohl an bestimmte Garantien für Wohlverhalten. 

2. Jede religiöse Versammlung, welche förmlich zusammen- 
tritt, zur Bezeugung ihrer Lehre und ihrer Gebräuche offensichtlich 
handelt und dadurch im öffentlichen Leben Stellung nimmt, berührt 
das öffentliche Interesse, und es treten deshalb an sich auch für 
sie alle Beschränkungen der öftentlichen Versammlungen in Be- 
zug auf vorgängige Ermächtigung und Ueberwachung ein? Nimmt 
der Staat hiervon die gottesdienstlichen Versammlungen der evan- 
gelischen und der katholischen Kirche entweder überhaupt aus, 
oder wenn sie in ihren Gotteshäusern stattfinden, stellt er diese 
Versammlungen wohl gar unter besonderen polizeilichen? oder 
strafrechtlichen Schutz, so hat er natürlich ein Interesse zu 
wissen, welches die Stätten dieser Versammlungen sind. Wird 
mit Rücksicht hierauf die Hoheitsgenehmigung für Kirchenbauten 
erfordert, so geschieht dies weniger, um dem Staat die Möglich- 
keit hindernden Einschreitens zu geben, als um ihn von dem Vor- 
handensein einer neuen Kultusstätte zu unterrichten, und um 
seinen Organen die erforderliche Klarheit zu schaffen, wo sie die 
bewilligte Freiheit, den versprochenen Schutz zu gewähren 
haben, 

3. Derselbe Gesichtspunkt kommt in Betracht, soweit die 
evangelischen und katholischen Kirchengebäude als solche ge- 
wisse Privilegien geniessen. Der Staat will einen Ueberblick 
darüber behalten, welche Gebäude in seinem Gebiete die Vor- 
rechte der öffentlichen Gebäude geniessen, welchen eine Freiheit 
von Steuern, Einquartirung etc., ein erhöhter strafrechtlicher 
Schutz oder gar das Asylrecht zusteht. Man hält es vielleicht 
auch für unzuträglich, dass Gebäude ohne einen ausdrücklichen 


! Vgl. den S. 359 Anm. 4 angezogenen Rezess. 

2 Dursy, Staatskirchenrecht II S. 138. 

® Oberverwaltungsgerichtsentscheidung vom 12. Dez. 1884 — Kirchen- 
Ges.- u. Verordun.-Bl, 1885, S. 32, 
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staatlichen Akt zu einer staatlichen privilegirten Stellung ge- 
langen. Oder man will dem Staate die Möglichkeit wahren gegen 
eine seine Interessen gefährdende Vermehrung solcher privile- 
girter Gebäude einzuschreiten. Im letzteren Falle wird auch die 
Ertheilung der Hoheitsgenehmigung nicht eine blosse Formalität, 
sondern von der sachlichen Voraussetzung abhängig sein, dass 
die Zahl der Kultusstätten nicht das Maass des Bedürfnisses 
überschreitet. 

4. Wenn eine Kultusstätte einmal vorhanden ist, so erfordert 
die Unterhaltung der Baulichkeit, wie des Kultus fortdauernde 
Aufwendungen. Dieselben müssen, wenn nicht eine ausreichende 
Dotation vorhanden ist, sei es auf Grund rechtlicher Verpfliich- 
tung, sei es unter dem Drucke moralischen Einflusses, von den 
betreffenden Konfessionsverwandten aufgebracht werden. Da die- 
selben aber zugleich seine Unterthanen sind, so muss der Staat 
ihre Ueberlastung verhüten und wird deshalb seine Genehmigung 
zur Errichtung neuer Kultusstätten nur geben, wenn deren Unter- 
haltung entweder durch ausreichende Dotation! gesichert ist oder 
aber von den Religionsgenossen voraussichtlich wird bestritten 
werden können. 

5. Eine neue Kirche wird leicht die Veranlassung zu neuen 
kirchlichen Organisationen. Mag sie ursprünglich dazu bestimmt 
sein, als Nebenkirche zu dienen, so hat doch — besonders in 
grossen Städten — ihr Vorhandensein leicht eine Theilung der 
alten Parochie oder sonstige parochiale Neubildungen zur Folge. 
Da letztere aus den verschiedensten Gründen eine staatliche Mit- 
wirkung erfordern, so hat der Staat ein gewisses Interesse daran 
schon bei dem ersten Schritt zu demselben, dem Kirchenbau, 
nıitzusprechen. 

6. Dagegen ist die etwaige Besorgniss, es möchte die Fre- 
quenz bestehender Kultusstätten durch die Errichtung neuer — 


I Dass durch solche Dotationen nicht zuviel Nationalvermögen kirch- 
lichen Zwecken gewidmet wird, dafür ist anderweit — durch die sog. 
Amortisationsgesetze — gesorgt. 
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insbesondere von Privatkapellen — leiden, nicht Sache der staat- 
lichen, sondern lediglich der kirchlichen Berücksichtigung. Wenn 
der Staat deshalb derartige Erwägungen bei Anordnungen oder 
bei Ertheilung der Genehmigung massgebend sein lässt, so greift 
er damit hinüber in das Gebiet des Kirchenregiments. Allein 
Sache des Letzteren ist es auch, für eine würdige und zweck- 
mässige Gestaltung der Gotteshäuser Sorge zu tragen. 

II. Von den vorstehend bezeichneten Gründen kommen die 
unter Nr. 1 besprochenen für alle Kirchengebäude in Betracht, 
mögen sie parochialen oder privaten Zwecken dienen, mag in 
ihnen öffentlicher Gottesdienst abgehalten werden sollen oder 
nicht. Dasselbe gilt von den Gründen der Nr. 3, soweit die 
Privilegien in dem betreffenden Rechtsgebiet auch den Privat- 
kapellen zustehen. Die unter Nr. 2 angestellten Erwägungen 
treffen nur zu für Gebäude, welche dem öffentlichen Gottes- 
dienst der Kirche gewidmet sind; und die Gründe in Nr. 4 
und 5 für diejenigen, welche parochialen Zwecken dienen 
sollen. 

Je nach dem Standpunkt, welchen die Staatsgewalt zur Zeit 
einnimmt, je nach dem, welche Gründe für sie bei Anordnung 
der Hoheitsgenehmigung massgebend sind, wird sie das Erforder- 
niss derselben auch auf die Privatkapellen und Hauskapellen 
ausdehnen oder nicht. 

III. Das Gemeinsame bei allen den unter Nr. I besprochenen 
Gesichtspunkten ist, dass in allen Fällen das staatliche Interesse 
erst berührt wird durch das Vorhandensein einer neuen Kul- 
tusstätte, nicht durch den Akt der Errichtung an sich. Nur 
das zweite Stadium der letzteren (s. oben $ 4), die Widmung 
des Gebäudes zum Gottesdienst, nicht aber das erste Stadium, 
die Beschaffung des Gebäudes, kommt vom Standpunkte der 
Hoheitsgenehmigung in Betracht, 

Jene Folgen für das Staatsinteresse treten ein dadurch, dass 
ein Gebäude dem kirchlichen Gottesdienst gewidmet wird, und 
zwar eventuell in verschiedenem Masse, je nach der näheren 


364 Abhandlungen. 


Bestimmung, die es erhält!, aber ganz unabhängig davon, von 
wem bezw. auf wessen Kosten die Beschaffung des Gebäudes er- 
folgt ist. 

Andererseits mag ein für den Gottesdienst bestimmtes, nach 
Form und Einrichtung für denselben geeignetes Gebäude in gänz- 
licher Vollendung beschafft sein; jene Folgen treten nicht ein, 
wenn die Widmung zum Gottesdienst unterbleibt, wenn das Ge- 
bäude nicht zum Kirchengebäude wird. 

Es liegt deshalb in der Natur der Sache, dass der Hoheits- 
genehmigung, welche mit Rücksicht auf jene Folgen erfordert 
wird, nicht die Beschaffung des Gebäudes, sondern die Widmung 
desselben zum Gottesdienst der evangelischen oder katholischen 
Kirche unterliegt, diese mithin auch ohne Rücksicht darauf, wer 
das Gebäude beschaftt. Der Zeitpunkt, in welchem die Hobeits- 
genehmigung vorliegen muss, ist der der Widmung. Und wenn 
es für die letztere in der evangelischen wie in der katholischen 
Kirche einen einheitlich geregelten Akt gäbe, etwa „die Einwei- 
hung“, so müsste die betreffende Staatsvorschrift allgemein 
heissen: „Die Einweiliung eines evangelischen oder katholischen 
Kirchengebäudes darf nicht vor Ertheilung der Staatsgenehmigung 
erfolgen“ ?, 

Dann also darf die Herstellung des Gebäudes erfolgen, ohne 
dass die Genehmigung vorliegt, allerdings auf die Gefahr hin, 
dass demnächst das vollendete Gebäude seiner Bestimmung nicht 
übergeben werden kann, weil die Genehmigung verweigert wird. 
Um ein solches Vorkommniss zu verhüten, scheint es zweckmässig, 
den Zeitpunkt der Einholung der Genehmigung doch bereits vor 
Beginn des Baues zu verlegen? Dies aber kann nur geschehen, 
wenn kirchliche Organe als Bauherren auftreten, da es sich andern- 


i Einer Parochie, einer Anstalt etc. dem Privatgottesdienst zu dienen. 

° Entsprechend dem franz. Dekret vom 22. Dez. 1812, Art. 4; Dursy 
a.a. O. IS. 213. 

® Zu vgl. Minist.-Erlass vom 1. Juli 1830; Merseburger Amtsblatt 
S. 277. 
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falls bis zur Widmung lediglich um einen Privatbau handelt 
(s. oben $ 4). 

Nur in jenem Falle wird aus einer Bestimmung, welche 
schlechthin für „die Errichtung von Kirchengebäuden“ die Staats- 
genehmigung erfordert, die Verpflichtung abgeleitet werden können, 
diese Genehmigung bereits vor Beginn des Baues einzuholen. 

Stellt aber eine Gesetzgebung diese letztere Anforderung 
unter Nichtachtung obiger Grundsätze allgemein, fordert sie 
z. B. die Genehmigung für die „Erbauung neuer Kirchen“ 
schlechthin, so ergeben sich unzweifelhaft praktische Schwierig- 
keiten behufs Durchführung dieser Vorschrift in Fällen, wo Pri- 
vate etc. das Gebäude herstellen. 

IV. Der Natur der Sache nach sollte die Hoheitsgenehmigung 
nur bei Neuerrichtungen von Kirchengebäuden, nicht aber bei 
Ersatzbauten erfordert werden. Denn in den hier in Betracht 
kommenden Beziehungen wird das Interesse des Staates nicht 
von neuem berührt, wenn eine neue Kultusstätte an die Stelle 
der alten tritt, bezw. wenn die Kultusstätte aus einem alten Ge- 
bäude in ein neues verlegt wird. Da indessen das neue Ge- 
bäude nicht immer genau auf dem Platze des alten errichtet, da 
die alte Kultusstätte nicht immer gleichzeitig mit der Ingebrauch- 
nahme der neuen beseitigt wird, da mithin die Grenzen zwischen 
Neuerrichtung und Ersatzbau verwischbar sind, so kann es sich 
‚aus Nützlichkeitsrücksichten empfehlen, die Hoheitsgenehmigung 
für jede Errichtung von Kirchengebäuden zu erfordern!. In 
der praktischen Handhabung muss dann allerdings eine Aus- 
gleichung dahin eintreten, dass in Fällen, wo es sich ersichtlich 
nur um einen Ersatzbau handelt, die Hoheitsgenehmigung nie- 
mals versagt wird. 


' Vgl. dazu Geigel, Das franz. und reichsländische Staatskirchenrecht 
S.37 Anm. 7. 
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S 7. c) Die Aufsichtsgenehmigung. 


Die Aufsichtsgenehmigung dagegen erstreckt sich naturgemäss 
sowohl auf Neuerrichtungen wie Ersatzbauten, denn die Aus- 
gabe aus kirchlichen Mitteln ist in dem einen wie in dem anderen 
Falle wesentlich die gleiche. Sie bezieht sich ferner ihrer Natur 
nach nur auf den Theil der Errichtung von Kirchengebäuden, 
welcher Kosten verursacht, nämlich die Beschaffung des Ge- 
bäudes, und es bedarf ihrer deshalb nur dann, wenn dieser 
Theil von den kirchlichen Organen ausgeht!. Wo die Beschaflung 
des Gebäudes durch einen Privaten etc. und nur die Widmung 
zum Gottesdienst durch kirchliche Organe erfolgt, da ist für die 
Aufsichtsgenehmigung kein Raum. Deshalb hat sie für die 
Errichtung von Privatkapellen im Wesentlichen überhaupt keine 
Bedeutung. 

Der Zeitpunkt, in welchem sie eingeholt werden muss, liegt 
selbstverständlich vor dem Beginn des Baues. 

Die Ertheilung oder Versagung der Genehmigung hängt zu- 
nächst und unbedingt davon ab, ob der Bau, ohne die Leistungs- 
fähigkeit der Beitragspflichtigen zu gefährden, überhaupt aus- 
geführt werden kann. Ein Angreifen des kirchlichen Stamm- 
vermögens für seine Zwecke kann dagegen unter Umständen ge- 
rechtfertigt erscheinen. Würde zwar keine Ueberlastung, aber 
doch eine sehr drückende Belastung der Pflichtigen die Folge 
sein, so wird die Entscheidung nur nach sorgfältiger Abwägung 
der Nothwendigkeit des Baues mit dem Grade der Belastung er- 
folgen können. Unter allen Umständen wird das Ergebniss einer 
solchen Abwägung von Nutzen und Kosten für die Ertheilung 
oder Versagung der Genehmigung massgebend sein, wenn es sich 
nicht um einen nothwendigen, sondern nur um einen nützlichen 
Bau handelt. 


! Aber auch dann, wenn die Mittel von dritten gespendet werden und 
durch die Kirchenkasse hindurchgehen. 
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Inwieweit Einzelpunkte der Bauausführung staatlicherseits 
zu erwägen sind, lässt sich allgemein nicht feststellen. Doch 
wird die Abstellung von Mängeln des Bauplanes zur Bedingung 
der Genehmigung nur insoweit gemacht werden dürfen, als die- 
selbe im Interesse der Vermögensverwaltung nöthig erscheint. 
So z. B. wenn der Raum zu gering bemessen ist, sodass bald ein 
kostspieliger Erweiterungsbau würde eintreten müssen. Rück- 
sichten auf die Zweckmässigkeit und Schönheit der Anlage hat 
die Staatsaufsichtsbehörde nicht walten zu lassen. 

(Schluss folgt.) 
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II. Miscellen. 


Von Bezirkssynoden und Kirchenvorstehern nach 
Hannoverschem Recht. 
Von 


W. Ch. Francke, Oberlandesgerichtsrath a. D. 


In der letzten Landessynode der evangelisch-lutherischen 
Landeskirche der Provinz Hannover, von deren Verhandlungen 
ein Theil weiteren Kreisen bekannt geworden ist, sind bei anderen 
Theilen der Verhandlungen Hannoversche Kirchengesetze Seitens 
des Kirchenregiments in so freier Weise ausgelegt, dass auch 
vom juristischen Standpunkt aus Widerspruch dagegen erhoben 
werden muss, umsomehr, als die überwiegende Mehrzahl der 
Synodalen diese Auslegungen ohne Weiteres als richtig hin- 
genommen zu haben scheint. Die Ausführung dieses Wider- 
spruches möchte aber auch ausserhalb der Provinz Hannover 
nicht ohne Interesse sein; denn die Gegenstände, auf welche jene 
Auslegungen sich beziehen, dürften für weitere Kreise Interesse 
haben, wie nicht minder vielleicht auch einzelnes Kirchen- 
geschichtliche, das bei dem Widerspruche zu berühren ist. 


I. Eine Frage zwischen Bezirkssynoden und Kirchenregiment. 


Nach $S51 No. 2 der Hannoverschen Kirchenvorstands- und 
Synodalordnung vom 9. Okt. 1864 befasst der Wirkungskreis der 
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Bezirkssynoden u. A.: „Wahrnehmung des kirchlichen Interesses 
durch Einbringung darauf bezüglicher Anträge bei den Kirchen- 
behörden oder durch deren Vermittlung bei der Landessynode.* 
Diese Vorschrift hat das Hannoversche Landeskonsistorium dahin 
aufgefasst, dass die Bezirkssynoden zu Anträgen an die Landes- 
synode nur in Angelegenheiten des eigenen Bezirks, nicht auch 
in Angelegenheiten der gesammten Landeskirche berufen seien 
und dass es selbst Macht habe, solche Anträge unübermittelt 
zu lassen, wenn sie nach seiner Meinung die Zuständigkeit 
der Bezirkssynoden überschritten; und wenigstens in ersterer 
Beziehung hatte das Landeskonsistorium in der Landessynode 
die überwiegende Mehrzahl der Redner für sich. 

In einem Gesetz, welches die Landessynode schuf und ord- 
nete und das Landeskonsistorium verhiess, werden aber die Worte 
„Kirchliches Interesse“ ohne weiteren Zusatz sicher schon dem 
Wortlaut nach auch auf das allgemeine kirchliche Interesse zu 
beziehen sein. Allgemeines kirchliches Interesse umfassen diese 
Worte aber zweifellos an der einzigen anderen Stelle des Ge- 
setzes, an welcher sie noch ohne Zusatz vorkommen, in & 64 
No. 2. Denn $& 64 No. 2 handelt von der „Wahrnehmung 
des kirchlichen Interesses durch die Landessynode. Wo der 
Kreis geltend zu machenden kirchlichen Interesses beschränkt 
werden sollte, ist dies denn auch zu besonderem Ausdruck ge- 
bracht: Laut $40 hat der Kirchenvorstand „das Interesse 
der Kirchengemeinde bei der Kirchenregierung zu vertreten 
und dasselbe ... . geeigneten Falls durch Einbringung von An- 
trägen wahrzunehmen.“ 

Ausserdem sind die Mitglieder der Bezirkssynoden die 
alleinigen Wähler der Landessynodalen; sie haben also kraft 
ihres Berufes ihre Gedanken auch auf das Allgemeine zu richten, 
und es wäre doch recht seltsam, wenn diejenigen Organe, deren 
Mitglieder kraft ihrer Mitgliedschaft Wähler sind, nicht in allen 
Angelegenheiten der gewählten Körperschaft zu dieser mit An- 
trägen sich nahen dürften. In diesen Anträgen mögen zuweilen 
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unbequeme Strömungen des kirchlichen Lebens ihren Ausdruck 
finden; aber es ist doch, zumal vom konservativen Standpunkt 
aus, keineswegs weise, diesen Strömungen das Ventil des Bezirks- 
synodalsprechsaales ($ 54 No. 1) zu verschliessen und sie in die 
Sile der Restaurants und Konzertläuser zu drängen. — Noch 
unrichtiger als der erste Theil der angefochtenen Auslegung muss 
aber deren zweiter Theil erscheinen. Falls nicht Gegentheiliges 
sich besonders geordnet findet, hat doch derjenige über seine 
Zuständigkeit zu entscheiden, der zur Entscheidung über die 
Sache selbst berufen sein kann. Nirgends aber ist Gegentheiliges 
geordnet über die von Bezirkssynoden an die Landessynode ge- 
richteten Anträge. Es schliesst doch auch Vermittlung kein 
Entscheidungsrecht in sich. Oder ist nicht der Zweck von Ver- 
mittlungsrechten, den bezüglichen Behörden Kunde und Keunt- 
niss zu geben, damit die unteren Behörden alsbald berichten 
können und die zur Entscheidung oder, wie hier, zur Mitwirkung 
bei solcher berufene Oberbehörde zu rechter Zeit aller Massen 
unterrichtet ist? — Ausserdem bestand ja das Landeskonsistorium 
am 9. Okt. 1864 noch gar nicht; höchste kirchliche Behörden 
waren damals für ihren Bezirk ausser den noch jetzt bestehenden 
(Unter-)Konsistorien zu Hannover, Stade und Aurich auch die- 
jenigen des Landes Hadeln, Osnabrück Land und Osnabrück Stadt. 
Sollte allen diesen Konsistorien eine solche Entscheidung zu- 
gewiesen sein? Und wenn sie ihnen nicht zustand, steht sie jetzt 
dem Jaandeskonsistorium nicht zu; denn die dasselbe schaffende 
Verordnung vom 17. April 1866 hat 8 51 nicht abgeändert und 
konnte ihn auch nicht abändern. — 


II. Klingelbeutel und Kirchenvorsteher. 


Die Hannoversche Landessynode nahm am 26. Jan. 1900 
folgende von ihrer sog. grossen Kommission beantragte Resolu- 
tion an: „Die Landessynode spricht . . . ihr Bedauern darüber 
aus, dass der Klingelbeutel in manchen Kirchengemeinden in 
Abgang zu kommen droht und von einzelnen Kirchenvorstehern 
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die Weigerung ausgesprochen ist, ihn umzutragen. Sie vertraut, 
dass das Landeskonsistorium auch ferner auf Erhaltung des 
Klingelbeutels als altkirchlicher Ordnung ernstlich Bedacht nehme, 
und legt es den Kirchenvorständen nachträglich an’s Herz, sich 
dieser Liebes- und Ehrenpflicht gegen ihre Gemeinde, den Klingel- 
beutel herumzutragen, mit Willigkeit anzunehmen.“ Das Landes- 
konsistorium hatte sich dahin ausgesprochen, dass der Klingel- 
beutel in dem bei weitem grössten Theile der evangelisch-lutheri- 
schen Landeskirche auf den Kirchenordnungen beruhe und, 
wenige Gemeinden ausgenommen, in dem übrigen Theile Ge- 
wohnheitsrecht sei, dass es aber aus Rücksichten der Zweck- 
mässigkeit Bedenken getragen habe, gegen Kirchenvorsteher, 
welche den Dienst des Herumtragens geweigert, mit Zwangs- 
massregeln vorzugehen. Dagegen ist zu behaupten, dass, was 
hiernach in fast der ganzen Hannoverschen evangelisch-lutheri- 
schen Landeskirche Rechtens sein soll, hier entweder nirgends 
oder höchstens in ein paar Inspektionsbezirken Rechtens ist. Der 
Beweis sull im Nachstehenden erbracht werden. 

Die heutigen Kirchenvorstände der Hannoverschen evan- 
gelisch-lutherischen Landeskirche sind geschaflen durch das Ge- 
setz vom 14. Okt. 1848. Nach diesem Gesetz waren sie lediglich 
Verwalter und Vertreter des Vermögens je ihrer Kirche. Daraus 
lässt die Pflicht, den Klingelbeutel herumzutragen, sich wohl 
nicht ableiten; um so weniger, als die Aufkünfte des Klingelbeutels, 
welche ursprünglich meistens nur für die Armen bestimmt waren, 
damals diesen regelmässig noch in weiterem Umfange zu Theil 
wurden, als jetzt der Fall, und als der „Armen-Kasten“ — wohl 
“in Folge seiner kirchlich-weltlichen Doppelnatur — in den 
Hannoverschen Landen meistens nicht durch die Laienverwalter 
des’ kirchlichen Vermögens, sondern durch besondere, sei es 
kirchlich, sei es unter kirchlicher Mitwirkung bestellte Gemeinde- 
glieder verwaltet und verwendet wurde. 

Diese Auslegung des Gesetzes vom 14. Okt. 1848 besteht 
aber in der Hannoverschen evangelisch-lutherischen Landeskirche 
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auch zu Recht, bis sie durch Kirchengesetz oder durch eine in 
der Gesetzsammlung verkündete Bekanntmachung des Kultus- 
ministeriums zurückgenonmen sein wird. Denn das Kultus- 
ministerium ist durch $ 29 des Gesetzes vom 14. Okt. 1848 mit 
der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt, und es verfügt in 
Art. 26 seiner durch die Hannoversche Gesetzsammlung ver- 
öffentlichten Bekanntmachung vom genannten Tage, wie folgt: 
„Die Stellen der Kirchen-Juraten, Altaristen, 
Kirchenprovisoren, Klingel-Herren u. s. w. sind, sofern 
deren Wirksamkeit durch die der Kirchenvorstände 
ersetzt wird, aufzuheben oder zu beschränken.“ 
„Auch ist geeigneten Falls dalıin zu wirken, dass 
solche Dienstleistungen der genannten Personen, 
welche nicht schon gesetzlich auf die genannten Per- 
sonen übergehen, von dessen Mitgliedern übernommen 
werden.* 

Von den Dienstleistungen der genannten Personen sind da- 
mals eben nur diejenigen übergegangen, welche Stücke der Ver- 
waltung und Vertretung des Kirchenvermögens bilden, und das 
Herumtragen des Klingelbeutels und derartige Dienste sind danach 
als ausserhalb der Rechtspflichten von Kirchenvorstehern liegend 
anerkannt und lediglich dem guten Willen derselben empfollen. 

Der Wirkungskreis der Kirchenvorstände des Gesetzes vom 
14. Okt. 1848 ist freilich, wie bekannt, erheblich erweitert durch 
das oben mehr genannte Kirchen- und Staatsgesetz vom 9. Okt. 
1864. Die Kirchenvorstände haben danach nunmehr laut der 
&$ 33—41 „in Unterstützung der pfarramtlichen Thätigkeit für 
Erweckung und Mehrung christlichen Glaubens und Lebens, für 
Erhaltung von Zucht und Sitte in der Gemeinde zu wirken“ u.s.w. 
u. 8. w., „für die äussere Ordnung beim Gottesdienste und bei 
sonstigen gottesdienstlichen Handlungen zu sorgen“, „die von 
den Kirchengemeinden bezüglich der Vokation oder Wahl von 
Geistlichen und sonstigen Kirchendienern auszuübende Thätigkeit 
zu leiten“ u. s. w., „die kirchlichen Dienste der Kirchenvoigte, 
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Glöckner, Bälgetreter, Todtengräber u. dgl. zu besetzen“, „die 
Liste der Wahlberechtigten und etwa auch Listen der Gemeinde- 
glieder aufzustellen und aufrecht zu erhalten, bei der Kirchen- 
regierung und den Synoden das Interesse der Gemeinde, wie 
oben erwähnt, zu vertreten; erforderlichen Falls mit zuständigen 
Behörden in’s Benehmen zu treten in Beziehung auf Kranken- 
pflege und öffentliche Sittlichkeit, sowie in Schul- und Armen- 
sachen; auch, soweit sie von der Kirchengemeinde ausgehen, 
die christliche Liebesthätigkeit, insbesondere die Armen- und 
Krankenpflege zu leiten.“ Aber aus Pflicht und Recht solcher 
Leitung ist schwerlich Pflicht und Recht zum Herumtragen 
des Klingelbeutels abzuleiten, mögen dessen Erträgnisse auch mehr 
oder weniger den Armen zu Gute kommen und mag, wie auch 
der Verfasser glaubt, in der Mehrzahl der Gemeinden der Klingel- 
beutel nothwendig oder doch höchst diensam sein. Die übrigen 
Bestimmungen möchten aber sämmtlich eher gegen als für jene 
angebliche Pflicht sprechen. — 

Aus Vorstehendem erhellt, dass schon formellen Grundes 
wegen aus den vom Kirchenregiment in Bezug genommenen alten 
Kirchenordnungen nichts für dessen Ansicht vom Klingelbeutel 
abgeleitet werden kann. Zielien wir aber die Vorschriften der 
alten Kirchenordnungen über den Klingelbeutel in Betracht, so 
würden zu dessen Herumtragen lediglich diejenigen Kirchen- 
vorsteher verpflichtet sein, welche dem Bezirk des Amtsgerichts 
Neuhaus a. E., der Nordostecke vom Bezirk des Amtsgerichts 
Lüneburg oder der Nordwestecke vom Bezirk des Amtsgerichts 
Bleckede angehören. Denn nur in diesen Landschaften gilt die 
Lauenburger Kirchenordnung von 1585, und diese heisst aller- 
dings in Theil II No. VIII Satz 14: die Kirchgeschworenen oder 
Kirchenvorsteher, „die Bete von den Leuten unter der Predigt 
fleissig sammeln“. Mit Ausnahme der Herzogthümer Bremen und 
Verden, sowie einer oder der anderen unbedeutenden Landschaft 
gilt zwar auch in den übrigen Theilen der Provinz Hannover 
entweder die Calenberger Kirchenordnung von 1569 (rev. 
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1615) oder die Lüneburger Kirchenordnung von 1619 
(rev. 1643) oder die Osnabrücker Kirchenordnung von 1670 
oder die Ostfriesische Kirchenordnung oder die Hadeln- 
sche Kirchenordnung von 1526; aber diese Grundgesetze der 
Hannoverschen evangelisch-lutherischen Landeskirche schweigen 
entweder vom Klingelbeutel oder verordnen zu ihm von den 
Kirchenvorstehern völlig verschiedene Männer. 

Es schweigen die Calenberger und die Osnabrücker 
Kirchenordnung. Diese kennt als kirchliche Laienbeamte nur 
„Provisoren“ und solche laut No. 29, 30, 32 lediglich als Verwalter 
des Kirchenvermögens; jene spricht laut ihrer Kastenordnung 
No. 1 nur vom Armenstock, von Schüsseln und Büchsen und 
ausserdenn daneben von „Geordneten“, welche weiter nichts zu 
thun haben, als diese Sachen aufzustellen und das mittels der- 
selben gewonnene Geld an die „Kastenpfleger“ abzuliefern. 

Die Lüneburger Kirchenordnung, welche laut Kap. XIII 
& 15f. ihre Kirchenvorsteher, die Juraten, gleichfalls nur als Ver- 
walter von Kirchenvermögen kennt, lässt laut 8 37 desselben 
Kapitels „die Altarleute, so sonderlich dazu zu verordnen... 
mit dem Klingelbeutel umgehen“, In völlig gleicher Weise 
verfügt die Hadelnsche Kirchenordnung, mit welcher auch 
der Hadelnsche Visitationsrezess von 1622 übereinstimmt, laut 
Stück 4 Abs. 4 über ihre „Kark-Swaren“®, d. h. Kirchgeschworene 
oder Kirchenvorsteher, und ihre „Leviten“ oder Armenkastenleute, 
welche letztere „mit der Bede ummegahn in der Karken, derwile 
der Prediger up dem Stohle steiht*. Völlig Entsprechendes ist 
in den SS 138 u. 141 Abschnitts X der Ostfriesischen Kirchen- 
ordnung zu lesen, welche statt Leviten Diakonen sagt und ihre 
Kirchgeschworenen u. A. sogar als „heilige Männer“ bezeichnet. 

Neben den genannten Landeskirchenordnungen gelten freilich 
wenigstens stückweise auch noch einzelne nur städtische Kirchen- 
ordnungen der Reformationszeit, z. B. für Hannover, Göttingen, 
Nordheim, Hameln, Lüneburg, Stade, Osnabrück, Emden. Die 
für Osnabrück und die für Göttingen befehlen den Kirchen- 


Francke, Von Bezirkssynoden u. Kirchenvorstehern nach Hannov. Recht. 375 


vorstehern nicht, den Klingelbeutel herumzutragen. Wer es von 
einer der anderen weiss, möge es sagen. — 

Auch Schlegel im Churhannoverschen Kirchenrecht Thl. 2 
S. 417/418 sagt nicht, dass die Kirchenvorsteher den Klingel- 
beutel herumzutragen hätten, sondern vielmehr nur, dass es ein 
Laienamt — das der Altaristen — gebe, welches „sich auf den 
Dienst des Altars bei der Kommunion und auf die Einsamnilung 
der Klingelbeutel einschränkt !* — 
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Religiöse resp. Kirchliche Vereine und Versammlungen 
und Lustbarkeitssteuer bei kirchlicher Vereinsthätigkeit. 
Von 


Oberkonsistorialrath Nitze 
in Magdeburg. 


Artikel I. 
Die landrechtlichen Bestimmungen Tit. 11 Th. II A.L.R. 


8 7. Jeder Hausvater kann seinen häuslichen Gottesdienst 
nach Gutbefinden anordnen. 

$ 9. Heimliche Zusammenkünfte, welche der Ordnung und 
Sicherheit des Staats gefährlich werden könnten, sollen, auch 
unter dem Vorwande des häuslichen Gottesdienstes, nicht ge- 
duldet werden. 


Anmerkung: 

a) Nehmen ($ 7) noch andere, fremde Personen Theil, gestaltet sich 
also der Gottesdienst zu einer religiösen Versammlung, so findet 
die Verordnung v. 11. März 1850 — cf. unten Art. II — Anwer- 
dung, wie auch für $ 9. 

b) Die Kab.-Ordre v. 9. März 1834, betr. die Zusammenkünfte zu 
ausserkirchlichen Religionsübungen (v. K., Ann. XVIII, 76) und 
die auf Grund derselben ergangenen Reskripte v. 18. Aug. 1539. 
(v. K., Ann. XIX, 695) und v. 15. Dez. 1842 (Min.Bl. für die 
inn. Verw. 8. 416) sind schon durch $ 4 der Verordnung v. 6. Mai 
1848, in welchem das freie Vereinigungsrecht allgemein anerkannt 
ist, aufgehoben worden. (Verf. d. Min. v. 18. Mai 1848; Min.Bl. 
für die inn. Verw. S. 196.) 

c) Verfassungs-Urkunde v. 31. Jan. 1850 (Ges.S. 1850 S. 17): 

Art. 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30 u. 31) und der g& 
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meinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird ge- 
währleistet. Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekeuntnisse. Den 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Aus- 
übung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 


& 10. Wohl aber können mehrere Einwohner des Staats, 
unter dessen Genehmigung, zu Religionsübungen sich verbinden. 


Anmerkung: 
a) Diese Vereinigung steht als solche unter der fortwährenden Auf- 


b) 


sicht des Staats, welcher sie verbieten kann, sobald sich findet, 
dass sie anderen gemeinnützigen Absichten und Anstalten hinder- 
lich oder nachtheilig ist, und ihre Mitglieder bilden, auch wenn 
sie die Aussonderung von den im Staate aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften bezwecken, dennoch keine rechtlich bestehende, be- 
sondere Religionspartei, sondern für erst nur eine blosse 
Privatgesellschaft und werden in rechtlicher Beziehung nach 
wie vor als Angehörige derjenigen Religionspartei angesehen, 
zu der sie bis dahin gehört haben, insoweit nicht besondere Ge- 
setze Ausnahmen davon begründen. 

Erhält eine Religionsgesellschaft die Genehmigung des Staats, so 
erlangt sie dadurch die Rechte einer geduldeten Kirchengesellschaft 
und ist demgemäss befugt, gottesdienstliche Zusammenkünfte in 
gewissen dazu bestimmten (rebäuden anzustellen und hier sowohl 
als in den Privatwohnungen der Mitglieder die ihren Religions- 
grundsätzen gemässen Gebräuche auszuüben, $S 22 u. 23 II, 11 
A.L.R. unten. 

Sie bleibt aber dabei der Oberaufsicht des Staats unterworfen, 
und letzterer ist berechtigt, von demjenigen, was in ihren Ver- 
sammlungen gelehrt und verhandelt wird, Kenntniss einzuziehen, 
SS 32 u. 33 ebendaselbst cf. unten. 

Im Uebrigen bestimmen sich ihre Rechte nach der besonderen 
Konzession, welche ihr von dem Landesherrn ertheilt wird, $S$ 20 
u. 29 ebendaselbst. 


Geduldete Kirchengesellschaften. 


& 20. Eine Religionsgesellschaft, welche der Staat genehmigt, 


ihr aber die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchengesellschaften 


nicht beigelegt hat, geniesst nur die Befugnisse geduldeter Ge- 


sellschaften. 


8 22. Einer geduldeten Kirchengesellschaft ist die freie 


Ausübung ihres Privatgottesdienstes verstattet. 


257 
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8 23. Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher 
Zusammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäuden und die 
Ausübung der ihren Religionsgrundsätzen gemässen Gebräuche, 
sowohl in diesen Zusammenkünften, als in den Privatwohnungen 


der Mitglieder. | 
Anmerkung: cf. Cirk. v. 25. Juli 1788 und Eudikt v. 9. Juli 1888. 
Die bisher öffentlich geduldeten Sekten sind, ausser der jüdischen 
Nation, z. B. die Herrenhuter, Mennonisten und die böhmische 
Brüdergemeine, welche unter landesherrlichem Schutz ihre gottes- 
dienstlichen Zusammenkünfte halten und diese dem Staate un- 
schädliche Freiheit ferner ungestört behalten sollen. In der Folge 
aber ist dafür zu sorgen, dass nicht andere, der christlichen 
Religion und dem Staate schädliche Conventicula, unter dem Naınen 
gottesdienstlicher Versammlungen, gehalten werden, durch welches 
Mittel allerlei der Ruhe geführliche Menschen und neue Lehrer 
sich Anhünger und Proselyten zu machen im Sinne haben möchten. 


Oeffentlich aufgenommene Kirchengesellschaften. 


$ 17. Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kirchen- 


gesellschaften haben die Rerhte privilegirter Korporationen. 
Anmerkung: Diese sind (cf. Erlass in Anmerkung zu $ 20) die 
evangelische und römisch-katholische Kirche. — Der Staat schützt 
sie in ihren Einrichtungen (cf. Ges. v. 3. Juni 1876 Art.23 No.l, 
S 46 sequ. II, 11 A.L.R. und K.Verordnungsblatt S. 37 sequ. von 
1879, wie $ 166 R.Str.G.B. 
$ 18. Die von ilınen zur Ausübung ihres Grottesdienstes 
gewidmeten Gebäude werden Kirchen genannt und sind als 
privilegirte Gebäude des Staates anzusehen. 
Als solche geniessen sie die Vorrechte der öffentlichen Ge- 


bäude des Staats. 

Anmerkung zu $ 20 sequ.: Auf die vorstehend aufrreführten Rechte 
der öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaften haben die nur 
geduldeten Religionsgesellschaften als solche keinen Anspruch; den 
Umfaug ihrer Rechte im besonderen Falle bestimmt die ihnen er- 
teilte Konzession. CA. solche für Altlutlieraner am 23. Juli 1845, 
Ges.S. S. 116. 


Verhältnis der Kirchengesellschaften gegen den Staat. 


8 27. Sowohl öffentlich aufgenommene, als bloss geduldete 
Religions- und Kirchengesellschaften müssen sich, in allen An- 
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gelegenheiten, die sie mit anderen bürgerlichen Gesellschaften 
gemein haben, nach den Gesetzen des Staates richten. 

$ 28. Diesen Gesetzen sind auch die Oberen und die ein- 
zelnen Mitglieder in allen Vorfällen des bürgerlichen Lebens 
unterworfen. 

S 32. Die Privat- und öffentliche Religionsübung einer 
jeden Kirchengesellschaft ist der Oberaufsicht des Staates unter- 
worfen. 

S 33. Der Staat ist berechtigt, von demjenigen, was in den 
Versammlungen der Kirchengesellschaften gelehrt und verhandelt 
wird, Kenntniss einzuziehen. 


Anmerkung: cf. wegen des staatlichen allgemeinen Vereins-Aufsichts- 
rechts Kammergericht X, 250 und Ob.Verw.G. XXII, 397, wie 
S 130a R.Str.G.B. 


Artikel II. 
Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche 
Freiheit und Ordnung gefährdenden Missbrauchs des 
Versammlungs- und Vereinigungsrechtes v. 11. März 1850 
(Ges.S. 1850 8. 277— 283), cf. auch Note zu $ 32 u. 33 Art. I 
und unten Art. IV zu B. In Kraft geblieben zufolge $ 2 Einf.G. 
z. R.Str.G.B. v. 31. Mai 1870 B.G.Bl. S. 195. 


S 1. Von allen Versammlungen, in welchen öffentliche An- 
gelegenheiten erörtert oder berathen werden sollen, hat der Unter- 
nehmer mindestens vierundzwanzig Stunden vor dem Beginne der 
Versammlung, unter Angabe des Ortes und der Zeit derselben, 
Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Diese Behörde 
hat darüber sofort eine Bescheinigung zu ertheilen. 

Anmerkung: Letztere ist stempelfrei. 

Beginnt die Versammlung nicht spätestens eine Stunde nach 
der in der Anzeige angegebenen Zeit, so ist die später beginnende 
Versammlung als vorschriftsmässig angezeigt nicht anzusehen. 
. Dasselbe gilt, wenn eine Versammlung die länger als eine Stunde 
ausgesetzten Verliaudlungen wieder aufnimmt. 
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Anmerkung: cf. wegen Polizeistunde für nicht geschlossene Ver- 
einigungen Ob.Verw.G. v. 1. Feb. 1898 Min.Bl. S. 92; cf. Kammer- 
gericht in Strafs. v. 14. Juli 1899 XIX, 298. 


Der $ 1 regelt die Anzeigepflicht des Unternehmers von 
Versammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert 
oder berathen werden sollen, im Allgemeinen, während die be- 
sonderen Bestimmungen, welche für die Versammlungen der eine 
Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezweckenden Ver- 
eine massgebend sind, im $& 3 enthalten sind. Nach diesem Para- 
graphen bedarf es, wenn Zeit und Ort statutenmässig oder durch 
einen besonderen Beschluss im Voraus feststeht und dieses wenig- 
stens 24 Stunden vor der ersten Versammlung zur Kenntniss der 
Ortspolizeibehörde gebracht worden ist, einer besonderen Anzeige, 
wie sie der $ 1 erfordert, für die einzelnen Versammlungen nicht. 
Hiernach ist unter gewissen Voraussetzungen eine Anzeige bei 
der Ortspolizeibehörde nur dann erforderlich, wenn ein Verein, 
welcher eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezweckt, 
als solcher Versammlungen, d. h. Zusammenkünfte, zu welchen 
sämmtliche Mitglieder des Vereins geladen werden und Zutritt 
haben, abhält. Die Sitzung des Ausschusses eines Vereins ist 
daher keine Vereinsversammlung, sondern sie ist die Zusammen- 
kunft der Mitglieder eines Organs des Vereins. Dass aber 
zwischen „Sitzung“ und „Versammlung“ im Sinne des Vereins- 
gesetzes zu unterscheiden ist, ergiebt sich aus dem $ 8 Abs. 3, 
welcher Versammlungen und Sitzungen neben einander stellt. 
Demnach bedurfte es für die in Rede stehende Ausschusssitzung 
einer vorgängigen Anzeige bei der Ortpolizeibehörde nicht (cf. 
Urtheil des Ob.Verw.G. v. 1. Okt. 1890, Entsch. XX, 441, wonach 
Zusammenkünfte der Vereinsorgane, auch wenn darın das künftige 
Verhalten des Vereins und damit öffentliche Angelegenheiten be- 
sprochen werden sollen, der Änzeigepflicht nicht unterworfen sind, 
und Urtheil des Reichsgerichts v. 10. Nov. 1896 XXIX, 167). 

S 2. Die Vorsteher von Vereinen, welche eine Einwirkung 
auf öftentliche Angelegenheiten bezwecken, sind verpflichtet, 


Nitze, Religiöse resp. kirchliche Vereine und Versammlungen etc. 381 


Statuten des Vereins und das Verzeichniss der Mitglieder binnen 
drei Tagen nach Stiftung des Vereins, und jede Aenderung der 
Statuten oder der Vereinsmitglieder binnen drei Tagen, nachdenı 
sie eingetreten ist, der Ortspolizeibehörde zur Kenntnissnahme 
einzureichen, derselben auclı auf Erfordern jede darauf bezügliche 
Auskunft zu ertlıieilen. 

Die Ortspolizeibehörde hat über die erfolgte Einreichung der 
Statuten und der Verzeichnisse, oder der Abänderungen der- 
selben, sofort eine Bescheinigung zu ertlieilen. Die Bestimmungen 
dieses und des vorhergehenden Paragraphen beziehen sich nicht 
auf kirchliche und religiöse Vereine und deren Versammlungen, 
wenn diese Vereine Korporationsrechte haben. 


Anmerkung zu $S$ 1lu.2: Zu den öffentlichen gehören auch an sich 
die kirchlichen und religiösen Angelegenheiten. Ob.Trib. v.1.Nov. 
1878 und Min. v. 1. Aug. 1850 S. 204 Min.Bl. 
Nach letzterem unterfallen die Religionsgesellschaften, welche 
keine Korporationsrechte haben, der Verordnung v. 11. März 1850. 
So lange ein Verein (in casu „Agitations-Kommission“) noch 
nicht beschlussmässig seine Statuten abgefasst hat, kann — weil 
ja wnausführbar — die Polizeihehörde auch keine Statuten fordern, 
und nur schriftliche Aeusserung über Zweck und Ziele der Kom- 

> mission fordern. Ob.Verw.G. v. 19. Okt. 1900. 


S 3. Wenn für die Versammlungen eines Vereins, welcher 
eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezweckt, Zeit 
und Ort statutenmässig oder durch einen besonderen Beschluss 
im Voraus feststelt, und dieses wenigstens vierundzwanzig 
Stunden vor der ersten Versammlung zur Kenntniss der Orts- 
polizeibehörde gebracht worden ist, so bedarf es einer beson- 
deren Anzeige, wie sie der $ 1 erfordert, für die einzelnen Ver- 
sammlungen nicht. 

S 4. Die Ortspolizeibehörde ist befugt, in jeder Versamm- 
lung, in welcher öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen 
werden sollen, einen oder zwei Polizeibeamte oder eine oder zwei 
andere Personen als Abgeordnete zu senden. 


Anmerkung: Auch die höheren Organe — Erlass v. 18. Nov. 1864 
Justizmin.Bl. S. 27 de 65. 
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Die Abgeordneten dürfen, wenn sie Polizeibeamte sind, nur 
in ihrer Dienstkleidung oder unter ausdrücklicher Kundgebung 
ihrer dienstlichen Eigenschaft erscheinen. Sind sie nicht Polizei- 
beamte, so müssen sie durch besondere Abzeichen erkennbar sein. 

Den Abgeordneten muss ein angemessener Platz eingeräumt, 
ihnen auch auf Erfordern durch den Vorsitzenden Auskunft über 
die Person der Redner gegeben werden. 

S$ 5. Die Abgeordneten der Polizeibehörde sind, vorbehalt- 
lich des gegen die Betlheiligten gesetzlich einzuleitenden Straf- 
verfahrens, befugt, sofort jede Versammlung aufzulösen, bezüglich 
deren die Bescheinigung der erfolgten Anzeige (SS 1 u. 3) nicht 
vorgelegt werden kann. Ein Gleiches gilt, wenn in der Ver- 
sammlung Anträge oder Vorschläge erörtert werden, die eine 
Aufforderung oder Anreizung zu strafbaren Handlungen ent- 
halten; oder wenn in der Versammlung Bewaffnete erscheinen, 
die der Aufforderung des Abgeordneten der Obrigkeit entgegen 
nicht entfernt werden. 

Anmerkung: Ob.Verw.G. v. 5. Dez. 1899: Die Auflösungsbefugniss 

des überwachenden Polizeibeaniten hat nicht die unmittelbare, d.h. 
der Aufforderung oder Anreizung zu Strafthiaten alsbald folrende 
zur Voraussetzung. Das Gesetz spricht eine solche Beschrän- 
kung nicht aus. Daher kommt es nicht darauf an, ob die Auf- 
forderung etc. von Erfolg begleitet gewesen ist oder nicht. Auch 
braucht sie selbst sich nicht nothwendig als strafbare Handlung 
darzustellen. Immerhin muss es sich um bestimmte, wenn auch 
nicht unter allen Umständen, sondern nur bei event. passender 
Gelegenheit auszuführende Unternehmen handeln, um die Auf 


forderung etc. als eine solche zu strafbaren Handlungen erscheinen 
zu lassen. 


S 6. Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde die Ver- 
sammlung für aufgelöst erklärt hat, sind alle Anwesenden ver- 
ptlichtet, sich sofort zu entfernen. Diese Erklärung kann nöthigen- 
falls durch die bewaffnete Macht zur Ausführung gebracht werden. 

8 7. Niemand darf in einer Versammlung bewaffnet er- 
scheinen, mit Ausnahme der im Dienste befindlichen Polizei- - 
beaniten. 
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& 8. Für Vereine, welche bezwecken, politische Gegenstände 
in Versammlungen zu erörtern, gelten ausser vorstehenden Be- 
stimmungen nachstehende Beschränkungen: 

a) sie dürfen keine Frauenspersonen, Schüler und Lehrlinge 

als Mitglieder aufnehmen; 

b) sie dürfen nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu 
gemeinsamen Zwecken in Verbindung treten, insbesondere 
nicht durch Komites, Ausschüsse, Centralorgane oder 
ähnliche Einrichtungen oder durch gegenseitigen Schrift- 
wechsel. 


Anmerkung: zu b aufgehoben durch R.G. v. 11. Dez. 1899 R.G.Bl. 
S. 699: „Inländische Vereine jeder Art dürfen mit einander in 
Verbindung treten. Entgegenstehende landesgesetzliche Bestim- 
mungen sind aufgehoben.“ 


Werden diese Beschränkungen überschritten, so ist die Orts- 
polizeibehörde berechtigt, vorbehaltlich des gegen die Betheiligten 
gesetzlich einzuleitenden Strafverfahrens, den Verein bis zur er- 
gehenden richterlichen Entscheidung ($ 16) zu schliessen. Frauens- 
personen, Schüler und Lehrlinge dürfen den Versammlungen und 
Sitzungen solcher politischen Vereine nicht beiwohnen. Werden 
dieselben auf die Aufforderung des anwesenden Abgeordneten der 
Obrigkeit nicht entfernt, so ist Grund zur Auflösung der Ver- 
sammlung oder der Sitzung (SS 5, 6) vorhanden. | 

S 9. Oeffentliche Versammlungen unter freiem Himmel be- 
dürfen der vorgängigen schriftlichen Genehmigung der Ortspolizei- 
behörde. Die Genehmigung ist von dem Unternehmer, Vorsteher, 
Ordner oder Leiter derselben mindestens achtundvierzig Stunden 
vor der Zusammenkunft nachzusuchen, und darf nur versagt 
werden, wenn aus Abhaltung der Versammlung Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu befürchten ist. 

Soll die Versammlung auf öffentlichen Plätzen, in Städten 
und Ortschaften oder auf öffentlichen Strassen stattfinden, so hat 
die Ortspolizeibehörde bei Ertheilung der Erlaubniss auch alle, 
dem Verkehr schuldigen Rücksichten zu beachten, Im Uebrigen 
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finden auf solche Versammlungen die Bestimmungen der SS], 
4,5, 6 u. 7 Anwendung. 

8 10. Den in den vorhergehenden Paragraphen erwähnten 
Versammlungen werden öffentliche Aufzüge in Städten und Ort- 
schaften oder auf öffentlichen Strassen gleichgestellt. Bei Ein- 
holung der Genelimigung ist der beabsichtigte Weg anzugeben. 
Gewöhnliche Leichenbegängnisse, sowie Züge der Hochızeits-Ver- 
sammlungen, wo diese hergebracht sind, kirchliche Prozessionen, 
Wallfahrten und Bittgänge, wenn sie in der hergebrachten Art 
stattfinden, bedürfen einer vorgängigen Genehmigung und selbst 


einer Anzeige nicht. 

Anmerkung: Bei den Schützenfesten handelt es sich unzweifelhaft, 
soweit die Ausmärsche zum Schützeuplatze, die Rückinärsche von 
diesem in Betracht kommen, um „öffentliche Aufzüge“, während 
das Schiessen auf dem Schützenplatze „öffentlichen Versammlungen 
unter freiem Himmel“ gleichsteht. Die Veranstaltungen bedürfen 
daher nach einer Entscheidung des Ob.Verw.G. v. 3. Okt. 1899 
der Erlaubniss der zuständigen Ortspolizeibehörde, da wegen der 
Aufzüge und Versammlungen der Schützengilden in dem Gesetze 
kein Vorbehalt gemacht ist; sie unterliegen daher dessen Vor- 
schriften. Lediglich als „öffentliche Aufzüge“ kommen auch die 
Hin- und Herzüge der Schützengilden zu und von der Kirche 
in Betracht; sie den „kirchlichen Prozessionen* zu unterstellen, 
also als kirchliche Einrichtung unter der Betheiligung von Geist- 
lichen anzusehen, erscheint begrifflich ausgeschlossen. 


S 12. Wenn eine Versammlung ohne die im S$ 1 vor- 
geschriebene Anzeige stattgefunden hat, so trifit den Unter- 
nehmer eine (seldbusse von fünf bis fünfzig Thalern oder Ge- 
füngnissstrafe von acht Tagen bis zu sechs Wochen. Derjenige, 
der den Platz dazu eingeräumt hat, und Jeder, welcher in der 
Versammlung als Vorsteher, Ordner, Leiter oder Redner auf- 
getreten ist, hat eine Geldbusse von fünf bis fünfzig Thalern 
verwirkt. 

8 13. Wenn, der Vorschrift des $ 2 entgegen, die Statuten 
eines Vereins oder das Verzeichniss der Mitglieder, oder die ein- 
getretenen Aenderungen in der bestimmten Frist zur Kenntniss 
der Ortspolizeibehörde nicht gebracht worden sind, oder wenn 
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eine von der Ortspolizeibehörde erforderte Auskunft nicht ertheilt 
worden ist, so wird jeder Vorsteher des Vereins mit Geldbusse 
von fünf bis fünfzig Thalern bestraft, infern er nicht nachweisen 
kann, dass die Anzeige oder die Einreichung des Verzeichnisses 
ganz ohne sein Verschulden unterblieben ist. Dieser Strafe tritt 
eine Gefängnissstrafe von acht Tagen bis sechs Wochen hinzu, 
wenn die Vorsteher wissentlich unrichtige Statuten oder Ver- 
zeichnisse eingereicht oder wissentlich unrichtige Auskunft er- 
theilt haben. 

S$ 14. Wenn in einer Versammlung der Vorschrift des & 4 
entgegen den Abgeordneten der Ortspolizeibehörde der Zutritt 
oder die Einräumung eines angemessenen Platzes verweigert 
worden ist, so trifft den Unternehmer und Jeden, welcher ın der 
Versammlung als Vorsteher, Ordner oder Leiter aufgetreten ist 
Geldbusse von zehn bis einhundert Thalern oder Gefängniss 
von vierzehn Tagen bis zu sechs Monaten. Dieselbe Strafe 
hat der Vorsitzende verwirkt, wenn er sich weigert, den Ab- 
geordneten der Polizeibehörde Auskunft über die Person der 
Redner zu geben, oder wenn er wissentlich unrichtige Auskunft 
ertheilt. 

& 15. Wer sich nicht sofort entfernt, nachdem der Ab- 
geordnete der Ortspolizeibehörde die Versammlung für aufgelöst 
erklärt hat (SS 5, 6, 8), wird mit Geldbusse von fünf bis zu fünfzig 
Thalern oder mit Gefängniss von acht Tagen bis zu drei Monaten 
bestraft. 

8 16. Wenn ein politischer Verein die im $ 8 zu a und b 
gezogenen Beschränkungen überschreitet, so haben Vorsteher, 
Ordner und Leiter, die diesen Bestimmungen entgegen gehandelt 
haben, eine Geldbusse von fünf bis fünfzig Thhalern oder Ge- 
fängniss von acht Tagen bis zu drei Monaten verwirkt. Der 
Richter kann ausserdem nach der Schwere der Umstände auf 
Schliessung des Vereins erkennen. Auf diese Schliessung muss 
erkannt werden, wenn Vorsteher, Ordner oder Leiter sich wieder- 
holt strafbar gemacht haben. 
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Wer sich bei einem nur vorläufig ($ 8) geschlossenen poli- 
tischen Vereine als Mitglied ferner betheiligt, wird mit Geldstrafe 
von fünf bis zu fünfzig Thalern oder Gefängnissstrafe von acht 
Tagen bis zu drei Monaten belegt. 

Wer der Vorschrift des $ 8a entgegen sich als Mitglied auf- 
nehmen lässt, hat eine Geldbusse von fünf bis zu fünfzig Thalern 
verwirkt. 

Wenn die Polizeibehörde einen politischen Verein vorläufig 
geschlossen hat (S 8), so ist sie gehalten, binnen achtundvierzig 
Stunden nach der Schliessung davon und von den Gesetzwidrig- 
keiten, welche zur Schliessung Anlass gegeben haben, der Staats- 
anwaltschaft Anzeige zu machen. Findet die Staatsanwaltschaft 
die angeblichen Gesetzwidrigkeiten nicht geeignet, eine Anklage 
darauf zu gründen, so hat die Ortspolizeibehörde auf die ihr 
durch die Staatsanwaltschaft binnen weiteren acht Tagen zu er- 
theilende Nachricht die Schliessung des Vereins aufzuheben. 
Anderenfalls muss die Staatsanwaltschaft ebenfalls binnen acht 
Tagen entweder die Anklage erheben oder binnen gleicher Frist 
die Voruntersuchung beantragen. Alsdann ist vom Gerichte so- 
fort Beschluss darüber zu fassen, ob die vorläufige Schliessung 
des Vereins bis zum Erkenntnisse in der Hauptsache fort- 
dauern soll. 

S 17. Wer an einem Aufzuge oder an einer Versammlung 
unter freiem Himmel Theil nimmt, zu welcher die nach dem 
gegenwärtigen Gesetze erforderliche Genehmigung nicht ertheilt ist, 
wird mit einer Geldbusse von einem bis zu fünf Thalern bestraft. 

Wer zu einer solchen Versammlung oder zu einem solchen 
Aufzuge vor Eingang der obrigkeitlichen Erlaubniss auffordert 
oder auffordern lässt, oder darin als Ordner, Leiter oder Redner 
thätig ist, wird mit Geldbusse von fünf bis fünfzig Thalern oder 
mit Gefängniss von acht Tagen bis zu drei Monaten bestraft. 


Anmerkung: 
a) Eine Mehrheit von Personen, die sich unter Leitung für längere 
oder kürzere Zeit zur Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
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vereinigt haben, ist ein politischer Verein im Sinne des $ 8. Ob.- 
Trib. v. 380. März 1874 in Oppenhof Rechtspr. XV 209. 

b) Die Versammlung eines öffentliche resp. politische Gegenstände 
behandelnden Vereins ist nicht als eine solche Sache behandelnde 
Versammlung überhaupt, sondern als „Vereinssitzung“ an- 
zumelden. Kammergericht v. 6. Nov. 1882 S. 47 Min.Bl. von 
1883. 

c) Zu S 16. Die Schliessung eines politischen Vereins kann resp. 
muss erfolgen, sobald ein Vorsteher aus SS 8, 16 bestraft wird, 
Es bedarf dazu keines Verfahrens geren den Verein selbst oder 
gegen seinen Vorstand. Ob.Trib. vom 26. Fehr. 1873. 

d) Die strafrechtlich erfolgte Schliessung des Vereins kann nur von 
dem Angeklagten durch Rechtsmittel angefochten werden, der dem 
Verein angehört hat. Der richterliche Ausspruch wird dadurch 
nicht erledigt, dass der Verein sich selber inzwischen aufgelöst 
hat. Ob.Trib. v. 19. Nov. 1873 Oppenhof XIV 731. 

e) Cf. Beschwerdestelle über die Polizei, resp. über Versagung der 
Bescheinigung über die Anmeldung ($ 1) $ 137 Ges. v. 30. Juli 
1883 Ges.S. S. 195 und Ob.Verw.G. XXII 396. 

f) C£. betr. polizeiliches Verbot von Versammlungen in öffentlichen 
Angelegenheiten unter anderen, als den in der Verordnung be- 
stimmten Voraussetzungen, Ob.Verw.G. XI 382, betr. Einsicht der 
Vereiusstatuten und Mitgliederverzeichnisse $ 2, cf. Ob.Verw.G. 
XVIII 422 bezüglich Gültigkeit der Merseburger Verordnung v. 
7. April 1844 S. 218 Amitsbl. und betr. polizeiliches Vorgehen 
gegen Vereine cf. Ob.Verw.G. XXIV 401, cf. Kammergericht 
v. 14. Dez. 1899 in Min. v. 29. Jan. 1900 S. 97 Min.Bl. zu $ 2 der 
V.: Auf Erfordern ist Auskunft auch über das gegenwärtige 
Personal zu ertheilen. 


Artikel III. 


Insonders ausserkirchliche Versammlungen. 


a) Wie schon Art. II oben in Note zu SS 1—2 der Verord- 
nung v. 11. März 1850 bemerkt, gehören grundsätzlich auch die 
kirchlichen und religiösen Angelegenheiten zu den „öffentlichen“ 
im Sinne jenes Gesetzes, aber kirchliche und religiöse Vereine 
und deren Versammlungen sind von den Pflichten m SS 1—2 be- 
freit, wenn die Vereine Korporationsrecht haben. — Dazu 
gehören auch im weiteren Sinne die in & 17 Art. I gedachten 
Kirchengesellschaften. 
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b) Die Lebensakte und Aeusserungen der rezipirten Kirche 
(Patent v. 30. März 1847 Ges.S. S. 121) gelten als gewöhnliche, 
hergebrachte im Sinne des & 10 der Verordnung, oben Art. II 
und unterliegen keiner Beschränkung und Anzeigepflicht; cf. auch 
Ob.Trib. v. 18. März 1853, Entsch. XXV 288, und insonders 
betreffs der Begräbnisse Almanach de 1898 8.96 — Magdeburg. 

Zu SS 10, 17 Abs. 2—3 der Verordnung v. 11. März 1850 
zu Art. II oben cf. auch Kammergericht v. 15. Jan. 1900 S. 627 
Abth. C Bd. I Heft 1 de 1900: Eine kirchliche Prozession ist 
ein Aufzug zu gottesdienstlichen Zwecken. Abs. 3 Satz 1 des 
S 17 bezieht sich sowohl auf Abs. 1 wie Abs. 2 und ist auch 
durch $ 59 R.Str.G.B. nicht aufgehoben; cf. auch betrefis „her- 
gebracht“ Kammergericht v. 27. Febr. 1893 XIII 373 und Min. 
v. 26. Aug. 1874 Min.Bl. S. 202. 

c) Aussergewöhnliche Versammlungen im Freien unterfallen 
aber dem S 9 der Verordnung; cf. auch No. 25 zu I des Min.- 
Ressorterlasses v. 1. Okt. 1847, Min.Bl. 8. 278: 

Sollen ausser der gottesdienstlichen Feier noch andere ausser- 
gewöhnliche ausserhalb der kirchlichen Gebäude stattfinden, so 
bedarf es der ortspolizeilichen Genehmigung (resp. des höheren 
Organs Note zu & 4 der Verordnung v. 11. März 1850). 

Anmerkung: Solche kirchliche Versammlungen sollen übrigens den 

ordentlichen Gottesdiensten keinen Abbruch thun und würdig ge- 
halten werden. Erlass des Ev. Ober-Kirchenraths v. 7. Okt. 1862 
Aktenstücke Heft 15 S. 315. 

d) Die nicht korporativen, wenn auch kirchliche und religiöse 
Sachen verfolgenden Vereine, wie z. B. sogenannte Parochial- 
oder kirchliche Gemeindevereine, sonstige Wohlfahrts-, Missions- 
vereine, unterfallen den $$ 1—2 der Verordnung, noch viel mehr 
natürlich die speziell unter einem Leiter für Gesinnungsgenossen 
veranstalteten Einzelversammlungen Zwecks Behandlung öflent- 
licher Angelegenheiten (kirchlicher oder religiöser) gedachter Art; 
cf. Note zu SS 1—2 Art. 11. 
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Artikel IV. 
A. Sogenannte Lustbarkeitssteuer im Hinblick auf 
kirchliche Vereinsthätigkeit. 


Nach 88 13, 15 des Kommunalabgaben-Gesetzes v. 14. Juli 
1893 Ges.S. S. 152 (cf. Anweisung dazu v. 10. Mai 1894, ab- 
gedruckt in v. Brauchitzsch Theil 3 de 1896 S. 480 und Min.Erl. 
v. 23. Febr. 1889 S. 38 Min.Bl.) sind die Gemeinden berechtigt 
auf Grund eines der kommunalaufsichtlichen Genehmigung unter- 
fallenden Statuts, für Musikaufführungen, Schaustellungen, 
Theatervorstellungen und sonstige Lustbarkeiten eine — 
tarifmässige — Gebühr zu erheben, woneben aber die Erhebung 
noch einer (sebühr für die Beaufsichtigung der Lustbarkeit 
ausgeschlossen ist; — cf. Muster-Regulativ S. 39 de 1889 Min.Bl. 

a) Der Steuer unterfallen an sich öffentliche und nicht öffent- 
liche Lustbarkeiten, doch aber nicht jede Lustbarkeit auch in 
einem Privathause, resp. von rein häuslichem Charakter. 8.376 
zu $S 15 des Gesetzes, 

b) Nicht grundsätzlich ausgeschlossen sind die Lustbar- 
keiten, wo ein höheres wissenschaftliches oder Kunstinteresse ob- 
waltet. Bei der Entscheidung über die Steuerpflicht im Einzelfall 
sind die örtlichen Verhältnisse mit zu berücksichtigen. Art. 11 
der Anweisung S. 496 a. a. O. 

Den öffentlichen Lustbarkeiten sind diejenigen gleichzustellen, 
welche von Vereinen oder Gesellschaften veranstaltet werden, die 
zu diesem Zwecke sich bilden. 

Wo Wissenschaft und Kunst in erster Linie stehen, wird 
kasuell Ausnahme zu machen sein, wenn nicht zugleich auf Seiten 
des Unternehmers ein Gewinn zu eigenem Vortheil (nicht etwa 
für wohlthätige und gemeinnützige Zwecke) erstrebt wird; cf. auch 
zu B unten. 

Anmerkung: Ueber den Begriff „öffentliche Lustbarkeit“ in Anwendung 


auf ein in scparaten Gasthofsräumen unter Zulassung auch von 
Nichtmitgliedern veranstaltetes Vereinsstiftungsfest cf. Ob.Verw.G. 
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XVIII 422 v. 24. Sept. 1888, R.G. v. 3. Dez. 1897, Jur. Wocher- 
schrift S. 94 de 1898. 

Betrefls Tanzlustbarkeiten geschlossener Gesellschaften daselbst 
I 365, wegen Polizeistunde für nicht geschlossene Vereinigungen 
Note zu $ 1 Art. 1I oben. 


c) Wiederholt ist auch die qualitative Besteuerung der vom 
Geistlichen veranstalteten christlich-sozialen, anderer belehrenden 
und bildenden, auf Hebung des christlichen und kirchlichen 
Sinnes abzielenden Vorträge, sowie der abendlichen Geselligkeiten 
des Kirchengemeinde-Vereins für Eltern und Jugend, der christ- 
lichen Jünglings-, Gesellen- etc. Vereine in Frage gekommen. 

Wo etwa das betreffende kommunale Statut hier im Einzel- 
falle die Besteuerung zulässt, wird doch, wie es wohl überall auch 
in Ansehung von patriotischen Feiern, wie Kaisers Geburtstag, 
Sedanfeier u. dgl., Festen der Militärvereine etc. geschielit, Steuer- 
dispens Seitens der Kommune unschwer zu erlangen sein, wenn 
nur nicht versäumt wird, rechtzeitig vor der Geselligkeit resp. 
Feier darum einzukomnien. 


B. Stempelsteuer nm Ansehung der schriftlichen 
polizeilichen Genehmigung zur Veranstaltung von 
Lustbarkeiten. 


Diese Steuer für öffentliche, wie Privat- oder geschlossene 
(Gesellschaften und Zwecke aller Art (1 M. 50 Pf., ausnalımsweise 
aus besonderen Gründen nur 50 Pf.) sieht die Tarifposition 39 
zum Stempelgesetz v. 31. Juli 1895, Ges.S. S. 413 vor. 

a) Of. dazu Steuerordnung v. 22. Mai 1895 und Min. 
v. 15. Nov. 1896 — UCons. 5928 de 1897 — Min.Bl. S. 239, 
Aımtsbl. Merseburg S. 427 de 1896, Fin.Min. v. 28. Dez. 1847, 
mitgetheilt durch KultusMin. v. 15. Febr. 1898 G. III. 46, Cons. 
7220 de 1898. 

Hier aber (cf. Ob.Verw.G. v. 7. Juli 1897 XXXII 104) sind 
ausgenommen die Fälle, wenn der Veranstalter nur unterrichtend, 
bildend, religiös erbauend wirken will, mag auch Mancher ledig- 
lich nur der Unterhaltung willen sich betheiligen. Ausgenommen 
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sind demnach auch (Ob.Verw.G. v. 3. Febr. 1899 preuss. Verw.- 
Bl. S. 343 Jahrg. 20) Festtagskonzerte in Kirchen, falls nicht 
Erwerb und Gewinn im Vordergrunde stehen. 

b) Das Erforderniss der polizeilichen Vorgenehmigung zu 
nicht gewerbsmässigen öffentlichen oder privaten Lustbarkeiten 
ergiebt sich aus den bestehenden Gesetzen (cf. auch v. 11. März 
1850) und Polizeiverordnungen. 

Die Verordnung des Ober-Präsidiums für die Provinz Sachsen 
v. 6. April 1880 im Amtsbl. Merseburg S. 135 besagt: 

S 3. Privat- oder sogenannte geschlossene Gesellschaften be- 
dürfen zu Lustbarkeiten keiner polizeilichen Genehnigung, 
wenn sie hauptsächlich zu. anderen Zwecken, als für 
Lustbarkeiten eine dauernde Vereinigung gegründet haben 
und das bisher mit polizeilichem Vorwissen ihnen dienende 
Lokal benutzt wird. 

$ 10. Vorstellungen, Vorträge oder Aufführungen etc. bei ob- 
waltendem höheren Interesse der Kunst oder Wissen- 
schaft bedürfen keiner polizeilichen Genelimigung, doch 
aber einer vorgängigen polizeilichen Anzeige unter Dar- 
legung auf Erfordern jenes Charakters der Veranstaltung. 
Ob der letztere anzuerkennen, darüber entscheidet allein 


die Polizeibehörde. 


Anmerkung: Von Vereinen oder Privaten veranstaltete Lustbarkeiten 
sind als Öffentliche zu behandeln, wenn Jedem freier Eintritt — 
ohne oder gegen Eintrittsgeld — gestattet ist; cf. auch Min. 
v. 2. Nov. 1884 S. 251 Min.Bl. 

Anmerkung: Der Auffassung zu 8a tritt auch bei Stempel-Fiscal 
in Magdeburg unterm 24. November 1900, Cons. 30112. 
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III. Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


— 


I. Allgemeines. 


31. G. A. Schneider”, Der heil. Theodor von Studion. Sein 
Leben und Wirken, ein Beitrag zur Byzantinischen Mönchsgeschichte. 
Münster, Heinr. Schöningh, 1900. (Knöpfler, Schrörs, Sdralek, 
Kirchengeschichtl. Studien Bd. V MH. 3.) Mk. 2,60. Subskriptions- 
preis Mk. 2. 

Der berühmte Studite hat freilich schon in seiner kirchen- 
politischen und klösterlichen Thätirkeit literarische Behandlung ge- 
funden. Ein Gesammtbild der Persönlichkeit und ihrer Entwickelung 
fehlte indessen und wird erst durch die dankenswerthe Arbeit des 
Verf. dargeboten. Von der kleinen Schrift haben das 2. und 
3. Kapitel auch für kanonistische Kreise Interesse. Sie schildern 
den Kampf des Mannes geren den (äsareopapismus und seine 
klösterliche Reformthätirkeit. E. Fr. 

32. Gay, Les dioceses de Calabre ä l’epoque byzantine. Rev. 
d’hist. et de litter. 5, 233. 

33. Hoensbroech, Graf v., Das Papstthum in seiner sozial- 
kulturellen Wirksamkeit. Bd. I Inquisition, Aberglaube, Teufels- 
spuk u. Hexenwahn. Leipzig 1900. 

34. Salambier, Le grand schisme d’occident. Paris 1900. 

35. Wylle, Couneil of Constance to death of Joh. Hus. Lond. 
1900. 

36. Tischhauer, Gesch. d. ev. K. Deutschlands in d. ersten 
Hälfte des XIX. Jahrh. Basel 1900. 
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! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugerangen. 
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37. Schwering”, Das römische Recht, das deutsche Recht und 
das Bürgerl. Gesetzbuch. Eine Vergleichung der rechtlichen, ethi- 
schen und wirthschaftlichen Grundgedanken. Köln, Bachem, 1900. 
Mk. 2,80. Ä 

Die Beurtheilung dieser Schrift, deren katholischer Verf. auf 
dem Boden naturrechtlicher Anschauung steht, entfällt der Zu- 
ständigkeit dieser Zeitschrift. Hervorgehoben mag werden, dass 
der Verf. zu Gunsten des Eherechts des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
plädirt und sich für die obligatorische Civilehe und die Eheschei- 
dung ausspricht. Seine Grundanschauung, dass sich staatliches und 
kirchliches Recht zu einander wie Recht und Moral verhalten, ent- 
spricht übrigens keineswegs der Lehre und den Ansprüchen der 
katholischen Kirche. E. Fr. 

38. Lobe*, Plaudereien über das neue Recht. UI. Hälfte. 
Leipzig, Grunow, 1900. Mk. 2. 

Wir freuen uns die Vollendung des nützlichen Buches anzeigen 
zu können, welches übrigens auch in dieser Abtheilung auf in das 
Kirchenrecht einschlagende Materien nicht eingeht. E. Fr. 

39. Sehling, D. Pfarrer u. d. Bürgerl. Gesetzbuch. Ber. üb. 
d. am 20. Juni 1900 zu Nürnberg abgehalt. allgem. Pastoralkonfer. 
d. ev.-lJuth. Geistl. Bayerns. Nürnberg 1900. S. 45. 


II. Lehr- und Handbücher. 


14. Manacorda, Specimen iur. et discipl. eccles. (P. II. De 
re beneficiaria.) Fossani 99. 

15. Vecchiotti, Institut. canonicae ad usum seminariorum 
accomodatae. Tur. 1900. 

16. Aichner, Compend. iur. eccles. ad usum cleri ac praeser- 
tim per imperium Austriacum in cura animarum laborantis ... 
Ed. IX emendata et recentissimis decretis accommodata Tlı. Friedle. 
Brix. 1900. 

17. Ferraris, Promptae bibliothecae supplementum continens 
recentiora acta Ss. sedis et recentiores resolutiones ac decreta SS. 
RR. Congregationum ed. Buceloeni. Romae 1900. 

18. Kirchenheim v, Kirchenrecht für deutsche Theologen 
u. Juristen. (Sammlung theol. Handbücher Th. 6.) Bonn, Marcus, 
1900. 

Der Verf. leitet die Legitimation zur Abfassung seines Lehr- 
buches aus dem Umstande her, dass er seit zwanzig Jahren Vor- 
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lesungen über diese. Materie halte und die Richter’schen Kirchen- 
ordnungen für das von der Preuss. Akademie beabsichtigte \Vörter- 
buch auf ihren Wortschatz bearbeitet habe. 

Iın Uebrigen ist uns wenigstens keine literarische Arbeit des 
Verf. aus dem Kirchenrecht bekannt geworden, und auch er scheint 
von der Literatur ausser vielleicht für die Zwecke der Abfassung 
dieses Lehrbuches keine grosse Notiz genommen zu haben. Z.B. 
firurirt Mejer im Literaturverzeichniss ohne das den Evangelischen 
andeutende Kreuz, ebenso Blume; Schiller steht da anstatt des be- 
kannten Schilter. Oft sind nur alte Ausgaben angegeben. 

Der Verf. erhofft von der Kirchenrechtswissenschaft des 
XX. Jahrhunderts eine grössere „religiöse Vertiefung“. Doch wir 
haben zum Theil auch aus persönlichen Gründen nicht die Ab- 
sicht, eine Rezension dieses Buches zu geben, welches nach dem 
Willen des Verf. „ein Lern- und Lehrbuch, ein Hand- und Haus- 
buch“ sein soll. | E. Fr. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


4. Reccolta di leggi ed ordinanze della monarchia austriaca vol. 26. 
Galante, Le leggi ed ordinanze in materia di culto. Coll’ aggiunta 
dei motivi delle principali leggi, della giurisprudenza etc. Inns- 
bruck, Wagner, 1900. 

Eine ebenso verdienstliche wie mühsame und fleissige Arbeit. 
Der Verf. hat das gesammte umfangreiche einschlagende Gesetz- 
material in das Italienische übersetzt, systematisch geordnet und 
theilweise aus den Motiven erläutert, auch bibliographische Notizen 
beigegeben. Vortreffliche Register erleichtern die Benutzung. 

E. Fr. 

5. Colomiati, Codex iur. pontificii seu canonici vol, 9 

Torino 1899. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


28. Ardayn av Cwserx Aamootölev. Doctrina duodecim apo- 
stolorum. Una cum antiqua versione latina prioris partis de duabus 
viis primum ed. Schlecht. Freib. 1900. 

29. Funk, D., Testament unseres Herrn. Eine neu entdeckte 
Schrift. Tüb. theol. Quartalschr. 82, 161. 
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30. Rezens.: Allmang in Le Can. contemp. 23, 266. 

Rezens. stimmt bezüglich der Entstehungszeit mit uns überein. 

3l. Morin, L’origine des canons d’Hippolvte. Rev. B£nedict. 
1900, 241. x 

32. Riedel, Die Kirchenrechtsquellen d. Patriarch. v. Alexan- 
drien, zusammengestellt u. z. Theil übersetzt. Leipzig 1900. 

33. Müller, Zum Verhältniss Nikolaus I. u. Pseudo - Isidors. 
N. h. 25, 632. 

34. Seckel, Studien zu Benedietus Levita I. N. Arch. f. 
ält. deutsche Gesch. 26, 39. 

35. Fournier, Une groupe des Collect. canon. inedites du 
Xe siecle. Annales de l’univ. de Grenoble 1899. 

36. Paul Sabatier, Fratris Francisci Bartholi de Assisio 
Tractatus de indulgentia. S.Mariae de Portiuncula, nunc primum 
integre edidit. Accedunt varıa documenta, inter quae duo sancti 
Francisci Assisiensis opuscula huiusque ineldita, et dissertatio de 
operibus fr. Mariani de Florentia quae a pluribus saeculis delitue- 
rant nunc auteın feliciter inventa. In-8. 1899. 

37. Lecacheux, Un formulaire de la Penitentiarie apostol. 
au temps du cardin. Albornoz 1357—58. Meclanges d’archcol. et 
d’hist. 18, 37. 

38. Conecil. Basiliense, Stud. u. Quell. z. Gesch. d. Concils 
v. Basel Bd. III: Die Protokolle des Coneils 1434 u. 35. Aus 
dem Manuskript des Notars Brunete u. e. seiner Handschr. her. v. 
Haller. Basel 1900. | " 

39. Die Dekrete d. National-Conc. d. kath. Syrier 1588 ge- 
halten in Sciarfe. Le Can. cont. 23, 122. 

40. Köstlin, Eine bisher unbekannte K.O. a. d. XVI, Jahrh. 
Ergänzungen u. Berichtigungen. Z. f. prakt. Theol. 1900, 401. 

41. Erichson, Z. Gesch. d. altstrassburg. ev. Trauordnung. 
Monatsschr. f. Gottesdienst u. christl. Kunst 1900, 163. 

42. Ehrle, Die kirchenrechtl. Schriften Peters v. Luna (Bene- 
dicts XIIT.). Arch, f. Literat. u. K.Gesch. d. Mittelalt. VII 3/4. 

43. Quentin, H., Jean-Dominique Mansi et les grandes collec- 
tions conciliaires (etude d’histoire litteraire). Suivie d’une corre- 
spondence inedite de Baluze avec le cardinal Casanate et de lettres 
de Pierre Morin, Hardouin, Lupus, Mabillon et Montfaucon. Paris, 
TLeroux, 1900. 
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V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


23. Cars, The frist. act of the apostles the election of Matthias. 
The Expositor 1900, 388. 

24. Dunin-Borkowski, Studien z. ältesten Literatur üb. d. 
Ursprung d. Episkopates. Hist. Jahrb. 21, 221. 

25. Marucchi, S. Pietro e Paolo in Roma. Rom 1900. 

26. Neu, Beitr. z. Gesch. d. Cölibats d. röm.-kath. Geist!. 
2. f. K.Gesch. 21, 290. 

27. Buschbell, D. röm. Ueberlieferung d. profess. fidei d. 
Päpste.e. Röm. Quartalschr. 1900, 131. 

28. Ehses, Ein Gutachten zur Reform des päpstl. Gnaden- 

a. d. J. 1538. Röm. Quartalschr. 1900, 102. 

29. Jordan, Les promotions des cardinaux sous Urbain IV. 
Rev. d’hist. et de litterat. 5, 322. 

30. Hilling, D. bischöfl. Banngewalt, d. Archipresbrterat 
u. d. Archidiakonat in d. sächs. Bisthümern. A. f. k. K.R. 50, 
443, 645. 

3l. Aldinger, D. Neubesetzung der deutschen Bisthümer 
unter Papst Innoc. IV. (1243 —54). Leipzig 1900. 

32. Tschackert, D. Rechnungsbücher des erzbischöfl. mainzi- 
schen Kommissars Joh. Bruns a. d. J. 1519—31. Z. f. K.Gesch. 
21, 330. 

33. Imbart de la Tour, Les origines relig. de la France. 
Les paroisses rurales du IV® au XlI® siecle. Paris 1900. 

34. Koch, Die Büsserentlassung in d. alten abendländ. Kirche. 
Theol. Quartalschr. 82, 4806. 

35. Kurz, D. kath. Lehre v. Ablass vor u. nach d. Auftreten 
Luthers. Paderb. 1900. 

36. Paulus, D. Ablass f. d. Verstorbenen am Ausgang d. 
Mittelalters. Z. f. k. Theol. 1900, 249. 


VI. Staat und Kirche. 


28. Fürstenau*, Johann von Wiclifs Lehren von der Ein- 
theilung der Kirche und von der Stellung der weltlichen Gewalt. 
Berlin, R. Gärtner, 1900. 

Die interessante, gut geschriebene, auf gründlichen Quellen- 
studien beruhende Schrift zertällt in zwei Abschnitte. Der erste stellt 
die Anschauungen Wiclifs vor der Kirche dar. Hier steht Wiclif 
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zunächst auf dem katholischen Standpunkt, dass er die Zweitheilung 
von Kleriker und Laien annimmt. Aber auch die Dreiständelehre 
vertritt er, und dies beeinflusst seine Anschauungen über die 
Stellung der weltlichen Gewalt. Ihm ist der König von Gottes 
Gmaden. Nicht bloss für das leibliche Wohl seiner Unterthanen hat 
er zu sorgen, sondern auch dafür, dass sie den reinen Glauben 
überliefert erhalten. Darum ist er auch zur Reform der Kirche 
verpflichtet, wenn sie ihre Aufgaben ihren Gliedern gegenüber 
nicht erfüllt. Man sieht, es sind die Anschauungen Wiclifs, welche 
die entsprechenden der deutschen Reformatoren erzeugt haben, 
wenn diese letzteren auch nicht direkt aus Wiclif geschöpft sind, 
sondern aus Hus, dessen hier einschlagende Lehren die Wiclifs 
lediglich und oft wörtlich wiedergeben. E. Fr. 

29. Pflugk-Harttung, Anhang, Gegner und Hilfsmittel 
Ludwigs d. Bayern in s. Kampfe m. d. Kurie. Z. f. K.Gesch. 
21, 186. 

30. Pratt, The state and the church. New-York 1900. 

31. Bondroit, De capacitate possidendi ecclesiae necnon de 
regio proprietatis vel dispositionis dominii in patrimonio eccle- 
siastico aetate merovingica (a. 481—751). Tomus prior. Louvain 
1899. Diss. in. 

32. Gabba, Intorno alla competenza dell’ autoritä municipale 
in materia di riti funebri: Parere. Pisa 1899. 

33. Rotering, D. Sonn- u. Festagsruhe. Gerichtssaal 58, 82. 

34. Meyer, D. Hohenzollern in ihr. Verh. z. kath. K. Hohen- 
zoll. Forschgn. 6, 215. 

35. Ficker, D. preuss. Kulturkampf v. 1873—80 mit bes. 
Berücksichtigung d. Diöz. Paderborn, dem jüngeren Klerus u. d. 
schlichten Volke in erzählender Form auf Grund quellenmässiger 
Studien u. v. Selbsterlebnissen dargeboten. Paderborn 1900. 


VD. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche, 


24. Ceccaroni, Il conclave. Storia, costituzione, cerimonie. 
Torino 1900. 

25. Münzloher, D. apost. Präfektur Assan in ihr. geschichtl. 
Entwicklung. Rom 1899. 

26. Hofmann, D. Excardination einst u. jetzt. Z. f. kath. 
Theol. 1900, 92. 393. 
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27. Gillmann, D. Resignat. d. Benefizien. A. f. k KR. 
80, 523. 665. 

28. Eck, D. Begründung der kirchlichen Mitgliedschaft nach 
kanon. u. bayer. Recht. Würzb. 1900. 

29. Seitz, D. relig. Erziehung d. Kinder im Grossherzogth. 
Hessen nach d. Ausführungsges. z. Bügerl. Gesetzbuch v. 27.,7. 
18099. A. f. k. K.R. 80, 709. 

30. Meunier, D. kirchl. Begräbnissrechte mit bes. Berück- 
sichtierunge d. Erzdiözese Köln. Düsseld. 1900. 

3l. Freisen, Taufritus in Schleswig-Holstein seit Einführeg. 
d. Retormat. bis heute. Hiıst. Jahrb. 21, 255. 

32. Pesch S. J., Praelectiones dogmaticae, quas in Collegio 
Ditton-Hall habebat P. Tom. VII. De sacramentis. Pars II. De 
sacramento poenitentiae. De extrema unctione. De ordine. De 
matrimonio. Tractatus dormatici. Ed. altera. Freiburg i. B. 19vV. 

33. Geigel, Statistisches üb. kirchl. Bildungs- u. Wohlthätig- 
keitsanstalten in dem Reichsland Elsass-Lothr. 257. 

34. Günther, D. kathol. Autonomie in Ungarn. A. f. K. 
K.R. 80, 733. 

35. Lambert, L’cgl. cath. et la lecture de la bible (thesei. 
Montauban 1900. 

36. Wolf von Glanvell?, Die letztwilligen Verfügungen nach 
gemeinem kanonischen Rechte. Paderborn, Schöninsh 1900. 

Das von Verf. behandelte Thema entbehrt jedenfalls seit dem 
1. Jan. 1900 für Deutschland jeder praktischen Bedeutung. Dieser 
Umstand darf freilich nicht gegen den Verf. geltend gemacht werden: 
denn für eine wissenschaftliche Arbeit ist ihre praktische Brauch- 
barkeit gleichgültig, und eine wissenschaftliche Arbeit hat der Verf. 
liefern wollen und auch in Wahrheit geliefert. Darum wollen wir 
auch nichts dagegen einwenden, dass der Verf. noch einen II. Band 
in Aussicht stellt, welcher die gewohnheitsrechtlichen Abweichungen 
vom kanonischen Recht in Deutschland, Oesterreich, Frankreich 
darstellen soll, obgleich 2 Bände etwas viel ist für den Stoff des 
Buches. Bemängeln aber miissen wir bei aller Anerkennung des 
Fleisses und der Kenntnisse des Verf. seine Methode. Er be- 
handelt seinen Stoff nicht historisch und dogmatisch, sondern er 
giebt nur einen Kommentar der drei einschlagenden Titel der 
Grregorianischen Dekretalensammlung. In diesem Kommentar ist 
viel Gelehrsamkeit aufgespeichert und namentlich die kanonistische 
Literatur eingehend berücksichtigt; aber wer wird sich durch diesen 


VIII. Ordenswesen. 399 


Kommentar durchwinden? Wir glauben, der Verf. hat sich selbst 
mit seiner Methode das grösste Unrecht zugefügt. Seine Arbeit 
wird nicht die Beachtung finden, die er doch wünschen muss. Ein 
kleines Räthsel bietet auch das Register dem Benutzer. Dort wird 
Bd. I u. II unterschieden. Der letztere ist der vorliegende. Aber 
nirgends ist dieser weder auf dem Titelblatt noch in der Vorrede 
als solcher II. bezeichnet und über die Existenz des I. wird in 
jener Registernotiz nichts gesagt. E. Fr. . 

37. Coll, El testamento canonico concordado con el derecho 
civil. Madrid 1900°. ar 

38. Arminjon, La propriete des egl., des presbyteres et des 
cimetieres en Savoie. Rev. cathol. des instit. 21, 319. 

39. Pepin, Comune e duomo (a proposito della riforma della 
facciata del duomo di Milano). Il Filangieri 25, 324. 

40. Serrier, Code pratique des fabriques paroissiales. Nouv. 
edit., mise au courrant de Ja jurisprud. Par. 1900. 

41. Scaduto, Per l’abolizione delle decime Siciliane. Discorso 
tenuto in Palermo il 28 gennaio 1900 inanzi al Comizio delle 
provincie siciliane. (Torino 1900. Estr. della Riforma sociale fase.5. 
anno VII. vol. X. II. serie.) | 

42. Tissi, Di alcune questioni in materia di deeiing, Riv. 
di dir. eccl. 9, 521. 

43. Driessen, Sind die Dienstgrundstücke u. Dienstwohnungen 
der Geistlichen u. Lehrer in der Rheinprovinz der Kommwunalgrund- 
steuer resp. Gebäudesteuer gemäss dem Gesetze vom 14./7. 1893 
unterworfen? (Umschlag: Das Kommunal-Abgabengesetz vom 14./7. 
1893 in Bezug anf die Dienstwohngn. u. Dienstgrundstücke der 
Geistlichen u. Lehrer in der Rheinprovinz.) Bonn, 1899. 

44. Seber, Steht den Pfarrern im bisher. Gebiete d. franz. 
Rechts auch heute noch die Befugniss zu, die zum Pfarrwittum 
gehörigen Immobilien über ihre Dienstzeit hinaus zu vermiethen 
oder zu verpachten? A. f. k. K.R. 80, 725. 


VII Ordenswesen. 


22. Whishar, Hist of monks and monasteries. (Lond. 1900.) 

23. Preuscher, Mönchthum und Serapiskult. Darmst. 99. 
(Progr.) 

24. Ladeuze (Theol. Quartalschr. 1899, S. 605), Etude sur le 
cenobitisme pakhomien. Paris 98. 
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25. Ursm.-Berliere, Le cenobitisme pakhomien pendant le 
IV® siöcle et la premiere moiti&e du V®. Rev. Bened. 15, 385. 

26. Andre, Les origines de l’institution monastique de la 
Gaule. Echo rel. de la Belgique 1 No. 10. 

27. Monumenta Ordinis Praedicator. t. V. u. VII 
Stuttg. 1900. 

28. Gebauer, Z. Gesch. d. letzten Mönche in d. Mark. 2. 
f. K.Gesch. 21, 380. 

29. Wilson, Beitr. z. Vorgeschichte d. Auflösg. der Klöster 
in England u. Wales speziell unter d. Regierung Heinrichs VII. 
Halle 1900. (In.-Diss.) 

30. Jesuit relation etc. 63. 64. 1900. 

31. Pochon, Dissolution de l’ordre des Jesuites (application 
du decr. de 30./3. 1880). Paris 1900. 

32. Hahn, Die Nancy-Trierer Boromäerinnen in Deutschl. 
1870—99. Ein Beitr. z. Gesch. u. Statistik der barmherz. Schwe- 
stern, ihres wohlthät. u. sozialen Wirkens. Trier 99. 

33. Repertoire historique de la congregation de la Mission 
(Lazaristes), comprenant la liste des superieurs de la congregation 
de la Mission et de la Compagnie des Filles de la Charite, le ta- 
bleau des assenmiblees generales et des etablissenients etc., une liste 
des actes apostoliques se rapportant aux deux communautes de 
Saint-Vincent-de-Paul, et la table generale des Annales de la con- 
gregation de la Mission, depuis leur origine jusqu’a la fin de 
l’annee 1899. Paris 1900. 

34. Guibert, Hist. de s. Jean-Baptiste de la Salle ... . fon- 
dateur de l’institut des freres des ecoles chret. Paris 1900. 

35. Keller, Les congregat. relig. en France: leurs services 
et leurs droits. Paris 99. 

36. Schiappoli, Cond. giuridica delle confraternite ecclesia- 
stiche. Torino 1900. 

37. Klessner u. Woker, D. Bonifatiusverein. Seine Ge- 
schichte, seine Arbeit und sein Arbeitsfeld 1849-99. Festschr. 
z. 50jähr. Jubiläum d. Vereins. Paderb. 99. 

38. Geiger, Die Stellung .d. Kloster- u. Ordenspersonen ım 
Bürgerl. Gesetzbuch f. d. Deutsche Reich. A.f. k. K.R. 80, 493. 

39. Landry, La morte civile des religieux dans l’ancien 
droit francais. Etude histor. et crit. Paris 1900. 
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31. Becker, Aus Cöthener Kirchenvisitationsakten von 1567. 
2. f. K.Gesch. 21, 269. 

32. Wetzstein, D. Gründg. d. ev. Landeskirche in Mecklenb. 
Progr. Neustrelitz 1900. 

33. Schnell*, Die mecklenburg. Kirchenordnungen. Ein Bei- 
trag z. Gesch. d. Entsteh. d. mecklenburg. Landeskirche. Güst- 
row 99. 

Der Verf. dieser kleinen, gut geschriebenen, auch auf archi- 
valischen Materialien beruhenden Schrift hat sich durch die Art der 
Publikation selbst einen Nachtheil zugefügt. Das Büchlein beginnt 
ohne Vorwort; es hat keine Inhaltsübersicht; die Gliederung des 
Stoffes ist äusserlich kaum wahrnehmbar; der Inhalt durch den 
Titel nicht hinreichend charakterisirt. Denn jener ist umfassender, 
als dieser erkennen lässt. Der Verf. zeigt zunächst das Wachsen 
der landesherrlichen Gewalt der Kirche gegenüber in der vor- 
reformatorischen Zeit; dann schildert er die Reformation in Meck- 
lenburg, und als Einschlag in das Gewebe dieser allgemeinen Dar- 
stellung der ersten Kodifikationsversuche der Kirchenordnungen, von 
1552 —1602 bilden dann diese und ihre Analyse den Hauptgegen- 
stand der Darstellung. Wir haben das Schriftchen mit Vergnügen 
und Belehrung gelesen. E. Fr. 

34. Kayser, Christ. Thomasius u. d. Pietismus. Hamb. 1900. 
Progr. 

35. Rietschel, D. Frage des Zusammenschlusses d. deutsch. 
ev. Landeskirchen zur Wahrung und Förderung ihrer gemeinsamen 
Angelegenheiten. Leipz. 1900. 

36. Förster”, Die Rechtslage des deutschen Protestantismus. 
Giessen, Ricker, 1900. (Vorträge der theol. Konferenz zu Giessen. 
15. Folge.) 

Eine kleine ansprechende Skizze über die Entwicklung der 
ev. Kirchenverfassung im 19. Jahrh. Der Verf. stellt den Gegen- 
satz zur territorialistischen Verfassung des 18. Jahrh. fest. Doch 
will es uns scheinen, als ob er hier Theorie und Praxis nicht 
immer genügend auseinander hält und als wirklich vorhanden an- 
nimmt, was die Theorie formulirt hatte. Dass im 18. Jahrh. keine 
Landeskirchen existirt hätten und die Einzelgemeinde, „die Kirche* 
gewesen wäre, dass die landeskirchliche Gesetzgebung nicht in das 
religiöse Gebiet eingegriffen und alles der individuellen Willkür 


402 Literaturübersicht. 


des Pfarrers überlassen habe, trifft in dem vom Verf. behaupteten 
Maasse nicht zu. Richtig ist nur, dass wie der moderne Staat 
erst eine Rechtseinheit für die verschiedenen Gebiete zu schaffen 
unternommen hat, so auch die moderne Landeskirche die partiku- 
laren Rechtsbildungen zu beseitigen versucht hat. Die Vorschläge 
des Verf. zur Bildung einer einheitlichen Organisation für die 
Kirchen des preussischen Staates erscheinen uns utopisch. Wir 
erinnern uns der Kämpfe, welche die Annexionen des Jahres 1566 
nach dieser Richtunz hin hervorgerufen haben. Der jetzige Zu- 
stand ist das Ergebniss des Kompromisses zwischen den verschie- 
denen Parteien, und die konfessionellen Sonderbestrebungen sind 
seitdem nicht schwächer, sondern eher stärker geworden. Auch 
möchten wir bezweifeln, dass die übriren Landeskirchen sich einer 
einheitlich gestalteten preussischen Kirchenorganisation anschliessen 
wiirden. Der Partikwlarismus blüht jetzt mehr als je und nament- 
lich in Preussen. Je mehr Zugeständnisse er in politischer Be- 
ziellung hat machen müssen, um so mehr hält er das kirchliche 
Gebiet als seine noch unbestrittene Domäne fest. E. Fr. 

37. Entwickelung d. ev. Landeskirche d. älteren prenss. 
Provinzen seit d. Errichtung d. Ev. Oberkirchenrathes. Berl. 1900. 

38. Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode 
der evangelischen Landeskirche Preussens am 30.’VI. u. 2..VI. 
1900. Hrsg. v. dem Vorstand der Generalsynode. Berlin 1400. 

39. Nitze, Anstelle. u. Vorbildg. d. Geistl. d. ev. Landes- 
kirche erläutert. 5. Aufl. d. Prüfungsbestimmungen für Theol. 
Berlin 1900. 

40. Neuberg, Die Leichenverbrennung und die ev. Kirche. 
Preuss. Jahrb. 1900, 193. 

41. H. Martyn Baird, Theod. Beza the councellor of the 
french reformation 1519 — 1605. 1900. 

42. Pascel, Les ordres du consistoire de l’erl. ref. france. 
de Londres. Bullet. hist. et lit. 1900, 160. 


X, Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


12. Frederieq, Corpus documentor. Inquisition. haeret. pra- 
vitatis Neerlandicae. t. 4. (1514—23./9. 1525.) Gent u. s’Gravenh. 
1900. | 

13. Knieb, Gesch. d. Reformat. u. Gegen-Reformat. auf d. 
Eichsfelde. Heiligenst. 1900. 
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14. Loserth, D. Gegenreformat. in Inner-Oesterr. Gleich- 
zeitig Zusammenstellung des Aktenmaterials. Jahrb. d. Protest. 
in Oesterr. 1900, 52. 

15. Bihl, Klesl’s Briefe an Kaiser Rudolf’s Oberhofmeister 
Ad. Frh. v. Dietrichstein (1583—89. Ein Beitr. z. Gesch. Klesl’s 
u. d. Gegenreformat. in Nieder-Oesterr. A. f. Oesterr. Gesch. 
85, 413. Ä 
16. Zagel, Die Gegenreformat. im Bisth. Bamberg unter 
Fürstbisch. Neithard von Thüngen 1591—98. (Erl. 99. In.-Diss.) 
Auch im Arch. f. Gesch. u. Alterthumskunde v. Oberfranken 21,1. 

17. Ruffini, La libertä religiosa. I. Storia dell’ idea. To- 
rino 1900. 

18. Lezius, D. Toleranzbegriff Locke’s u. Pufendorfs. Ein 
Beitrag z. Geschichte d. Gewissensfreiheit. Bonwetsch u. Seeberg;, 
Stud. z. Gesch. d. Theol. u. d. Kirche 6, 1. Leipz. 1900. 

19. Bonet-Maury, Hist. de la liberte de conscience en 
France depuis l’edit de Nantes jusqu’au juillet 1870. Paris 1900. 


XI. Eherecht. 


31. Lefebure, Lecons d’introduction generale a l’hist. du droit 
matrimon, frane. Par. 1900. 

32. Basdevant, Des rapports de l’egl. et de l’etat dans la 
legislat. du mariage du Concile de Trente au code civil. Paris 1900. 

33. Bevilacqua, Trattato dommatico giuridico e morale sul 
matrim. crist. secondo la dottrina di S. Tommaso, dı S. Alfonso e 
di megliori autor. Roma 1900. 

34. Meydenbauer”, Zur Frage der gemischten Ehen in 
Schlesien in den Jahren 1740 —50. Kirchengeschichtliche Studie. 
Rom 1900. Loescher (Separ.-Abdr. aus Quellen u. Forschungen 
aus ital. Archiven 3, 2). 

Der Verf. hat seinen Aufenthalt in Rom benutzt, um 4 Bünde 
des vatikanischen Archives, welche den Briefwechsel Benedicts XIV. 
mit den Fürstbischöfen von Breslau, den Grafen Zinzendorf und 
Schaffgotsch aus den Jahren 1741—50 enthalten, durchzuarbeiten 
und 21 Stücke, die sich auf gemischte Ehen beziehen, mitzutheilen. 
Eine kurze Einleitung geht voran. Aus diesem interessanten 
Materiale nimmt die No. 20 am meisten unsere Aufmerksamkeit in 
Anspruch. Sie giebt das italienische Konzept eines in der Literatur 
oft behandelten Aktenstückes, des sog. Dissimulationsbreves Bene- 


404 Literaturübersicht. 


diets XIV. vom 12. Sept. 1750. Ob das Schreiben in der italieni- 
schen Festung abgegangen ist, steht freilich dahin, da bis jetzt nur 
eine lateinische Version bekannt war, die indessen wortgetreu mit 
dem italienischen Text übereinstimmt. Dass das Schreiben in 
Wahrheit an den Adressaten ergangen und an ihn gelangt ist, kann 
nicht mehr bestritten werden. Dass es für apokryph erklärt wurde 
und in dem fürstbischöflichen Archiv zu Breslau nicht mehr vorhanden 
ist, steht fest. Als ein Breve im technischen Sinne wird man es 
freilich nicht bezeichnen können. Vgl. Kutschker, Ueber d. gem. 
Ehen S. 257; Jacobson, Ueber die em. Ehen S. 28. Die Ab- 
handlung ist auch nicht ohne Belang für die „vigens ecclesiae dis- 
ciplina*. E. Fr. 

35. Hollweck*, D. Civileherecht des Bürgerl. Gesetzbuchs 
dargestellt im Lichte des canon. Eherechts. Mainz 1900. Kirch- 
heim. Mk. 4,50. 

Der Verf. arbeitet schnell und schreibt leicht und flüssig. 
Erst 1899 (Vorrede: Oktober 98) hat er ein umfassendes Buch 
über das kirchliche Strafrecht veröffentlicht und schon jetzt lässt 
er (Vorrede: Februar 1900) dies neue Buch folgen. Diese 
Schnellirkeit der Arbeit kommt freilich der Gründlichkeit nicht zu 
Gute. So meinen wir, dass er die polemischen Bemerkungen gegen 
uns über die Geschichte der Eheschliessung vielleicht bei reiferer 
Prüfung unterlassen haben würde. Eine Bearbeitung des vom 
Verf. gewählten Themas kann als ein wissenschaftliches Bedürtniss 
angesehen werden. Für die Darsteller des heutigen Eherechts be- 
ginnt die Weltgeschichte erst mit dem Bürgerl. Gesetzbuch und 
dessen Entwürfen. Das historische Moment tritt ebenso zurück 
wie das rechtsvergleichende. Wir meinen in dieser Beziehung 
nicht, dass wir wünschten, auch über die Rechte der wilden 
Völkerschaften Aufschluss zu erhalten, sondern lediglich über die 
der Kulturvölker. Darum freuten wir uns, als wir die Anzeige 
dieses Buches lasen, und auch die Lektüre der Vorrede berührte 
uns angenehm. DBetont doch der Verf. darin die Nothwendickeit, 
das Bürgerl. Gesetzbuch zu berücksichtigen und kennen zu lernen, 
während die intransirente katholische Kanonistik die Erörte 
rung staatlicher Rechtssätze, die sie als Uebergriffe in das kirch- 
liche Gebiet annahm, prinzipiell ausgeschlossen hatte. Freilich 
wurde unsere Freude bei der Lektüre des Buches stark ab- 
gemindert. Das, was uns fehlt, wird uns doch noch nicht geboten. 
Der Verf. lässt die ganze Rechtsentwickelung bei Seite, die zeitlich 
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zwischen dem Bürgerl. Gesetzbuch und dem kanonischen Recht 
liegt und prüft das erstere lediglich nach Maassgabe des letzteren. 
Das ist aber für den Verf. selbst nicht ohne Folgen geblieben. 
Denn ein Theil der Vorwürfe, die er dem Bürgerl. Gesetzbuch 
macht, treffen nicht bloss dieses, sondern jede staatliche Gesetz- 
gebung über Eherecht. Der Verf. steht nämlich auf dem strikt 
katholischen Standpunkt, nach welchem der Staat sich eines Ueber- 
griffes schuldig macht, der für das Eherecht mehr thut, als bloss 
aufschiebende Ehehindernisse festzusetzen. Wir sind weit davon 
entfernt, uns zum Kämpen für das Eherecht des Bürgerl. Gesetz- 
buchs aufwerfen zu wollen. Wir sind der Meinung, dass dieser 
Theil des Gesetzbuches schlechter ist als fast alle sonstigen Ehe- 
rechtskodifikationen. Aber in Uebereinstimmung mit dem kirch- 
lichen Recht befindet sich doch fast keine, und die Vorwürfe, die 
der Verf. deswegen auf das Bürgerl. Gesetzbuch schleudert, treffen 
fast alle. Dabei kann der Verf. aber nicht verschweigen, dass das 
kirchliche Eherecht revisionsbedürftig ist. Seit über 300 Jahren 
ist an dieses keine bessernde Hand gelegt worden. Und 
doch soll es noch immer die ausschliesslich geltende Norm aus- 
machen! Der Begriff, den der Verf. mit dem Worte Civilehe ver- 
knüpft, ıst kein klarer. Bald meint er damit die vom Staat aus- 


schliesslich normirte Ehe — danach muss auch das Eherecht des 
preussischen Landrechts, trotz seiner obligatorischen kirchlichen 
Eheschliessung so genannt werden — bald die Eheschliessungs- 


form vor dem Standesbeamten. Die letztere erzeugt ihm nur Kon- 
kubinat oder noch Schlimmeres als das. Holldeck ist noch viel 
intransigenter als der Jesuitenpater Lelimkuhl, und er polemisirt 
zuweilen gegen diesen eifrig. Wir können diesen häuslichen Krieg 
auf sich beruhen lassen. 

Seine Darstellung des Bürgerl. Gesetzbuchrechtes ist im 
Ganzen zutreffend. Freilich stimmen wir nicht durchweg überein. 
Er hat z. B. die Empfindung, dass das Ehehinderniss der Furcht 
im Bürgerl. Gesetzbuch nicht zutreffend normirt sei. Die ganze 
Fehlerhaftigkeit, die nicht geringere des impedimentum erroris 
u.s. w. hat er doch nicht erkannt. Charakteristisch ist, dass er 
das Erforderniss der elterlichen Einwilligung bemängelt, aber die 
Seelsorger auffordert, die Eltern darauf hinzuweisen, dass sie eine 
schwere Sünde begehen, wenn sie nicht zu einer gemischten Ehe, bei 
welcher nicht die Erziehung säwmmtlicher Kinder im katholischen 
Glauben ausgemacht ist, ihre Zustimmung verweigern. Und doch 
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ist das impedimentum mixtae religionis nach katholischem Kirchen- 
recht nur ein autschiebendes. 

Das Register ist nicht ausführlich genug. Z. B. fehlt das 
Stichwort: Irrthum. E. Fr. 

36. Mayer, Lehrb. d. Familien- und Erbrechts. Auf Grund- 
lare des Reichsrechts neu bearbeitet von H. Mayer und R. Reis. 
2, u. 3. Aufl. Bd. 1. Das Familien- und Vormundschaftsrecht. 
Stuttg. 1900. 

37. Wieruszowski”’, Handbuch d. Eherechts mit Ausschluss 
des Eheschliessungs- und Ehescheidungsrechts unter Berücksichti- 
gung der gesammten am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen 
Reichsgesetze und der preuss. Ausführungsgesetze. Th. I: Die all- 
gemeinen Wirkungen der Ehe. Düsseldorf 1900. L. Schwann. 

Die Besprechung des umfassend angelegten Werkes kann erst 
nach dessen Vollendung erfolgen. E. Fr. 

33. Pelt, Le nouveau Code civil allemand et le mariage. Le 
Can. contemp. 23, 321. 

39. Buhl, Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe nach d. R.d. 
B.G.B. In Festgabe d. Heidelberger Jur.-Fak. F. Bekker 137. Berl. 

40. Knitschky, Ueb. d. Anfechtg. d. Ehe bevornıundeter 
Personen. A. f. d. civ. Prax. 90, 345. 

41. Bockenhoff, Die Untheilbarkeit d. gegenseit. Vertrages 
u. ihre Bedeutg. f. d. Eherecht. A. f. k. K.R. 80, 469. 

42. Antonelli, De conceptu impotentiae et sterilitat relate 
ad matrimon. Regensb. 1900. 

42. Deschamps, Des delegations pour l’assistance au mariage. 
Le Can. cont. 23, 385. 

43. Gabba, Il quarto progetto di legge sulla precedenza del 
matrim. civile, al religioso. Firenze 99. 

44. Roche, Essai sur les origines romaines et germaniques 
des fiancailles. Grenoble 89. 

45. Mallot, Le divorce et la revolution. Paris 1900. 

45. Poidebard, Les resultats de la loi du divorce. Rev. 
cath. des institut. 27, 427. 

47, De Rosa, Il divorzio. Studio giuridico-sociale-religioso. 
Torino 99. 

48. Roccarino, Il divorzio e la legislaz. ital. Stato odierno 
della questione. Torino 1900. 

49. Rüdorff, Wann beginnt die Antragsfrist beim Ehebruch? 
Berl. 1900. (In.-Diss.) 
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50. Landau, D. mosaisch-talmudische Eherecht, auf Ver- 
langen Kaiser Josefs II. gegen die Anwendg. d. kais. Ehepatents 
v. 10./1. 1783 auf die Juden erstattetes Gutachten. Zum ersten 
Male veröffentl. u. mit Einleitg. u. Anmerkg. versehen von Kisch. 


Leipz. 1900. 
X. Schule. 


13. Feret, Lafaculte de tlıcol. de !’Univ. de Paris et ses docteurs 
les plus ceelebres. Epoque moderne P. L. XV® siecle. (Par. 1900.) 

l4. Deloume, Apercu histor. sur la faculte de droit de !’Univ. 
de Toulouse. Maitres et ecoliers de !’an 1228 a l’an 1900. Toul. 1900. 

15. Ruffini, L’Universita dı Torino. Profile storico. Torino 
1900. 

16. Aynard, La liberte de l’enseignement devant la chambre. 
Par. 1900. 

17. Holzamer*, Die Bildung des Klerus in kirchlichen Semi- 
narien oder an Staatsuniversitäten. (Histor. Skizze eines hundert- 
Jährigen Kampfes in Deutschland.) Mainz, Kirchheim, 1900. 

Die kleine Schrift verdankt ihre Entstehung dem bis jetzt 
nicht verwirklichten Bestreben der Reichsregierung, in Strassburg 
eine katholisch-theologische Fakultät zu errichten. Der Verf., selbst 
seminaristisch ausgebildet und Regens des bischöflichen Seminars 
zu Mainz, legt eine Lanze ein zu Gunsten der Seminarien. Dass 
diese Seitens der kirchlichen Autorität von den Zeiten des Trienter 
Konzils an den Universitäten vorgezogen werden, ist bekannt und 
erklärlich. Neue Gründe vermag auch der Verf. nicht beizubringen. 
Wieder spielt hier eine Rolle die Verletzung der kirchlichen Frei- 
heit. Aber was erfordert diese nicht Alles, das der Staat, ohne 
sich selbst aufzugeben, nicht gewähren wird und kann ? Mit diesem 
Argument wird so viel gefordert, dass es auf die Staatsregierungen 
keinen tieferen Eindruck mehr hervorzurufen vermag. Dass dem 
wahren Interesse der Kirche übrigens um so mehr gedient wird, 
je höher die wissenschaftliche Ausbildung des Klerus ist, und dass 
die Seminare in dieser Beziehung weit unter den Universitäten 
stehen, ist in den Kreisen, welche zu der Richtung des Verf. im 
Gewensatz stehen, ebenso ausgemacht, wie ihm und seinen Partei- 
genossen das Gegentheil. E. Fr. 

15. Heiner, Prof. Präl. Dr., Theologische Fakultäten u. tri- 
dentinische Seminarien. Ein Wort zur Aufklärg. u. Verständigg. 
Paderborn, F. Schöninsh. 1900. 
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IV. Aktenstücke. 
Mitgetheilt von E. Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


13. Leo XIIL, Breve 10./5. 98, Errichtung d. apost. Vikariates 
für die östl. Mandschurei. Le Can. cont. 23, 286. 

14. Leo XIIL., Breve 12./5. 98, betr. Umwandlung des apost. 
Vikariates für Wales in die Diöz. Menevia. Le Can. cont. 23, 28T. 

15. Leo XIIL., 25./10. 99, Errichtung einer theol. u. kanonist. 
Fakultät in Benevent. A. f. k. K.R. 80, 767. 

16. Leo XUL, 8./5. 1900, Fakultäten z. Veräusserung der 
Kirchengüter in Oesterreich. A. f. k. K.R. 80, 763. 

17. Decr. Poenitent. 18./2. 97: De matrim. mixto sanatio in 
radice cum muliere catholica non observata forma Tridentina. 
A. f. k. K.R. 80, 575. 

18. Decr. Poenitent. 5./2. 1900 über die dispensatio in 
forma pauperum. A. f. k K.R. 80, 581. 

19. Coner. Inquis. 19./1. 99: Eine zweifelhafte Ordination 
ist bedingt zu wiederholen. Le Can. cont. 23, 294. 

20. Deer. Congr. Inquis. 18./12. 99: Die Ordinarien können 
Konkubinarier in Todesgefahr auf Grund d. Dekrete des hl. Off- 
ziums v. 20./2.88 u. 1./3. 89 auch vom Impediment der Klandes- 
tinität dispensiren. A. f. k. K.R. 80, 577. 

21. Congr. Inquis. 20./12. 99: Die den ÖOrdensgeneralen 
habitualiter ertheilten päpstlichen Fakultäten gehen auf die Nach- 
folger über. Le Can. cont. 23, 292. 

22, Congr. Inquis. 17./1. 1900 betr. privilegium Paulinum: 
dummodo constet ex processu saltem summario, mulierem nullun 
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responsunm dare voluisse, matrimonium contrahi posse et ad mentem. — 
Meus est: in hoc casu non dare locum dispensationem ex radice. 
Nam adhuc viget prius matrimonium in infidelitate contractum quod 
non dissolvitur, nisi quando post conversionem et interpellationem 
inutiliter factum novum ac validum contractum fuerit matrimonium. 
Le Can. cont. 23, 348. 

23. Decr. Inquis. 4./3. 1900: Die sanatio in radice wird 
bei einem bloss konkubinarischen Verhältnisse nicht gewährt. A. f. 
k. K.R. 80, 581. 

24. Decr. Inquis. 28./3. 1900: Die absolutio ab haeresi in 
foro externo kann durch die Bischöfe kraft ordentlicher Gewalt 
erfolgen nach Abschwörung der Häresie coram quopiam ab episcopo 
delegato ut notario et aliquibus personis uti testibus. A. f.k.K.R. 
80, 570. 


Gerichtssprüche, 


8. E. d. R.Ger., IV. C.S., 1./5. 99, betr. die Unzulässigkeit 
des Kompetenzkonflikts gewenüber den Urtheilen des Reichsgerichts. 
A. K.Bl. 1900, 329. 

9. E. d. R.Ger., IV. C.S., 16./11. 99, betr. die Verpflichtung 
des Patronats zur Tragung der Baukosten eines Wohnhauses für 
eine neu errichtete geistliche Stelle. A. K.Bl. 1900, 333. 


Im Namen des Reichs. 


In Sachen des Preussischen Fiskus, vertreten durch die K. Re- 
gierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulwesen, in Potsdam, 
Beklagten und Revisionsklägers, vertreten durch den Geheimen 
Justizrath Dr. Romberg in Leipzig, 

wider 

die evangelische Kirchengemeinde in Pankow bei Berlin, vertreten 
durch den Gemeinde-Kirchenrath, Klägerin und Revisionsbeklagte, 

vertreten durch den Justizrath Erythropel in Leipzig, 
hat das Reichsgericht, Vierter Civilsenat, auf die mündliche 
Verhandlung vom 16. November 1899 unter Mitwirkung: 
des Präsidenten des Reichsgerichts, Wirklichen Geheimen 
Ratlıs Dr. von Oehlschlärer, und der Reichsgerichtsräthe 

Nötel, Calame, Reincke, Tetzlatf, Helf, llesse 

21% 
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für Recht erkannt: 
Die Revision gegen das Urtheil des zweiten Civil- 
senats des K. Preussischen Kammergerichts zu Berlin vom 
9. Mai 1399 wird zurückgewiesen; die Kosten der Re- 
visionsinstanz werden dem Revisionskläser auferlegt. 
Von Rechts Wegen. 


Thatbestand. 


Der beklagte Fiskus ist Patron der Kirchengemeinde in Pankow, 
der Klägerin, welche mit der Kirchengemeinde in XNieder-Schön- 
hausen, für deren Kirche der Beklagte gleichfalls der Patron ıst, 
die Gesammtparochie Pankow — Diözese Berlin-Land II — bildet. 
Die Kirchengemeinde Pankow umfasst die gleichnamige Dort- 
gemeinde, die Kirchengemeinde Nieder-Schönhausen, die Dorf- 
gemeinden Nieder-Schönhausen und Schönholz. In Pankow uni 
Nieder-Schönhausen befinden sich Kirchen, in deren jeder sonn- 
täglich geprediet wird. 

Für beide Kirchen bestand früher nur ein geistliches Amt, 
die Pfarre in Pankow, bis zufolre Beschlusses des Gemeinde- 
Kirchenraths der Gesammtparochie Pankow vom 27. Mai 1892 
durch die gemeinschaftliche Verfügung des K. Konsistoriums der 
Provinz Brandenburg und der K. Regierung in Potsdam vom 
en 1593, wegen der Vermehrung der Seelenzahl der Gemeinde 
Pankow, eine zweite Predigerstelle — Diakonat — mit dem Sitze 
in Pankow, vom 1. Oktober 1893 ab, errichtet wurde. Unterm 
26. August 1896 beschloss der Gremeinde-Kirchenrath in Pankow, 
ein besonderes, nach dem Beschlusse vom 27. Mai 1592 auf einem 
vom Pfarrgarten abgezweigten Bauplatze herzustellendes Diakonats- 
gebäude, zur Beseitigung des Uebelstandes, dass der Diakonus zur 
Miethe wohnen müsse, in Pankow zu errichten, jedoch mit dem 
Vorbehalt, dass der Fiskus den gesetzlichen Patronatsbeitrag über- 
nähme. Da der Fiskus den Bestand seines Patronats über das als 
neu zu errichtende Diakonatsgebäude überhaupt nicht anerkannte, 
so beantragte die Klägerin die Regulierung des Interimistikums 
gemäss S 709 des Allg. Landrechts Th. U Tit. 11, und es erging 
darauf der Beschluss der K. Regierung in’ Potsdam vom 1. Mai 
1897, welcher zwar die Errichtung des Diakonatsgebäudes in 


Gerichtssprüche. 411 


Pankow für nothwendig erklärt, jedoch die fiskalische Patronats- 
baulast in Ansehung desselben verneint und die Entscheidung über 
die Bauausführung nöthigenfalls einem Nachtragsbeschlusse vor- 
behält. 

Die Klägerin hat nunmehr, mit der Ausführung, dass nach 
dem Beschlusse vom 1. Mai 1897 die Entscheidung über die Bau- 
ausführung nicht vor Feststellung der Beitragspflicht des Beklagten 
erfolgen könne, daraufhin Klage erhoben und beantragt: 

festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, die zu 
dem Diakonatshausneubau in Pankow erforderlichen Haupt- 
materialien an Holz, Steinen und Kalk, bezw. deren Ersatz- 
stoffe, als Patronatsleistungen zu liefern. 

Klägerin erachtet die Unterscheidung zwischen alten Gebäuden 
und Neubauten und die Beschränkung der Patronatsbaupflicht auf 
die ersteren nicht für begründet. Demgegenüber verbleibt der 
Beklagte bei der Ansicht, dass der Regel nach neue, neben den 
bestehenden Kirchengebäuden errichtete Kirchen- oder Pfarrgebäude 
nicht unter das Patronat fallen, weil die Vermuthung dagegen 
streite, dass sie Zubehörungen der ursprünglichen Patronatsstiftung 
seien. Hieraus folgert der Beklagte, dass ihn die Patronatsbaulast 
bezüglich des Diakonatsgebäudes in Pankow nur treffen würde, 
wenn letzteres ein Zubehör der alten Kirchenstiftung wäre und 
lediglich deren Zwecken diente. Dies sei aber zu verneinen, weil, 
wie näher dargelegt wird, das Diakonat in Pankow keineswegs zur 
Abhaltung des vermehrten Gottesdienstes in der Kirche zu 
Pankow, sondern vielmehr zur Abhaltung des sonn- und fest- 
täglichen Gottesdienstes in der Kirche zu Nieder-Schönhausen, sowie 
zur Verbesserung der ausserhalb des Gotteshauses in der Gemeinde 
zu verrichtenden Seelsorge errichtet worden sei. Darauf führt die 
Klägerin aus, dass das Diakonatsgebäude allerdings als ein Zubehör 
der alten Kirchenstiftung anzusehen sei und lediglich den Zwecken 
dieser Stiftung diene. Dass der Diakonus, ebenso wie der erste 
Pfarrer von Pankow, bis zur Errichtung einer besonderen Pfarre 
in Nieder-Schönhausen, daselbst abwechselnd mit dem Hülfsprediger 
gepredigt habe, sei kein Beweis dafür, dass das Diakonat wegen 
Nieder-Schönhausen errichtet sei, zumal sämmtliche Amtshandlungen 
schon vom 15. Dezember 1893 ab dem Hülfsprediger in Nieder- 
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Schönhausen übertragen worden seien. Richtig sei allerdings, dass 
das Diakonat auch zum Zwecke der Verbesserung der ausserhalb 
des Gotteshauses zu verrichtenden Seelsorge in der Gemeinde er- 
richtet worden sei. Dieser Zweck sei jedoch nicht der zwingende 
und massgrebende Grund für die Errichtung des Diakonats gewesen, 
vielmehr hätten andere in der alten Kirchenstiftung zu Tage ge- 
tretene Nothstände, die näher dargelegt worden, zur Bestellung 
des zweiten Geistlichen geführt. Es komme aber auch in Betracht, 
so meint schliesslich Klägerin, dass der Beklagte nicht bloss Patron 
der Kirche in Pankow, sondern auch Patron der Kirche in Nieder- 
Schönhausen sei, und daher den Patronatsbeitrag zur Pfarrbaulast 
der ganzen Gesammtparochie zu leisten habe. 

Das Landgericht hat nach dem Klageantrage erkannt; die Be- 
rufung des Beklagten ist zurückgewiesen. 

Gegen das Berufungsurtheil hat der Beklagte Revision ein- 
gelegt, mit dem Antrage: | 

das angefochtene Urtheil aufzuheben und, unter Abände- 
rung des ersten Urtheils, die Klage abzuweisen. 

Der Antrag der Klägerin ist auf Zurückweisung der Revision 
gerichtet. 

Im Uebrigen wird auf den bei der mündlichen Verhandlung 
vorgetragenen Thatbestand des Berufungsurtheils Bezug genonmen. 


Entscheidungsgründe. 

Nachdem die Nothwendigkeit der Errichtung eines Diakonats- 
srebäudes in Pankow durch den Beschluss der K. Regierung, Abth. 
für Kirchen- und Schulwesen, in Potsdam vom 1. Mai 1897 fest- 
gestellt und damit den Vorschriften in den SS 707—709 des Allı.. 
Landrechts Th. H Tit. 11 genügt ist, ist auch der ordentliche 
Rechtsweg über die Patronatsbeitragspflicht des Beklagten bezüg- 
lich dieses Baues eröffnet, und ebensowenig ist die Zulässig- 


keit der erhobenen Klage als Feststellungsklage — $ 231 der 
Civilprozessordnung — zu beanstanden, weil zweckmässig mit dem 


Baue nicht vor dem Austrage des unter den Parteien über die 
Beitragspflicht des Beklagten obwaltenden Rechtsstreits begonnen 
wird, so dass allerdings, wie das Berufungsgericht annimmt, die 
Klägerin ein rechtliches Interesse an der alsbaldigen Feststellung 
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der von ihr geltend gemachten Beitragspflicht des Beklagten hat. 
Ein Revisionsangriff ist auch nach dieser Richtung nicht erhoben. 

In der Sache selbst ist der Ausgangspunkt des Berufungs- 
rrerichts, dass nach dem, gemäss SS 788—790, 710 des Allg. Land- 
rechts Th. II Tit. 11 hier in erster Reihe in Betracht kommenden 
märkischen Recht, in dessen Bezirk die Kirche in Pankow liegt, 
auf Grund einer aAllwemeinen Landesobservanz die Patrone von 
Landkirchen zu den Reparaturen und Bauten der Pfarrgebäude die 
Hauptmaterialien und deren Surrogate beizutragen haben, und zwar 
nicht bloss subsidiär, d. h. in Ermangelung von ausreichendem 
Kirchenvermögen, sondern an erster Stelle, da aus diesem bei 
Landkirchen für Pfarrbauten nichts verausgabt werden dürfe. „Die 


hiernach begründete prinzipale Beitragspflicht des Patrons* — so 
heisst es dann weiter — „ist nun auch in der Mark, wie sonst 


nach preussischem und auch nach gemeinem Recht, Mangels einer 
durch Observanz oder Provinzialgesetz bestimmten Rewel davon 
abhängig, dass das zu errichtende Pfarrgebäude zu derjenigen Kirche 
grehört, auf welche das Patronatsrecht sich bezieht.“ Im Anschluss 
hieran wird sodann ausreführt, dass aber mit dem Worte „Kirche“, 
welches in $ 568 des Allg. Landrechts Th. II Tit. 11 zur Bezeich- 
nunz des Gerenstandes des Patronatsrechts gebraucht werde, nicht 
das Kirchengebäude, sondern die kirchliche Anstalt oder Einrich- 
tung als Gesammtheit von Sachen und Rechten kirchlicher und 
weltlicher Natur gemeint sei, dazu bestimmt, gewisse reliriöse und 
kirchliche Bedürfnisse zu befriedigen. Wenn daher auch das 
Patronatsrecht nicht territorialer Natur sei und daher nicht olıne 
Weiteres alle Kirchengebäude der Parochie unfasse, so sei es doch 
nicht unbedingt auf bestimmte Gebäude beschränkt, sondern er- 
strecke sich auf alle Gebäude, welche für die Bedürfnisse der be- 
treffenden kirchlichen Anstalt erforderlich seien. Gleichgültig sei 
es hierbei, ob diese Bedürfnisse erst durch eine nach Begründung 
des Patronats eingetretene Aenderung der Verhältnisse, insbesondere 
durch Vermehrung der Bevölkerung hervorgerufen seien; denn mit 
der kirchlichen Baulast werde dem Patron die Verpflichtung auf- 
erlegt, mit den anderen Verpflichteten zusammen dafür einzustehen, 
dass für die kirchliche Anstalt stets die für ihre Zwecke erforder- 
lichen Gebäude vorhanden sind. Wenn daher durch die Vermehrung 
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der Bevölkerungszahl eines Sprengels und die dadurch bedingte 
Vermehrung der seelsorgerischen Kräfte die Erweiterung des Pfarr- 
hauses erforderlich werde, so habe auch zu diesem Erweiterungs- 
bau der Patron seinen Beitrag zu leisten. In gleicher \Weise be- 
stehe aber seine Verpflichtung auch dann, wenn an Stelle des 
Erweiterungsbaues ein zweites Pfarrgebäude errichtet werde. Deun 
auch ein solches neues Pfarrwrebäude sei für die Bedürfnisse der- 
jenigen kirchlichen Anstalt bestimmt, auf welche sich das Patronat 
beziehe. Das Berufungswericht nimmt dann auf Grund des in 
Betracht kommenden, vorgetragenen Inhalts der Akten des Kon- 
sistoriums für erwiesen an, dass das Diakonat in Pankow hat 
errichtet werden müssen, weil die Kräfte des Pfarrers und des 
Hülfspredigers nicht mehr ausreichten, um die kirchlichen und seel- 
sorrerischen Verrichtungen in den zu einer Parochie vereinirten 
Kirchengemeinden Pankow und XNieder-Schönhausen vorzunehmen. 
Da nun die Bedürfnisse einer kirchlichen Anstalt sich nicht nur 
auf die Vornahme der gottesdienstlichen Handlungen im Kirchen- 
gebäude, sondern auch auf die ausserhalb des Kirchengebäudes zu 
verrichtende Seelsorge erstreckten, so sei, wie weiter ausgeführt 
wird, die Errichtung des Diakonats durch die Bedürfnisse der in 
der Gesammtparochie Pankow verbundenen kirchlichen Anstalten 
erforderlich geworden. 

Wäre also das Diakonat, wie bei seiner Errichtung, auch jetzt 
noch für die Bedürfnisse beider kirchlichen Anstalten bestimnit, so 
würde angenommen werden müssen, dass auch der Neubau des 
Diakonatshauses, für welchen der Beklagte als beitragsptlichtig ın 
Anspruch genommen werde, für die Zwecke der beiden kirchlichen 
Anstalten bestimmt und erforderlich sei, und an Stelle eines Er- 
weiterungsbaues des ebenfalls für diese Zwecke bestimmten und 
erforderlichen alten Pfarrhauses errichtet werden solle. Nach der 
festgestellten Sachlage könne es aber nicht dem mindesten Zweitel 
unterliegen, dass das Diakonat in Pankow, wenn nicht für die Be- 
dürfnisse der Kirche, d. h. der kirchlichen Anstalt in Pankow alleın, 
so doch jedenfalls, wie bei seiner Errichtung, für die Bedürfnisse 
der beiden in der Gesammtparochie Pankow vereinigten Kirchen- 
gemeinden bestimmt und erforderlich sei. Der Beklagte müsse als 
Patron der beiden vereinigten Kirchen von Pankow und Nieder- 
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Schönhausen den ihm obliegenden Beitrag auch zur Errichtung 
solcher Pfarrgebäude leisten, welche an Stelle eines an dem alten 
Pfarrhause zu errichtenden Erweiterungsbaues zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der beiden zur Parochie gehörigen kirchlichen Anstalten 
erforderlich seien; die Klägerin könne aber ohne Zuziehung der 
Kirchengemeinde Nieder-Schönhausen die Anerkennung dieser Ver- 
pflichtung im Wege der Klage verlangen, weil nach den Grundsätzen 
des preussischen Rechts jeder Mitberechtigte das gemeinschaftliche 
Recht insoweit geltend machen könne, als dies zur Wahrung seines 
Individualrechts erforderlich sei, und daraus weder für die anderen 
Mitberechtieten, noch für den Schuldner ein Nachtheil erwachse. 

Zunächst wird nun von der Revisionsbeklagten, unter Hin- 
weis auf die wörtlich wiedergegebene Stelle aus den Gründen des 
Berufungsurtheils, die Auffassung vertreten, dass das Berufungs- 
gericht den von ihm angenommenen Inhalt der Patronatsbaulast 
ebenfalls als Rechtsnorm des märkischen Rechts festgestellt habe, 
welche, bei der unbestrittenen Irrevisibilität des märkischen Rechts 
überhaupt — $ 511 der Civilprozessordnung, $ 1 der Kaiser- 
lichen Verordnung vom 28. September 1879, betr. die Begründung 
der Revision in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten (Reichsgesetz- 
blatt 299) —, gemäss 8 535 der Civilprozessordnung auch für die 
auf die Revision ergehende Entscheidung massgebend sein müsse. 
Indessen der Gedankengang des Berufungsgerichts ist doch der: 
Nach preussischen und gemeinem Recht ist die Beitragspflicht des 
Patrons davon abhängig, dass das zu errichtende Pfarrgebäude zu 
der Kirche gehört, auf welche das Patronatsrecht sich bezieht; im 
märkischen Recht ermangelt es nach dieser Richtung an einer durch 
Observanz oder Provinzialgesetz bestimmten Regel, folglich ist auch 
in der Mark, entsprechend dem $ I der Einleitung zum Alle. Land- 
recht, hierüber nach preussischem, d. h. nach dem Allg. Landrecht 
zu entscheiden. Im Anschluss daran tritt dann das Berufungs- 
gericht in die Auslegung des für die Entscheidung aufgeworfenen 
Frage vorzugsweise in Betracht kommenden $ 568 des Allg. Land- 
rechts Th. II Tit. 11 ein und bestimmt auf Grund dieser Aus- 
legung den Inhalt der Patronatsbaulast. Diese Bestimmung aber 
liegt der getroffenen Entscheidung zu Grunde und beruht letztere 
daher insoweit auf — revisibelem — preussischem Recht. 
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Die Revision selbst wirft mit ihrem ersten Angriffe dem Be- 
rufungsgerichte vor, im Widerspruche gegen die Ausführungen des 
jetzt erkennenden Senats in dem — demnächst in der Sammlung 
der Entscheidungen des Reichsgerichts zur Veröffentlichung ge- 
langenden — Urtheile vom 13. März 1899 — in Sachen Heilig- 
kreuzkirche wider Fiskus, IV. 334,98 — verkannt zu haben, dass 
— weil das Patronat nicht territorialer Natur ist — der Patron 
eines Kirchengebäudes und folglich auch der Patron eines Pfarr- 
eebäudes nicht schon deshalb auch Patron eines in derselben 
Parochie belegenen zweiten Kirchen- oder Pfarrgebäudes sei, ihm 
das Patronat über letzteres vielmehr nur durch einen der in den 
SS 569 —57+ des Alle. Landrechts Th. II Tit. 11 erwälnten ge- 
setzlichen Erwerbsgründe überkomme. Ein solcher Erwerbserund 


liege in Betreff des hier in Rede stehenden Diakonatswebäudes 
nicht vor. Gleichgültig aber sei in Ansehung der streitiren Bei- 
tragspflicht, ob die Einrichtung des Diakonats, wie das Berufungs- 
rericht annehme, auch durch die Bedürfnisse der klagenden Kirchen- 
gemeinde nothwendig geworden sei. Um einen Bau, der an Stelle 
einer Erweiterung des alten Pfarrhauses treten solle, handle es sich 
nicht. Letzteres solle nach wie vor dem Pfarrer als Wohnung 
dienen und reiche zu diesem Zwecke aus, während das Gebäude, 
zu dessen Bau der Beklagte beitragen solle, für einen anderen 
Zweck, nämlich zur Wohnung des neu angestellten Diakonus, be- 
stimmt sei. — Der Revisionsangriff erscheint nicht begründet. 
Grundlegend für die Entscheidung des Berufungsgerichts ist einmal 
die zutreffende, auch in dem vorgedachten Urtheile vom 13. März 
1899, in TUebereinstimmunge mit Hinschius — Preussisches Kirchen- 
recht Note 3 zu $ 565 des Alle. Landrechts Th. I Tit. 11 — 
vertretene Auslegung des Wortes „RKirche* in $ 568 a. a. O., in 
der Bedeutung von kirchlicher Anstalt oder Einrichtung, nicht von 
Kirchenzebäuden, und sodann die Bestimmung des Inhalts der 
Patronatsbaulast als die Verpflichtung des Patrons, mit den anderen 
Verpflichteten dafür einzustehen, dass für die kirchliche Anstalt 
stets die für ihre Zwecke erforderlichen Gebäude vorhanden sind, 
ohne Rücksicht auf eine etwaige Erhöhung des Bedarfs in Folge 
von nach Begründung des Patronats in den Verhältnissen der 
Kirchengemeinde eingetretenen Aenderungen. Auch die letztere 
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Auffassung ist, vorbehaltlich der aus der nicht territorialen Natur 
cles Patronats sich ergebenden Beschränkung, nicht zu beanstanden; 
sie ist anerkannt vom Preussischen Ober-Tribunal in den Urtheilen 
vom 8. März 1861 (Striethorst Archiv Bd. 41 S. 21) und vom 
4. Januar 1865 (Entscheid. Bd. 52 S. 261), sowie vom Reichs- 
gericht in den Urtheilen vom 13. Oktober 1890 (Jur. Wochen- 
schrift 419°) und vom 20. März 1893 (Entsch. Bd. 31 S. 243), 
über die Verpflichtung des Patrons bei Neu-, Reparatur- oder 
Erweiterungsbauten. Es kann sich daher nur fragen, ob die 
Patronatsbaulast des Beklagten im vorlierenden Falle nur deshalb 
nicht begründet ist, weil es sich bei dem Diakonatsgebäude in 
’ankow um ein für sich bestehendes Gebäude handelt, während 
zugleich das vorhandene Pfarrgebäude unverändert bestehen und 
seinem bisherigen Zwecke, als Wohnung des Pfarrers, erhalten 
bleibt. In dieser Beziehung kommt, was den von der Revision 
geltend gemachten Widerspruch des Berufungsgerichts mit dem 
mehrgedachten Urtheile des Reichsgerichts vom 13. März 1899 an- 
langt, wesentlich in Betracht, dass es sich in denı damals ent- 
schiedenen Falle um ein zweites Kirchengebäude, neben der 
vorhandenen, nach wie vor ihrem Zwecke gewidmeten Kirche, also 
um eine neue Kirche handelte, während bier eine an das vor- 
handene Kirchengebäude sich anschliessende Einrichtung in 
Frage steht. Die so erforderlich werdende nene Baulichkeit 
fällt ohne Weiteres, als Bestandtheil der an das vorhandene 
Kirchengebäude sich anknüpfenden kirchlichen Anstalt, auch 
unter das über die letztere bestehende Patronat; eines vermittelnden 
Erwerbsaktes zur Erstreckung des Patronats bedarf es nicht. Daraus 
ergiebt sich dann aber, dass es für den Eintritt der Patronatsbau- 
last bedeutungslos ist, ob dem hervorgetretenen Bedürfniss durch 
einen Erweiterungsbau an dem vorhandenen Pfarrgebäude oder an 
Stelle eines solehen Erweiterungsbaues durch einen Neubau ent- 
sprochen wird. Nicht folgen lässt sich hier auch der Ausführung 
der Revision, dass es sich bei dem Diakonatsgebäude um einen 
Bau, der an Stelle einer Erweiterung des alten Pfarrhauses treten 
solle, gar nicht handle. Es wird dabei übersehen, dass das vor- 
handene Pfarrhaus dem gegenwärtigen Bedürfnisse, das für zwei 
angestellte Geistliche Wohnung erfordert, nicht genügt, dass diesem 
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Bedürfnisse zweckmässig durch einen Erweiterungsbau an dem 
Pfarrhause nicht abzuhelfen und dass damit die Nothwendigkeit 
eines gesonderten Diakonatsgebäudes, statt eines Erweiterungs- 
baues an dem Pfarrhause, von selbst gegeben ist. Dass das ge- 
sonderte Diakonatsgebäude den sonst gebotenen Erweiterungsbau 
an dem Pfarrhause ersetzen soll, tritt um so klarer zu Tage, als 
dafür als Bauplatz nach dem Beschlusse des Gemeinde-Rirchenraths 
in Pankow vom 27. Mai 1892 ein Theil des Pfarrgartens daselbst 
in Aussicht genommen ist. Dass die Patronatsbaulast sich auf 
Pfarrgebäude erstreckt, deren Errichtung in Folge der Anstellung 
eines zweiten Geistlichen zur Bewältigung der vermehrten, ausser- 
halb des Kirchengebäudes auszuübenden Seelsorge innerhalb der 
Kirchengemeinde, erforderlich geworden ist, hat das Berufungs- 
gericht mit Recht angenommen, wie denn auch der Beklarte auf 
seine entgegenstehende Auffassung jetzt nicht zuriickxekommen ist. 
Hiernach ist der Beklagte allerdings verpflichtet, zu dem noth- 
wendig gewordenen Diakonatsgebäude in Pankow den in der Mark 
observanzmässigen J’atronatsbeitrag zu leisten. 

Mit ihrem zweiten Angriffe bemängelt die Revision die Aktiv- 
legitimation der Klägerin. Dem Beklaxten solle, so wird aus- 
geführt, nach der Meinung des Berufungsgerichts die festgestellte 
Verpflichtung deshalb obliegen, weil er nicht nur Patron der Kirche 
in Pankow, sondern zugleich auch derjenigen in Nieder-Schönhausen 
sei. Soweit aber die vermeintliche Verpflichtung aus dem dem 
Beklagten zustehenden Patronate über die Kirche in Nieder-Schön- 
hausen, also aus einem Rechtsverhältnisse folge, bei welchem die 
Klärerin nieht betheiligt sei, sei Letztere ohne Zuziehung der 
Kirchengemeinde XNieder-Schönhausen nicht befugt, diese Verpflich- 
tung des Beklagten geltend zu machen. Die von dem Berufungs- 
gericht in dieser Beziehung angewendeten, in dem Urtheile des 
Reichsgerichts vom 27. Februar 1888 — Entsch. Bd. 20 S. 312 — 
anerkannten Rechtsgrundsätze fänden auf den vorliegenden Fall 
keine Anwendung. — 

Auch hier lässt sich der Revision nicht beitreten. Die Gemein- 
schaftlichkeit des Rechts der beiden Kirchengemeinden Pankow 
und Nieder-Schönhausen auf den Patronatsbeitrag des Beklagten 
zu dem Bau des Diakonatshauses in Pankow hat, worauf die Re- 
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visionsbeklagte zutreffend hinweist, ihren Grund in der Vereinigung 
der beiden Kirchengemeinden zur Gesammtparochie Pankow, für 
welche das Diakonatsgebäude bestimmt ist. Das so begründete 
Recht steht an sich der Gesammtparochie zu, welche als solche 
ebenfalls eine Körperschaft bildet ($ 2 Abs. 2 der Kirchengem.- u. 
Synodalordnung vom 10. September 1873 — Ges.-Samnl. S. 147 —), 
zugleich aber auch als gemeinschaftliches Recht den beiden die 
Gesammtparochie ausmachenden Kirchengemeinden, deren sonstige 
Selbständirkeit durch ihre Vereinigung zur Gesammtparochie nicht 
berührt wird (SS 246, 247 des Allg. Landrechts Th. II Tit. 11.) 

Es ist daher keineswegs rechtsirrthümlich, entspricht vielmehr 
den in dem vorgedachten Urtheile des Reichsgerichts vom 27. Fe- 
bruar 1883 eingehend dargelegten Grundsätzen des Preussischen 
Rechts über das Individualrecht der einzelnen Mitberechtigten, 
wenn das Berufungsgericht, unter Hinweis auf dieses Urtheil, die 
Klägerin zu der erhobenen Klage, allein und ohne Beitritt der 
Kirchenremeinde Nieder-Schönhausen, aus den angerebenen Gründen 
für befugt erachtet. Es erübrigte sich deshalb auch die Beweis- 
aufnahme in der Berufungsinstanz über die Anführung der Klägerin: 
dass nach Einrichtung der dritten Predigerstelle in der Gesammt- 
parochie, mit dem Sitze in Nieder-Schönhausen, vom 15. Dezember 
1593 ab, das Diakonat in Pankow nur noch den Bedürfnissen der 
Kirche in Pankow diente und gegenwärtig diene. 

Da auch im Uebriven das Berufungsurtheil zu Bedenken keinen 
Anlass giebt, war die Revision, wie geschehen, als unbegründet 
zuriückzuweisen. Die Kosten des ohne Erfolg eingelegten Rechts- 
mittels fallen nach $ 92 Abs. der Civilprozessordnung dem Revisions- 
kläger zur Last. 

10. Ist die lHeilsarmee eine im Staate bestehende Religions- 
gesellschaft im Sinne des $ 167 des Str.G.B.? 

Diese Frage wurde heute vom 2. Strafsenat des Reichsgerichts 
bejahend beantwortet. Es handelte sich um die Nachprüfung 
eines Urtheils des Landgerichts Elbing vom 23. Mai. Ein Hand- 
lungsgehilfe war wegen Störung des Gottesdienstes der Heilsarmee 
zu einem Tage Gefängniss verurtheilt worden. In dem land- 
gerichtlichen Urtheil war u. a. ausgeführt: Die Heilsarmee ist eine 
in Preussen bestehende Religionsgemeinschaft, der allerdings bisher 
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Korporationsrechte nicht verliehen worden sind. Sie hat in Berlin 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung gegründet, die die 
Hauptquartiere durch Oftiziere verwalten lässt. In Elbing hat die 
Gesellschaft ın der Conventstrasse einen Betsaal gemiethet und 
dem Kapitän B. die Leitung übertragen. Der Eintritt zu den 
Versammlungen ist Jedermann gegen Zahlung von 10 Pfg. zugäng- 
lich. Unterscheiden sich schon hierdurch diese Zusammenkünfte 
‘von andern religiösen Versammlungen, so noch mehr dadurch, dass 
während des Gesanges die Mitglieder in die Hände klatschen und 
mit den Füssen stampfen. Da die andern Theilnehmer diese Ueb- 
ungen mitzumachen pflegen, so entsteht meist ein grosser Lärm. 
Der Angeklagte war eines Abends mit andern jungen Leuten in 
eine Versammlung der Heilsarme gegangen in der Absicht, das 
Treiben dort kennen zu lernen und sich zu amüsiren. Als der 
Kapitän eine Bibelstelle auslegte und den Junggesellen in’s Ge- 
wissen redete, rief der Angeklagte laut dazwischen und wurde 
schliesslich hinauszewiesen. In dem erwähnten Thun des An- 
eeklagten hat das Gericht eine Störung des Gottesdienstes im 
Sinne des S 167 erblickt. In seiner Revision behauptete der An- 
geklagte, die Heilsarmee sei keine im Staate bestehende Religions- 
gemeinschaft. Die Mitelieder derselben gehörten der evangelischen 
und katholischen Kirche an, sie wollten bei ihren Versammlungen 
durch Erhebung von Eintrittsgeldern Gewinn erzielen und bewiesen 
den rein weltlichen Charakter ihrer Gemeinschaft auch dadurch, 
dass sie sich zu einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu- 
sanımengethan hätten. Das Reichsgericht erkannte auf Verwerfung 
der Revision. Ohne Rechtsirrthum sei festrrestellt, dass die Heils- 
armee eine auf christlichem Boden erwachsene Gemeinde sei, 
welche auf sittlichem Boden die untern Klassen von der Trunk- 
sucht zu befreien suche. Das Vorhandensein von Glaubenssätzen 
sei keine nothwendire Voraussetzung für den Begriff der Religions- 
vesellschaft. 

11. E. d. preuss. O0.V.G. I. Sen. 28./11.99. Verpflichtung 
der Kirchengemeinden in Litthauen, für Kirchenvisitationen dem 
Superintendenten Fuhrwerke zu stellen. Entsch. 36, 194, No. 31. 

12. E. d. preuss. 0,V.G. Il. Sen. 22./2. 99. Die Prediger 
der Mennonitengemeinden in Ostfriesland gehören nicht zu den 
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Geistlichen im Sinne des $ 4 d. V. v. 23./9. 1867. Entsch. 36, 
No. 4 S. 21. 

13. E. d. preuss. O.V.G. II. Sen. 26./5.99. Zum Begriffe 
der „neuen kirchlichen Ausgaben für provinzielle Zwecke“, zu 
deren Deckung die Provinzialsynoden in den östlichen Provinzen 
Umlagen beschliessen dürfen. Entsch. 36, 190, No. 30. 

14. E. d. preuss. O.V.G. II. Sen. 6./11. 99. Die Kirchen- 
gemeinden sind befugt, für die aus Rücksicht auf ein würdiges 
Aeussere der Kirchhöfe entsprechende Herstellung und Erhaltung 
der Gräber öffentlichrechtliche Gebühren zu erheben. Dagegen darf 
die Thätigkeit der Gemeinde, soferne sie im Rahmen der Friedhofs- 
unterhaltung bleiben soll, über eine dem öffentlichen Interesse, 
d.h. der Rücksicht auf ein würdiges Aeussere des Kirchhofs ent- 
sprechende Herstellung und Erhaltung der Gräber, nicht hinaus- 
gehen, als eine gärtnerische Ausschmückung derselben im Privat- 
interesse (durch Pflanzen von Bäumen oder Blumen) nicht zum 
Gegenstande haben. Entsch. 36, No. 17, S. 106. 

14. E. d. Preuss. O0.V.G. 6./5. 99 betr. Heranziehung der 
Dienstgrundstücke u. Dienstwohnungen der Geistlichen etc. zu Kom- 
munalabeaben. 

Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsstreitsache 
der Kirchengemeinde Kuhstedt, vertreten durch den 
Kirchenvorstand, Klägerin und Revisionsklägerin, 
wider 
den Gemeindevorstand von Kuhstedt, Beklagten und 
Revisionsbeklagten, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht, I. Senat, in seiner 
Sitzungx vom 26. Mai 1599, 
an welcher der Präsident, Wirkliche Geheime Rath 
Persius und die Oberverwaltungsrerichtsräthe: Dr. Jahr, 
Techow, von Tempelhoff, Genzmer, Kuhnow und 
Dr. von Martitz Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 

dass auf die Revision der Klägerin die Entscheidung des Be- 
zirksausschusses zu Stade vom 2. November 1S97 aufzuheben und 
die des Kreisausschusses des Kreises Bremervörde vom 25. Mai 
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1897 dahin abzuändern, dass die klagende Kirchengemeinde von 
der ihr für das Rechnungsjahr 1896/97 auferlegten Gemeindeabgabe 
im Betrage von 31 Mk. 45 Pf. (richtig 30 Mk. 44 Pf.) freizustellen 
und die Kosten aller Instanzen — unter Festsetzung des Werthes 
des Streitgegenstandes für die beiden ersten Instanzen auf 31 Mk. 
45 Pf., für die Revisionsinstanz auf 30 Mk. 44 Pf. — dem Be- 
klagten zur Last zu legen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe: 


Der Revision der Klägerin gegen das vorbezeichnete, den 
Sachverhalt ergebende Berufungsurtheil musste stattgegeben werden. 

Aus 8 64 der Hannoverschen Landgemeindeordnung vom 
28. April 1359 (Gesetz-Sammlung 8.393) lässt sich allerdings — 
darin ist dem Vorderrichter beizutreten — der Anspruch der 
Klägerin auf Freistellung von der ihr als Eigenthümerin der Dienst- 
gerundstücke des Pfarrers und des Küsterschullehrers angesonnenen 
Gemeindesteuer vom Grundbesitz nicht herleiten, da dort Gemeinde- 
steuerfreiheit nur für Gebäude und Grundstücke, die unmittelbar 
zu Zwecken der Kirche und Schule dienen, gewährt ist und diese 
Voraussetzung bei Grundbesitz, dessen Nutzungen zur Besoldung 
der Stelleninhaber bestimmt sind, nicht zutrifft. 

Wohl aber stehen der Klägerin folgende Grundsätze zur Seite, 
die der Gerichtshof bereits in der von ihr in Bezug genommenen 
Entscheidung vom 18. Mai 1889 — Rep. I. C. 75,88 — dar- 
gelegt hat. 

Nach gemeinem Deutschen Rechte haben, sofern für Dienst- 
grundstücke der Geistlichen und Kirchendiener durch Landes- 
gesetze die Abgabenpflicht berründet ist, solcher Pflicht in der 
Regel die Stelleninhaber und nicht die Kirchenkasse oder die aus 
den Eingepfarrten bestehende Kirchengemeinde zu genügen. Ob- 
schon die Regel zunächst nur in dem Rechtsverhältnisse zwischen 
den Stelleninhabern und der Kirchengemeinde gilt, so hat sie doch 
in der Hannoverschen Gesetzgebung Anerkennung auch in An- 
sehung der Staats- wie der Gemeindesteuerpflicht gefunden. Zwar 
wurde durch das Grundsteuergesetz vom 9. August 1822 $ 4 (Ge- 
setz-Sammlung S. 287) und das’Häusersteuergesetz vom 20. Januar 


Gerichtssprüche. 423 


1823 $ 2 (Gesetz-Samımlung S. 11) dem Staate gerenüber die 


Steuerpflicht des Eigenthümers — mit Befreiunz nur der da- 
maligen Dotationsgrundstücke der Pfarren und Schulen — fest- 


gesetzt. Nachdem jedoch das Landesverfassungsgesetz vom 6. August 
1840 5 34 (Gesetz-Sammlung S. 141) und das Verfassungsände- 
rungsgesetz vom 5. September 1848 $ 8 (Gesetz-Samnılung S. 261) 
die Abgabenfreiheit der Dienstgrundstücke beseitigt hatte, legten 
— entsprechend der gemeinrechtlichen Regel — die Bekannt- 
machung vom 26. August 1850 (GesetzSammlung S. 173) die 
Zahlung der Hänusersteuer und ebenso das Gesetz vom 28. Juni 
1851 (Gesetz-Sammlung S. 113) die der Grundstener (unter den 
(daselbst angegebenen, hier nicht, weiter interessirenden Massgaben) 
den Stelleninhabern zur Last. Auf der Steuerpflicht der Stellen- 
inhaber beruht ferner das Gesetz, betr. die Heranziehung der Geist- 
lichen und Lehrer zu Staats- unä Gemeindelasten, vom 5. Juli 
1356 (Gesetz-Sammlung S. 193). In der Begründung zum Ent- 
wurfe dieses Gesetzes (Landtagsverhandlungen von 1856, I. Diät, 
S. 787) ist des Näheren ausgeführt, dass die auf die Dienstgrund- 
stücke und das Einkommen daraus umgelegten Abgaben an den 
Staat und die Gemeinden von den Stelleninhabern zu ent- 
richten seien. Nach $ 1 des Gesetzes beschränkt sich freilich 
dessen Anwendung auf solche Diensterundstücke, für die — was 
bei den nach Erlass des Grund- und Häusersteuergesetzes zur Do- 
tirune von Pfarren und Schulen bestimmten Grundstücken nicht 
zutrifft — die Abgabenpflicht erst durch das Verfassungsänderungs- 
gesetz von 18-48 eingeführt war. Allein darüber, dass allgemein 
die Abgabenpflicht im Verhältnisse zu den Gemeinden nicht minder 
wie zu dein Staate den Stelleninhabern obliege, bestand ausweislich 
der zwischen der Staatsregierung und dem Landtage gepflogenen 
Verhandlungen kein Zweifel. Während aber der Entwurf be- 
absichtirte, nunmehr für die auf dem Grundbesitz beruhenden oder 
nach dem Grundbesitz bezw. den Steuern von demselben umgelegten 
Abwaben die Kirchengemeinden zu verpflichten, wurde dies anf 
Vorschlag des Landtags dahin geändert, dass (siehe $S 2 in Ver- 
bindung mit S 3 des Textes) auf den Grundbesitz der geist- 
lichen und Schul-Stellen — auszenommen nur die von den 


Stelleninhabern gleich Unangesessenen zu iibernehmenden Steuern 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3 98 


im 
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für das aus dem Grundbesitz gewonnene Einkommen — über- 
haupt keine Lasten zu veranlagen seien. Hierbei behielt 
es, da die Städteordnung vom 24. Juni 1858, $ 18 (Gesetz- 
Sammlung S. 141) und die Landgemeindeordnung vom 28. April 
1859, 8 66 das Gesetz vom 5. Juli 1856 ausdrücklich aufrecht 
erhielten, bis zur Einverleibung Hannovers in den Preussischen 
Staat sein Bewenden, und auch seitdem ist eine Aenderung, wenig- 
stens in Ansehung des Zuschlagsrechts der Gemeinden, nicht 
eingetreten, namentlich nicht durch die Bestimmung im & 45 Abs. 3 
des — in der Provinz Hannover durch Gesetz vom 11. Februar 
1870 (Gesetz-Sammlung S. 85) eingeführten — Grundsteuer- 
ergänzungsgesetzes vom 8. Februar 1870, wonach sich der Staat 
sowohl an den Eigenthiimer, wie an den Niessbraucher oder Pächter 
wegen der während der Niessbrauchs- oder Pachtzeit fällig werden- 
den Grundsteuer halten kann. 

\Wie sich daraus ergiebt, ist die Freiheit der Steuer vom 
Grundbesitz, die den Kirchengemeinden als Eigenthümern der Pfarr- 
und Schul-Dienstgrundstücke nach der Hannoverschen Gesetzgebung 
zustand, durch $ 15 des vorgedachten Preussischen Gesetzes vom 
11. Februar 1870 nur dem Staate gegenüber (soweit sie nicht auf 
besonderen Rechtstiteln im Sinne der SS 2, 3 des Grundsteuer- 
entschädigungsgesetzes vom 21. Mai 1861 beruhte) in Wegfall ge- 
konımen, aber den Gemeinden gegenüber mit der Massgabe in 
Kraft geblieben, dass diese auf die Dienstgrundstücke, nachdem sie 
an sich von Neuem grundsteuerpflichtig geworden sind, Kommunal- 
abgaben für die Zeit, während welcher die Stellen unbesetzt sind 
und die Grundstückseinkünfte der Kirchengemeinde oder dem 
Schulverbande zutliessen, zu deren Lasten, dahingegen niemals zu 
Lasten der Stelleninhaber für die Zeit ihres Niessbrauchs aus- 
schreiben dürfen. 

Danach erweist sich die Revision als begründet und bei freier 
Beurtheilung die Heranziehung der Kirchengemeinde als unhaltbar. 
Denn nach 8 24 lit. k des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 
18953 sind den Steuern vom Grundbesitz die Dienstgrundsticke der 
(seistlichen, Kirchendiener und Volksschullehrer nicht unterworfen, 
soweit ihnen bisher Steuerfreiheit — d. i. Freiheit von Gemeinde- 
steuern (siehe Preussisches Verwaltungsblatt Jahrg. XX S. 100) — 
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zugestanden hat. Im Bereiche des Hannoverschen Provinzialrechts 
waren aber die Pfarr- und Schul-Dienstgrundstücke von dinglichen 
Kommunallasten und zwar (siehe $ 1 des Gesetzes vom 5. Juli 1856) 
mit Einschluss der Wegeverbandskosten befreit. 

Fehl geht der beklagte Gemeindevorstand, wenn er seinen 
Besteuerungsanspruch auf den in dem Theilungs- und Verkoppe- 
lungsverfahren der Gemarkung von Kuhstedt abgeschlossenen, 
15. November 1855 

14. Mürz 1856 
Von der dort getroffenen Festsetzung, dass die Wege, Brücken 
und Sielen nach der Morgenzahl der Sollabfindungen zu unterhalten 
seien, wurden allerdings die Pfarre und Kisterei nicht ausgenommen. 
Unbestimmt blieb jedoch hierbei, ob für die Erfüllung der Pflicht 
die Kirchengemeinde vermöge ihres Eigenthums an der empfangenen 
Abfindung oder der jedesmalige Pfarrer und Küster persönlich auf- 
zukommen habe. In dieser Hinsicht ist daher zur Ergänzung des 
Rezesses auf das Gesetzesrecht zurückzugehen, und nach dessen 
Grundsätzen kann, wie dargethan, die Kirchengemeinde nicht in 
Anspruch genommen werden. 


obrigkeitlich bestätigten Rezess vom stützt. 


Eine abweichend von den gesetzlichen Bestimmungen die 
Kirchengemeinde verpflichtende Observanz, deren Bildung rechtlich 
möglich gewesen wäre, hat der Beklagte nicht behauptet. Eben- 
sowenig hat er behauptet, dass die Stellen des Pfarrers und 
des Küsters während des Veranlagungsjahrs unbesetzt gewesen 
seien. 

Nach dem Allen war unter Abänderung des erstrichterlichen 
Urtheils die angegriffene Heranziehung im vollen Umfange ausser 
Kraft zu setzen und gemäss $ 103 des Landesverwaltungsgesetzes 
vom 30. Juli 1883 der Beklagte in die Kosten aller Instanzen zu 
verurtleilen. 

15. Mittheilg. e. E., wonach Weigerung der zum Protestan- 
tismus übergetretenen Eltern, ihre schulpflichtigen Kinder an den 
relig. Uebungen der röm. K. theilnehmen zu lassen, die Schul- 
versäumnissstrafe nach sich zieht. Oesterr. Z. f. Verwalt. XXX, 134. 

16. E. O0.1.G. Braunschweig 1./2. 1900. Mangel der Jung- 
fräulichkeit nach B.G.B. $ 1333, Eheanfechtungsgrund. Seufferts 
Arch. 55 no. 144 S. 291. 
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17. E. d. 0.1.G. Königsberg 1./3. 1900. Kann eine Ehe- 
frau, die sich vor dem 1./l. 1900 eines Ehebruchs schuldig ge- 
macht hat gegen ihren Ehemann wegen eines von diesem, ebenfalls 
vor dem 1./l. 1900 begangenen Ehebruchs nach dem 1./l. 1900 
Klage oder Widerklage auf Scheidung erheben? (nein.) D. Recht- 
sprech. d. O.L.G. 1, 142. | 

18. E.d. R.Ger., III C.S., 3./10. 99. Kann bei einer mangels 
freien Consenses ungültigen Ehe die nachträgliche Genehmigung d. 
Ehe nur unbedingt abregeben werden? (Nein.) Entsch. 44 no. 35 
S. 147. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die katholische 
Kirche, sowie die katholische und evangelische Kirche 
gemeinsam. 


5. Baden, V. 21./2. 1900 betr. weltl. Feier der Sonn- u. Fest- 
tage. A. f. k. K.R. 80, 583. 

6. Nach Verf. d. preuss. Justizministers 27./4. 79 ist den 
Geistl. von Ehescheidungs- und Sühneterminen Kenntniss zu geben. 

7. Sachsen-Meiningen. G..v. 18./8. 1599, betr. die reli- 
giöse Erziehung. (G.S. S. 449.) 


Art. 1. 
Insofern nicht auf Grund der nachstehenden Vorschriften 
(Art. 2—6) ein anderes bestimmt wird, sind eheliche Kinder in 
der Religion des Vaters, uneheliche in der der Mutter zu erziehen. 


Art. 2. 

Für das Recht, zu bestimmen, in welchem religiösen Bekennt- 
niss ein Kind zu erziehen ist, sind, soweit sich nicht aus den 
Art. 3—4 etwas anderes ergiebt, die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gresetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die Person des 
Kindes zu sorgen, massgebend. 


Art. 3. 

So lange der Vater lebt, kann die Mutter das religiöse Be- 
kenntniss eines gemeinschaftlichen Kindes ohne Einwilligung des 
Vaters, auch wenn er nicht die Sorge für die Person des Kindes 
hat, nicht ändern, es sei denn; | 
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1. dass ihr die elterliche Gewalt zusteht, 
oder 
2. dass im Falle der Scheidung der Ehe oder der Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft der Vater allein für schuldig er- 
klärt ist, 
oder 
3. dass der Vater wegen Geisteskrankheit entmündigt und nach 
Feststellung des Vormundschaftsgerichts die Aussicht auf 
\Wiederherstellung ausgeschlossen ist. 


Art. 4. 

Die von dem Vormund und dem Pfleger getroffenen Bestim- 
mungen bedürfen der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Vor der Entscheidung soll das Vormundschaftsgericht ausser 
den Erziehungsberechtigten auch Verwandte oder Verschwägerte 
des Kindes, sofern dies ohne erhebliche Verzögerung und ohne 
unverhältnissmässige Kosten geschehen kann, sowie das Kind selbst 
hören, wenn es das 14. Lebensjahr erfüllt hat. 8 1847 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. 


Art. 5. 

Wird die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts zu einer 
Aenderung des Bekenntnisses versagt, so ist das Kind in dem bis- 
herigen Bekenntnisse weiter zu erziehen. 

Fehlt es nach der Versagung der Genehmigung des Vormund- 
schaftsgerichts an einer Bestimmung, oder stellt sich die vom 
Vater oder von der Mutter getroffene Bestimmung als ein Miss- 
brauch des Rechtes der Sorge für die Person des Kindes oder als 
das geistige Wohl des Kindes gefährdend dar, so kann das Vor- 
mundschaftsgericht an Stelle des Erziehungsberechtigten die Be- 
stimmung treffen, bezw. die vom Vater oder von der Mutter ge- 
troffene Bestimmung ändern. 

Art. 4 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 


Art. 6. 
Wenn ein Kind aus der Volksschule entlassen ist, oder das 
zur Entlassung erforderliche Lebensalter erreicht hat, kann ohne 
seine Zustimmung eine Aenderung des Religionsbekenntnisses nicht 
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mehr beschlossen werden. Der Vormundschaftsrichter hat festzu- 
stellen, ob die Zustimmung erfolgt ist. 


Art. 7. 
Die Bestimmungen in Art. 10 Abs. 4 des Gesetzes vom 
9. September 1844, Art. 15 des Gesetzes vom 22. Mai 1856 und 
in Art. 7 des Gesetzes vom 7. Dezember 1878 treten ausser Kraft. 
Unberührt bleibt die Vorschrift in Art. 26 des Volksschulgesetzes 
vom 22. März 1875. 


8. Schwarzburg-Sonderslhausen. Ministerial- Bekannt- 
machung, die kirchlichen Dissidenten betreffend. — Vom 1. März 


1900. G.S. 8. 155. 

Im Anschluss an $ 10 des Artikel 5l des Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 29. Juli 1899 werden die Be- 
stimmungen des Gesetzes vom 1. März 1872, die Einführung von 
Civilstandsregistern für kirchliche Dissidenten betreffend, insoweit 
dieselben nicht in Folge des Reichsgesetzes über die Beurkundung 
des Personenstandes und die Eheschliessung ausser Wirksamkeit 
getreten sind (vgl. Ministerialbekanntmachung vom 19. Januar 1876, 
den Wegfall der Fortführung besonderer gerichtlicher Civilstands- 
register für kirchliche Dissidenten betreffend), hiermit erneut be- 
kannt gemacht. 


Sondershausen, den 1. März 1900. 


Fürstlich Schwarzburg. Ministerium. 
Petersen. 


81. 


Der Austritt einer Person aus der Landeskirche oder einer 
der anderen im Fürstenthume anerkannten christlichen Religions- 
parteien und resp. der Eintritt in eine neben diesen christlichen 
Konfessionen bestehende oder sich bildende Religionsgesellschaft kann 
nur erst nach zurückgelegtem 21. Lebensjahre und durch eine vor 
dem Amtsgerichte, in dessen Sprengel jene Person wohnt, persön- 
lich zu Protokoll abzugebende Erklärung erfolgen, wobei aber jene 
Person glaubhaft nachzuweisen hat, dass sie dem Pfarrer ihrer 
Parochie vier Wochen vorher die Absicht, auszutreten, mit- 
retheilt hat. 
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Ueber die religiöse Erziehung und Unterweisung der nicht 
christlich getauften Dissidentenkinder bis zum 14. Lebensjahre ent- 
scheidet der Vater, bei unehelichen Dissidentenkindern die Mutter. 

Vom vollendeten 14. Lebensjahre ab steht es bei einem Reli- 
gionswechsel der Eltern den Kindern frei, ob sie diesen folgen 
oder ihre zeitherige Religion beibehalten wollen. 


S 2. 

Die in Gemässheit des $ 1 aus ihrer bisherigen Kirchen- 
gemeinschaft ausgetretenen Personen sind in gerichtlich zu führende 
Register (Dissidenten-Register) einzutragen, deren Einrichtung 
durch Verordnung näher bestimmt werden wird. 

Beim Austritt eines Israeliten aus seiner Religionsgemein- 
schaft und resp. Eintritt in eine Dissidentengemeinde findet die 
in diesem Gesetze vorgeschriebene bürgerliche Beurkundung An- 
wendung. 

Die Führung der Dissidenten-Register liegt den Amts- 
gerichten ob. 

Ss 4. 

Die Zuständigkeit des Gerichts zur Eintragung des Falles in 
das Dissidenten-Register wird durch den Ort, wo der Austritt er- 
folgt ist, bestimmt. 

9. Ministerialverordnung, die Führung der Dissidentenregister 
betreffend. — Vom 1. März 1900. 

Unter Aufhebung unserer Verordnung vom 1. März 1872 ver- 
ordnen wir zur Ausführung des Gesetzes vom 1. März 1872, die 
Einführung von Civilstandsregistern für kirchliche Dissidenten be- 
treffend (vgl. Ministerialbekanntmachung vom 1. März 1900), ander- 
weit, was folgt: 


Sa 


Ueber die nach $ 1 des Gesetzes erfolgte Anmeldung des be- 
absichtigen Austritts aus einer vom Staate anerkannten christ- 
lichen Religionspartei hat der Pfarrer, sofern nach Ablauf von vier 
Wochen darum nachgesucht wird, ein Zeurmniss auszustellen. Zu- 
ständig ist der der Konfession des Austretenden angehörende 
Pfarrer des Wohnortes oder dauernden Aufenthaltsortes. In Er- 
mangelung eines solchen Geistlichen kann von dem Nachweise der 
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erfolgten Anmeldung des beabsichtigten Austrittes abgesehen 
werden. 
S 2. 

Die Anıtsgerichte haben, sobald ein Anlass zur Eintragung 
gereben ist, das Dissidentenregister nach dem beigedruckten Muster 
anzuleren !. Die einzelnen Spalten sind dem Vordruck gemäss aus- 
zufüllen. Die bereits angelegten Regrister, in welche Eintragungen 
stattrefunden haben, sind nach Ergänzung bezw. Abänderung des 
Spaltenvordrucks weiterzuführen. 


Die Eintragungen in das Dissidentenrerister erfolgen auf 
Grund einer Verfügung des Amtsgerichts durch den Gerichts- 
schreiber und sind von diesem zu unterschreiben. 

Den Betheiligten sind auf Verlangen das Dissidentenregister 
wie auch die einschlägigen Verhandlungen, welche zu besonderen 
Sammelakten genommen werden, zur Einsichtnahme vorzulegen, 
auch Auszüge daraus zu ertheilen. 


Ss 4+. 

Die Amtsgerichte haben von jeder geschehenen Eintragung 
eines Austrittes in das Dissidentenregister den bisherigen Geist- 
lichen des Ausgetretenen in Kenntniss zu setzen. 

Ss. 

Am Schlusse jeden Jahres haben die Anıtsgerichte beglaubigte 
Abschriften der erfolgten Registereintragungen an das Fürstliche 
Ministerium, Justizabtheilung, einzusenden. 

10. Ministerialverordnung, die Ausführung des Art. 5l des 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 19. Juli 
1899 (Religiöse Kindererziehung) betreffend. — Vom 1. März 
1900. — 

Auf Grund der Bestimmung in Art. 69 des Ausführungs- 
wesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 19. Juli 1899 ver- 
ordnen wir zur Ausführung des Art. 51 des Gesetzes, was folgt: 


! Nicht mit abgedruckt. 
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81. 


Zur Entgegennahme der Erklärungen gemäss $ 6 und $ 9 
Abs. 2, sowie zur Führung der Austrittsregister sind die Fürst- 
lichen Amtsgerichte je für ihren Bezirk zuständige. 


Sr 

Zur Entgegennahme der Erklärung gemäss $ 9 Abs. 1 ist der 
der Konfession des Gresuchsstellerss angehörende Geistliche des 
Wohlnortes oder dauernden Aufenthaltsortes zuständige, welcher 
auch das Belehrungszeueniss auszustellen hat. Im Ermangelung 
eines solchen Geistlichen kann von der Vorschrift in $S 9 Abs. 1 
abgesehen werden. 

Bei Abgabe, Ueberreichunz oder Tebersendung der Austritts- 
erklärung ist dem Amtsgerichte alsbald das Belehrungszeugniss 
mitvorzulezen. Ist der Austrefende hierzu ausser Stande, so ist 
die Aastrittserklärung zwar entgegenzunehmen, jedoch die Nach- 
bringung des Zengnisses binnen angemessener Frist anzuordnen. 

Die Eintraeung in das Austrittsregister darf erst nach Ein- 
gang des Belehrungszıugnisses erfolgen, es sei denn, dass der zu- 
ständige Geistliche die Ausstellung desselben, obwohl der Aus- 
tretende sich zur Belehrung gestellt hat, verweigert. Solchenfalls 
hat das Amtsgericht dem Geistlichen behufs Ausstellung des Zeug- 
nisses eine angemessene Frist zu setzen, nach deren {rnchtlosem 
Ablaufe von dem Erfordernisse der Zeugmissbeibringung abzu- 
sehen ist. 

SH. 

Die Amtsgerichte haben das Austrittsregister nach dem bei- 
gedruckten Muster! anzulegen, sobald Anlass zu einer Eintragung 
gereben ist. Die einzelnen Spalten sind dem Vordrucke gemäss 
auszufüllen. 

Ss. 

Die Eintragungen erfolgen auf Grund einer Verfügung des 

Amtsgerichts durch den Gerichtsschreiber und sind von diesem zu 


unterschreiben. 


' Nicht mit abredruckt. 
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Den Betheilirten sind auf Verlangen das Austrittsregister wie 
die einschlägigen Verhandlungen, welche zu besonderen Sammel- 
akten genommen werden, zur Einsichtnahme vorzulegen, auch Aus- 
zige daraus zu ertheilen. 

S 6. 

Die Amtsgerichte haben von jeder geschehenen Eintragung in 
das Austrittsregister den bisherigen Geistlichen des Ausgetretenen 
in Kenntniss zu setzen. 

2 Ste 

Am Schlusse jeden Jahres haben die Amtsgerichte beglaubigte 
Abschriften der erfolgten Registereintragungen an das Fürstliche 
Ministerium, Justizabtleilung, einzusenden. 

ll. Reuss j. L., Volksschulgesetz 31./7. 1900. G.S. S. 139. 

12. Württemberg. G. 51./2. 99 betr. d. Einkommens- 
verhältn. d. Volksschullehrer, d. Trennung d. Messnerdienstes v. 
Schulamte u. d. Rechtsverhältnisse d. Lehrerinnen an Volksschulen. 
Dazu Minist.-Verf. 20./1. 1900. Kons.-Erl. 9./3. 1900. A. K,Bl. 
1900, 345. 

13. Italien. G. +4./6. 99 über Erhöhung der Congrua. Dazu 
Reglement bestätigt durch Kön. Decret v. 25.j8. 


Evangelische Kirchengesetze. 


21. Preussen, G. 7./7. 1900 betr. d. Ruhegehalt d. Orga- 
nisten, Kantoren u. Küster u. die Fürsorge für ihre Hinterbliebenen 
in d. ev. Landesth. d. älteren Provinzen. Ges. S. 279. Kirchl. 
G.- u. V.-Bl. S. 67. 

22, Preussen, Instr. d. Ev. Oberkirchenraths zur Ausführ. 
d. Kirchengesetze betr. d. Ruherehalt d. Kantoren, Organisten u. 
Küster u. d. Fürsorge für ihre Hinterbliebenen v. 7./7. 1900. K. 
G.- u. V.-Bl. S. 81. 

23. Regul. betr. d. Geschäftsführung d. ev.-luth. Stadtsynode 
zu Frankfurt a. M. u. ihres Vorstandes, 4./4. 1900. A. K.-Bl. 
639. 

24. Regul. betr. d. Besoldung d. ev.-luth. Geistlichen in den 
zuschussbedürftigen Gemeinden des Stadtsynodalkreises Frank- 
furt a. M., 31.73. 1900. A. K.-Bl. 642. 
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25. Hannov.-luth. K. K.-G. 5./5. 1900 betr. Ruhegehalts- 
ordnung f. d. Geistlichen. K. Amtsbl. 35. 

26. K.-G. 3./5. 1900 wegen Abänderung d.K.-G. v. 22./12. 1870 
betr. d. Wahlen d. Pfarrer. Ges. S. 135. 

27. K.-G. 15./5. 1900 betr. Ruhegehaltsordnung f. d. Geist!. 
Ges. S. 136. 

28. K.-G. betr. d. Vertretg. d. ev.-luth. K. d. Bezirks-Synod.- 
Verbands in vermögensrechtl. Angelegenh. 24./5. 1900. G.-S. S. 142. 

29. Staatsges. dazu 25.,/5. 1900 ıb. 145. | 

30. K.-G. 7./6. 1900 betr. die Bildung von Gesammtverbänden. 
Kirchl. Amtsbl. 107. 

3l. Staatswesetz dazu v. 8.;6. Ib. 109, 

32. K.-G. 17./6. 1900 wegen Abänderung des K.-Ges. v. 16. 6. 
1875 u. 18./6 1892 betr. die Aufhebung der Gebühren für kirchl. 
Aufgebote u. Trauungen u. der Taufgebühren. Ib. 110. (Preuss. 
G.-S. S. 275.) 

33. G. üb. d. Ausübung der Rechte des Staates gegenüber 
den Gesammtverbänden in d. ev.-luth. Kirche d. Prov. Hannover. 
1./10. 1900. G.-S. S. 359. 

31. K.-G. 12.,7. 1900 betr. Agende. Ges. 8. 270. 

35. Bek. d. Landeskonsist. 22./9. 1900 betr. Abtrennung der 
niederen Küsterdienste von den Volksschullehrerstellen. K. Amtsbl. 
125. 

36. Sachsen, V. d. Landeskons. 18./4. 1900 betr. die Ver- 
pflichtung d. Geistl. A. K.-Bl. 292. 

37. Hessen, G. 21./3. 1900 betr. die allgem. geistl. Wittwen- 
kasse. A. K.-Bl. 379. 

38. Meckl.-Schwerin, V. 4./1. 1900 betr. d. Emeritirung 
ev.-luth. Geistlicher. Rer.-Bl. S. 57. 

39. Satzg. betr. d. Emeritirungskasse 21./6. 1900 S. 293. 

40. Schaumburg-Lippe, V. betr. Erlass einer Synodal- 
Ordnung f. d. ev.-luth. Landeskirche 10./5. 1900.  Landesverord- 
nuneen 8. 251. 

41. Siebenbürgen A.-B., Rundschr. d. Landeskons. 30.;8. 
1599 betr. d. Satzungen der allgemeinen Pensionsgehalte. A. K.-Bl. 
302. 


Berichtigung. 
Der oben S. 113 Kawerau als Herausg. von Möller gemachte Vorwurf 
muss zurückgenommen werden, da die 8. 68 vermissten Schriften an anderer 


Stelle eitirt werden. 


E. Fr. 


» 
» 


Perlag von Ferdinand Enke in Sfuffgart. 
Soeben erfchien: 


Meurer, Brof. Dr. Chr., Bayerijches Kirchen: 


" Drei Bände. II. Band: Bayerifches Pfründe- 
vermogensrect. recht. gr. 8°. geh. M. 16.—. 


Der erjte Band: Bayerifhes Kirchenftiftungsredht. gr. 8°. geh. M. 10.— 
erichien 1899. 


Herdersche Verlagshandlung, Freiburg im Breisgau. 


Soeben ist erschienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Sägmüller, Dr. J. B., Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts. Drei Teile. gr. 8°. 


Erster Teil. Einleitung. Kirche und Kirchenpolitik. Die 
Quellen des Kirchenrechts. (VIII u. 144 S) M.2 


Herdersche Verlagshandlung, Freiburg im Breisgau. 


Soeben ist erschienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Meyer, Th., S. J., Institutiones Iuris Naturalis seu Philo- 
sophiae Moralis unfversae secundum prineipia S. Thomae Aquinatis 
ad usum scholarem adornavit. Zwei Bände. gr. 8°. 


Pars II. Ius Naturae speciale. (XXVI u. 852 S.) M.9; geb. 
in Halbfranz M. 11. 
Früher ist erschienen: 
Pars I. Ius Naturae generale, continens ethicam generalem et ius sociale in 
genere. (XXXII u. 498 S.) M. 6; geb. M. 7.60. 
Bildet einen Bestandteil der „ „Philosophia Lacensis“, welche nunmehr zum Abschluss 
gelangt ist. 


Die BRUNS Sammlung umfasst 11 Bände zum Preise von M. 66; geb. in Halb- 
franz M. 84.70 


schen er EN : 


Johann von Wiclif’s 


Lehren von der Einteilung der Kirche und von der 
Stellung der weltlichen Gewalt. 
Von 
Dr. Hermann Fürstenau, 
Privatdozent an der Universität Berlin. 


Gr. 8°. 2.80 M. 


Die 


Deutsche Juristen-Zeitung, 


herausgegeben von 
Professor Dr. Laband, Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Stenglein, 
Justizrat Dr. Staub, 


begann am 1. Januar 1901 ihren VI. Jahrgang. Auch für die 
Folge wird sie, dank der Mitarbeit der hervorragendsten Ver- 
treter aller Kreise des Juristenstandes, ihrem Ziele getreu bleiben, 
ein Centralorgan für den gesamten Juristenstand zu sein, und 
sich dementsprechend in besonderen Abhandlungen mit allen 
juristischen Tagesfragen und sämtlichen Materien aus dem Ge- 
samtgebiete der Rechtswissenschaft und des Verwaltungsrechts 
beschäftigen, in jeder Nummer die „Juristische Rundschau“ von 
Staub, eine Litteraturübersicht, die Rubriken „Neue Gesetze“ 
und Personalien und in der Beilage die wichtigsten Urteile der 
höchsten Gerichte des Reichs und der Einzelstaaten durch Mit- 
glieder der einzelnen Gerichtshöfe selbst veröffentlichen. 

Die erste Nummer des neuen Jahrganges enthält an 
grösseren Beiträgen: 

Laband, Prof., Die Anträge auf Errichtung eines Staats- 

gerichtshofes für das Deutsche Reich; 
Stranz, Rechtsanwalt, Zum ersten Geburtstage des Bürger!. 


(Gesetzbuchs; 
van Calker, Prof., Unser Strafgesetzbuch. Ein Rück- 


und Ausblick; 
Opet, Privatdozent, Die Grenzen der Theatercensur; 
Neumann, Rechtsanwalt, Zwangsvollstreckung in beweg- 
liche, dem Schuldner nicht gehörende Sachen, 
usw. usw. 

Die „DJZ.“ erscheint am 1. und 15. jeden Monats zum 
Preise von M. 3,50 vierteljährlich. Zu beziehen durch alle 
Buchhandlungen und Postanstalten sowie direkt vom Verlage, 
Berlin W. 35, Steglitzerstr. 58. Probenummern sowie Inhalts- 
übersicht des letzten Jahrganges nebst Verzeichnis der Mit- 
arbeiter gratis und franko. | 


En €. A. Wagner’s Universitäts-Buchdruckerei, Freiburg i. B. 
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